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In der aufgeregten Debatte über Historiker im Nationalsozialismus hat man sich bis­
her vor allem auf personelle und institutionelle Kontinuitäten zwischen Weimar und dem 
Dritten Reich konzentriert und die Mitwirkung einzelner Gelehrter an der Vorbereitung 
des Holocaust thematisiert; was „Ostforschung" praktisch bedeutete und welche fatalen 
Konsequenzen sie haben konnte, war dagegen kein Thema. Andreas Kossert schließt 
diese Lücke, und zwar am Beispiel Masurens, wo die mehrheitlich polnischsprachige 
slawische Bevölkerung schon seit dem Kaiserreich beträchtlichem Assimilierungsdruck 
ausgesetzt war, der nach dem Ersten Weltkrieg weiter zunahm und nach 1933 in eine 
aggressive Germanisierungspolitik umschlug. Sie wurde unter massiver Mithilfe von 
Wissenschaftlern ins Werk gesetzt. In Masuren, so lautete das Ziel, sollten alle polnisch-
slawischen Spuren ein für alle Mal beseitigt werden. 

Andreas Kossert 

„Grenzlandpolitik" und Ostforschung 
an der Peripherie des Reiches 
Das ostpreußische Masuren 1919-1945 

Einleitung 

Das südliche Ostpreußen - Masuren - bildete mit seiner herben, ursprünglichen 
Natur einen elementaren Bestandteil des deutschen Mythos Ostpreußen. Hier, 
an der Grenze zum slawisch-baltischen Kulturraum, im „Land der dunklen Wäl­
der und kristallnen Seen" - wie es im Ostpreußenlied hieß - , im äußersten Osten 
des Reiches lag ein Faszinosum deutscher Geschichte des 20. Jahrhunderts, das 
spätestens nach dem Ersten Weltkrieg die deutsche Öffentlichkeit in seinen Bann 
zog. Mit dem Untergang des Deutschen Reiches entschwand Masuren nach 1945 
zunehmend aus dem deutschen Blickfeld. Lediglich Siegfried Lenz lieferte mit 
seinen Masurischen Geschichten „So zärtlich war Suleyken" und dem Roman 
„Heimatmuseum" einen literarisch weithin vernehmbaren Abgesang auf diese ver­
sunkene Welt. 

Durch seine spezifische ethnische Struktur spielte Masuren nach 1918 eine 
besondere Rolle als „Grenzland" im deutsch-polnischen Konflikt. Als Kernbe­
standteil Altpreußens hatte das südliche Ostpreußen territorial nie zu Polen 
gehört, es hatte aber eine mehrheitlich polnischsprachige Bevölkerung, die 
durch ihren Protestantismus allerdings jahrhundertelang in engster loyaler Ein­
heit mit dem Gesamtstaat Preußen stand. Nach dem Ersten Weltkrieg bot sich 
hier ein wissenschaftliches Experimentierfeld für die praktische Anwendung der 
Thesen aus der „Volks- und Kulturbodentheorie". 

Seit dem 42. Historikertag in Frankfurt am Main im Herbst 1998 findet das 
Thema „Deutsche Historiker im Nationalsozialismus" eine breite öffentliche 
Rezeption. Nachdem der mitunter hitzigen Debatte die Emotionalität entzogen 
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und sie aus den Feuilletons wieder in die Forschung zurückverwiesen wurde, setzt 
eine Versachlichung ein. Die Kernfrage des gesamten Forschungsspektrums 
bezieht sich auf den Grad der politischen Funktionalisierung der Historiker und 
die geistig-kulturellen Ursachen ihres Engagements nach dem verlorenen Ersten 
Weltkrieg. Nach den Gebietsabtretungen wurde über alle Parteigrenzen hinweg 
die Forderung nach umfassenden Grenzrevisionen laut, überall blühte ein ver­
stärktes Interesse für die gemischtethnischen Grenzregionen des Reiches sowie 
die deutschen Minderheiten, die außerhalb Deutschlands lebten. 

Bei der Analyse der Literatur zur Ostforschung fällt deren bisweilen polemi­
sche Zuspitzung auf prominente Persönlichkeiten auf, eine Untersuchung kon­
kreter regionaler Beispiele blieb jedoch bislang aus. Das Interesse konzentrierte 
sich vor allem auf die Beteiligung einzelner Historiker an der Vorbereitung der 
Vernichtung der europäischen Juden, während die Genese der „Ostforschung" 
als Erforschung der gemischtethnischen Zonen und „Inseln deutschen Volks­
tums" in Ostmitteleuropa kaum zur Sprache kam. Dabei waren seit den zwanziger 
Jahren zahlreiche Regionen in das Blickfeld der Forschung geraten. Neben dem 
hier zu behandelnden Masuren existierten gemischtethnische Gebiete im südli­
chen Ermland, im nordöstlichen Ostpreußen, in Hinterpommern, in der Ober-
und Niederlausitz sowie in Oberschlesien. Jenseits der Reichsgrenzen gab es fer­
ner die Kaschuben nördlich und westlich von Danzig sowie die evangelischen 
Polen im südlichen Teil der ehemaligen Provinz Posen sowie die gemischtethni­
schen Regionen im Westen, wie etwa Nordschleswig, Friesland oder das Elsaß. 
Doch entfaltete die „Westforschung" im Vergleich zur „Ostforschung" nach 1933 
ungleich geringere politische Wirkungen1. 

Masuren, als ethnisch gemischtes Gebiet auf das engste mit der deutschen und 
polnischen Kultur verbunden, lieferte dem Theorem der „Volks- und Kulturbo­
denforschung" der Weimarer Republik ein praktisches wissenschaftliches Betäti­
gungsfeld. Die leitende Frage ist, inwieweit am regionalen Beispiel qualitative 
Unterschiede vor und nach 1933 sichtbar werden. Dabei muß besonders unter­
sucht werden, ob sich das Wissenschaftsverständnis geändert hat und inwiefern 
nach 1933 ein totalitäres Regime neue Wege in der Umsetzung der Germanisie-
rungspolitik suchte. 

Aufgabe und Ziel dieser Studie ist es, die praktische Implementierung wissen­
schaftlicher Theorien und ihrer Konsequenzen in einer Region zu veranschauli­
chen und damit einen Beitrag zur gegenwärtigen Diskussion über die Funktiona­
lisierung und aktive Partizipation der deutschen Wissenschaft am Nationalsozialis­
mus zu leisten. Enthüllende biographische Novitäten sind dabei ebenso wenig zu 
erwarten wie grundlegende theoretische Neuansätze. Vielmehr soll am Beispiel 
Masuren gezeigt werden, wie in bestimmten Forschungskonzeptionen seit 1918 
politische Argumente eingeführt wurden, die schließlich auch funktionalisiert 
werden konnten. Es geht also um die Beweggründe, ideologischen Modelle sowie 

1 Vgl. dazu vor allem Peter Schöttler, Von der rheinischen Landesgeschichte zur nazistischen 
Volksgeschichte oder Die „unhörbare Stimme des Blutes", in: Winfried Schulze/Otto Gerhard 
Oexle (Hrsg.), Deutsche Historiker im Nationalsozialismus, Frankfurt a.M.1999, S. 89-113. 
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ihre konkreten Konsequenzen vor und nach 1933. Wissenschaft stand damals 
allein unter dem Banner der Legitimationsforschung, die vermeintliche nationale 
Besitzstände reklamierte und festschrieb. Ein klares Freund-Feind-Schema 
erlaubte - wie Peter Schöttler feststellte - nur zwei Optionen: Staatsräson oder 
Subversion, Nationalismus oder Defätismus. Diese absurden ideologischen Alter­
nativen waren derart prägend, daß sich ihnen kaum ein deutscher Wissenschaft­
ler entziehen konnte2. Was in der Weimarer Republik begann, setzte sich mit ver­
änderten ideologischen Koordinaten nach 1933 fort3. 

Durch die personelle und, gerade im Bereich der deutschen Osteuropafor­
schung, auch konzeptionelle Kontinuität war Selbstkritik der unmittelbar an den 
Geschehnissen beteiligten Historiker nach 1945 kaum zu erwarten. Eine Beschäf­
tigung mit der Geschichte der eigenen Zunft setzte in verstärktem Maß erst nach 
der Änderung des politischen Koordinatensystems in Mitteleuropa nach 1989 
ein4. Ihren Höhepunkt erreichte dieser Trend auf dem bereits erwähnten Histori­
kertag 1998, in dessen Umfeld zahlreiche neue Forschungen entstanden5. In 
einem Sammelband faßten Winfried Schulze und Otto Gerhard Oexle den Stand 
der Forschungen Ende 1999 zusammen6. Besonders bedeutsam erwies sich die 

2 Peter Schöttler, Einleitende Bemerkungen, in: Ders. (Hrsg.), Geschichtsschreibung als Legi­
timationswissenschaft 1918-1945, Frankfurt a.M. 1997, S. 7. 
3 Vgl. zur Politisierung der Ostforschung auch Hans-Erich Volkmann, Historiker im Banne der 

Vergangenheit. Volksgeschichte und Kulturbodenforschung zwischen Versailles und Kaltem 
Krieg, in: Zeitschrift für Geschichtswissenschaft 49 (2001), S. 5-12, hier S. 8. 
4 Vgl. zur Frühphase der Studien zur „Ostforschung" Eduard Mühle, „Ostforschung". Beob­

achtungen zu Aufstieg und Niedergang eines geschichtswissenschaftlichen Paradigmas, in: Zeit­
schrift für Ostmitteleuropa-Forschung 46 (1997), S. 317-350; Christoph Kleßmann, Osteuropa­
forschung und Lebensraumpolitik im Dritten Reich, in: Aus Politik und Zeitgeschichte 
B 7/1984, S. 33-45. Vor allem das 1988 erschienene Buch von Michael Burleigh, Germany 
Turns Eastwards. A Study of Ostforschung in the Third Reich, Cambridge/New York 1988, 
belebte die Debatte. Vgl. des weiteren Götz Aly/Susanne Heim, Vordenker der Vernichtung. 
Auschwitz und die deutschen Pläne für eine neue europäische Ordnung, Hamburg 1991. 
Bereits in den siebziger Jahren befaßte sich die polnische Historiographie mit der Rolle der 
„Ostforschung" in der antipolnischen Propaganda. Vgl. u.a. Karol Fiedor, Bund Deutscher 
Osten w systemie antypolskiej propagandy, Warschau/Breslau 1977. 
5 Vgl. Ingo Haar, Historiker im Nationalsozialismus. Deutsche Geschichtswissenschaft und der 
„Volkstumskampf' im Osten, Göttingen 2000. Vgl. auch Götz Aly, Macht - Geist - Wahn. Konti­
nuitäten deutschen Denkens, Berlin 1997; ders., „Daß uns Blut zu Gold werde". Theodor Schie­
der. Propagandist des Dritten Reiches, in: Menora. Jahrbuch für deutsch-jüdische Geschichte 
1998, S. 13-27, dessen Thesen neben Ingo Haars die heftigste Kontroverse auslösten. Einen 
unkritischen apologetischen Ansatz vertritt Martin Burkert, wodurch seine Darstellung keine 
neuen Erkenntnisse birgt. Vgl. Martin Burkert, Die Ostwissenschaften im Dritten Reich. Teil 1: 
Zwischen Verbot und Duldung. Die schwierige Gratwanderung der Ostwissenschaften zwischen 
1933 und 1939, Wiesbaden 2000. 
6 Vgl. Schulze/Oexle (Hrsg.), Deutsche Historiker im Nationalsozialismus. Darin vor allem für 

diese Studie von Bedeutung: Götz Aly, Theodor Schieder, Werner Conze oder Die Vorstufen der 
physischen Vernichtung, S. 163-182, Wolfgang J. Mommsen, Vom „Volkstumskampf' zur natio­
nalsozialistischen Vernichtungspolitik in Osteuropa. Zur Rolle der deutschen Historiker unter 
dem Nationalsozialismus, S. 183-214, und Ingo Haar, „Kämpfende Wissenschaft". Entstehung 
und Niedergang der völkischen Wissenschaft im Wechsel der Systeme, S. 215-240. 
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Studie von Michael Fahlbusch über die „Volksdeutschen Forschungsgemeinschaf­
ten 1931-1945"7, aber auch Untersuchungen über regionale Zentren der „Ostfor­
schung" erzielten verstärkte Aufmerksamkeit8. Doch hier dominierten vorwie­
gend historiographiegeschichtliche Arbeiten sowie terminologische Begriffsklä­
rungen, während die praktische Umsetzung der Forschungen in Ostmitteleuropa 
vernachlässigt wurde. 

Forschungen über Ostpreußen stehen noch am Anfang - und zwar für die Wei­
marer Jahre ebenso wie für den Nationalsozialismus. Bis in die achtziger Jahre hin­
ein herrschten Darstellungen vor, die die Zeit zwischen 1933 und 1945 schlicht als 
eines der vielen Kapitel ostpreußischer Verwaltungsgeschichte abhandelten9. Der 
1933 einsetzende Terror mit seinen verheerenden Konsequenzen für die Minder­
heiten in der Provinz wurde geflissentlich ignoriert. Einen gewissen Fortschritt 
markierten die Studien von Gerhard Reifferscheid mit dem Schwerpunkt auf dem 
katholischen Ermland10, in denen die NS-Zeit nicht ausgeblendet wurde, während 
die unter persönlichen biographischen Eindrücken stehenden Dokumentationen 
evangelischer Pfarrer der „Bekennenden Kirche" die Rolle ihrer eigenen Anhän­
gerschaft nachträglich verklärten11. Eine Quellensammlung amtlicher Dokumente 
über die Kriegsjahre vermittelt die interne und damit unzensierte dramatische Ein­
schätzung der Lage Ostpreußens durch die NS-Behörden12. Von polnischer Seite 
liegt eine Studie zur Frühphase der NSDAP in der Weimarer Republik vor, die 
jedoch kaum mehr als eine Grundlage für eine übergreifende Synthese bieten 
kann13. Eine sozial- und wirtschaftsgeschichtliche Analyse der letzten Jahre der Wei-

7 Vgl. Michael Fahlbusch, „Wissenschaft im Dienst der nationalsozialistischen Politik?" Die 
„Volksdeutschen Forschungsgemeinschaften" von 1931-1945, Baden-Baden 1999. 
8 Vgl. u.a. Jörg Hackmann, „Der Kampf um die Weichsel". Die deutsche Ostforschung in Danzig 
1918-1945, in: Zapiski Historyczne 53 (1993), S. 37-57; Martin Balzer, Die Osteuropa-Forschung 
an der Universität Breslau in den Jahren 1930 bis 1942 [Unveröffentlichte Magisterarbeit] Ham­
burg 1996; Ingo Haar, „Revisionistische" Historiker und Jugendbewegung. Das Königsberger Bei­
spiel, in: Schöttler (Hrsg.), Geschichtsschreibung als Legitimationswissenschaft, S. 52-103. 
9 So z.B. die von Walther Hubatsch angeregte Dissertation über die Verwaltung des Regie­
rungsbezirks Allenstein, die keine kritische Anmerkung zur „Machtergreifung" enthält, sondern 
sie ausschließlich verwaltungstechnisch darstellt. Vgl. Adalbert Josef Nobis, Die preußische Ver­
waltung des Regierungsbezirks Alienstein 1905-1945, München 1987. 
10 Vgl. Gerhard Reifferscheid, Das Bistum Ermland und das Dritte Reich, in: Zeitschrift für die 
Geschichte und Altertumskunde Ermlands. Beiheft 1, Köln/Wien 1975; ders., Die NSDAP in 
Ostpreußen. Besonderheit ihrer Ausbreitung und Tätigkeit, in: Zeitschrift für die Geschichte 
und Altertumskunde Ermlands 39 (1978), S. 61-85. 
11 Vgl. Hugo Linck, Der Kirchenkampf in Ostpreußen 1933 bis 1945. Geschichte und Doku­
mentation, München 1968; Manfred Koschorke (Hrsg.), Geschichte der Bekennenden Kirche 
in Ostpreußen 1933-1945. Allein das Wort hat's getan, Göttingen 1976. Zur Arbeiterbewegung 
vgl. Wilhelm Matull/Max Sommerfeld, Der Anteil der ostpreußischen Arbeiterbewegung gegen 
den Nationalsozialismus, in: Jahrbuch der Albertus-Universität Königsberg/Pr. 17 (1967), 
S. 164-178; Wilhelm Matull, Ostpreußens Arbeiterbewegung. Geschichte und Leistung im Über­
blick, Würzburg 1970. 
12 Vgl. Christian Tilitzki, Alltag in Ostpreußen 1940-1945. Die geheimen Lageberichte der 
Königsberger Justiz, Leer 1991. 
13 Bohdan Koziello-Poklewski, Narodowosocjalisticzna Niemiecka Partia Robotnicza w Prusach 
Wschodnich 1921-1933, Allenstein 1995. Vom selben Autor stammen auch: Ksztaltowanie sie 
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marer Republik im südlichen Ostpreußen bietet die Studie von Dieter Hertz-
Eichenrode14. Aus der Feder von Jörg Hackmann stammt eine historiographiege­
schichtliche Arbeit zur ost- und westpreußischen Landesforschung, die die wichtig­
sten deutschen Forschungslinien im 20. Jahrhundert herausarbeitet15. 

Masuren 

Masuren - der südliche und südöstliche Teil Ostpreußens - gehört zu der 
deutsch-slawischen Kontaktzone. In der Terminologie der zwanziger und dreißi­
ger Jahre bezeichnete man seine Bevölkerung stets als „nationale Zwischen­
schicht", als „Volksembryone" bzw. als „Kulturdeutsche mit nichtdeutscher Haus­
sprache". Bereits in der wilhelminischen Zeit bemühte man sich auf deutscher 
Seite, die ethnische Minderheit der Masuren in den Kontext ihrer Ostmarken­
politik einzubeziehen. Erklärtes Ziel war die möglichst weitgehende historische 

Masuren - in der Zwischenkriegszelt 

postaw politycznych ludnosci Mazur w okresie miedzywojennym, in: Janusz Jasinski (Hrsg.), 
Zagadnienia narodowosciowe w Prusach Wschodnich w XIX i XX wieku, Allenstein 1993, 
S. 121-131 [Osrodek Badan Naukowych im. Wojciecha Ketrzynskiego. Rozprawy i Materialy 
133]; Antyhitlerowska opozycja klasy robotniczej w Prusach Wschodnich, in: Komunikaty 
Mazursko-Warminskie 1995, S. 65-81. 
14 Vgl. Dieter Hertz-Eichenrode, Die Wende zum Nationalsozialismus im südlichen Ostpreußen 
1930-1932. Zugleich ein Beitrag zur Geschichte des Masurentums, in: Olsztynskie Studia Niem-
coznawcze 1, Allenstein 1986, S. 59-114 [Osrodek Badan Naukowych im. Wojciecha Ke<,tr-
zynskiego. Rozprawy i Materialy 98]. Vgl. auch ders., Politik und Landwirtschaft in Ostpreußen 
1919-1930. Untersuchung eines Strukturproblems in der Weimarer Republik, Köln-Opladen 
1969. 
15 Vgl. Jörg Hackmann, Ostpreußen und Westpreußen in deutscher und polnischer Sicht. 
Landeshistorie als beziehungsgeschichtliches Problem, Wiesbaden 1996. 
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und kulturelle Herauslösung der Geschichte Masurens aus ihrem ethnisch unbe­
streitbar polnischen Kontext. Damit wollte man einer vermeintlichen „polnischen 
Gefahr" begegnen, da 1872 der polnische Historiker Wojciech Ketrzynski einen 
Anspruch Polens auf Masuren als ethnisch polnisches Siedlungsgebiet angemel­
det hatte16. Ketrzynskis Appell an die Öffentlichkeit, die Masuren als „polnische 
Brüder" im politischen Bewußtsein zu verankern, war jedoch weitgehend unge-
hört geblieben. Dessenungeachtet bemühten sich polnische Kreise - finanziert 
aus Posen, Lemberg und Warschau - bis 1914, eine nationale polnische Stim­
mung in Masuren zu schaffen. Alle Versuche einer polnischen Einflußnahme in 
Masuren scheiterten jedoch kläglich. 

Allerdings riefen diese polnischen Bemühungen die deutsche Seite auf den 
Plan. Der preußisch-deutsche Staat forcierte seine als Präventivmaßnahme dekla­
rierte Germanisierungspolitik. 1895 begann man durch die wissenschaftliche 
Schaffung eines Kunsttopos „Masurisch" sukzessive den linguistischen Sondersta­
tus zu konstruieren, der das in Masuren gesprochene Polnisch von der polni­
schen Hochsprache trennen sollte17. Nach 1918 fand dieses Bemühen eine Fort­
setzung, das jedoch immer daran krankte, daß aus nichtdeutschen Masuren auf 
Biegen und Brechen „Deutsche" gemacht werden sollten. Nach der Wiederher­
stellung der Republik 1918 forderte Polen die Integration Masurens in den polni­
schen Staatsverband, was die deutsche Seite weiter empörte. Aber auch diesmal 
gelang es nicht, eine dauerhafte propolnische Bewegung ins Leben zu rufen, 
obwohl Warschau beträchtliche finanzielle Mittel für diese Kampagne eingesetzt 
hatte. 

Masurens Geschichte weist in vielfacher Hinsicht einzigartige Spezifika auf. Der 
Name der Region geht auf polnische Siedler zurück, die dem Werben des Deut­
schen Ordens und - nach dessen Säkularisierung - der preußischen Herzöge 
gefolgt und aus dem benachbarten polnischen Herzogtum Masowien nach Preu­
ßen gekommen waren. Bereits 1360 erwähnten Handfesten des Ordens polnische 
Siedler, die die „Große Wildnis" des preußischen Südens urbar machten. Mit der 
Säkularisierung des Ordensstaates 1525 übernahmen auch die polnischsprachi­
gen Untertanen automatisch die evangelische Konfession. Seit dieser Zeit entwik-
kelte sich im südlichen Preußen ein spezifischer polnischsprachiger Protestantis­
mus, der im multiethnischen Staat jahrhundertelang unbehelligt blieb. Die um 
1900 etwa 350.000 Personen umfassende Gruppe der Masuren in den Landkrei­
sen Osterode, Neidenburg, Orteisburg, Sensburg, Lötzen, Oletzko (seit 1928 in 
Treuburg umbenannt), Lyck und Johannisburg zeichnete sich durch einen stark 
borussisch gefärbten Königspatriotismus, die evangelische Konfession sowie 
gleichzeitig die polnische Sprache aus. Bis 1871 war der multiethnische Konsens 
unbestrittene Staatsräson Preußens. 

Mit dem deutschen Einigungsprozeß stieg jedoch der Wunsch nach einem eth­
nisch homogenen Nationalstaat. Als anderssprachiger Überrest einer scheinbar 

16 Vgl. Wojciech Ketrzynski, O Mazurach, Posen 1872. 
17 Vgl. Andreas Kossert, Preußen, Deutsche oder Polen? Die Masuren im Spannungsfeld des 
ethnischen Nationalismus 1870-1956, Wiesbaden 2001, S. 51-125. 
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versunkenen Welt paßten die Masuren nicht mehr in das zeitgenössische Bild. 
Nach 1871 erließ der ostpreußische Oberpräsident umfassende Germanisierungs-
maßnahmen. Seit 1888 war die polnische Sprache aus allen Schulstuben Masu-
rens verbannt. Auch die evangelische Kirche beteiligte sich aktiv an der Germani-
sierungspolitik und baute die polnischsprachige Seelsorge immer mehr ab, so 
daß sich mit erstaunlicher Geschwindigkeit ein Assimilierungsprozeß vollzog. Die 
ländliche Bevölkerung in Dorf und Familie blieb zwar bis zum Ersten Weltkrieg 
weitgehend polnischsprachig, allein die Kenntnis der deutschen Sprache bot 
aber soziale und wirtschaftliche Aufstiegschancen. Durch die allgegenwärtige 
Negativpropaganda über ihre kulturelle Rückständigkeit entstand bei den Masu­
ren sogar ein verinnerlichter Minderwertigkeitskomplex. Sie fühlten sich als „Bür­
ger zweiter Klasse", und Sprüche wie „Wo sich aufhört die Kultur, beginnt zu 
leben der Masur" hinterließen tiefe Wunden im masurischen Selbstbewußtsein. 
Daher gab es auch kaum Proteste gegen die radikale Germanisierungspolitik; die 
überwältigende Mehrheit schickte sich vielmehr in das Unvermeidliche, nicht 
wenige sahen sogar eine Chance, das ungeliebte slawische Habit abzulegen. Auch 
wirtschaftlich erhoffte sich die stets vernachlässigte Region mehr Impulse von 
außen, und schließlich hegten vor allem jüngere Masuren den Wunsch nach 
sozialem Aufstieg. Daher bemühten sie sich auch - wie vor allem in den Wahlen 
sichtbar wurde - um eine besonders deutliche Loyalitätsbekundung zugunsten 
deutsch-konservativer Parteien bzw. später zur NSDAP18. 

Im Rahmen der preußisch-deutschen Ostmarkenpolitik verstärkte sich der 
deutsch-polnische Antagonismus, der auf deutscher Seite zu einem latenten Anti-
polonismus führte. Mit der Wiederherstellung Polens in Form der Zweiten Repu­
blik 1918 entwickelte sich der Streit zu einem emotionalen deutsch-polnischen 
„Kampf um Masuren". Damit trat Masuren mit seiner eigentümlichen ethnischen 
Konstellation als „Objekt" auf die Bühne eines absurden nationalistischen Schau­
spiels19. 

Die Idee des „Volks- und Kulturbodens" in der Weimarer Republik 

Mit der militärischen Niederlage und den Folgen der Pariser Vorortverträge 
geriet das Selbstverständnis der Deutschen ins Wanken. Als sich Gebietsverluste 
in Ost und West abzeichneten, setzte eine Revisionspolitik ein, die sich auf einen 
überwältigenden gesellschaftlichen Konsens stützen konnte. Auch bisher kaum 
beachtete Grenzgebiete an der Peripherie des Reiches rückten auf der Versailler 
Friedenskonferenz in das internationale Rampenlicht. Plötzlich war der Name 
einer Landschaft in aller Munde: Masuren. Als sich eine propolnische internatio­
nale Stimmung abzeichnete, nutzte Polen die Gunst der Stunde für Territorialfor-

18 Vgl. dazu Kossert, Preußen, Deutsche oder Polen?, S. 51-104. 
19 Vgl. ebenda; Richard Blanke, Polish-speaking Germans? Language and National Identity 
among the Masurians since 1871, Köln/Weimar/Wien 2001. Vgl. auch eine neue Gesamtge­
schichte Masurens von Andreas Kossert, Masuren. Ostpreußens vergessener Süden, Berlin 2001. 
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derungen, die weit über die Wiederherstellung der Grenzen hinausgingen, die 
vor der Ersten Teilung 1772 bestanden hatten. 

Auch das mehrheitlich polnischsprachige Masuren, das in seiner Geschichte 
niemals Teil eines polnischen Staatsverbandes gewesen war, stellte nach der plasti­
schen Konzeption der rechtskatholischen Nationaldemokraten unter Federfüh­
rung Roman Dmowskis ethnisch slawisches Gebiet und damit „urpolnisches" 
Land dar. Nachdem man in Versailles eine Volksabstimmung für den 11. Juli 
1920 festgesetzt hatte, kam es bereits in deren Vorfeld zu einer harten deutsch­
polnischen Kontroverse. An den Wahlurnen entschieden sich die Masuren, wie 
international auch kaum ernsthaft bezweifelt worden war, in ihrer überwältigen­
den Mehrheit - mit 99,32 Prozent der gültigen Stimmen - für einen Verbleib bei 
Ostpreußen20. Mit dieser nachträglich als „Abstimmungskampf' deklarierten Kon­
troverse begann der „Volkstums- und Grenzlandkampf', der seitdem eine stete 
Fortsetzung fand. Allerdings kämpfte man in Masuren ohne wirklichen Gegner, 
da die polnischen Minderheitenvereine nur geringen Anhang hatten und deren 
Mitglieder sich zudem fast alle weniger aus Idealismus als aus monetären Grün­
den für ein polnisches Masuren engagierten. 

Nach den politisch unruhigen Zeiten der Abstimmungen im Osten, die 1921 
in Oberschlesien ihren Abschluß fanden, trat im Deutschen Reich eine neue 
emotionalisierte Forschergeneration mit dem heißen Wunsch nach einer durch­
greifenden Revisionspolitik auf den Plan. Diese Wissenschaftler wollten eine im 
deutschen Sinne gestaltete Volkstumspolitik in den Grenzregionen des Reiches 
durchsetzen und damit dauerhaft ein Bollwerk gegen polnische Ansprüche schaf­
fen. Die zu dieser Zeit entstandene nichtrassische Konzeption des Volks- und Kul­
turbodens erfuhr eine ganz konkrete Anwendung auf die gemischtethnischen 
Gebiete in den preußischen Ostprovinzen. Inspiriert durch den Wunsch nach 
einer Revision der territorialen Verhältnisse und einer eindeutigen Stärkung des 
Deutschtums entwickelten die Geographen Albrecht Penck und Wilhelm Volz 
dieses Modell, das den Willen eines Volkes über dessen ethnische Abstammung 
stellte. Dabei umfaßte der deutsche Volksboden das geschlossene deutschbesie­
delte Gebiet. Für die gemischtethnischen Regionen Ostmitteleuropas kam jedoch 
vor allem die von Albrecht Penck eingeführte Kulturboden-Definition in 
Betracht, der zufolge deutscher Kulturboden auch noch überall dort in Osteu­
ropa zu finden war, wo „die deutsche Bevölkerung gegenüber der anderssprachi­
gen zurücktritt, wo sie aber dem Lande den Kulturcharakter aufdrückt oder auf­
gedrückt" habe21. Diese Terminologie war so diffus wie fragwürdig, da sie mit 
ihrem Deutschtumsbezug im „Kulturboden" weit über die alten Grenzen des Rei­
ches hinausging und alles potentiell Deutsche zu integrieren suchte. 

Das neue Paradigma erfuhr seine institutionelle Weihe durch die 1922 entstan­
dene „Mittelstelle", die 1926 in die „Stiftung für Volks- und Kulturbodenfor­
schung" überging. In ganz bewußtem Gegensatz zum westeuropäischen Modell 

20 Vgl. dazu Kossert, Preußen, Deutsche oder Polen?, S. 145-166. 
21 Albrecht Penck, Deutscher Volks- und Kulturboden, in: Karl Christian von Loesch (Hrsg.), 
Volk unter Völkern, Breslau 1925, S. 62-73, hier S. 68. 
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der Staatsnation setzte die von Wilhelm Volz geführte Stiftung auf den „Volks­
und Kulturraum"22. Ihren Protagonisten stand mit ihrer Auffassung vom „anwen-
dungsorientierten Handeln" auch nicht der Gelehrte alten Zuschnitts vor 
Augen23. Aus diesem Grund traten sie bewußt in enge Kontakte zu den Deutsch­
tums- und Heimatverbänden sowie zu den Ministerien auf Reichs- und Landes­
ebene. Als interdisziplinär arbeitende Institution bot die Leipziger Stiftung 
Behörden und Verbänden Amtshilfe durch wissenschaftliche Studien aus den 
Bereichen der Geschichte, Kulturgeographie, Volkskunde, Sprachwissenschaft, 
Siedlungsforschung, Statistik sowie Germanistik. Anders als nach 1933 hatte die 
Politik aber keine konkreten Forderungen an die Wissenschaft; die Entstehung 
der Leipziger Stiftung basierte vielmehr auf der Eigeninitiative einzelner For­
scher, die aus deren politischer Überzeugung heraus entstand. 

Nach der Auflösung der Stiftung entstand 1932 mit der „Publikationsstelle" 
(PUSTE) am Geheimen Staatsarchiv in Berlin-Dahlem eine neue wesentlich effizi­
enter arbeitende Koordinationsstelle. Vom Generaldirektor der Preußischen 
Staatsarchive, Albert Brackmann, bis 1936 geleitet, ging ihre Gründung vor allem 
auf die Initiative von Johannes Papritz zurück. Neben der Analyse und Widerle­
gung polnischer Ansprüche suchte die auch an der PUSTE fortgesetzte Volks­
und Kulturbodenforschung „das sogenannte Besitz- und Existenzrecht einer 
Volksgruppe an einem Ort und in einem Raum nachzuweisen"24. 

Besonders schwierig erwies sich dabei die historische Einordnung der nicht­
deutschen Ethnien in der deutsch-polnischen Kontaktzone. Da objektive Krite­
rien wie Sprache und ethnische Abstammung dem Revisionsanspruch klar entge­
genstanden, mußten die unbestreitbar slawischen Ethnien der Masuren, Kaschu-
ben und Oberschlesier eine neue wissenschaftliche Kategorisierung erfahren. 
Dabei legte die Ostforschung eine zweifelhafte Gratwanderung an den Tag, die 
die ethnische Dimension marginalisierte, hingegen die jahrhundertelange Soziali­
sation der Masuren in einem preußisch-deutschen Staat unterstrich. Mit dem 
Begriff des „Volks- und Kulturbodens" wurde dem Einfluß der deutschen Kultur 
eine das Bewußtsein und die nationale Orientierung der Masuren dauerhaft prä­
gende Bedeutung zugeschrieben. Dabei stand die seelisch-subjektive Dimension 
der Nationalität über dem ursprünglich objektiv ethnisch bestimmten „Volks­
tum", wie Volz schon 1926 programmatisch festgestellt hatte: 

„[...] die Kaschuben und Masuren, die Oberschlesier und Wenden sind deut­
scher Kultur, Glieder des deutschen Volkes, Deutsche, auch wenn das alte Idiom 
noch nicht erloschen ist [...]. Nicht die Rasse entscheidet über das Volkstum -

22 Winfried Schulze/Gerd Helm/Thomas Ott, Deutsche Historiker im Nationalsozialismus. 
Beobachtungen und Überlegungen zu einer Debatte, in: Schulze/Oexle (Hrsg.), Deutsche 
Historiker im Nationalsozialismus, S. 11-48, hier S. 22. 
23 Haar, Historiker im Nationalsozialismus, S. 361. 
24 Ebenda, S.13. 
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unterscheidet sich denn überhaupt der Wende körperlich vom Sachsen? Der was­
serpolnisch sprechenden Oberschlesier vom deutsch Sprechenden? -, sondern 
der Wille und das Volksbewußtsein."25 

Auch andere Forscher wie Carl Petersen schlossen sich dieser Konzeption an, 
wonach Masuren durch seine deutsche Prägung auch Teil des deutschen „Volks­
und Kulturbodens" geworden sei: „Wessen Seele von einem Nationalgedanken 
erfüllt wurde - ganz gleich, welchem Volkstum er entsprang - der gehört der 
Nation auch als echtes Mitglied an."26 Durch ihre eigene subjektive Entscheidung 
- den „Willen" - waren sie demnach Angehörige der deutschen Nation. Dabei 
offenbarte sich allerdings ein besonders opportunistischer Gebrauch des Natio­
nenbegriffs. Während man sich in Masuren und anderen mehrheitlich polnisch­
sprachigen Grenzgebieten im Osten bemühte, das Subjektivitätsprinzip zu beto­
nen und die „objektiven" Kriterien Ethnie und Sprache in ihrer Bedeutung zu 
reduzieren, bekräftigte die gleiche Volks- und Kulturbodenforschung im Westen 
den deutschen Anspruch, etwa auf das Elsaß, unter Heranziehung jener objekti­
ven Kriterien, die man im Osten verworfen hatte. 

Die Praxis in Masuren 

Die Idee des „Volks- und Kulturbodens", die die subjektive Entscheidung zur 
Grundlage hatte, sahen viele durch das überwältigende prodeutsche Abstim­
mungsergebnis des Jahres 1920 bestätigt. Deutschtumsorganisationen und For­
schung proklamierten unisono den Anspruch Deutschlands auf Masuren, da die 
dortige Bevölkerung sich trotz nichtdeutscher Muttersprache für das Deutsche 
Reich und damit gegen die objektiven Merkmale ethnische Abstammung und 
Sprache entschieden hatte. An der Spitze der deutschen Abstimmungsbewegung 
in Masuren stand Max Worgitzki. Geboren 1884, stammte er aus der Region. Wor-
gitzki verstand es als patriotische Pflicht, sich 1919 aktiv für die deutsche Seite zu 
engagieren. Ihm lag an einer parteiübergreifenden Plattform, die polnische 
Ansprüche dauerhaft abwehren und den deutschen Heimatgedanken in Masuren 
vertiefen sollte. Nach dem Referendum gelang ihm als Vorsitzenden des Ostdeut­
schen Heimatdienstes Allenstein (OHD) und des Kulturvereins Masuren-Erm-
land die Etablierung eines kraftvollen Forums für antipolnische Kulturpolitik im 
„Grenzland", die über die kurz Heimatvereine genannten Verbände auch in den 
abgelegensten Dörfer spürbar wurde. 

Die Terminologie dieses ersten „Grenzlandkampfes" in der noch jungen Wei­
marer Republik nimmt sich rückblickend recht martialisch aus. Doch hat die 
Abstimmungsbewegung damals alle politischen Lager bewegt. Niemand wollte 
abseits stehen, als es galt, Ostpreußen vor polnischen Ansprüchen zu schützen. 

25 Wilhelm Volz (Hrsg.), Der ostdeutsche Volksboden. Aufsätze zu den Fragen des Ostens, Bres­
lau 1926, S. 6. 
26 Carl Petersen, Volk, Nation, Staat und Sprache, in: Deutsche Hefte für Volks- und Kulturbo­
denforschung 2 (1931/32), S. 192-224, hier S. 218. 
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Im deutschen Selbstverständnis war es eine Präventivmaßnahme. Worgitzki selbst 
identifizierte sich mit liberalen Vorstellungen, seine Äußerungen waren aber von 
einem scharfen Antipolonismus geprägt. So war es kein Wunder - und das ist für 
die spätere Entwicklung der Grenzlandpolitik und Ostforschung zu beachten - , 
daß er sich auch gegen die ständig drohende Vereinnahmung durch rechtsnatio­
nalistische Kreise wehren mußte. So schrieb er im März 1923 an das ostpreußi­
sche Oberpräsidium über die „Polenabwehr" des OHD: 

„Die ganze Organisation ist parteipolitisch vollkommen neutral, sie umfaßt alle 
deutschgesinnten Kreise. Der Vorstand setzt sich dementsprechend zusammen 
aus 1 Sozialdemokraten, 1 Demokraten, 1 Zentrum, 2 Deutsche Volksparteiler, 1 
Deutschnationaler. Unser Vereinsorgan 'Unsere Heimat' wird von einem Sozial­
demokraten redigiert. Die Arbeit der Organisation besteht außer der Beobach­
tung der Polenbewegung in der Abwehr durch unparteiische Zusammenfassung 
aller Deutschgesinnten und durch deutsche Kulturarbeit."27 

Angesichts der polnischen Ansprüche auf deutsche Reichsgebiete wurde in allen 
politischen Lagern der Antipolonismus salonfähig. So verwahrte sich beispiels­
weise auch die ostpreußische SPD 1922 gegen die Unterstellung, sie sei nicht 
patriotisch genug. Vielmehr unterstrich sie ihre breite Unterstützung im "Abstim­
mungskampf' 1920: „Durch die Abstimmung haben wir bewiesen, daß wir Deut­
sche waren und sind und zu jeder Zeit und Stunde werden wir Sozialdemokraten, 
wenn unsere Heimat bedroht ist, uns restlos zur Verfügung stellen."28 

Erklärtes Ziel der Heimat- und Deutschtumsverbände war - im Einklang mit 
Behörden und Forschung - die Festigung einer deutschen Identität der Masuren. 
Dabei wollte man an das positive Abstimmungsergebnis anknüpfen und die 
Masuren aktiv in den Assimilierungsprozeß einbinden. Damit verschob sich im 
Gegensatz zur früheren preußischen Ostmarkenpolitik der Akzent deutlich von 
staatlich verordneten Germanisierungsmaßnahmen zu einer Politik, die von der 
masurischen Mehrheit mitgetragen werden sollte. Damit fanden sich die Masuren 
erstmals als Akteure wieder. Die omnipräsenten Heimatvereine zielten mit ihrer 
deutschtumsbezogenen Kulturarbeit, die Max Worgitzki als „national-kulturellen 
Selbstschutz unserer Grenzlandbevölkerung" bezeichnete, auf eine dauerhafte 
Abwehr polnischer Revisionsansprüche ab. Weiter führte Worgitzki am Beispiel 
Masurens die Übertragung des Volks- und Kulturboden-Gedankens auf eine 
konkrete Region aus: 

„Das Masurentum ist ein Grenzvolkstum, eine nationale Zwischenschicht, die 
sich aus einer besonderen geschichtlichen Entwicklung heraus zwischen Deutsch-

27 Geheimes Staatsarchiv Berlin Preußischer Kulturbesitz (künftig: GStA PK), I.HA, Rep. 203, 
Nr. 43, Innerpolitische Angelegenheiten, Max Worgitzki an Oberpräsidium Ostpreußen, 23.3. 
1923. 
28 GStA PK, I.HA, Rep. 203, Nr. 43, Innerpolitische Angelegenheiten, Johannisburger Zeitung. 
Beilage: Amtliches Kreisblatt Nr. 36 (25. 3. 1922): Kreisleitung Johannisburg der Sozialdemokra­
tischen Partei Deutschlands. I.A.: Brosda. 
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tum und Polentum gebildet und eingeschoben hat. Blutmäßig ist es beiden ver­
bunden. [...] 
Die deutsche Aufgabe muß demzufolge die sein, den nationalen Willen der 
Masuren, der ja deutsch ist, so zu vertiefen, daß er unwandelbares Nationalgefühl 
wird. Das aber ist eine Aufgabe der deutschen Kultur. Denn was ist Nationalität? 
Nicht, wie die Polen fordern, äußeres Merkmal, bedingt durch Abstammung, 
Sprache u.a., sondern Willenshaltung, offenbart durch das Bekenntnis."29 

Mit den ständigen Verweisen auf die „polnische Gefahr" sicherten sich die Deutsch­
tums- und Heimatverbände zusammen mit den konservativen Honoratioren ein 
Meinungsmonopol in der Region. Nach ihren Vorstellungen konnte nur durch 
eine möglichst breite Mobilisierung der masurischen Bevölkerung der Assimilie-
rungsprozeß erfolgreich und unumkehrbar werden. Dabei kam den Lehrern eine 
besondere Funktion zu, da sie fast allerorten bereits während der Abstimmung 
1920 Vorsitzende der Heimatvereine waren und sich ex officio als Repräsentanten 
deutscher Kultur verstanden. Der OHD stellte umfangreiche Materialien für die 
lokale Kulturarbeit zur Verfügung. Textbücher für Dorfbühnentheater und Sonn­
wendfeiern standen ebenso auf der Angebotspalette wie Anleitungen für Heimat­
feste und Noten für Chormusik; auch Leihbibliotheken, Lichtbildervorträge und 
Theateraufführungen sollten deutsche Kultur überall sichtbar werden lassen30. 

Kulturelle Deutschtumsarbeit schloß auch die Landvolkbildung ein, die mit 
dem Volkshochschulwesen den endgültigen Durchbruch erlebte. Auf Initiative 
von Max Worgitzkis Kulturverein Masuren-Ermland und anderen öffentlichen 
Trägern wurde 1927 die Masurische Volkshochschule Jablonken gegründet, die 
die erste Bildungsanstalt dieser Art in Masuren darstellte. Mit dieser bewußt poli­
tischen Gründung sollte der präventive „Grenzlandschutz" durch Förderung der 
deutschen Sprache und Kultur intensiviert werden. Dabei war Behörden, For­
schung und Deutschtumsverbänden klar, daß der Assimilierungsprozeß einen 
problematischen Sprachwechsel implizierte, den es kulturell zu begleiten und zu 
fördern galt. Offiziell hieß es, jeder Sprachwechsel gefährde „die Kulturfähigkeit 
eines Volkes", weshalb der Assimilierungsprozeß nicht in einem von außen imple­
mentierten „rein zivilisatorischen" Stadium stecken bleiben dürfe. Vielmehr müß­
ten die Masuren die deutsche Sprache und Kultur „nicht nur wie ein äußeres 
Gewand überstreifen, sondern gleichzeitig durch sie in die deutsche Kultur hin­
einwachsen"31. Um dieses Ansinnen zu fördern, bot die Masurische Volkshoch­
schule Jablonken landwirtschaftliche Fortbildungskurse, Jugendführertagungen, 
Erwachsenenbildung und Heimarbeitslehrgänge an. Auch durch die Errichtung 
von Heimatmuseen erhoffte man sich eine Stärkung des „Grenzlandgeistes". In 
allen Kreisstädten Masurens entstanden Museen, die von den Heimatvereinen, 

29 „Landschulausbau und Landvolkbildung", in: Unsere Heimat Nr. 6 (26.3. 1933). Obwohl 
bereits nach der „Machtergreifung" publiziert, spiegelt es den alten nichtrassischen Gedanken 
Worgitzkis wieder. Nur wenige Wochen später wurde Worgitzki seines Amtes enthoben und 
der OHD „gleichgeschaltet". 
30 „Ostdeutscher Heimatdienst Allenstein gibt bekannt", in: Unsere Heimat Nr. 2 (14.1. 1932). 
31 „Landschulausbau und Landvolkbildung", in: Unsere Heimat Nr. 6 (26. 3. 1933). 
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vor allem aber von den Schulen regelmäßig besucht wurden32. Auf Worgitzki ging 
auch die Errichtung der „Landesbühne Südostpreußen" zurück, die 1924 ihre 
Arbeit aufnahm und seiner Auffassung nach als deutsches Theater „unter den 
Propagandamitteln einer deutschen Kulturarbeit in dem gemischtsprachigen 
Grenzgebiet" nicht fehlen dürfe33. Zu ihren Trägern zählten 20 öffentliche Kör­
perschaften, zu denen auch einige masurische Städte gehörten. Im Abstand von 
zwei Wochen bot die Bühne in allen Städten eine Theateraufführung an. 1926 
entstand schließlich die erste feste Bühne in Allenstein, das Theater „Treudank". 

Auch wissenschaftliche Einrichtungen mischten im Grenzlandkampf kräftig 
mit. Um das Problembewußtsein zu schärfen, organisierte die „Stiftung für Volks­
und Kulturbodenforschung" halbjährlich Tagungen in Grenzgebieten mit ethni­
schen Minderheiten. So fanden unter anderem Tagungen in Emden zu Friesland 
(1927) sowie in Graz zur steirischen Frage statt (1930). Ortskundige Wissenschaft­
ler referierten dort über die spezifische Problematik der jeweiligen Regionen. 
Masuren wurde erstmals 1925 von dem Historiker Hermann Gollub auf einer im 
westpreußischen Marienburg stattfindenden Tagung behandelt. Doch auch in 
Masuren selbst fand zwei Jahre später eine Tagung der Stiftung statt. Vom 15. bis 
17. September 1927 tagte man in Ortelsburg zum Thema „Ostpreußen und das 
Baltikum". Neben den Vorstandsmitgliedern der Stiftung Wilhelm Volz, Albrecht 
Penck und Karl Christian von Loesch zählten zahlreiche Hochschullehrer wie 
Manfred Laubert (Breslau), Friedrich Panzer (Heidelberg) und Walther Ziesemer 
(Königsberg) zu den Teilnehmern. Konkretes Engagement vor Ort sollte den 
zahlreichen Vertretern der Kreis-, Regierungsbezirks- und Provinzbehörden, aber 
auch Repräsentanten mehrerer Ministerien, die neue aktive Rolle der interdiszi­
plinär operierenden Volks- und Kulturbodenforschung im „Grenzlandkampf' ver­
deutlichen. Hermann Gollub sprach über die „Grundzüge der kulturellen Ent­
wicklung Masurens" und Leo Wittschell über die „Masurenstatistik". Schließlich 
hielt der Ortelsburger Landrat Victor von Poser einen Lichtbildervortrag, dem 
sich eine Autorundfahrt durch den Landkreis anschloß34. 

Auch andere Hochschullehrer stellten sich aktiv in den Dienst der Deutsch­
tums- und Heimatverbände. So referierte der Breslauer Historiker Manfred Lau­
bert auf den „Schulungstagen in Südostpreußen" im Februar 1925 über Polen 
und Max Worgitzki über „Preußische Polenpolitik einst und jetzt". Das Motto der 
Veranstaltung lautete in Anspielung auf die eigene Arbeit „Drüben erhalten und 
hüben abwehren"35. Andere Verbände sahen es ebenfalls als ihre nationale Pflicht 
an, in Masuren Flagge zu zeigen. So fand 1928 die 18. Ordentliche Versammlung 
des Ostpreußischen Provinzial-Lehrervereins in Orteisburg statt, die als ein 

32 „Unsere südostpreußischen Grenzlandmuseen. Ihre Arbeitsgebiete und Aufgaben", in: 
Unsere Heimat Nr. 11 (12. 6. 1932). 
33 GStA PK, XX.HA, Rep. 2 (II), Nr. 2345, Landesbühne Südostpreußen und Bespielung der 
theaterlosen Städte, Max Worgitzki, Allenstein, 4. 1. 1924. 
34 GStA PK, I.HA, Rep. 77, Titel 856, Nr. 298, Stiftung für Volks- und Kulturbodenforschung in 
Leipzig 1924-1930, Tagung in Ortelsburg 15.-17.9.1927 Ostpreußen und Baltikum. 
35 „Schulungstage in Südostpreußen", in: Unsere Heimat Nr. 4 (21. 2. 1925). 

I VfZ 2/2003 



130 Aufsätze 

„Denkmal deutscher Kulturarbeit im Osten" inszeniert wurde36. Die staatlich 
finanzierte „Reichszentrale für Heimatdienst" hatte schon im August 1924 eine 
„Ostdeutsche Grenztagung" in Lötzen organisiert, die Masuren und das nordöstli­
che Ostpreußen, das sogenannte Preußisch Litauen, behandelte37. Auch die 1923 
gegründete „Historische Kommission für ost- und westpreußische Landesfor­
schung" versagte ihren Beitrag zur wissenschaftlichen Deutschtumspflege nicht. 
In ihrem Vereinsorgan, den seit 1924 erscheinenden „Altpreußischen Forschun­
gen", unterstrichen zahlreiche Beiträge den deutschen Anspruch auf Masuren38. 

Insgesamt nahmen die Forschungen über Masuren in der Weimarer Republik 
deutlich zu. Dabei exponierten sich vor allem Vertreter der Volks- und Kulturbo­
denforschung. Allen voran muß Hermann Gollub genannt werden, der als pro­
movierter Historiker in den staatlichen Archivdienst eintrat und sich zunächst in 
Königsberg, später dann in Breslau, mit seiner Heimat Masuren beschäftigte39. 
Zusammen mit dem OHD-Vorsitzenden Max Worgitzki prägte Gollub das deut­
sche Masurenbild der Weimarer Republik ganz wesentlich. Beide verschrieben 
sich als gebürtige Masuren dem Auftrag, ihre Landsleute immer stärker in das 
deutsche Sprach- und Kulturmilieu zu assimilieren. Mit ihrer publizistischen 
Arbeit versuchten sie gleichzeitig, den Antipolonismus zu stärken und die Masu­
ren somit gegenüber polnischen Ansprüchen zu immunisieren. 

Hermann Gollubs Forschungen reflektieren exemplarisch die Umsetzung der 
Programmatik der Volks- und Kulturbodenforschung in Masuren. So schrieb er 
1926 in dem von Wilhelm Volz herausgegebenen Sammelband „Der ostdeutsche 
Volksboden": 

„Nicht die Herkunft entscheidet letzten Endes über die Nationalität, sondern die 
innere Überzeugung! Dann jedoch sind die Masuren, wie die Abstimmung deut­
lich genug bewiesen hat, ein untrennbarer Bestandteil der deutschen Nation. 
Eine .masurische Frage' gibt es für uns überhaupt nicht. Das Schicksal Masurens 
ist und bleibt unauflöslich verknüpft mit dem Schicksal des gesamten deutschen 
Vaterlandes!"40 

Mit solchen Aussagen stand die Volks- und Kulturbodenforschung der Weimarer 
Republik jedoch auf sehr unsicheren Beinen, da sie die ethnische Abstammung 
und Sprache der Masuren ignorierte41, die natürlich von der polnischen For-

36 „Ostpreußens Lehrer in Ortelsburg. Kundgebung für die Stärkung des Deutschtums in Masu­
ren", in: Königsberger Hartungsche Zeitung Nr. 465 vom 3. 10. 1928. 
37 Bundesarchiv Berlin (künftig: BA Berlin), Reichsinnenministerium (künftig: RMI), R 1501, 
Nr. 105889, Deutschtumspflege Bd. 2, 1923-1926. „Ostdeutsche Grenztagung" Lötzen, 14.-
16. 8. 1924. 
38 Vgl. Altpreußische Forschungen 1924-1932/33. 
39 Vgl. u.a. Hermann Gollub, Zum Kampf um Masuren, in: Volk und Rasse 3 (1926), S. 170-174. 
40 Hermann Gollub, Die Masuren, in: Volz (Hrsg.), Der ostdeutsche Volksboden, S. 286-307, 
hier S. 305. 
41 Vgl. zur polnischen Masurenforschung zwischen den Weltkriegen Kossert, Preußen, Deut­
sche oder Polen?, S. 276-288. 
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schung betont wurde. Dessenungeachtet verschrieb sich die deutsche Forschung 
dem Ziel, aus den Masuren Deutsche zu machen. Zu diesem Zweck suchte sie 
nach neuen Definitionen für die schwer einzuordnenden gemischtethnischen 
Grenzregionen, so etwa als Friedrich Lange 1932 die Masuren neben den memel-
ländischen Litauern, Kaschuben, oberschlesischen Wasserpolen, Schlonsaken 
und Hultschinern als „Volkssplitter" und „Volksembryonen" bezeichnete und sie 
unter dem Namen „eigensprachliche Kulturdeutsche" zusammenfaßte42. 

Bei vielen Deutschtumsfunktionären und Wissenschaftlern war der Wunsch 
Vater des Gedankens. Auch Max Worgitzki vollzog einen politisch-historischen 
Drahtseilakt, der die eigene Unsicherheit deutlich werden läßt. Da ein bloßes 
Akzeptieren der multiethnischen Struktur Masurens politisch völlig ausgeschlos­
sen war, gab er in seinem Roman über die Volksabstimmung „Sturm über Masu­
ren", der trotz seiner politischen Isolation nach 1933 im Zweiten Weltkrieg als 
Wehrmachts-Kriegsausgabe erschien, das Gedankengut der Weimarer Volks- und 
Kulturbodenforschung und ihrer Visionen wieder, die auch seine eigene Tätig­
keit im Ostdeutschen Heimatdienst prägten: 

„Wir Masuren sind Grenzmenschen. Die Grenze zwischen zwei Völkern ist keine 
tote Linie, die sich mit scharfem Stift in der Karte einzeichnen läßt, noch ein 
Graben, der die Flur teilt. Die Grenze ist lebendiger Übergang und geht auch 
mitten durch uns Menschen hindurch. Darum ist unser Wesen, das wissen wir 
selbst auch am allerbesten, nicht mit einer einfachen Formel zu erklären: Wie 
unsere Zunge zweisprachig ist, so hat unsere Seele eine andere Sprache als unser 
Verstand. Aber eines kann ich Ihnen mit Bestimmtheit versichern; wenn auch 
die Seele des Masuren sich gern einmal an östlichen Weiten verströmt, der deut­
sche Geist, der in ihm mächtig ist, hält sie fest im Zügel."43 

Am Ende der Weimarer Republik offenbarte die deutsche Forschung am Beispiel 
Masurens ihren opportunistischen Gebrauch der Volks- und Kulturbodentheorie. 
Galten im Westen objektive Kriterien wie ethnische Abstammung und Sprache als 
Garanten für das „Deutschtum", reklamierte man ganz im Sinne der vornationa­
len multiethnischen Tradition der raison d'Etats Preußens die Regionen der 
deutsch-polnischen Kontaktzone als deutsch und zwar aufgrund der subjektiven 
Entscheidung der dort lebenden Bevölkerung. Für Masuren galt ein voluntaristi-
scher Nationenbegriff, der den Willen über alles stellte. Damit versuchte die 
deutsche Forschung den polnischen Ansprüchen zu entgegnen, die mit der pol­
nischen Abstammung und Sprache der Masuren scheinbar „objektive" Merkmale 
bemühten. 

Auch wenn es eine personelle und konzeptionelle Kontinuität der Volks- und 
Kulturbodenforschung über das Jahr 1933 gibt, läßt sich konstatieren, daß erst 
der Nationalsozialismus mit seinem entschiedenen rassischen Biologismus diese 

42 Friedrich Lange, Die Schlonsaken, in: Mitteilungen der Akademie zur wissenschaftlichen 
Erforschung und zur Pflege des Deutschtums 2 (1932), S. 205-215, hier S. 205. 
43 Max Worgitzki, Sturm über Masuren, Tilsit 1942 [Sonderauflage der Luftwaffe], S. 62. 
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Diffusität durch eine „masurgermanische" Neuausrichtung der Grenzland- und 
Volkstumspolitik ersetzte. 

„Masurgermanismus" und „Mischzonen labilen Volkstums": 
Die NS-Konzeption der ethnisch nichtdeutschen Grenzregion 

1933 begann ein interessantes Intermezzo. In dem von Albert Brackmann heraus­
gegebenen Sammelband „Deutschland und Polen" dominierte noch die auf strikt 
antipolnischem Revisionskurs liegende Weimarer Volks- und Kulturbodenkonzep­
tion. Hitlers taktische Annäherung an Polen, die im Nichtangriffsabkommen von 
1934 gipfelte, schlug sich in den Beiträgen noch nicht nieder. Bemerkenswert 
war vor allem der Beitrag des Königsberger Historikers Hans Rothfels. 1926 an 
die Albertina berufen, mußte er 1934 als Jude seinen Lehrstuhl räumen und spä­
ter in letzter Minute emigrieren. Rothfels stand in jüngster Zeit im Zentrum 
einer wissenschaftlichen Kontroverse. Während Ingo Haar ihm eine deutliche 
Nähe zum Nationalsozialismus attestierte, bescheinigte ihm Heinrich August 
Winkler in seinem Plädoyer für die sorgsame quellenkritische Betrachtung eine 
nationalistische, aber keinesfalls NS-konforme Forschungskonzeption44. 

Konnte es tatsächlich einen qualitativen Unterschied zwischen dem „kämpferi­
schen Grenzlandnationalismus"45, den auch der im Volks- und Kulturbodenkon­
zept verhaftete Hans Rothfels vertrat, und der NS-Ideologie geben? Wie die aktu­
elle Forschung zurecht betont, gab es eine starke personelle und inhaltliche Konti­
nuität über das Jahr 1933 hinaus. Viele im Bereich der Volks- und 
Kulturbodenforschung aktive Wissenschaftler bereiteten den Boden für die spätere 
Entwicklung. Und dennoch gibt es Unterschiede, die in der Forschung zu Masu­
ren und anderen gemischtethnischen Gebieten deutlich zutage treten. Dabei han­
delte es sich nicht nur um Nuancen, sondern um deutliche Differenzen. Auch 
Rothfels' Äußerungen zu Masuren und den gemischtethnischen Regionen Ostmit­
teleuropas lassen die alte Idee des Volks- und Kulturbodens als nichtrassische Kon­
zeption erkennen. Obwohl sein Lehrstuhl Zentrum der historischen Ostforschung 
war, knüpfte er in seinem Aufsatz „Das Problem des Nationalismus im Osten" an 
die preußischen Toleranztraditionen an, um die heterogenen Volks- und Sprach­
strukturen Ostmitteleuropas herauszuarbeiten. In Masuren seien, so Rothfels, „sla­
wische Sprachzugehörigkeit" und „die Frage der willensmäßigen Nationalität" kein 
Widerspruch. Für ihn war es daher nur eine natürliche Schlußfolgerung, wie sie 
auch im Volks- und Kulturboden-Konzept der Weimarer Republik für die nicht­
deutschen Grenzgebiete galt, daß sich Nationalität nicht über Ethnie definiere, 
sondern über den historisch-kulturellen Kontext, und den Willen zum Deutschen 
Reich hatten die Masuren in der prodeutschen Abstimmung zum Ausdruck 
gebracht. Schließlich plädierte Rothfels mit Blick auf Osteuropa für eine „organi-

44 Vgl. Haar, Historiker im Nationalsozialismus; Heinrich August Winkler, Hans Rothfels - ein 
Lobredner Hitlers? Quellenkritische Bemerkungen zu Ingo Haars Buch „Historiker im Natio­
nalsozialismus", in: VfZ 49 (2001), S. 643-652. 
45 Winkler, Hans Rothfels - ein Lobredner Hitlers?, S. 643. 
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sche Neuordnung nach der Reife der Volkskräfte". Ihm schwebte dabei ein mul­
tiethnisches Staatsgebilde habsburgischer Prägung vor. Die gestaltende Aufgabe 
lag in seinen Augen beim deutschen Volk, wobei er sich aber nachdrücklich gegen 
eine „gewalttätige Ausdehnungs- und Verdrängungspolitik" wandte46. 

Als Rothfels' Aufsatz 1933 erschien, war in der Frage der nichtdeutschen Eth-
nien im Deutschen Reich schon eine Neuorientierung erfolgt, die besonders in 
Ostpreußen spürbar war. Die Nationalsozialisten hatten anderes im Sinn als die 
alten Protagonisten der Volks- und Kulturbodenkonzeption. Sie schalteten die 
Deutschtums- und Heimatverbände gleich und ebneten damit den Weg hin zu 
einer radikaleren Germanisierungspolitik durch den neu geschaffenen Bund 
Deutscher Osten (BDO). Außerdem trat eine neue Generation von Wissenschaft­
lern auf den Plan, die von den Lehrern des „Volks- und Kulturbodens" geprägt, 
nun nicht nur beratend die Politik begleitete, sondern sich aktiv in den Dienst 
der NS-Ideologie stellte. Theodor Oberländer war der Prototyp des neuen, aktiv 
in die Masurenpolitik eingreifenden Wissenschaftlers. Neben seiner Tätigkeit als 
Leiter des Königsberger Instituts für osteuropäische Wirtschaft, durch dessen 
Gründung der Anspruch der Albertina als Grenzlanduniversität weiter gestärkt 
wurde, fungierte Oberländer auch als Bundesführer des BDO und als Gauamts­
leiter für das Grenz- und Auslandsdeutschtum. Unter seiner Ägide erfuhr die 
Germanisierungspolitik in der Provinz eine radikale Dynamisierung. 

Am 19./20. Dezember 1933 fand in Berlin die Gründungstagung der neuen 
„Nordostdeutschen Forschungsgemeinschaft" (NOFG) statt, deren Vorsitz Albert 
Brackmann innehatte. Er war bereits 1920 mit einer im Auftrag des deutschen 
Reichskommissars für das Abstimmungsgebiet Masuren Wilhelm von Gayl durch­
geführten Studie in Erscheinung getreten und somit durchaus mit der Region 
und seiner Bevölkerung vertraut47. Johannes Papritz und Wolfgang Kohte führten 
die PUSTE in Berlin-Dahlem fort und bauten sie für die NOFG aus. Neben dem 
Vorsitzenden Brackmann zählten Hermann Aubin und Carl Engel zum Vorstand 
der NOFG; Carl Engel, ein Althistoriker, trat als akademischer Pionier der NS-
Forschungskonzeption des „Masurgermanismus" hervor. Als Mitglied des SS-
Ahnenerbes dozierte er vor allem an den „Ordensburgen" der NSDAP48. Gebiets­
vertreter für Ostpreußen waren die Archivare Max Hein und Bruno Schuma­
cher49. Am 1. April 1936 wurde die NOFG in „Nord- und Ostdeutsche For­
schungsgemeinschaft" umbenannt50. 

Neben der PUSTE, die sich schwerpunktmäßig mit dem slawischen Osten 
befaßte und seit 1933 für das Außenpolitische Amt der NSDAP arbeitete, stand das 

46 Hans Rothfels, Das Problem des Nationalismus im Osten, in: Albert Brackmann (Hrsg.), 
Deutschland und Polen. Beiträge zu ihren geschichtlichen Beziehungen, Berlin 1933, S. 259-
270, hier S. 269. Vgl. zu Rothfels auch die neue Publikation von Thomas Etzemüller, Sozialge­
schichte als politische Geschichte. Werner Conze und die Neuorientierung der westdeutschen 
Geschichtswissenschaft nach 1945, München 2001, S. 24 f. 
47 Vgl. Fahlbusch, Die „Volksdeutschen Forschungsgemeinschaften", S. 178 f. 
48 Ebenda, S. 184. 
49 Vgl. ebenda, S. 187. 
50 Vgl. ebenda, S. 202. 
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1927 als Filiale der Leipziger Stiftung gegründete Ostland-Institut in Danzig für die 
Analyse und Kontrolle der polnischen Forschung zur Verfügung. 1935 erfolgte die 
Einrichtung einer „Landesstelle Ostpreußen für Nachkriegsgeschichte", die auf 
Vorschlag Oberländers von Theodor Schieder geleitet wurde51. Auf der zweiten 
Arbeitstagung der NOFG im ostpreußischen Kahlberg auf der Frischen Nehrung 
trafen im August 1934 alle Größen der deutschen „Ostforschung" zusammen: 
Albert Brackmann, Manfred Laubert, Ludwig Petry, Erich Maschke, Max Hein, 
Erich Kayser, Walter Kuhn, Alfred Karasek, Reinhard Wittram, Hermann Aubin, 
Kurt Forstreuter, Hans-Adolf Seraphim, Johannes Papritz, Otto Hoetzsch, Theodor 
Oberländer, Werner Conze, Hans Mortensen und Theodor Schieder52. Auf der 
Tagesordnung standen vor allem die gemischtethnischen Grenzgebiete. Der Geo­
graph Franz Anton Doubek hielt einen Vortrag über die „Mischzonen" zwischen 
deutschem und polnischem Kulturraum. Dabei faßte er die Masuren, die Kaschu-
ben, die „ermländischen und die evang. Südposener Polen", die „Wasserpolen, die 
Slonzaken" als „Kernpunkte aller Volkstumsfragen in der deutsch-polnischen Nach­
barschaft" zusammen. Allen schrieb er einen „noch labilen Volkstumscharakter" 
zu53. Die „Mischzonen labilen Volkstums", deren Einwohnerzahl auf zwei bis drei 
Millionen geschätzt wurde, galten unter den Forschern „im Rahmen der ,Umvol-
kung' als eindeutschungsfähig, als assimilierbar". Dennoch operierte man auch mit 
dem Terminus „indifferente Zwischenschicht"54. 

Der Gebrauch derart schwammiger Begriffskonstruktionen belegt, daß man 
auch nach 1933 zunächst nicht genau wußte, wie mit den nichtdeutschen Ethnien 
auf dem Reichsgebiet zu verfahren sei. Allerdings stand immer weniger die subjek­
tive Entscheidung - der „Wille" in der Konzeption des Volks- und Kulturbodens -
im Zentrum, und klar wurde auch, daß sich die NS-Masurenpolitik vor allem durch 
ihre Radikalität von früheren Konzeptionen unterschied. Sie konfrontierte die eth­
nischen Minderheiten mit einem klaren Entweder-Oder: vollständige Assimilierung 
oder die Brandmarkung als Feind des deutschen Volkes. Um den Assimilierungs-
prozeß zu forcieren und nach NS-Normen zu formen, schreckte man auch vor 
einer bewußten Verfälschung der masurischen Geschichte nicht zurück. Dabei 
offenbarte sich die Ungeduld der NS-Machthaber, die den seit der Wilhelmini­
schen Zeit verfolgten Assimilierungsprozeß nun rasch und definitiv zum Abschluß 
bringen wollten. In der NS-Ideologie war kein Platz mehr für „Zwischenvölker" 
und „Mischzonen labilen Volkstums". Ethnische Minderheiten und Bevölkerungs­
gruppen sollten - dies war die Aufgabe der NOFG und ihrer affiliierten Institutio­
nen - lokalisiert werden. Dabei bediente man sich auch des Mittels, ganze Grup-

61 Wolfgang J. Mommsen geht davon aus, daß Schieder von Maschke ins Gespräch gebracht 
wurde. Vgl. Mommsen, Vom „Volkstumskampf' zur nationalsozialistischen Vernichtungspolitik, 
S.189. Vgl. dazu BA Berlin, RMI, PUSTE R 153/1211, Theodor Oberländer VDA-Landesver­
band Ostpreußen an Albert Brackmann, Königsberg, 22. 2. 1934: „Ein Bekannter von mir, Dr. 
Schieder, der sein Doktor-Examen in Berlin mit summa cum laude gemacht hat, möchte gerne 
nach dem Osten kommen und sich hier in die Probleme einarbeiten." 
52 BA Berlin, RMI, PUSTE R 153/1279, Tagesordnung und Diskussion galten als vertraulich. 
53 BA Berlin, RMI, PUSTE R 153/1279, Vortrag Dr. Franz Doubek, Danzig, in Kahlberg. 
54 Fahlbusch, Die „Volksdeutschen Forschungsgemeinschaften", S. 63. 
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pen nach den Vorgaben der Politik „unsichtbar" zu machen, d.h. kartographisch 
und publizistisch nicht mehr in Erscheinung treten zu lassen55. 

Bis 1936/37 blieb die deutsche Forschung über Masuren noch mehrheitlich der 
Tradition des Volks- und Kulturbodens verhaftet, sie verschrieb sich aber ganz dem 
Nationalsozialismus und seiner vermeintlichen Kraft zur Neugestaltung der ethni­
schen Verhältnisse in Ostmitteleuropa. Daß die Masuren in sämtlichen Wahlen des 
Jahres 1932 auf eindrucksvolle Weise für die Partei Hitlers gestimmt hatten, wertete 
Erich Maschke als „ein eindeutiges Bekenntnis zum nationalsozialistischen Staat 
und seinem Führer. Sie [die Ergebnisse] beweisen, daß die Masuren ohne Rück­
sicht auf ihre sprachliche Zugehörigkeit ihre Staatsgesinnung, die einst dem alten 
preußischen Staate diente, auf den neuen Staat übertragen haben. Der Staat der 
Ordnung, der Zucht und Ehre, der Staat, der um die Not der Bauern weiß und zur 
endgültigen Abhilfe entschlossen ist, hat die Masuren zu seinen treuesten Anhän­
gern gewonnen." In Maschkes Augen war das ethnische Spezifikum Masurens ein 
„Symbol der deutschen Aufgabe im Osten"56. Für alle Forscher und Politiker 
bestand akuter Handlungsbedarf für eine ethnische „Flurbereinigung", die ganz 
im nationalsozialistischen Sinne durchgeführt werden sollte. 

Der NS-Staat setzte für die Forscher neue Normen, eine neue Ethik, die alles 
Vergangene in einem anderen Licht erscheinen ließ. Dabei verschwammen rasch 
auch die Konturen zwischen einem deutschtumsbezogenen Volkstumsbegriff und 
einer neuen biologisch-rassischen Ausrichtung. Der Nationalsozialismus negierte 
die auf demokratischen EntScheidungsprozessen - wie der Volksabstimmung von 
1920 - beruhenden Willensbekundungen und forderte von den Masuren ein kla­
res Bekenntnis zur deutschen „Volksgemeinschaft". Auch nach Theodor Schieder 
erfuhr die Volksabstimmung von 1920 erst nach 1933 die wirkliche nationale 
Weihe: 

„Von heute aus gesehen erscheint die Abstimmung in Ostpreußen wie alle ähnli­
chen Kämpfe der Nachkriegsjahre in Oberschlesien, Kärnten, Schleswig als Vor­
läufer einer neuen Volksgesinnung und Volksidee, wie sie jetzt die nationalsozia­
listische Revolution geschaffen und zum gültigen Gesetz für das deutsche Volk 
erhoben hat. Es ist nicht mehr das liberale Selbstbestimmungsrecht von 1919, 
das - wie die Erfahrung lehrt - doch nur zur Vergewaltigung von Volkstum 
durch die in der Mehrheit befindlichen Staatsvölker geführt hat."57 

Aggressiver „Grenzlandkampf" 

Obwohl die Masuren im Nationalsozialismus erstmals eine angeblich gleichbe­
rechtigte Rolle in der deutschen „Volksgemeinschaft" einnahmen, waren ethni­
sche Herkunft und polnisch-masurische Sprache zum Leidwesen der NS-Macht-

55 Haar, Historiker im Nationalsozialismus, S. 372. 
56 Erich Maschke, Die Masuren in Geschichte und Gegenwart, in: Ostland Nr. 36 (2. 9. 1933). 
57 Theodor Schieder, Zum 20. Jahrestag der Volksabstimmung in Ost- und Westpreußen, in: 
Masurischer Volkskalender 1940, S. 40-43, hier S. 43. 
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haber noch überall sichtbar. Daher entschloß sich der totalitäre Staat zu neuen 
Maßnahmen, die die aktive Partizipation von Forschern erforderlich machten. 
Dabei ging es aber nicht mehr, wie in der Weimarer Republik, um das Abhalten 
von Tagungen, sondern um einen aggressiven „Grenzlandkampf'. Äußeres Merk­
mal der politischen Neuausrichtung der nunmehr stärker als „Grenzland- und 
Volkstumspolitik" deklarierten NS-Masurenpolitik war die Gleichschaltung der 
Deutschtums- und Heimatverbände. Max Worgitzki, langjähriger Vorsitzender des 
OHD und des Kulturvereins Masuren-Ermland, galt mehr als jeder andere als 
Repräsentant der überholten Volks- und Kulturbodentheorie, er schied am 14. 
März 1933 aus „gesundheitlichen Gründen" aus dem Amt. Mit ihm ging eine 
ganze Generation von Deutschtumsfunktionären, die ihre vordringliche Aufgabe 
in der Abwehr polnischer Ansprüche auf Ostpreußen sahen, aufgrund ihrer preu­
ßischen Sozialisation aber einem biologischen Rassismus skeptisch gegenüber­
standen. Neben Worgitzki legte der Gesamtvorstand am selben Tag seine Ämter 
nieder, um die „Entsendung von Nationalsozialisten" vorzuschlagen58. Am 27. Juni 
1933 wurden beide Vereine in den neugeschaffenen Bund Deutscher Osten über­
führt59. Obwohl viele Mitglieder der Heimatverbände die Weimarer Republik ver­
achteten, galt ihre Organisationsstruktur der NSDAP als veraltet und von bürger­
lichen Funktionären bestimmt. 

Der BDO setzte vor allem auf die Kultur, um seine Germanisierungspolitik vor­
anzutreiben. Mit den Mitteln eines totalitären Regimes, das jede Alters- und Berufs­
gruppe einzubeziehen verstand, gelang eine flächendeckende Massenmobilisie­
rung. Deutsche Kulturarbeit in Masuren verstand der BDO als „Selbsteindeut­
schungsprozeß", der die „Entfaltung eines lebendigen wertvollen deutschen 
Volkstums, das in Haus und Familie, in Dorfgemeinschaft und Stadt, im Heimatbe­
zirk" erfordere und die Erziehung zu „Grenzlandhaltung und volksgebundener 
Kulturhaltung"60 verlange. Bereits im September 1933 fand eine „Heimat- und Füh­
rertagung" des BDO in der Masurischen Volkshochschule Jablonken statt, an der 
sich neben dem BDO-Bundesführer Franz Lüdtke, der wenig später von Theodor 
Oberländer abgelöst wurde, auch zahlreiche Landräte und Kommunalbeamte 
beteiligten. Dabei unterstrich der Volkshochschulleiter den „Willen zur Subjektivi­
tät" als Erziehungsmaxime der NS-Masurenpolitik61. Die radikale Neuausrichtung 
zeichnete sich auch auf der Tagung des Gesamtverbands der deutschen Geschichts-
und Altertumsvereine in Königsberg im September 1933 ab, die besonders vom 
BDO unter dem Motto „Neuaufbau der deutschen Ostarbeit" gestaltet wurde62. 

58 „Max Worgitzki scheidet von uns", in: Unsere Heimat Nr. 7 (9. 4. 1933). 
59 „Umwandlung der südostpreußischen Deutschtumsorganisationen", in: Unsere Heimat Nr. 
13 (9.7. 1933). 
60 „Deutsche Kulturarbeit in Masuren-Ermland als Aufgabe des Bundes Deutscher Osten", in: 
Unsere Heimat Nr. 18 (24.9. 1933). 
61 „Heimat- und Führertagung des BDO im masurischen Volksschulheim Jablonken", in: Ost­
land Nr. 39 (22.9. 1933). 
62 GStA PK, I.HA, Rep. 77, Titel 856, Nr. 299, Deutsche Volks- und Kulturbodenforschung im 
Osten 1930-34, Deutsche Allgemeine Zeitung Nr. 394 vom 10. 9. 1933: „Neuaufbau der deut­
schen Ostarbeit". 
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Parallel dazu zeichnete sich in der Germanisierungspolitik immer stärker die 
Tendenz ab, die nichtdeutschen Ethnien in den preußischen Ostprovinzen zu 
marginalisieren bzw. überhaupt nicht mehr öffentlich zu erwähnen. Kurz vor 
Kriegsausbruch erließ die PUSTE in Abstimmung mit führenden Vertretern der 
deutschen Forschung folgende Richtlinien zur Behandlung der Masuren, Schlon-
saken, Oberschlesier und Kaschuben: 

„Es kann nur gesagt werden, daß keine von ihnen als polnisch bezeichnet wer­
den darf und daß es ebenso unklug ist, ihre Gebräuche und ihre von der 
umgrenzenden Bevölkerung sich abhebende Haussprache als slawisch zu 
bezeichnen, überhaupt den Begriff slawisch mit ihnen in der Öffentlichkeit in 
Beziehung zu bringen. Es scheint ferner nicht angebracht, diese vier Bevölke­
rungsgruppen als Mischstämme oder ihre Sprache als Mischsprache zu bezeich­
nen, weil dadurch ein Minderwertigkeitsgefühl bei dem Einzelnen hervorgerufen 
werden kann, welches sich auf dem Weg zum Deutschbewußtsein als unüber­
windliches Hindernis entgegenstellen kann"63. 

Wie bereits im Kaiserreich und in der Weimarer Republik hielt man auch im NS-
Staat an der finanziellen „Förderung des Deutschtums in den östlichen Grenzge­
bieten" fest. 1934 gab es Gelder für „Grenzlandstipendien" zur „Heranbildung 
eines Führungsnachwuchses in den volkspolitisch gefährdeten Grenzgebieten", 
für Büchereien in gemischtethnischen Grenzregionen, für den BDO und lands-
mannschaftliche Grenzlandverbände sowie die „Grenzgürtelarbeit" der Hitlerju­
gend64. Das von dem Germanisten Walther Ziesemer geleitete Königsberger Insti­
tut für Heimatforschung gab 1934 einen Band „Masurische Volkslieder" heraus, 
der - unterstützt durch das Deutsche Volksliedarchiv sowie die Landesstelle Alt­
preußen des Reichsbundes Volkstum und Heimat - keinen einzigen Hinweis auf 
die polnisch-slawischen Ursprünge des masurischen Liedgutes enthielt65. 

Eine besondere Rolle spielten die Ortsnamensänderungen. Zwar gab es bereits 
vor 1933 einzelne Umbenennungen, doch nach der NS-Machtergreifung sollte 
jeder nichtdeutsche Ortsname in Ostpreußen verschwinden. Damit setzte sich 
eine neue „masurgermanische" Tendenz in der NS-Ideologie durch, die sich 
schließlich auch in der Forschung niederschlug und alle nichtdeutschen Spuren 
in der Geschichte Masurens zu eliminieren suchte. Diesem ideologischen Primat 
verpflichtet, nahm man bereits in den Jahren 1933 bis 1937 zahlreiche Umbenen-

63 BA Berlin, PUSTE, R 153/280, Untersuchungen über die nichtdeutschen Bevölkerungsgrup­
pen im Osten und Südosten, besonders über die Masuren, Kaschuben, Wenden, Oberschlesier 
und Schlonsaken 1939-1942, Berlin, 25. 8. 1939. Richtlinien zur Behandlung der Masuren-, 
Schlonsaken-, Oberschlesier- und Kaschuben-Frage. 
64 BA Berlin, RMI, 1591/alt R 16: 5607, Grenzlandfürsorge des Reiches und Preußens sowie 
Förderung des Deutschtums in den östlichen Grenzgebieten. „Entwurf zum Fondsbewirtschaf­
tungsplan". „Unterstützung besonderer kultureller Aufgaben im Interesse des Deutschtums" 
für 1934. 
65 Vgl. Institut für Heimatforschung (Hrsg.), Masurische Volkslieder, Berlin/Leipzig 1934. Vgl. 
zum Institut für Heimatforschung auch Walther Ziesemer, Das Institut für Heimatforschung 
an der Universität Königsberg, in: Auslandsdeutsche Volksforschung 1 (1937), S. 459-465. 
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nungen vor. Doch erst mit dem Befehl des NSDAP-Gauleiters und Oberpräsiden­
ten Erich Koch vom August 1937 begann die systematische und endgültige 
Umbenennungsaktion. Für ihre Vorbereitung setzte das Preußische Ministerium 
für Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung eine Expertenkommission unter 
Leitung von Ministerialrat Harmjanz zur „Verdeutschung fremdsprachiger Orts­
namen in Ostpreußen" ein. Der ostpreußischen Kommission gehörten der Slawist 
Meyer (Königsberg), der Germanist Ziesemer (Königsberg), der Lektor Falken-
hayn (Kenner der litauischen und preußischen Bezeichnungen) sowie Max Hein, 
Direktor des Königsberger Staatsarchivs, als „Kenner der dokumentarisch festzu­
stellenden historischen Bezeichnungen aus der Ordenszeit" an66. 

Historiker, Baltisten, Germanisten und Slawisten wirkten an der Umbenennung 
mit. Am 16. Juli 1938 fand die Aktion in Ostpreußen ihren Abschluß. In Masuren 
waren - j e nach Landkreis - bis zu 70 Prozent aller historischen Ortsnamen von 
der Maßnahme betroffen, die auch vor jahrhundertelang gültigen Bezeichnun­
gen nicht Halt machte. Damit nahm man der Landschaft die prägenden regional­
spezifischen Namen nicht nur der Dörfer, sondern auch der Seen, Waldstücke 
und Fluren67. In der Debatte um die „Ostforschung" haben diese Maßnahmen 
bislang keine Erwähnung gefunden. Die neueren Forschungen konzentrieren 
sich primär auf die Organisationsstrukturen und die Vorbereitung für den Mord 
an den europäischen Juden, während die Auslöschung markanter regionaler Spe-
zifika unbeachtet geblieben ist, obwohl auf dem Boden des Deutschen Reiches, 
auf einem Gebiet, das immer ein Kernbestandteil Preußens gewesen war, zahlrei­
che landschaftstypische Namen verschwanden, weil sie der „masurgermanischen" 
NS-Ideologie entgegenstanden. 

Die Wissenschaft bemühte sich, diese verhängnisvolle Aktion nachträglich 
zu rechtfertigen. Für sie war diese radikale Germanisierungsmaßnahme die logi­
sche Konsequenz eines natürlichen Assimilierungsprozesses. So stellte der Geo­
graph Georg Putjenter 1938 fest: „Die Verdeutschung Masurens war nichts an­
deres als ein Hineinwachsen des Masurentums in das Deutschtum, nicht aber 
eine Verdrängung des einen durch das andere. So sind auch die Orts- und Fluß­
namenänderungen zu verstehen, die besonders im Juli 1938 vorgenommen 
wurden. Dies ist keine Germanisierung, sondern ein entwicklungsgeschichtlicher 
Vorgang."68 

Nach der Besetzung Polens gelangten die Ortsnamen noch einmal auf die 
Tagesordnung. Der nördliche Teil Masowiens wurde der Provinz Ostpreußen 
angegliedert, erhielt allerdings einen Sonderstatus, der der SS Himmlers freie 

66 BA Berlin, PUSTE, R 153/390, Erfassung slawischer Ortsnamen im deutschen Reichsgebiet 
und Pläne zur Umbenennung dieser Orte in deutsche Namen 1937, Reichsministerium und 
Preußisches Ministerium für Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung, Berlin, 24. 9. 1937. 
Darin: Oberpräsident Ostpreußen, Königsberg, 25. 8. 1937, betr.: Verdeutschung fremdsprachi­
ger Namen in Ostpreußen, Bezug: Erlaß des Reichs- und Preußischen Minister des Innern vom 
6. 7. 1937. 
67 Vgl. Kossert, Preußen, Deutsche oder Polen?, S. 246-249. 
68 Georg Putjenter, Die Masuren, ein deutscher Volksstamm, in: Geographischer Anzeiger 23 
(1938), S. 564-570. 
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Hand bei den gewaltsamen Umsiedlungsaktionen gab. Auf Grund einer Anwei­
sung Hitlers fanden auch in diesen besetzten Gebieten Umbenennungen von 
Orten statt, an denen wiederum ostpreußische Historiker mitwirkten, wie aus 
dem Bericht über eine Besprechung im Königsberger Oberpräsidium am 30. Mai 
1940 hervorgeht; neben dem Vertreter des Oberpräsidiums nahmen daran Staats­
archivrat Kurt Forstreuter, Max Hein sowie Oskar Eugen Kossmann teil. Da sich 
in diesem alten polnischen Gebiet überhaupt keine Anknüpfungspunkte für eine 
Umbenennung boten, sah man sich in der Kommission Eugen gezwungen, für 
den Regierungsbezirk Zichenau (Ciechanow) „viel [zu] phantasieren"69. Auch die 
von Theodor Schieder geleitete Landesstelle Ostpreußen für Nachkriegsge­
schichte erblickte seit der Eingliederung Nordmasowiens in die Provinz Ostpreu­
ßen eine ihrer „vordringlichsten Aufgaben" darin, Forschungen über den Regie­
rungsbezirk Zichenau und den Kreis Suwalki durchzuführen. Diese sollten jedoch 
nicht „um ihrer selbst unternommen werden, sondern den klaren Zweck haben, 
die neuen zu Ostpreußen geschlagenen Gebiete im allgemeinen geschichtlichen 
und politischen Bewußtsein zu verankern" sowie für die „politischen und Verwal­
tungsbehörden nutzbares politisches und geschichtliches Material bereitstellen"70. 
Dabei schlug Wolfgang Kohte, stellvertretender Leiter der Berliner PUSTE, in 
einem Entwurf vor, Werner Conze im Namen der Historischen Kommission für 
ost- und westpreußische Landesforschung mit der Abfassung einer „Geschichte 
Masowiens" zu beauftragen. Es sei - so Kohte - für die Verwaltungsstellen im 
Regierungsbezirk Zichenau „von größtem Wert", eine „genaue, von deutscher 
Seite abgefaßte Darlegung der geschichtlichen Entwicklung der Beziehungen die­
ses Gebiets zum Deutschen Reich zu besitzen"71. 

Im Nationalsozialismus - so zeigt das Beispiel Masuren - stellte sich die Wissen­
schaft nicht nur in den Dienst der Machthaber, sie verstand sich selbst als ideolo­
gische Wissenschaft, die auch an der Verfolgung von Regimegegnern mitwirkte. 
So erstellten beispielsweise die NOFG und die PUSTE Gutachten für die 
Geheime Staatspolizei. 1937 übersetzte die PUSTE ein in Polen entstandenes 
maschinenschriftliches Manuskript über die „Geschichte des masurischen Vol­
kes". Obwohl der Autor des Manuskripts nicht explizit genannt wurde, war ziem­
lich klar, daß es sich um den deutschen Tierarzt Kurt Obitz handelte, der sich 
durch sein unter dem Motto „Masuren den Masuren" stehendes Engagement für 
einen dritten Weg zwischen deutschem und polnischem Nationalismus bereits 
gegen Ende der Weimarer Republik unbeliebt gemacht hatte und nach massiven 
Protesten deutschnationaler und NS-naher Studentengruppen als Dozent an der 
Tierärztlichen Hochschule Berlin suspendiert worden war. Obitz hatte daraufhin, 

69 BA Berlin, PUSTE, R 153/797, Eindeutschungen, Betr.: Ortsnamensänderungen in den ein­
gegliederten Ostgebieten. „Bericht über die Besprechung im Oberpräsidium Königsberg vom 
30. Mai 1940", Betr. Ortsnamenänderungen in den neuen ostpreußischen Gebieten. 
70 BA Berlin, PUSTE, R 153/1196, Forschungsplan der Landesstelle Ostpreußen für Nach­
kriegsgeschichte zur wissenschaftlichen Arbeit über den Regierungsbezirk Zichenau und Kreis 
Suwalki. 
71 BA Berlin, PUSTE, R 153/1081, Dr. Kohte „Handschriftlicher Entwurf PUSTE Berlin, Mai 
1940, an Wehrkreismeldeamt 1 Königsberg, versehen mit dem Vermerk „geht nicht ab". 
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obwohl er nie propolnische Sympathien hegte, um politisches Asyl in Polen nach­
gesucht, wo er weiterhin für masurische Belange wirkte. Die PUSTE sollte nun im 
Auftrag des Innenministeriums sowie der Gestapo eine Stellungnahme über das 
Manuskript „vom historischen und nationalpolitischen Standpunkt" anfertigen72. 
Begutachtet wurde es von zwei ostpreußischen Historikern, Hermann Gollub und 
Kurt Forstreuter. Gollub, zu diesem Zeitpunkt Archivbeamter in Breslau, hielt die 
Schrift „vom deutschen, nationalpolitischen Standpunkt" aus für „ausgesprochen 
staatsfeindlich". Im gleichen Tenor urteilte Forstreuter, der das Buch als „dilettan­
tisches, aber gefährliches Machwerk" bezeichnete73. Solche Urteile über propolni­
sche Funktionäre bzw. solche, die wie Obitz für ein autonomes Masuren plädier­
ten, dienten nach der Besetzung Polens im September 1939 als Handhabe zur 
Verfolgung von „Renegaten". So war es auch im konkreten Fall von Kurt Obitz, 
den die Gestapo am 8. Februar 1940 im besetzten Polen aufgriff. Nach seiner 
Inhaftierung und nachdem er die Annahme der „Deutschen Volksliste" verwei­
gert hatte, saß er bis zum Ende des Krieges im KZ Dachau ein. Kurz nach der 
Befreiung Dachaus durch die Amerikaner starb er 38-jährig an den Folgen der 
Lagerhaft74. 

Auch die Gutachten des BDO-Ostpreußen gingen direkt an die NSDAP und an 
die Gestapo. Für den evangelischen Laienprediger Reinhold Barcz, der in Ortels-
burg die polnischsprachige christliche Zeitschrift „Glos Ewangelijny" [Evange­
liumsstimme] herausgab, hatte das fatale Folgen, da der BDO seit 1933 regelmä­
ßig über seine Tätigkeit „im polnischen Dienste" berichtete75. Wie viele andere 
„Renegaten" kam er nach 1939, als das NS-Regime keine Rücksichten mehr auf 
Polen zu nehmen brauchte, in das Gefängnis Berlin-Moabit, wo er 1942 enthaup­
tet wurde. 

Weitere Radikalisierung 

Als es zu diesen fatalen Folgen kam, hatte sich längst auch ein neuer Forschungs­
ansatz Bahn gebrochen, der für Masuren den endgültigen Abschied vom 
gemischtethnischen Kulturboden-Theorem und den Triumph eines biologischen 
Rassismus bedeutete. Es genügte nun nicht mehr - wie Volz und Penck in den 
zwanziger Jahren gemeint hatten - , die Vorstellung einer höherwertigen deut­
schen Kultur zu propagieren, die auch im slawischen Siedlungsgebiet maßgeblich 
werden sollte. Die neue „masurgermanische" Forschungskonzeption ignorierte 

72 BA Berlin, PUSTE, R 153/1396, Geschichte des masurischen Volkes. Reichsminister und 
Preußischer Innenminister Berlin, 5. 10. 1937. Vermerk: Vertraulich. 
73 BA Berlin, PUSTE, R 153/1396, Geschichte des masurischen Volkes. Gutachten Gollub 
[ohne Datum]. Gutachten Forstreuter an Papritz, Königsberg, 19. 11. 1937. 
74 Vgl. Tadeusz Oracki, Slownik biograficzny Warmii, Mazur i Powisla XIX i XX wieku (do 1945 
roku), Warschau 1983, S. 234-245. 
75 Lagebericht der Untergruppe Ostpreußen Süd des Bundes Deutscher Osten für den Monat 
Oktober 1938, Allenstein, 3.11. 1938, gez. Hans Tiska. Dokumentenanhang, in: Pawel Sowa, 
Tropem spadkobierców Hakaty. Antypolska dzialalnosc Bund Deutscher Osten na Warmii i 
Mazurach (1933-1939), Warschau 1979, S. 163-171. 
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den polnischen Anteil an der Geschichte Masurens und griff dabei auch zu den 
Mitteln der Neuinterpretation historischer Fakten und bewußter Fälschung. Auf 
diesem Wege wollte man nicht nur polnischen Gebietsansprüchen den Boden 
entziehen, sondern auch das leidige Thema polnischsprachiger Ethnien in 
Deutschland ein für alle Mal aus der Welt schaffen. 

Mit den germanisierten Ortsnamen sollte jeder äußerliche Hinweis auf slawische 
Siedlungsspuren getilgt werden, zugleich sollte auch in den Geschichtsbüchern 
nichts mehr an das slawisch-polnische Erbe Masurens erinnern. Überall hielt der 
„Masurgermanismus" Einzug. Einer seiner geistigen Protagonisten war Carl Engel, 
stellvertretender Vorsitzender der NOFG, der sich als Althistoriker komplett der 
NS-Ideologie verschrieb. Von ihm stammte der Gedanke, daß in Masuren durch 
die gotische Besiedlung bereits lange vor dem slawischen ein frühgermanischer 
Siedlungsraum existiert habe. Für Engel, der 1938 an der NSDAP-Ordensburg 
Vogelsang in der Eifel unterrichtete, erwuchs daraus ein konkreter Anspruch: „Als 
dann um die Wende unserer Zeitrechnung die Goten an der Weichsel landeten, 
haben sie nicht nur den germanischen Siedlungsraum nach Osten zu bedeutend 
erweitert, sondern zugleich die ganze preußische Kultur der gleichen Zeit sozusa­
gen geradezu gotisch eingefärbt [...]."76 Der Forschungsansatz wurde auf allen 
Ebenen der masurischen Regionalgeschichtsschreibung rezipiert. Nachweise über 
die vermeintlich deutsche Herkunft masurischer Familiennamen sollten das Ger­
manische an Masuren unterstreichen. Dabei übersetzte ein Autor im BDO-eigenen 
„Masurischen Volkskalender" die masurischen Namen Mlynarz in Müller sowie 
Kaczmarek in Krüger und sah folgenden Beweis erbracht: „Sie beweisen nämlich, 
daß die Bevölkerung Masurens ein echter deutscher Volksstamm war und ist, in 
dem von Anbeginn das deutsche Blute in einer Fülle pulsiert, deren erstaunlichen 
Umfang erst die rechte masurische Familiennamen-Kunde lehrt."77 Damit war 
natürlich der interpretatorischen Willkür Tür und Tor geöffnet. Da fast jeder Fami­
lienname, zumal wenn er eine Berufsbezeichnung enthält, in anderen Sprachen 
ein Äquivalent besitzt, hätte die polnische Seite ebenso jeden deutschen „Schmidt" 
als „Kowalski" reklamieren können. 

Die „masurgermanische" Neuinterpretation bezog sich auf alle Bereiche der 
masurischen Volkskultur. Noch wenige Jahre zuvor von der Architekturgeschichte 
als Bauernhäuser slawisch-polnischen Ursprungs ausgewiesen, boten dieselben 
Objekte nunmehr vielfache Anzeichen germanischer Siedlungsformen. Im Rah­
men der NS-Frauenarbeit schuf man neue masurische Trachten und Muster, 
deren germanische Ursprünge unterstrichen wurden. Jeden regionalspezifischen 
Ansatz ignorierend, entstanden dabei Trachten, die in Masuren bis dahin völlig 
unbekannt gewesen waren78. Die von der NS-Frauenführerin Berta Syttkus gelei-

76 Carl Engel, Das Geheimnis der masurgermanischen Kultur, in: Masurischer Volkskalender 
1938, S. 39 f. 
77 Johannes Zachau, Die deutsche Herkunft unserer Familiennamen in Masuren, in: Masuri­
scher Volkskalender 1938, S. 57-60, hier S. 60. 
78 Vgl. Erna Koller, Flecht- und Webkunst in Südostpreußen, in: Masurischer Volkskalender 
1938, S. 69-73. 
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tete Masurische Webschule in Jablonken verspürte dennoch „die Verpflichtung, 
deutsche Art und Wesen zu leben. Wir müssen überall deutsch schaffen, sollen 
nirgends eine Lücke lassen, nirgends einen Ansatzpunkt für undeutsches oder 
nur verwischtes Volkstum. [...] Wir nennen dieses bewußte und vertiefte Streben 
nach endgültigem Deutschtum Grenzlandkampf."79 

Die Absurdität der „masurgermanischen" Traditionspflege erlebte nach 1945 
eine Fortsetzung. In den ostpreußischen Vertriebenenverbänden, der 
Landsmannschaft Ostpreußen und den untergeordneten Kreisgemeinschaf­
ten setzte sich das in der NS-Zeit geschaffene „Ostpreußenkleid" durch. Die 
NS-Terminologie blieb in vielen Dokumentationen der masurischen Vertrie-
benenverbände erhalten, vor allem in Darstellungen der Vor- und Früh­
geschichte. Außerdem wurden grundsätzlich nur die in der NS-Zeit geänderten 
Ortsnamen verwendet, die nicht einmal sieben Jahre im offiziellen Gebrauch 
waren80. 

Aktiv beteiligte sich der BDO unter seinem engagierten Vorsitzenden Theodor 
Oberländer auch an der Eliminierung der polnisch-masurischen Sprache in 
Ostpreußen. In Verbindung mit dem Evangelischen Konsistorium erhob der BDO 
in allen Kirchspielen Masurens Statistiken über den Gebrauch der „masurischen" 
Sprache in Gottesdiensten. Ziel dieser Erhebung war die Vorbereitung der end­
gültigen Verbannung der masurisch-polnischen Sprache aus dem öffentlichen 
Leben Masurens. Sehr zum Ärger der Deutschtumsfunktionäre und NS-Politiker 
erwies sich der kirchliche Bereich aber als letzte Bastion der muttersprachlichen 
Seelsorge, was auch nicht verwundert, sah sich der Protestantismus doch zur Ver­
kündigung in der Muttersprache verpflichtet. Viele Pfarrer hatten zwar bereits im 
Kaiserreich die polnischsprachige Seelsorge einschränken wollen, letztlich blie­
ben die evangelischen Kirchengemeinden aber doch die einzigen öffentlichen 
Orte, in denen polnisch gesprochen werden durfte. Der NSDAP in Ostpreußen, 
allen voran Theodor Oberländer und seinen BDO-Mitstreitern, war dieser 
Umstand ein Dorn im Auge. Mit Billigung des Allensteiner Regierungspräsiden­
ten Karl Schmidt führte der BDO 1937 und 1938 zwei Zählungen polnischer Got­
tesdienste durch81. Doch erst nach der Besetzung Polens setzte die Gestapo die 
BDO-Empfehlung um und verbot am 24. November 1939 alle polnischsprachigen 
Gottesdienste in Masuren. Wenig später, am 13. Dezember 1939, wies auch das 
Evangelische Konsistorium als willfähriges Instrument des NS-Staates alle Gemein­
den an, das Verbot zu akzeptieren, weil es meinte, daß „nunmehr die Zeit [...] 

79 Berta Syttkus, Die Webschule des Bundes deutsches Mädel Jablonken, in: Masurischer Volks­
kalender 1938, S. 77-80, hier S. 78. 
80 Als Beispiel siehe Max Meyhöfer, Aus grauer Vorzeit, in: Ders./Victor v. Poser, Der Kreis 
Orteisburg. Ein ostpreußisches Heimatbuch, Leer 1978, S. 49-59. Vgl. zu dieser Problematik 
ausführlicher Kossert, Masuren. Ostpreußens vergessener Süden, S. 375—379. 
81 Osrodek Badan Naukowych im. Wojciecha Ketrzynskiego w Olsztynie (künftig: OBN), BDO, 
R-725/VII/3, März 1937, Verzeichnis der zweisprachigen Gemeinden in der Kirchenprovinz 
Ostpreußen. Vgl. auch dazu Kossert, Preußen, Deutsche oder Polen?, S. 238 ff. 
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gekommen" sei, „die masurischen Gottesdienste allgemein abzuschaffen"82. Nach 
der Ausführung der Anordnung stellte der BDO zufrieden fest, daß „unter ein 
wenig erfreuliches Kapitel der Schlußstrich" gezogen sei83. 

Damit endete eine sechshundertjährige polnischsprachige Tradition in Ost­
preußen; die seit der Reformation in Preußen 1525 übliche evangelische Verkün­
digung in allen Sprachen des Landes gab es nun nicht mehr. Auch wenn diesen 
Maßnahmen langjährige Bestrebungen vorausgingen und sie nicht im Rampen­
licht der Öffentlichkeit standen, hauptverantwortlich dafür war ein führender 
Vertreter der NS-Forschung und der herausragendste Vertreter ihrer „Grenzland-
und Volkstumspolitik", der BDO-Bundesführer Theodor Oberländer. Sein Bio­
graph Philipp-Christian Wachs, der Oberländers Aktivitäten in der Kontinuität 
seines „aus Weimarer Zeiten geprägten Erfahrungshorizonts" sieht und ihn nicht 
als „Vordenker der Vernichtung" einschätzt, stellt dessen Aktivitäten im BDO mit­
unter verharmlosend dar84. Nachdem Oberländer in den fünfziger und sechziger 
Jahren in das Zentrum einer heftigen politischen Kontroverse geriet, richtete 
sich die publizistische Aufmerksamkeit ausschließlich auf seine umstrittene Teil­
nahme an Verbrechen im Zweiten Weltkrieg, während seine Tätigkeit als BDO-
Vorsitzender wenig Aufmerksamkeit fand; was Oberländer vor 1939 tat, erschien 
nur als die Ämterkumulation eines ambitionierten Wissenschaftlers auf der Kar­
riereleiter nach oben. Ein Blick auf die rigide Germanisierungspolitik, die der 
BDO in Ostpreußen im Auftrag der NS-Führung bis 1939 betrieb, führt zu einem 
anderen Ergebnis: Der BDO ging mit großer Härte gegen äußere „Feinde" vor. 
Schonungslose Bespitzelung „subversiver" Tätigkeiten in Masuren bildete die 
Kernaufgabe des BDO. Seine Berichte über polnische Minderheitenvereine, den 
Gebrauch der polnischen Sprache sowie „Renegaten" halfen der Gestapo, als sie 
ab September 1939 rücksichtslos die untergetauchten propolnischen Masuren 
verfolgte, in Konzentrationslager schickte und zum Tode verurteilte. 

Nach der Besetzung Polens änderte sich die deutsche Masurenpolitik vollends. 
Nun ging man dazu über, Forschungen über Masuren, Kaschuben, Oberschlesier, 
Schlonsaken und Wenden „soweit wie möglich zu unterlassen". Das Reichsinnen­
ministerium verfügte 1940 in Zusammenarbeit mit dem BDO und dem Reichsmi­
nisterium für Volksaufklärung, daß wissenschaftliche Forschungen zu diesen 
Gruppen „nicht oder nur in besonders begründeten Ausnahmefällen" erfolgen 
sollten85. Schließlich wurde ein Jahr später in einer Stellungnahme der NSDAP-

82 Evangelisches Zentralarchiv Berlin, 507/91/227 Turoscheln/Mittenheide, Verschiedene 
Angelegenheiten, insbes. Rundschreiben, Evangelisches Konsistorium Ostpreußen, Königsberg, 
13. 12. 1939, Aktenzeichen G 1 6716. 
83 OBN, BDO, R-725/VII/6, 1940/41, BDO Bezirksverband Ostpreußen Süd, Alienstein, 11.1. 
1940, Hans Tiska an Regierungspräsidium, Gestapo, SD, BDO-Bundesleitung und Landrat v. 
Poser, „Betr. Auswirkung des Verbots der poln. und masurischen Gottesdienste. Verfügung der 
Staatspolizei vom 24. 11. 39". 
84 Philipp-Christian Wachs, Der Fall Theodor Oberländer (1905-1998). Ein Lehrstück deutscher 
Geschichte, Frankfurt/New York 2000, S. 483 f. Vgl. zu Oberländers Königsberger Zeit S. 35-51. 
85 BA Berlin, PUSTE, R 153/537, Behandlung der Masuren, Schlonsaken, Oberschlesier, Wen­
den und Kaschuben in der Ostforschung, Reichsinnenministerium Berlin, 31. 12. 1940. Vorher 
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Gauleitung Ostpreußen zu dem „Volkspolitischen Bericht" des Reichsinnenmini­
sters der Wunsch geäußert, daß die „Bezeichnung Masure als fremdvölkische 
Stempelung für den Bewohner eines Gebietes in Ostpreußen" verschwinden 
solle86. 

Zusammenfassung 

In der deutschen Forschung findet sich häufig die These, daß 1933 - wie Jörg 
Hackmann feststellte - keine „grundlegende Zäsur in der Entwicklung der Ost­
forschung" eingetreten ist87. Das trifft in vielfacher Hinsicht für den personellen 
Aspekt zu. Auch inhaltlich gibt es beträchtliche Kontinuitäten. Am Beispiel der 
nichtdeutschen Ethnien im Reichsgebiet läßt sich aber zeigen, daß es nach 1933 
zu einer qualitativen Veränderung der Politik gegenüber diesen Gruppen und 
danach zu einer immer stärkeren Radikalisierung in der Germanisierungspolitik 
kam. 

In Masuren bot sich den nach politischem Einfluß strebenden Vertretern der 
Ostforschung und der Deutschtumspolitik ein konkretes Operationsgebiet, wo 
sie - im Einklang mit der eigenen inneren Überzeugung - die letzten Überbleib­
sel des multiethnischen Preußen in ein homogenes Deutschtum einschmelzen 
wollten. Dieser engstirnige Nationalismus bedrohte schon seit der Gründung des 
Kaiserreiches alles, was slawisch war. Die Volks- und Kulturbodenforschung sah in 
der forcierten Germanisierungspolitik nach 1918 - vor allem nach dem prodeut­
schen Votum bei der Volksabstimmung 1920 - die Vollstreckung des „Willens" 
der Masuren, die sich in der Volksabstimmung von 1920 eindeutig zum deut­
schen Reich bekannt hatten. Um aus Slawen - hier den Masuren - Deutsche zu 
machen, legte die deutsche Forschung große Flexibilität an den Tag. Als ihr füh­
render Repräsentant in der Weimarer Republik feierte Hans Rothfels Ostpreu­
ßens ethnische Vielfalt als Sieg einer „Idee" über den „Materialismus und Deter­
minismus der Biologie"88. Sein unfreiwilliges Ausscheiden aus der Wissenschaft 
1934 stellte in der Tat eine Zäsur dar. Bis dahin standen sich zwei Nationsmodelle 
gegenüber, die von der deutschen Forschung je nach politischer Notwendigkeit 
opportunistisch gebraucht wurden. 

Dabei handelte es sich bei der Kategorie des „Willens" in der Volks- und Kultur­
bodentheorie nicht um den Ausdruck einer volonte generale. Vielmehr bildete 
der in der Weimarer Republik geformte Begriff eine Mischform, die sich sowohl 
bei den Konzepten der Staats- als auch der Kulturnation bediente. Sie unter­
schied sich deshalb von der westeuropäischen Interpretation der Staatsnation, 
weil der „Wille" der Masuren, Deutsche zu sein, nur als Ergebnis einer langen 

BDO an Reichsminister für Volksaufklärung und Reichsminister des Innern, Berlin, 11.12. 
1940. 
86 BA Berlin, PUSTE, R 153/547, Volkspolitischer Lagebericht Nr. 1 des Reichsminister des 
Innern, Berlin, 3. 9. 1941. Stellungnahme der NSDAP-Gauleitung Ostpreußen. 
87 Hackmann, Ostpreußen und Westpreußen, S. 176. 
88 Hans Rothfels, Bismarck und der Osten, Darmstadt 1960, S. VII. 
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Entwicklung gewertet wurde und daher den Volks- und Kulturbodenforschern 
nicht ausreichte. Sie begnügten sich nicht mit einer voluntaristischen Loyalitäts­
erklärung, wie es bei der Volksabstimmung 1920 der Fall gewesen war, sondern 
verlangten eine Festigung der deutschen Identität der Masuren und deren Assi­
milierung. 

Der Staatsnation, die sich über die volonte generale definiert, kann die ethni­
sche Abstammung ihrer Bürger relativ gleichgültig sein, solange sie gegenüber 
dem Gemeinwesen Loyalität beweisen. Auch das vornationale Preußen war eine 
Staatsnation, wenngleich es ältere Traditionslinien aufwies als die politisch 
bewußt konzipierte Staatsnation seit der Französischen Revolution. Die ethnische 
Minderheit der Masuren paßte also nicht nur in den vornationalen Staat Preu­
ßen, wo die Staatsräson der Maßstab der Loyalität war, sondern auch in das flexi­
ble Volks- und Kulturboden-Konzept Weimarer Prägung. Nach dem Modell einer 
Kulturnation, die auf ethnolinguistischen Determinanten basierte, waren die 
Masuren hingegen nicht, oder nur bedingt, zur deutschen Nation zu zählen. 

Mit dieser nebulösen Terminologie hatte es in der NS-Zeit ein Ende. Das klare 
Entweder-Oder der Nationalsozialisten duldete keine Zwischenlösungen, keine gra­
duellen Abstufungen in ethnisch gemischten Regionen. Mit dem „Masurgermanis­
mus" begann die endgültige Eliminierung aller polnisch-slawischer Spuren in 
Masuren. Obwohl personell und institutionell unzweifelhaft Kontinuitäten zu Wei­
mar erkennbar sind, zeigt der Umgang mit nichtdeutschen Ethnien nach 1933, 
daß der Masurgermanismus kein direkter Ausfluß der alten Volks- und Kulturbo­
denforschung war. Max Worgitzkis Wirken war symptomatisch für die alte Politik 
mit ihrer antipolnischen Stoßrichtung, die auf die Assimilierung der Masuren 
zielte, aber dennoch fest in der Weimarer Verfassung verankert war. Sein Scheitern 
im „Grenz- und Volkstumskampf zeigt, wo die Grenzen für eine Revisionspolitik 
im verfassungsmäßigen Kontext lagen. Auch Worgitzki fiel schließlich dem radika­
len Neuanfang der „kämpfenden" Grenzwissenschaften zum Opfer, die rasche 
Erfolge vorweisen wollte. Dabei spielte die Ostforschung anders als in der Weima­
rer Republik nicht nur eine beratende Rolle. Ihre Protagonisten schalteten sich 
aktiv ein und schreckten auch vor der Eliminierung ethnisch nichtdeutscher Spu­
ren nicht zurück; manche ihrer Gutachten und Stellungnahmen hatten verhäng­
nisvolle Konsequenzen für vermeintliche „Renegaten". 

Mithin änderte sich nach 1933 nicht nur die Politik, sondern in ganz erhebli­
chem Maß auch das Selbstverständnis der Wissenschaft. Es gewannen nun zuneh­
mend jüngere Wissenschaftler die Oberhand, denen eine viel radikalere Germa-
nisierungspolitik vorschwebte als ihren akademischen Vätern. Obwohl die Masu­
ren in ihrer wirtschaftlichen und sozialen Not vor 1933 vor allem Hitlers Partei 
gewählt hatten und obwohl die NSDAP ihnen erstmals die volle Zugehörigkeit 
zur deutschen „Volksgemeinschaft" in Aussicht gestellt hatte, paßten sie - so wie 
sie waren - nicht in das Bild des Nationalsozialismus; sie blieben in internen 
Berichten der NSDAP und des BDO Angehörige einer suspekten Minderheit. Ein 
vertrauliches Memorandum des BDO vom 5. Januar 1940 offenbarte, daß die NS-
Machthaber die Masuren trotz offiziell anderslautender Bekundungen nicht als 
Deutsche betrachteten. Für sie war Masuren ein unberechenbares „fremdvölki-
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sches Einbruchsgebiet", dessen Bewohner „noch etwas Unfertiges und Unausge­
glichenes" besäßen. Sie seien, wenn überhaupt, als „Kulturdeutsche", nicht aber 
als „Blutsdeutsche" einzuschätzen und zeigten „Symptome einer wenig gefestig­
ten völkischen Haltung"89. 

Mit den Masuren geriet letztlich eine apolitische ländliche Grenzbevölkerung 
in den Strudel eines radikalen Nationalismus. Ihre permanente politische Instru­
mentalisierung führte schließlich zu ihrem Untergang. Die Wissenschaft stand 
allein unter dem Primat der Politik. Die Unschärfe ihrer Begriffe und die Deu­
tungskonflikte der deutschen Forschung belegen aber auch die Unsicherheit und 
die Schwierigkeit im Umgang mit der komplexen Thematik Masurens und mit 
der Einordnung dieser Minderheit in das Weltbild eines ethnisch homogen 
gedachten Nationalstaats. 

89 OBN, BDO, R-724/18, BDO-Bezirksverband Ostpreußen Süd, Memorandum, Hans Tiska an 
Regierungspräsident, Allenstein, 8. 2. 1940. Zugrunde lag ein Bericht des Ortelsburger Land­
rats von Poser vom 5. 1. 1940 und ein Gespräch mit ORR Leick, betr. Das sogenannte masuri-
sche Problem. 
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Hitler, ein schwacher Diktator? Es gibt nur wenige zeitgeschichtliche Thesen, die so 
viel Widerspruch ausgelöst haben. Es ist freilich das Problem dieser Erörterungen, daß es 
sich hierbei meist um theoretische Abhandlungen zur Herrschaftsstruktur des NS-Regimes 
handelt. Zumindest mit diesem Ansatz läßt sich die Debatte aber nicht mehr fortführen; 
alles, was hierzu gesagt werden kann, scheint gesagt. Hier wird dagegen ein ganz anderer 
Weg eingeschlagen: Am Beispiel einer der zentralen außenpolitischen Zäsuren - des 
Anschlusses von Österreich - wird minutiös überprüft, ob Hitler damals tatsächlich die 
Fäden in der Hand hatte. Wie weit gestaltete er in jenen dramatischen Tagen die deutsche 
Außenpolitik? Und gab es neben ihm noch andere Entscheidungsträger? 

Georg Christoph Berger Waldenegg 

Hitler, Göring, Mussolini und 
der „Anschluß" Österreichs an das Deutsche Reich 

Schon seit gut drei Jahrzehnten bestehen Meinungsverschiedenheiten über die 
Machtstellung Adolf Hitlers im nationalsozialistischen Herrschaftssystem1. Dabei 
handelt es sich um „eine noch immer andauernde Kontroverse"2, deren Ende 
nicht abzusehen ist3. Ihr Beginn läßt sich mindestens bis 1966 zurückverfolgen, 
als Hans Mommsen im Gegensatz zu der bis dahin dominierenden Auffassung4 

Hitler als einen „in allen Fragen, die einer grundsätzlichen und definitiven Stel­
lungnahme bedurften, schwachen Diktator" charakterisierte5. Seitdem wurde 
diese These vielfach untersucht, wobei sich das Erkenntnisinteresse auch zuneh­
mend darauf richtete, „die Aktivitäten des ,Führers' im internationalen Kontext 
zu betrachten"6. 

1 Ich danke folgenden Personen für wertvolle Hinweise: Katja Berger Waldenegg, Klaus Kemp-
ter, Lutz Klinkhammer, Tim Müller, Volker Sellin sowie Hans Woller. 
2 Klaus Hildebrand, Das Dritte Reich, München 51995, S. 197. 
3 Auf der Konferenz The Genesis of Nazi Policy: Structure and Decision-Making Process: New 

Research on the National Socialist System of Rule, Gainesville, Florida, April 9-12, 1998, 
bestand nach Eberhard Jäckel keineswegs Einigkeit über Hitlers zeitgenössische Rolle. Siehe 
dazu den Tagungsbericht von Philipp Gassert/Daniel S. Mattern, in: Bulletin of the German 
Historical Institute Washington, Nr. 22 (1998), S. 25-32, hier S. 26. 
4 Für eine gewisse Ausnahme vgl. Ernst Fraenkel, Der Doppelstaat, Frankfurt a. M. 1974 (ame-

rik. Orig. 1941); Franz Neumann, Behemoth, hrsg. v. Gert Schäfer, Köln/Frankfurt a. M. 1977 
(engl. Orig. 1942). 
5 Hans Mommsen, Beamtentum im Dritten Reich. Mit ausgewählten Quellen zur nationalso­
zialistischen Beamtenpolitik, Stuttgart 1966, S. 98, Anm. 26. Vgl. später ders., Hitlers Stellung 
im nationalsozialistischen Herrschaftssystem, in: Gerhard Hirschfeld/Lothar Kettenacker 
(Hrsg.), Der „Führerstaat": Mythos und Realität, Stuttgart 1981, S. 43-72. 
6 Hildebrand, Das Dritte Reich, S. 137. Vgl. bereits Wolfgang Schieder, Spanischer Bürgerkrieg 

und Vierjahresplan. Zur Struktur nationalsozialistischer Außenpolitik, in: Ders./Christof Dipper 
(Hrsg.), Der Spanische Bürgerkrieg in der internationalen Politik 1936-1939. 13 Aufsätze, Mün-
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In diesem Zusammenhang rückte Hermann Göring fast von selbst in den Vor­
dergrund, sowohl aufgrund seiner mannigfachen außenpolitischen und außen­
wirtschaftlichen Aktivitäten7 als auch infolge seiner zeitweilig großen Machtan­
häufung, nicht zuletzt in seiner Eigenschaft als Alleinbeauftragter für den Vier­
jahresplan, mit dem Hitler das Deutsche Reich „in 4 Jahren" für eine große 
militärische Auseinandersetzung „kriegsfähig" machen wollte8. Nicht zu Unrecht 
wurde Göring mit Blick auf die ersten Jahre nach Hitlers Machtergreifung als 
„'sekundärer Führer'" und „Superminister mit eigenem Verordnungsrecht" 
bezeichnet9. Er soll sogar zum „Staat im Staate" geworden sein10. 

Entsprechend forderte Andreas Hillgruber schon 1979 „umfassend angelegte" 
Spezialstudien zu Göring11. Einige Jahre darauf publizierten Alfred Kube und Ste­
fan Martens, die mittelbar das jeweils gegnerische Lager in der Debatte um Hit­
lers Rolle im NS-Herrschaftssystem repräsentieren12, zwei in der „Interpretation 
nicht sehr voneinander abweichende" Dissertationen über Görings Rolle im Drit­
ten Reich13. In ihrer Folge meinte Manfred Funke, Göring habe eine zuweilen 
eigenständige, aber nie eigenmächtige Politik betrieben, wobei er die „Untersu­
chungen" von Kube und Martens sogar als „gültig" bezeichnete14. Tatsächlich 
schreibt zumindest Kube Göring partiell eigenmächtige Tätigkeiten zu: So kon­

chen 1976, S. 162-190, hier S. 162. Vgl. auch Bernd-Jürgen Wendt, Großdeutschland. Außenpoli­
tik und Kriegsvorbereitung des Hitler-Regimes, München 1987, S. 212-235, und Ian Kershaw, 
Der NS-Staat. Geschichtsinterpretationen und Kontroversen im Überblick, Reinbek bei Hamburg 
1999, S. 212. 
7 Vgl. Manfred Funke, Starker oder schwacher Diktator? Hitlers Herrschaft und die Deut­

schen. Ein Essay, Düsseldorf 1989, S. 51. 
8 Wilhelm Treue, Hitlers Denkschrift zum Vierjahresplan 1936. Vorbemerkung, in: VfZ 3 
(1955), S. 184-210, hier S. 210. 
9 Martin Broszat, Der Staat Hitlers. Grundlegung und Entwicklung seiner inneren Verfassung, 

München 152000,S. 348 f. 
10 Alfred Kube, Pour le mérite und Hakenkreuz. Hermann Göring im Dritten Reich, München 
1986, S. 160 (Zitat) u. S. 357. 
11 Andreas Hillgruber, Forschungsstand und Literatur zum Ausbruch des Zweiten Weltkrieges, 
in: Sommer 1939. Die Großmächte und der Europäische Krieg, hrsg. v. Wolfgang Benz und Her­
mann Graml, Stuttgart 1979, S. 337-364, hier S. 342. Vgl. auch Kube, Pour le mérite, S. 349; 
Wolfgang Michalka, Ribbentrop und die deutsche Weltpolitik 1933-1940. Außenpolitische Kon­
zeptionen und EntScheidungsprozesse im Dritten Reich, München 1980, S. 205 f.; Jost Dülffer, 
Zum „decision-making process" in der deutschen Außenpolitik 1933-1939, in: Manfred Funke 
(Hrsg.), Hitler, Deutschland und die Mächte. Materialien zur Außenpolitik des Dritten Reiches, 
Düsseldorf 1976, S. 186-204, hier S. 187. 
12 Kubes Doktorvater Wolfgang Schieder hat die deutsche Intervention im Spanischen Bürger­
krieg einer Initiative Görings zugeschrieben (Spanischer Bürgerkrieg, in: Ders./Dipper 
(Hrsg.), Der spanische Bürgerkrieg, S. 162-190), Martens verfaßte seine Arbeit bei Klaus Hilde­
brand, der nach wie vor als ein Hauptvertreter der sogenannten Intentionalisten gilt. 
13 Vgl. Stefan Martens, Hermann Göring, „Erster Paladin des Führers" und „Zweiter Mann im 
Reich", Paderborn 1985; Kube, Pour le mérite. Zum Zitat Alfred Kube, Hermann Göring -
Zweiter Mann im 'Dritten Reich', in: Die braune Elite. 22 Biographische Skizzen, hrsg. v. 
Ronald Smelser und Rainer Zitelmann, Darmstadt 1989, S. 69-83, hier S. 83. Differenzierender 
Hildebrand, Das Dritte Reich, S. 196. 
14 Funke, Starker oder schwacher Diktator, S. 51. 
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statiert er mit Blick auf die „Osterreichfrage" eine Politik Görings „auf eigene 
Faust"15. Und heißt es an anderer Stelle, Göring habe sich wenig an Hitlers Richt­
linien gehalten16, so praktizierte er also punktuell wissentlich eine Politik gegen 
die Intentionen Hitlers, was Kube auch für „durchaus möglich" erachtet17. 

Obgleich diesbezüglich nach wie vor kein Konsens besteht18, haben vor allem 
diese Thesen das Bild eines außenpolitisch gleichsam allmächtig agierenden Hit­
ler stark relativiert. Denn Göring nützte demnach die „Chance" aus, „den eige­
nen Willen auch gegen" Hitlers „Widerstreben durchzusetzen"19. Noch 1993 
schrieb Mommsen, Kube habe die bislang dominierende Interpretation „sehr 
stark untergraben" und erwiesen, daß Göring bis Sommer 1938 eine „unabhän­
gige Politik" verfolgte20. 

Diese unabhängige Politik soll vor allem bei den Vorgängen um den sogenann­
ten Anschluß vom März 1938 zutage getreten sein, unmittelbar nachdem Öster­
reichs Bundeskanzler Kurt v. Schuschnigg infolge einer sich innenpolitisch rasch 
destabilisierenden und scheinbar ausweglosen Situation am 9. März die „Flucht 
nach vorne" angetreten21 und die Abhaltung einer Volksbefragung proklamiert 
hatte, in der die Bevölkerung bereits vier Tage später über die Unabhängig­
keit ihres Landes befinden sollte22. Damit sah sich Hitler in zweifacher Hin­
sicht unvermittelt „unter Zugzwang [...] gesetzt"23. Erstens bildete der Anschluß 
für ihn aus national-völkischen, aber auch aus geostrategischen und wirtschaft­
lichen Erwägungen ein grundsätzliches, j a programmatisches außenpoliti­
sches Ziel24. Zweitens rechnete er offenbar mit einer Mehrheit für die Unab­
hängigkeit, nicht zuletzt wegen der für die Befragung vorgesehenen Modali-

16 Kube, Pour le mérite, S. 233. 
16 Vgl. ebenda, S. 237. Zugleich heißt es, er habe „eine andere Politik als Hitler betrieben" 
(ebenda, S. 236, Anm. 29). 
17 Ebenda, S. 236. Hillgruber, Forschungsstand, S. 342, attestiert Göring die Verfolgung „eines 
zum Teil recht eigenwilligen Kurses neben Hitler". 
18 Bestehende Differenzen offenbarten sich etwa zwischen Mommsen und Gerhard Weinberg 
bei einer 1988 abgehaltenen Konferenz über: Österreich, Deutschland und die Mächte. Inter­
nationale und österreichische Aspekte des 'Anschlusses" vom März 1938, hrsg. v. Gerald 
Stourzh und Brigitta Zaar, Wien 1990, S. 98 f. u. S. 107. 
19 Hier folge ich Kershaws Definition von Macht unter Bezugnahme auf Max Weber, in: Ian 
Kershaw, Hitlers Macht. Das Profil der NS-Herrschaft, München 22000, S. 23; Max Weber, Wirt­
schaft und Gesellschaft, Tübingen 51972, S. 28. 
20 Hans Mommsen, The Position of Hitler and Göring, in: Reevaluating the Third Reich, hrsg. 
v. Thomas Childers und Jane Caplan, New York/London 1993, S. 86-97, hier S. 89. 
21 Kube, Pour le mérite, S. 243. 
22 Der Aufruf ist abgedruckt in: Weltgeschichte der Gegenwart in Dokumenten, 1937/38. Inter­
nationale Politik, Bd. 5, hrsg. v. Werner Frauendienst, Essen 1940, Nr. 118, S. 40 f. 
23 Wendt, Großdeutschland, S. 142; vgl. ders., Außenpolitik, in: Wolfgang Benz/Hermann 
Graml/Hermann Weiß (Hrsg.), Enzyklopädie des Nationalsozialismus, Stuttgart 1997, S. 66-
84, hier S. 79. 
24 Vgl. dazu Gerald Stourzh, Der Weg zur Einverleibung Österreichs, in: 1939. An der Schwelle 
zum Weltkrieg. Die Entfesselung des Zweiten Weltkrieges und das internationale System, hrsg. 
v. Klaus Hildebrand, Jürgen Schmädeke und Klaus Zernack, Berlin/New York 1990, S. 141-
150, hier S. 147. 
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täten25. Die Hinnahme eines solchen Ergebnisses hätte die Heimführung der 
Ersten Republik ins Reich vielleicht sogar „ad infinitum vertagt"26. Es militärisch 
zu verhindern, mußte Hitler problematisch erscheinen, weil dann Staaten wie 
Frankreich, England, aber auch Italien wesentlich schwerer tatenlos hätten zuse­
hen können, als es tatsächlich der Fall sein sollte. Für ihn war deshalb eigentlich 
„sofortiges Handeln [...] angesagt". Insbesondere mußte er entscheiden, ob die 
Alpenrepublik mittels eines militärischen Einmarsches an das Deutsche Reich 
angeschlossen werden sollte. 

In dieser Situation soll Hitler anfänglich „totale Kopflosigkeit an den Tag 
gelegt haben", ja „wie gelähmt" gewesen sein, während Göring angeblich „instink­
tiv die Gunst des Augenblicks erkannte"27, wobei ihm gemeinhin eine maßgebli­
che bis entscheidende Rolle für das weitere Vorgehen zugewiesen wird28. Diese 
These reicht bereits zu den Anfängen der Forschung über die damaligen Vor­
gänge, also bis Mitte der fünfziger Jahre zurück29. Nicht umsonst konnte Charles 
Bloch schon vor gut zwei Jahrzehnten Görings „aktive" damalige „Rolle" als „hin-

25 Vgl. Norbert Schausberger, Der Griff nach Österreich, München 1978, S. 553; R. H. Haigh/ 
D. S. Morris/A. R. Peters, The Years of Triumph. German Diplomatic and Military Policy 
1933-1941, Aldershott 1986, S. 84 („kein Zweifel"). Zu den Modalitäten vgl. Gerhard Botz, 
Schuschniggs geplante „Volksbefragung" und Hitlers „Volksabstimmung" in Österreich. Ein 
Vergleich, in: Anschluß 1938. Protokoll des Symposiums in Wien am 14. und 15. 3. 1938, Mün­
chen 1981, S. 220-243. 
26 Wendt, Großdeutschland, S. 142 (siehe auch das folgende Zitat). 
27 Martin Moll, Die Annexion Österreichs 1938 als erster Schritt zur Entfesselung des Zweiten 
Weltkrieges? Forschungsstand und offene Fragen, in: Bulletin für Faschismus- und Weltkriegs­
forschung 15 (2000), S. 37-72, hier S. 56. Vgl. ders., Der Griff nach Österreich im März 1938 -
erster Schritt in den Krieg? Offene Fragen zu einem scheinbar eindeutigen Sachverhalt, in: 
Der Krieg vor dem Krieg. Ökonomik und Politik der „friedlichen" Aggressionen Deutschlands 
1938/1939, hrsg. v. Werner Röhr, Brigitte Berlekamp und Karl Heinz Roth, Hamburg 2001, 
S. 156-187, hier S. 172 f. 
28 Offen läßt die Frage der Verantwortung etwa Gerald Stourzh, Die Außenpolitik der österrei­
chischen Bundesregierung gegenüber der nationalsozialistischen Bedrohung, in: Ders./Zaar 
(Hrsg.), Österreich, Deutschland und die Mächte, S. 319-346, hier S. 344, Anm. 81. Laut Kers-
haw, Der NS-Staat, S. 231, „bestimmte eher Göring [...] das Tempo". Rudolf Neck zufolge för­
derte Görings „forsche Improvisationsgabe" die Entwicklung (Anschluß 1938 - einige Bemer­
kungen zum Ende der Ersten Republik, in: Anschluß 1938, S. 11-15, hier S. 11 f.); Funke billigt 
ihm „eine gewisse Initiativ-Rolle" zu (Starker oder schwacher Diktator, S. 74), meint aber weiter, 
„wie sehr Hitler selbst Herr aller dieser Entschlüsse war und dies bis in die kleinsten Nebensäch­
lichkeiten" (ebenda, S. 97). Unschlüssig argumentiert Ludolf Herbst. Zunächst meint er, „allem 
Anschein nach" habe Göring den „unentschlossenen" Hitler mitgezogen, schreibt ihm aber 
zugleich „eine wesentliche, die Ereignisse zuspitzende Rolle" zu (Das nationalsozialistische 
Deutschland 1933-1945. Die Entfesselung der Gewalt: Rassismus und Krieg, Frankfurt a. M. 
1996, S. 190 f. und S. 467, Anm. 37 und 42). 
29 Vgl. Ulrich Eichstädt, Von Dollfuss zu Hitler. Geschichte des Anschlusses Österreichs 1933-
1938, München 1955, S. 387. Er zitiert dazu eine Aussage Görings v. 14. 3. 1946, in: Der Prozess 
gegen die Hauptkriegsverbrecher vor dem Internationalen Militärgerichtshof, Nürnberg 14. 11. 
1945-1.10. 1946 (künftig: IMT), Bd. IX, Verhandlungsniederschriften 8.3. 1946-23.3. 1946, 
Nürnberg 1947, S. 333; vgl. dazu Jürgen Gehl, Austria, Germany and the Anschluss, 1931-1938, 
London/New York/Toronto 1963, S. 195 („Er ließ sich von Göring zur Annexion überzeugen."). 
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länglich bekannt" voraussetzen30. So nennt ihn Leonard Mosley die damals „maß­
geblich beteiligte" Zentralgestalt31, während er Radomir Luza zufolge „das Kom­
mando der reichsdeutschen Anschlußbewegung über das Telephon ergriff'32. 
John L. Heinemann meint, Görings Erscheinen in der Reichskanzlei am 11. März 
„änderte das Bild vollständig"38. Und Wendt hat den Anschluß „wesentlich [...] 
auf Görings Initiative" zurückgeführt34 und diesen sogar als den „eigentlichen 
Drahtzieher aller Aktionen" charakterisiert35. Prononciert urteilt auch Mommsen: 
Göring habe, „ziemlich gegen Hitlers Willen", eine „politische Intervention" in 
eine „militärische Besetzung" umgewandelt36. 

Besonders interessierten die Auffassungen von Martens und Kube: Während 
Martens uneinheitlich argumentiert37, bildete laut Kube „Görings Zielstrebigkeit 
und Kaltblütigkeit" in den Märztagen „mehr als das [...] eher zögerliche Verhal­
ten Hitlers eine entscheidende Voraussetzung" für das Gelingen des erpresseri­
schen Coups. Er sei damals der „entscheidende Initiator" gewesen38 und habe 
Hitler die Initiative aus der Hand genommen39, der sich erst auf Görings Drän­
gen hin einen Ruck gegeben habe40. Und so schreibt Kube Göring nicht nur 
„beträchtlichen Anteil" am Anschluß zu, sondern dieser konnte sich ihm zufolge 
„später" sogar „mit gewissem Recht" als dessen „Organisator" bezeichnen41. 

Solche Urteile rekurrieren zum einen vor allem auf die angebliche Entschei­
dungsschwäche Hitlers und damit also auf eine Charaktereigenschaft. Zum ande­
ren werden insbesondere konkrete damalige außenpolitische Bedenken des 
Reichskanzlers geltend gemacht. Noch allerneueste Darstellungen folgen Kubes 
Auffassung, die „Erkenntnisse" der Forschung würden „übereinstimmend" darauf 

30 Charles Bloch, Die Wechselwirkung der nationalsozialistischen Innen- und Außenpolitik 
1933-1939, in: Funke (Hrsg.), Hitler, Deutschland und die Mächte, S. 205-222, hier S. 219. 
31 Leonard Mosley, Göring. Eine Biographie, München 1975, S. 218. 
32 Radomir Luza, Austro-German Relations in the Anschluss Era, Princeton 1975, S. 42. 
33 John L. Heinemann, Hitler's First Foreign Minister. Constantin Freiherr von Neurath, Diplo­
mat and Statesman, Berkeley/Los Angeles/London 1979, S. 173. 
34 Wendt, Großdeutschland, S. 143. 
35 Wendt, Außenpolitik, in: Benz/Graml/Weiß (Hrsg.), Enzyklopädie, S. 80. Immerhin ist laut 
Wendt, Großdeutschland, S. 230, die Durchführung einer Außenpolitik „gegen Hitler" nur 
schwer zu beweisen. Selbst Weinberg attestiert Göring eine „wichtige Rolle" (Die deutsche 
Außenpolitik und Österreich 1937/38, in: Stourzh/Zaar (Hrsg.), Österreich, Deutschland und 
die Mächte, S. 61-74, hier S. 72). 
36 Hans Mommsen, Reflections on the Position of Hitler and Göring in the Third Reich, in: 
Thomas Childers/Jane Caplan (Hrsg.), Reevaluating the Third Reich, New York/London 
1993, S. 86-97. 
37 Da erfolgte Görings Drängen zum einen „vermutlich nach Rücksprache mit Hitler" (Mar­
tens, Hermann Göring, S. 126), zum anderen „nutzte" Göring damals die „Gunst der Stunde", 
um den Anschluß „zu erzwingen" (ders., Hermann Göring: Der „Zweite Mann" im Dritten 
Reich?, in: Francia 12 (1984), S. 473-490, hier S. 483). 
38 Kube, Pour le mérite, in der Reihenfolge der Zitate: S. 1, S. 216; vgl. S. 222. 
39 Vgl. ebenda, S. 244. 
40 Vgl. ebenda, S. 247. 
41 Kube, Hermann Göring, S. 75. Hier zitiert er aus Görings Aussagen in Nürnberg. Dort findet 
sich aber keine entsprechende Stelle. 
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hindeuten, daß Göring in Nürnberg „die Wahrheit sagte, als er nicht ohne Stolz 
den 'Anschluß' 'hundertprozentig' auf seine Kappe nahm"42; selbst Hermann 
Graml, demzufolge alle „bedeutenderen außenpolitischen Aktionen [...] auf Ent­
schlüsse Hitlers zurück [gehen]"43, nennt „Österreich" als „einzigen Sonderfall", 
wobei er sich wohl ebenfalls auf Kube beruft44. Dennoch erscheint eine erneute 
Überprüfung dieser Sicht der Dinge aus drei Gründen notwendig: Erstens behan­
delt gerade Kube die damaligen Ereignisse äußerst kursorisch45. Begründet er 
dies mit den „bereits ausführlich behandelten [...] Einzelheiten der Vorgänge 
am 10. und 11. März"46, so ist schon der zweite Punkt angesprochen: Denn insbe­
sondere Ulrich Eichstädts umfassend angelegte Studie von 1955 ist im wesentli-
chen deskriptiv und liefert also nur bedingt Aufschluß über Görings damalige 
Rolle47. Drittens wirft die nochmalige Durchsicht der Quellen starke Zweifel auf, 
was Görings entscheidende Rolle beziehungsweise Hitlers angebliches Zögern 
angeht. Im folgenden wird auf der Basis veröffentlichter Quellen48 zunächst der 
Entscheidungsprozeß innerhalb der NS-Führung analysiert, anschließend wird 
der Einfluß insbesondere der außenpolitischen Rahmenbedingungen auf Hitlers 
Kalkül untersucht, wobei das deutsch-italienische Verhältnis besondere Berück­
sichtigung findet49. Am Ende stehen zusammenfassende Überlegungen zu der 
Gesamtproblematik. 

Der Entscheidungsprozeß innerhalb der nationalsozialistischen Führung 

Für die Analyse des Entscheidungsprozesses, der sich in der Reichskanzlei 
abspielte, sind hauptsächlich sechs Quellengruppen von Interesse: Erstens ein 
Mitschnitt von Telefongesprächen, die am 11. März mit dem Nationalsozialismus 
zumindest nahestehenden Persönlichkeiten in Wien über den weiteren Ablauf 
der Ereignisse geführt wurden50; zweitens einschlägige Aussagen vor allem 

42 Kube, Pour le mérite, S. 245. Erwähnt sei v. a. Moll, Die Annexion Österreichs, S. 56. 
43 Hermann Graml, Wer bestimmte die Außenpolitik des Dritten Reiches? Ein Beitrag zur Kon­
troverse um Polykratie und Monokratie im NS-Herrschaftssystem, in: Manfred Funke/Hans-
Adolf Jacobsen/Hans-Helmuth Knütter/Hans-Peter Schwarz (Hrsg.), Demokratie und Diktatur. 
Geist und Gestalt politischer Herrschaft in Deutschland und Europa. Festschrift f. Karl Dietrich 
Bracher, Düsseldorf 1987, S. 223-236, hier S. 234. 
44 Ebenda. Letzteres vermute ich, da er anderswo auf Kubes Arbeit verweist (ebenda, Anm. 24, 
S.236). 
45 Kube, Pour le mérite, S. 243-246, widmet dem Ereignis rund dreieinhalb Seiten, Martens, 
Hermann Göring, S. 126, sogar nur einen Absatz. 
46 Kube, Pour le mérite, S. 245. 
47 Vgl. Eichstädt, Von Dollfuss zu Hitler; siehe außerdem Kriemhild Goronzy, Vorgeschichte 
und Durchführung der Vereinigung Österreichs mit Deutschland, Phil. Diss., Bonn 1954. 
48 Besondere Erwähnung verdient der letzte Band der Documenti Diplomatici Italiani (künftig: 
DDI), der die Monate zwischen Januar und April 1938 umfaßt. Damit lassen sich die deutschen 
und italienischen Akten inhaltlich erstmals direkt abgleichen (DDI, 8. Ser.: 1935-1939, Vol. VIII 
(1° gennaio - 23 aprile 1938), Rom 1999). 
49 Zu den Gründen hierfür siehe S. 165 f. 
50 Sie sind u. a. als Dokument 2949-PS veröffentlicht in: IMT, Bd. XXXI: Urkunden und anderes 
Beweismaterial, Nürnberg 1948, Nr. 2605-PS bis Nr. 3054-PS, S. 354-384. 
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Görings im Nürnberger Kriegsverbrecherprozeß 194651; drittens ein Brief Hitlers 
vom 11. März, in dem er Mussolini seine Sicht der Dinge über die durch die 
Volksbefragung entstandene Situation sowie über seine daraus resultierende Poli­
tik darlegte52. Im Zusammenhang damit ist, viertens, ein von Hitler mit Philipp 
Prinz v. Hessen, dem Schwiegersohn des italienischen Königs, geführtes Telefon­
gespräch am späten Abend desselben Tages zu nennen: Er hatte Mussolini einen 
Brief Hitlers überbracht und teilte diesem von Rom aus mit, der Duce habe die 
ganze Sache sehr freundlich aufgenommen, worauf der Reichskanzler - gelinde 
gesagt - erfreut reagierte53. Fünftens liegen retrospektive Aussagen von Personen 
vor, die teilweise allerdings nur indirekt am Geschehen beteiligt waren. Sechstens 
gibt es mehrere, nicht zuletzt zeitgenössische Stellungnahmen ausländischer 
Diplomaten. Sie waren zwar nur sehr kurz beziehungsweise gar nicht in der 
Reichskanzlei. Doch basieren ihre Bewertungen auf Gesprächen mit Personen, 
die sich dort aufgehalten haben. 

Zusammengenommen scheinen diese Quellen für sich zu sprechen: Von einer 
entscheidenden Rolle Hitlers ist kaum einmal die Rede: Neben Tagebuchauf­
zeichnungen von Joseph Goebbels, die freilich mit einer gewissen Vorsicht zu 
genießen sind, ist hier vor allem ein Tagebuchvermerk Ernst Freiherr v. Weizsäc­
kers zu nennen. Laut dem damaligen Leiter der Politischen Abteilung des Aus­
wärtigen Amtes war „das Beachtenswerteste an dem Vorgang dieser Tage" die 
„Gabe Hitlers, eine Gelegenheit beim Schopfe zu ergreifen"54. Meistens ist aber 
anderes zu lesen: So hat ein aufmerksamer Beobachter wie Frankreichs Botschaf­
ter in Berlin, Andre Francois-Poncet, schon im unmittelbaren Vorfeld des 
Anschlusses Göring als eines jener „nationalsozialistischen Elemente" beurteilt, 
„die auf Anwendung von Gewalt drängen"55. Zugleich betonte er unter Bezug­
nahme auf eine Rede Görings vom 1. März 1938 dessen „kriegerische Ideen und 
Vorstellungen"56. Nicht anders sah es sein Kollege in Wien: Gabriel Puaux charak­
terisierte Görings Ansprache als eine „Rede von einer bedrohlichen Brutalität"57. 
Dies korrespondiert mit einer Selbstaussage Görings: Danach war er hinsichtlich 
der „Souveränität Österreichs [...] erheblich radikaler" als Hitler eingestellt58. 

51 Ebenda, Bd. IX, Aussagen v. 14., 16. u. 18. 3. 1946, siehe insbesondere S. 330-337, S. 438-439 
u. S. 505. 
52 In: Akten zur Deutschen Auswärtigen Politik 1918-1945 (künftig: ADAP), Serie D (1937-
1945), Band I: Von Neurath zu Ribbentrop (September 1937 - September 1938), Baden-Baden 
1950, Nr. 352, S. 468-470. 
53 IMT, Bd. XXXI, S. 368. 
54 Tagebucheintrag v. 13. 3. 1938, in: Die Weizsäcker-Papiere 1933-1950, hrsg. v. Leonidas E. 
Hill, Frankfurt a. M. u.a. 1974, S. 123. 
55 So am 3. 3. 1938 nach einem Gespräch mit dem Gesandten Österreichs in einem Telegramm 
an Yvon Delbos, Berlin, in: Documents Diplomatiques Francais (künftig: DDF) 1932-39, 2é 

Serie, T. VIII, Paris 1973, Nr. 306, S. 596. 
56 Telegramm an Delbos, Berlin, 1. 3. 1938, in: Ebenda, Nr. 290, S. 569. 
57 Telegramm an Delbos, Wien, 7. 3. 1938, in: Ebenda, Nr. 330, S. 643. Zu Görings Rede siehe: 
Keesings Archiv der Gegenwart, 1. 3. 1938, Nr. D, S. 3449. 
58 IMT, Bd. IX, Vernehmung v. 14. 3. 1946, S. 330. 
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Dies war wirklich der Fall, weshalb dem Reichskanzler Görings Kurs nicht 
behagte59. 

Hinzu kommt, daß fast ausschließlich Göring mit Wien telefonierte. Außerdem 
nahm er in Nürnberg „die Verantwortung für das weitere, was geschah, hundert­
prozentig" auf sich, wobei er sogar über „Bedenken des Führers hinwegschreitend 
die Dinge zur Entwicklung gebracht" haben will60. Bereits zuvor hatte er laut steno­
graphischer Aufzeichnungen des Assistenten von Görings Verteidiger behauptet, 
den „Anschluß immer betrieben" zu haben und für die Zeit nach dem Berchtesga­
dener Abkommen vom 12. Februar 1938 seine „Hauptmitwirkung" betont61. Dies 
bestätigen Erinnerungen Otto Meißners, der als Leiter der Präsidialkanzlei am 
10./11. März vor Ort war. Danach „spielte" Göring „in diesen Tagen eine besonders 
aktive Rolle", er war „die treibende Kraft für eine größere militärische Aktion"62. 
Folgt man dem erst kurz zuvor als Botschafter in Wien abgelösten Franz Freiherr v. 
Papen - den Hitler am 11. März nach Berlin beorderte - , so hatte Göring damals 
die „Führung an sich gerissen". Sein „Wille" und sein „Verlangen" hätten „selbst 
den zögernden Hitler" mitgerissen63. Und dessen Sonderbevollmächtigter für 
Österreich und „Mann des Vertrauens"64 Wilhelm Keppler will damals den „Ein­
druck" gewonnen haben, daß Göring „das Gesetz des Handelns [...] an sich geris­
sen hatte", und betonte sein „wildes Vorgehen"65. 

Dennoch erscheint es mehr als zweifelhaft, daß Göring damals Hitler gewisser­
maßen zu seinem Glück drängen mußte oder einen gewaltsamen Anschluß gar 
gegen dessen Willen durchgesetzt hat. Am Anfang steht eine Frage, die sich zwar 
von selbst aufdrängt, von der Forschung aber völlig übergangen wird: Wie stand 
es in Nürnberg mit dem Erinnerungsvermögen insbesondere Görings66? Immer­
hin waren rund acht Jahre seit den Ereignissen des März 1938 vergangen. Göring 
selbst meinte zu Gustave M. Gilbert, der während des Prozesses als Gerichtspsy­
chologe agierte: „[...] ich mache alles aus dem Gedächtnis."67 Dies führte aber 
dazu, daß er es bereits in einer Befragung vom Sommer 1945 „über Hitlers 

59 Insofern scheint mir auch Kubes These nicht haltbar, Hitler sei gegen Ende Februar 1938 
„ganz auf Görings Linie" einer „Penetrationspolitik" eingeschwenkt (Pour le mérite, S. 243). 
60 Vernehmung v. 14. 3. 1946, in: IMT, Bd. IX, S. 333. 
61 Werner Bross, Gespräche mit Hermann Göring während des Nürnberger Prozesses, Flens­
burg/Hamburg 1950, S. 114. 
62 Otto Meißner, Staatssekretär unter Ebert - Hindenburg - Hitler. Der Schicksalsweg des deut­
schen Volkes von 1918 bis 1945, wie ich ihn erlebte, Hamburg 1950, S. 450. 
63 Franz v. Papen, Der Wahrheit eine Gasse, München 1952, S. 486, S. 498. 
64 So Italiens Gesandter in Wien, Francesco Salata, am 10. 7. 1937. Telegraphische Depesche an 
Ciano, Wien, in: DDI, 8. Ser.: 1935-1939, Vol. VII (1° luglio - 31 dicembre 1937), Rom 1998, Nr. 
51, S. 56. 
65 So seine Aussage am 19. 7. 1948 im sog. Wilhelmstraßen-Prozeß, in: Archiv des Instituts für 
Zeitgeschichte (künftig: IfZ-Archiv), Fall XI, MB 26/89, S. 116/12856 u. S. 193/12933. 
66 Diese Frage läßt sich genauso für andere Zeitzeugen stellen: So beruft sich Keppler auch auf 
Görings Aussage in Nürnberg. Aussage Kepplers v. 19. 7. 1948, in: IfZ-Archiv, Fall XI, MB 26/89, 
S. 74/12816. 
67 Gustave M. Gilbert, Nürnberger Tagebuch. Gespräche der Angeklagten mit dem amerikani­
schen Gerichtspsychologen, Frankfurt a. M. 102000, S. 196. 
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Angriffspläne gegen Österreich" unter Hinweis auf die verflossene Zeitspanne 
„fast unmöglich" nannte, „noch genau zu sagen, was der Führer 1937 erklärt" 
hatte68. Bezogen auf die Märztage verfing er sich in seinen Aussagen in mehrere 
inhaltliche Widersprüche. Erklärte er zunächst, lediglich in zwei Punkten mit Hit­
ler nicht einer Meinung gewesen zu sein69, gab er später noch eine dritte Mei­
nungsverschiedenheit zu Protokoll70. Zudem lassen sich Erinnerungslücken nach­
weisen. So meinte er, Mussolinis Antwort auf Hitlers Schreiben sei erst um „halb 
zwölf Nachts" eingetroffen71. Tatsächlich war dies geraume Zeit früher der Fall72. 
Wiederholt gab er auch offen zu, sich nicht mehr an alle Einzelheiten der Ent­
wicklung erinnern zu können73. Seine Darlegungen in Nürnberg dürfen also 
nicht ohne weiteres für bare Münze genommen werden - wie es gemeinhin 
geschieht. 

Zu berücksichtigen sind dabei auch Bemerkungen von Bradley F. Smith, der 
den Prozeß intensiv analysiert hat: Danach stilisierte sich Göring bewußt zum 
„mächtigsten Schirmherrn des Dritten Reiches"74, und dies mit „Gerissenheit"75. 
Martens hat Görings „wiederholte Bemühungen" konstatiert, „den Ablauf des 
Prozesses zu beeinflussen, wenn nicht gar zu kontrollieren"76. Und selbst Kube 
zufolge arbeitete er im Prozeß „in großsprecherischer Manier an seinem eigenen 
Denkmal", wobei er übrigens die Richtigkeit bestimmter damaliger Behauptun­
gen Görings anzweifelt77. Göring könnte seine damalige „Rolle" bei den März­
ereignissen also bewußt überzeichnet haben, zumal er zum Zeitpunkt seiner Ver­
nehmung bereits jene Telefonmitschnitte kannte, die der Anklage als Beweisdo­
kument dienten78. Dies mag zwar seine Erinnerung an den Ablauf der 
Geschehnisse aufgefrischt haben, doch hatte er zugleich Zeit, sich für die Insze­
nierung seiner Rolle als Verantwortlicher für den Anschluß zu präparieren79. In 
diesem Sinne hat wiederum Gilbert bei ihm „Zeichen" einer „nervösen Anspan­
nung" wahrgenommen und gemeint, er habe mit der „Generalprobe seiner Rolle 

68 Zit. nach David Irving, Göring, München/Hamburg 1987, S. 738. 
69 Aussage v. 14. 3. 1946, in: IMT, Bd. IX, S. 333-335. 
70 Aussage v. 16. 3. 1946, in: Ebenda, S. 438. 
71 Aussage v. 14. 3. 1946, in: Ebenda, S. 336. 
72 Siehe dazu S. 173. 
73 So meinte er: Hitler „ging [...] damals kurz darauf nach Venedig, kann auch sein, daß es vor­
her war." Aussage v. 14. 3. 1938, in: IMT, Bd. IX, S. 331. Oder: „Das war am Freitag, glaube ich, 
den 11 [...]. Es kam dann, soviel ich mich erinnere, die Antwort, daß die Wahl abgesagt würde 
[...]." Aussage v. 14. 3. 1938, in: Ebenda, S. 333. Am 16. 3. 1946 wollte er sogar einen bestimm­
ten Sachverhalt „nicht unter Eid behaupten" (ebenda, S. 438). Siehe auch Aussage v. 14.3. 
1938, in: Ebenda, S. 336. 
74 Bradley F. Smith, Der Jahrhundertprozeß. Die Motive der Richter von Nürnberg. Anatomie 
einer Urteilsfindung, Frankfurt 21983, S. 19 f. 
75 Er konstatiert auch dessen „dramatisches Auftreten" (ebenda, S. 195). 
76 Martens, Hermann Göring: Der „Zweite Mann", S. 474. 
77 Kube, Pour le mérite, S. 30, S. 38. 
78 Vgl. Bross, Gespräche, S. 114; Aussage v. 14. 3. 1946, in: IMT, Bd. IX, S. 333. 
79 Vgl. Martens, Hermann Göring: Der „Zweite Mann", S. 475. 
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als gefolterter Edelmann" begonnen, der im Begriff stehe, „vor dem letzten Akt 
die Bühne zu betreten"80. 

Nun hat Kube recht, daß Personen, die sich am 10. und 11. März in der Reichs­
kanzlei aufhielten, „übereinstimmend" Göring als die damals „dominierende", 
auf eine „,Totallösung'" drängende Persönlichkeit „bezeugten"81. Aber mit sol­
chen Aussagen ist ebenfalls behutsam umzugehen: So will gerade der in seinen 
Memoiren von einer „Totallösung" sprechende Papen82 damals „nur bruchstück­
weise" den Inhalt der Telefonate „erfahren"83 und erst nach Kriegsende Görings 
Führungsrolle erkannt haben. Diese Behauptung erscheint insoweit glaubwürdig, 
als Papen sich - und mit ihm „alle" anderen außer Göring und Hitler - seinen 
eigenen Angaben zufolge vor allem „in den Vorzimmern befanden" und deshalb 
„völlig auf das angewiesen" waren, „was an Neuigkeiten durchsickerte"84. 

Doch ist dies keineswegs sicher: Denn einerseits erklärte der von Hitler kurz­
zeitig als Berater berufene frühere Außenminister Constantin Freiherr v. Neu-
rath, Göring habe sich zusammen mit Hitler in dessen „Zimmer" aufgehalten85. 
Und niemand Geringerer als Göring selbst will „an diesem Tage in der Reichs­
kanzlei mit dem Führer allein im Zimmer" gewesen sein86. Andererseits jedoch 
„fanden" laut Hitlers Adjutant Nicolaus v. Below die „meisten" Telefonate „in 
Gegenwart einer größeren Zuhörerschaft" statt, wobei der exakte Personen­
kreis unklar ist87. Ein weiterer Adjutant Hitlers, Fritz Wiedemann, will wenigstens 
bei einem Gespräch zusammen mit Papen neben Göring gesessen haben, bei 
dem Hitler vielleicht gar nicht zugegen war88. Und der Fliegergeneral Erhard 

80 Gilbert, Nürnberger Tagebuch, S. 190. 
81 Kube, Pour le mérite, S. 244. Göring selbst sprach in Nürnberg von einer „vollen und totalen 
Vereinigung aller Deutschen" als „einziger denkbarer Lösung". Aussage v. 14.3. 1946, in: IMT, 
Bd. IX, S. 332. 
82 Papen, Der Wahrheit eine Gasse, S. 498. 
83 Vernehmung v. 18. 6. 1946, in: IMT, Bd. XVI: Verhandlungsniederschriften 11. 6. 1946-24.6. 
1946, Nürnberg 1948, S. 354. 
84 Papen, Der Wahrheit eine Gasse, S. 486 f. 
85 Aussage v. 24. 6. 1946, in: IMT, Bd. XVI, S. 702. Ähnlich Papen, Aussage v. 18. 6. 1946, in: 
Ebenda, S. 354. 
86 Aussage v. 14. 3. 1946, in: Ebenda, Bd. IX, S. 333. So sieht es auch Eichstädt, Von Dollfuss zu 
Hitler, S. 410. 
87 Er will „noch Neurath, Bormann, Himmler, Goebbels, Keitel, Papen und Brauchitsch" erblickt 
haben. Nicolaus v. Below, Als Hitlers Adjutant 1937-45, Mainz 1980, S. 90. Eichstädt nennt unter 
Berufung auf eine Aussage von Generalmajor Wilhelm v. Grolmann zusätzlich neben diesem 
selbst noch Rudolf Heß, Wilhelm Frick, Reichspressechef Otto Dietrich, Reichsleiter Philipp 
Bouhler sowie „verschiedene andere Offiziere". Eichstädt ist hier ungenau: Von Frick ist bei Grol­
mann keine Rede. An die Teilnahme Dietrichs konnte er sich nicht genau erinnern („wohl auch 
Dietrich"). Dafür nannte er überdies Werner v. Blomberg, Papen und Neurath. Affidavit Grol­
mann, in: IfZ-Archiv, Fall XI, MB 26/105, S. 0551, während Eichstädt weder Himmler noch Goeb­
bels erwähnt (Von Dollfuss zu Hitler, S. 410). Schon am 11. 3. berichtet Francois-Poncet aus Berlin 
an Delbos: „Ein Rat, der zusammen mit Hitler mehrere Mitglieder der Regierung des Reichs und 
mehrere Generale vereinigt hat, tagte permanent in Berlin von 11 Uhr vormittags bis 7 Uhr 
abends." Telegramm, in: DDF, 1932-39, 2é Série, T. VIII, Nr. 379, S. 728. 
88 Aussage Edmund Glaise v. Horstenau v. 12. 6. 1946, in: IMT, Bd. XVI, S. 137. Dies hat er von 
Wiedemann demnach „erst nach dem Zusammenbruch 1945 erfahren". Glaise v. Horstenau 
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Milch gab nach Kriegsende zu Protokoll, Göring habe in seiner Gegenwart mit 
dem führenden österreichischen Nationalsozialisten Arthur Seyß-Inquart telefo­
niert89. 

Dies zeigt, wie kompliziert die Quellenlage ist. Der Hergang der Dinge kann 
nur in Teilen einigermaßen exakt rekonstruiert werden. Es ist noch nicht einmal 
völlig klar, von wo aus in der Reichskanzlei die einzelnen Telefonate geführt wur­
den90. Auch läßt sich nicht genau feststellen, inwieweit Hitler und Göring wäh­
rend beziehungsweise zwischen den einzelnen Telefonaten in direktem Kontakt 
miteinander standen. Sollte dies nur teilweise der Fall gewesen sein, so würde 
dies ein starkes Argument zugunsten Kubes These bilden. Denn Göring wurden 
aus Wien immer wieder Entwicklungen gemeldet, welche die bisherige Lage ver­
änderten und also prinzipiell auch ein verändertes Verhalten Berlins erforderlich 
machten. 

Einerseits suggerieren zeitgenössische Aussagen denn auch, Göring habe mit 
Wien partiell in Abwesenheit von Hitler gesprochen: So soll er laut Tagebuchno­
tiz von Goebbels nach einem Telefongespräch dem Reichspropagandaminister 
und Hitler „eine neue Lage gebracht" haben91. Doch andererseits ist da die 
erwähnte Aussage Neuraths92. Ob Hitler und Göring dabei stets oder meistens 
alleine waren, steht nicht fest. Selbst wenn aber Göring größtenteils alleine mit 
Wien telefoniert haben sollte, könnte Hitler mit ihm wenigstens einige Gesprä­
che inhaltlich vorher abgesprochen haben. Mindestens für ein Gespräch läßt sich 
dies auch nachweisen93. Und wenigstens einmal fand sogar während eines Telefo­
nates eine „kurze Besprechung" zwischen ihnen statt94. Ihr genauer Inhalt ist 
zwar unbekannt, aber sie betraf zweifellos den zentralen Punkt der ganzen Ange-

zufolge saß auch Papen dabei (ebenda), der selbst ja bei keinem der Gespräche präsent gewe­
sen sein will. Die Erinnerungen Fritz Wiedemanns geben darüber keinen klaren Aufschluß 
(Der Mann, der Feldherr werden wollte. Erlebnisse und Erfahrungen des Vorgesetzten Hitlers 
im 1. Weltkrieg und seines späteren Persönlichen Adjutanten, Velbert/Kettwig 1964, S. 121 f.). 
89 Affidavit, in: IfZ-Archiv, Fall XI, MB 26/105, S. 0537. 
90 Laut Papen fanden sie in Hitlers „Privatbüro" statt (Vernehmung v. 18. 6. 1946, in: IMT, Bd. 
XVI, S. 354). Eichstädt (Von Dollfuss zu Hitler, S. 410) zufolge gingen Hitler und Göring „zu 
jedem Gespräch in die ziemlich weit entfernte Vermittlungszentrale", weil „die Telefonanlage 
im Rauchsalon gestört" war. Eichstädt nimmt Bezug auf das Affidavit Grolmanns (IfZ-Archiv, 
Fall XI, MB 26/105, S. 0551) und ist erneut ungenau. Denn Grolmann bezieht sich erst auf 
die Zeit ab etwa „1830" 
91 Tagebucheintrag v. 12.3. 1938 (bezogen auf den 11.3.), in: Die Tagebücher von Joseph 
Goebbels, im Auftrag des Instituts für Zeitgeschichte und mit Unterstützung des Staatlichen 
Archivdienstes Rußlands hrsg. v. Elke Fröhlich, Teil I: Aufzeichnungen 1923-1941, Bd. 5: 
Dezember 1937-Juli 1938, München 2000, S. 203. 
92 Aussage v. 24. 6. 1946, in: IMT, Bd. IX, S. 702. 
93 Siehe dazu IMT, Bd. XXXI, S. 355: „Daraufhin fand ein Gespräch zwischen F. [Göring] und 
dem Führer statt." Dies könnte auch bei weiteren Telefonaten der Fall gewesen sein, ohne daß 
es eigens vermerkt wurde. Laut Irving besprachen sich die beiden Männer im soeben erwähn­
ten Fall sogar eine ganze „Stunde" (Göring, S. 305). Tatsächlich aber heißt es weiter: „Anschlie­
ßend rief F. [Göring] den S. [Arthur Seyß-Inquart] wieder an. Das Gespräch wurde um 15 Uhr 
05 geführt." 
94 IMT, Bd. XXXI, S. 362. 
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legenheit, die „Existenz Österreichs"95. Und was die übrigen Telefonate anbetrifft: 
Sollte Göring im Falle von Hitlers Beisein wirklich gegen dessen Intentionen 
agiert haben96? 

Diese Frage stellt sich um so mehr, wenn bei einigen Telefonaten mehrere 
andere Persönlichkeiten zugegen gewesen sein sollten. Göring dürfte in diesem 
Fall kaum eine öffentliche Brüskierung Hitlers riskiert haben. Denn dann mußte 
er aus zwei machtpolitisch begründeten Erwägungen befürchten, sich dessen viel­
leicht nicht nur momentanen Unmut zuzuziehen. Erstens hatte Hitler bereits 
Anfang Oktober 1937 Görings offensive Österreichpolitik deutlich verurteilt97. 
Zweitens hatte er ihn nicht zu seinem Treffen mit Schuschnigg auf dem Obersalz­
berg hinzugezogen: „Hier war ich nicht dabei", erklärte Göring dazu richtig in 
Nürnberg98. In den Märztagen des Jahres 1938 mag er angenommen haben, daß 
das Motiv hierfür in seiner von Hitler divergierenden Auffassung lag. 

Grundsätzlich steht die Forschung mit Blick auf Göring nicht nur bezüglich 
der Vorgänge im März 1938 einer „schwierigen Quellenlage"99 gegenüber, die 
„einige Probleme bereitet"100 und klare Deutungen erheblich erschwert: Zum 
einen „verfügte" Göring wohl „über das seltene Privileg [...], mit Hitler jederzeit 
und unter vier Augen über alle aktuellen Fragen sprechen zu können"101. Below 
zufolge „besprach" Hitler mit ihm sogar „alle Probleme, die ihn beschäftigten"102. 
Zum anderen aber besitzen wir „leider keine eingehenden Berichte" über den 
Inhalt ihrer „sehr oft" stattfindenden Begegnungen, „wie die Berichte Goebbels' 
über seine Unterhaltungen mit Hitler"103. Somit könnte Göring von Hitler also 
nicht überlieferte generelle Richtlinien für seine Telefonate erhalten haben, in 
deren Rahmen er frei agieren durfte. Das, was auf den ersten Blick als Ausdruck 
eigenständigen oder gar eigenmächtigen Vorgehens erscheint, mag mithin in 
Wahrheit im Bewußtsein erfolgt sein, im Einverständnis mit und nicht gegen Hit­
ler zu handeln. 

Dabei interessiert eine weitere Bemerkung Görings im Verlaufe eines Telefona­
tes mit Wien. Sie steht im Zusammenhang mit der verweigerten Ernennung 
Arthur Seyß-Inquarts zum Bundeskanzler: Er, Göring, könne ein weiteres Zuwar-

95 Denn anschließend teilte Göring seinem Gesprächspartner Seyß-Inquart mit: „[...] wenn 
nicht unverzüglich die Forderungen [...] angenommen werden, dann erfolgt heute nacht der 
Einmarsch [...] und die Existenz Österreichs ist vorbei!" (ebenda). 
96 Gehl, Austria, S. 188, meint sogar in einem Fall, Göring „mußte zuerst mit Hitler die entstan­
dene Situation besprechen". Dies deutet auf Zwang hin, was so aus den Akten nicht hervorgeht. 
97 Siehe S. 169 f. 
98 Aussage v. 14. 3. 1946, in: IMT, Bd. IX, S. 332. 
99 Kube, Hermann Göring, S. 81; vgl. Martens, Hermann Göring: Der „Zweite Mann", S. 473. 
100 Ebenda. Manche zentralen Aktenbestände wurden noch kurz vor Kriegsende bewußt ver­
nichtet. Görings Privatnachlaß „gilt" größtenteils „offiziell als verschollen" (ebenda, S. 474). 
Vgl. dazu grundsätzlich Martens, Hermann Göring, S. 9 u. S. 12; Kube, Pour le mérite, S. 352 f. 
101 Martens, Hermann Göring: Der „Zweite Mann", S. 475 (Zitat), S. 479; siehe auch Hans-Adolf 
Jacobsen, Nationalsozialistische Außenpolitik 1933-1938, Frankfurt a. M./Berlin 1968, S. 360. 
102 Below, Als Hitlers Adjutant, S. 38. 
103 Weinberg, Diskussionsbeitrag (wie Anm. 18), S. 107; vgl. speziell bezüglich der „letzten 
Januartage [...] 1938" Martens, Hermann Göring, S. 130. 
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ten in dieser Angelegenheit kaum verantworten, dürfe es eigentlich gar nicht104. 
Gewährte er seinem Gesprächspartner dennoch einige Minuten Aufschub, so 
mag er in diesem Punkt, aber eventuell lediglich in diesem Punkt mehr zugestan­
den haben, als es Hitlers Vorgaben entsprach. Vielleicht wollte er mit solch deut­
lichen Worten aber auch nur den Druck auf Wien erhöhen, wobei er die Eventu­
alität eines Zeitaufschubs bereits zuvor mit Hitler erörtert haben könnte. 

Nun mag man Görings Behauptung von seiner primären Verantwortung für die 
Durchführung des Anschlusses dennoch eine besondere Aussagekraft beimessen. 
Wer dies tut, müßte aber zugleich zeigen, warum anderen, von Göring ebenfalls in 
Nürnberg getätigten Äußerungen, die damit nicht übereinstimmen, weniger 
Glaubwürdigkeit beizumessen ist: So tat er damals kund, „der Führer und mit ihm 
ich" hätten von einem bestimmten „Augenblick" an Österreichs „Schicksal" in 
Händen gehalten105, wobei vielleicht die Reihenfolge zu beachten ist. Vor allem 
aber hatte er bereits in einer Vernehmung vom 23. Juli 1945 erklärt: „Wenn es sich 
um eine Entscheidung der 'großen Linie' und des Grundsatzes handelte, hat er 
[Hitler] nur seinen eigenen Willen durchgeführt. Bei nicht grundsätzlichen Fra­
gen hat er wohl auch nachgegeben."106 

Wie erwähnt, bildete Österreich für Hitler ganz ohne Zweifel eine grundsätz­
liche Frage. Nicht umsonst hatte er nach Bekanntwerden des Volks­
befragungsvorhabens die Initiative ergriffen und dabei unter anderem Göring zu 
sich gerufen107. Nachdem er sich von seiner ersten Überraschung erholt hatte108, 
reagierte er offenbar auch keineswegs zögernd. Vielmehr erteilte er - in einem 
sichtlich verärgerten bis erregten Gemütszustand109 - bereits am 10. März umge­
hend Order zur Ausarbeitung von Plänen für einen „sofortigen Einmarsch in 
Österreich"110. Schon eher mag Hitler in dieser noch recht frühen Phase der Ent-

104 IMT, Bd. XXXI, S. 364. 
105 Aussage v. 16. 3. 1946, in: Ebenda, Bd. IX, S. 439. 
106 Zit. nach Funke, Starker oder schwacher Diktator, S. 77; vgl. Martens, Hermann Göring, 
S. 316, Anm. 249. 
107 Tagebucheintrag Alfred Jodls v. 10. 3. 1938, in: IMT, Bd. XXVIII: Urkunden und anderes 
Beweismaterial, Nr. 1742-PS bis Nr. 1849-PS, Nürnberg 1948, S. 371. 
108 Dafür gibt es zahlreiche Belege: Keppler etwa sagte aus, Hitler habe einen Volksbefragungs­
plan zunächst für „voellig ausgeschlossen" gehalten. Aussage v. 19. 7. 1948, in: IfZ-Archiv, Fall 
XI, MB 26/89, S. 103/12845. 
109 John Wiley an Cordell Hull, Telegramm, Wien, 11. 3. 1938, in: Foreign Relation of the Uni­
ted States. Diplomatic Papers (künftig: FRUS) 1938, Vol. I: General, Washington 1955, S. 419: 
„Glaise-Horstenau [...] sah Hitler, der in rasende Wut geriet [...]." Sir Michael Palairet an Vis-
count Wood Edward Halifax, Wien, 11.3. 1938, in: Documenta on British Foreign Policy (künf­
tig: DBFP), 1919-1939, 3. Series, Vol. I: 1938, London 1949, Nr. 20, S. 11 („Soweit ich sehe, raste 
er eine Stunde lang wie ein Verrückter [...]."). Puaux an Delbos, Telegramm, Wien, 11.3. 1938, 
in: DDF, 1932-39, 2é Série, T. VIII, Nr. 364, S. 717 („[...] der Führer [...] hat sich ungestüm 
über den Gegenstand des Plebiszits ausgesprochen"). 
110 Eichstädt, Von Dollfuss zu Hitler, S. 365-366. Dieser, in Anspielung auf etwaige monarchi­
sche Restaurationsversuche in der Alpenrepublik als Weisung betreffend Unternehmen Otto 
bezeichnete Befehl ist u.a. abg. in: Ursachen und Folgen. Vom deutschen Zusammenbruch 
1918 und 1945 bis zur staatlichen Neuordnung Deutschlands in der Gegenwart. Eine Urkun­
den- und Dokumentensammlung zur Zeitgeschichte, hrsg. v. Herbert Michaelis und Ernst 
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scheidungsfindung von Neurath, nicht jedoch von Göring beeinflußt worden 
sein111. 

Dennoch könnte die bereits erwähnte These von Hitlers Entscheidungsschwäche 
in Situationen, die unverzügliches Handeln erforderten, zutreffen. „Eingeweihten" 
sei bekannt gewesen, daß „ 'Hitler keine wichtigen Entscheidungen aus dem Hand­
gelenk fällen konnte'", zitiert Kube dazu aus den Erinnerungen Belows112. Dieses 
Quellenzeugnis ist aber ambivalent. Zwar „fand" der Adjutant „am 11. März 
abends" Göring offenbar „in voller Aktion vor", wobei sich dieser, „ganz 'Herr der 
Lage'", in seinem Element gefühlt habe113. Daraus läßt sich jedoch nicht folgern, 
daß er tatsächlich Herr der Lage war. Belows weitere Bemerkung, Hitler habe sich 
Göring „zur Unterstützung" kommen lassen, hilft hier nicht weiter. Denn mit die­
ser Formulierung konnte sehr Unterschiedliches gemeint sein. Zudem ließe sich 
Hitlers scheinbare Passivität auch ganz anders deuten. Kube selbst liefert dafür ein 
wichtiges Argument: Ihm zufolge hielt sich Hitler nämlich in „Konfliktsituationen", 
die „Eile und eine stringente Entscheidung" erforderten, heraus und „segnete 
gelungene Schachzüge erst im nachhinein ab"114. Sollte sich Hitler dabei bewußt 
herausgehalten haben, könnte er das Führen der Telefongespräche also absichtlich 
an Göring delegiert haben und seiner angeblich ,ja immer" gegebenen „Ange­
wohnheit" gefolgt sein, „die Rollen zu verteilen"115. 

In diesem Zusammenhang ist folgendes aufschlußreich: Ursprünglich wollte 
Hitler offensichtlich selbst ein Gespräch mit Seyß-Inquart führen116, und zwar 
nach dessen erfolgter Ernennung zum Nachfolger Schuschniggs. Dazu kam es 
dann nicht, wofür aber nicht ein Zögern Hitlers, sondern eine neue Entwicklung 
in Wien verantwortlich war. Der dortige Bundespräsident Wilhelm Miklas wei­
gerte sich nämlich, Seyß-Inquart mit der Regierungsbildung zu beauftragen. Es 
stand also nicht fest, ob seine Ernennung doch noch durchzusetzen sein würde. 
Deshalb könnte es Hitler vorgezogen haben, Göring gewissermaßen die Kärrner­
arbeit leisten zu lassen, um danach die Lorbeeren einzuheimsen. 

Was mithin zunächst als aus Schwäche resultierendes Verhalten anmutet, mag 
tatsächlich Folge taktischen Kalküls gewesen sein. Dahinter könnte nicht zuletzt 
ein spezifischer „Führungsstil"117 gestanden haben, verbunden mit der Absicht, 

Schraepler, Bd. 11: Das Dritte Reich. Innere Gleichschaltung. Der Staat und die Kirchen. Anti-
kominternpakt-Achse Rom-Berlin. Der Weg ins Großdeutsche Reich, Berlin 1966, Nr. 2620a, 
S. 650 f. Nach Kershaw, NS-Staat, S. 231, ist Hitlers Annexionsbeschluß ein Beleg dafür, daß die­
ser „selbst in äußerst wichtigen Angelegenheiten spontane, reaktive Entscheidungen traf'. 
111 Vgl. Heinemann, Hitler's First Foreign Minister, S. 171. 
112 Kube, Pour le mérite, S. 244 f.; vgl. Below, Als Hitlers Adjutant, S. 89. 
113 Ebenda. Fast wörtlich im übrigen auch Erwin A. Schmidl, März 38. Der deutsche Einmarsch 
in Österreich, Wien 21988, S. 98. 
114 Kube, Pour le mérite, S. 115. 
115 So Aussage Kepplers v. 19. 7. 1948, in: IfZ-Archiv, Fall XI, MB 26/89, S. 109/12850. 
116 Göring sagte zu Dombrowski, Mitglied der deutschen Gesandtschaft in Wien, am Telefon: 
„Und dann soll er [Seyß-Inquart] um 730 [...] mit dem Führer sprechen." Und weiter: „[...] 
das wird er [Hitler] dem Seyss selbst sagen [...]. Im übrigen werden [...] der Seyss und der 
Führer noch sprechen [...]." In: IMT, Bd. XXXI, S. 358 f. 
117 Funke, Starker oder schwacher Diktator, S. 92. 
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sich nicht zu kompromittieren. Zu erinnern ist auch an die These von Hitlers 
„'darwinistischer' Einstellung", solange „abzuwarten, bis aus einem Streit ein Sie­
ger hervorgegangen war"118. Zudem folgt daraus noch lange nicht, daß Göring 
eine Politik gegen Hitler durchsetzen konnte. Kube wiederum schreibt, Hitler 
habe Görings Politik unterstützt, „solange sie seinen eigenen Zielen dienen 
konnte oder zumindest keinen Schaden anrichtete". Er meint jedoch ebenfalls, 
es sei „keine Frage, daß auch Hitler den Anschluß'" wollte119. 

In diesem Kontext sind einige Tagebucheintragungen von Goebbels zu berück­
sichtigen: Danach erachtete Hitler in der Nacht des 10. März die „Stunde" für 
„gekommen" und wollte „nur noch die Nacht darüber schlafen"120. Freilich 
könnte ihn dabei Angst vor der eigenen Courage beschlichen haben; zugleich 
aber notierte sich Goebbels, es müsse gewagt, jedenfalls alles vorbereitet wer­
den121. Vielleicht wollte Hitler also lediglich noch seine Gedanken darüber ord­
nen, wie der Anschluß bestmöglich durchzuführen war. 

Görings vermeintlich zentrale bis entscheidende Rolle wird auch mit der Exi­
stenz eines fingierten Telegramms begründet: Ursprünglich wollte Hitler mit 
einem schriftlich an Berlin gerichteten Hilferuf Wiens einem Einmarsch in Öster­
reich einen legalen Anstrich verleihen. Damit folgte er einer Anregung, die 
offenbar Weizsäcker Neurath unterbreitete122 und dieser dann Hitler vorlegte123. 
Als sich aber Seyß-Inquart auch nach seiner schließlich doch noch erfolgten 
Ernennung zum Nachfolger Schuschniggs „in einem Telephongespräch mit 
Göring sträubte", einen solchen Hilferuf „nach Berlin zu übermitteln", soll letzte­
rer selbst „ein entsprechendes Telegramm veröffentlicht" haben, das tatsächlich 
„niemals abgeschickt worden war", und zwar „aus eigenen Stücken", also ohne 
vorherige Rücksprache mit Hitler124. Dies korrespondiert auf den ersten Blick mit 
Görings eigener Aussage in Nürnberg: Danach „veranlaßte" ihn Hitler zunächst 
dazu, bei Seyß-Inquart auf der Absendung eines solchen Telegramms zu behar­
ren. Nach längerem Hin und Her sagte Göring letzterem aber schließlich, daß 
das „telephonisch[e] Durchgeben" desselben ausreiche125. 

118 Kershaw, Hitlers Macht, S. 149. 
119 Kube, Pour le mérite, S. 139, S. 236. 
120 Tagebucheintrag v. 10. 3. 1938, in: Die Tagebücher von Joseph Goebbels, Teil I, Bd. 5, S. 199. 
121 Tagebucheintrag v. 11.3. 1938, in: Ebenda, S. 200. 
122 „Ich bin der Ansicht, man sollte [...] sich von Österreich bitten lassen, ihm die Hand zu rei­
chen." Tagebucheintrag v. 11. 3. 1938 (irrtümlich heißt es 10. 3.), in: Hill, Weizsäcker-Papiere, 
S. 122. Dies ist ein „wichtiger [...] Beitrag" Weizsäckers. Leonidas Hill, in: Ebenda, Anm. 23, 
S. 498. 
123 „Vor allem dränge ich darauf, die innerösterreichischen Vorgänge so zu gestalten, daß wir 
von dort gebeten werden [,] zu kommen, [...]. Diese Idee, welche Neurath u. der Reichskanzlei 
neu zu sein scheint, will N. noch in letzterer absetzen." (ebenda, S. 122 f.). Vgl. Heinemann, 
Hitler's First Foreign Minister, S. 172; Gerhard Weinberg, The Foreign Policy of Hitler's Ger-
many. Starting World War II 1937-1939, Chicago/London 1980, S. 298, Anm. 169. Zum Text 
des Telegramms siehe Dok. Nr. 2621a, in: Ursachen und Folgen, Bd. 11, S. 652. 
124 Wendt, Großdeutschland, S. 142 f. 
125 Aussage v. 14. 3. 1946, in: IMT, Bd. IX, S. 336. Vgl. dazu das Protokoll seines entsprechenden 
Telefongesprächs, in: Ebenda, Bd. XXXI, S. 368. 
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Doch fehlt jeglicher Beleg dafür, daß Göring die Option einer solchen Notlö­
sung nicht zuvor mit Hitler abgesprochen haben könnte. Auch sagte Göring 
nicht, daß er eigenmächtig vorgegangen sei. Und selbst in diesem Fall könnte 
die Vorstellung eines Handelns gegen Hitler insofern am Kern der Sache vorbei­
gehen, als Göring geglaubt haben mag, „im Sinne des Führers ihm entgegen zu 
arbeiten", wie es der Staatssekretär im preußischen Landwirtschaftsministerium, 
Werner Willikens, bereits am 21. Februar in einer Rede allgemein formuliert 
hat126. 

Schließlich sei darauf verwiesen, daß Hitlers offenkundige Zufriedenheit über 
die Berchtesgadener Übereinkunft noch vor Schuschniggs Proklamation einer 
Volksbefragung einer gewissen Ernüchterung, j a Verärgerung gewichen war. Dies 
hatte nicht zuletzt damit zu tun, daß letzterer in einer öffentlichen Rede vom 24. 
Februar ein klares „Bekenntnis zur Selbständigkeit" Österreichs abgegeben und 
erklärt hatte: „Bis in den Tod Rot-Weiß-Rot! Österreich!"127 Puaux hatte deshalb 
am 4. März eine „lebhafte Irritierung" Hitlers ausgemacht, sowohl was den „Ton" 
als auch was den „Inhalt" von Schuschniggs Äußerungen anbetrifft128. Der Reichs­
kanzler mag sich in diesem Moment an eine Goebbels gegenüber offenbar im 
September 1937 gemachte Bemerkung erinnert haben, wonach Österreich ein­
mal mit Gewalt gelöst werde129. 

Wie dem auch sei: Puaux lag wohl richtig. Laut der amtlichen Aufzeichnung 
einer Unterredung zwischen dem britischen Botschafter in Berlin, Sir Nevile 
Henderson, und Hitler vom 4. März sollte letzterem zufolge über die Unabhän­
gigkeit Österreichs „letzten Endes [...] das Volk selbst befragt werden". Sollten 
aber „in Österreich [...] von Innen heraus Explosionen erfolgen", so würde 
Deutschland „blitzschnell handeln"130. Schuschniggs vermeintliche „Provokation" 
mit dem Plan einer Volksbefragung mag Hitler also so sehr erzürnt haben, daß es 

126 Zit. nach Ian Kershaw, Hitler 1889-1936, Stuttgart 1998, S. 663. Laut Göring herrschte „in 
dem entscheidenden Punkt ,Einmarsch' [...] Einigkeit". Aussage v. 14. 3. 1946, in: IMT, Bd. 
IX, S. 336. 
127 Eichstädt, Von Dollfuss zu Hitler, S. 327 (dort auch eine inhaltliche Wiedergabe, S. 326 f.). 
Die Rede ist abg. in: Weltgeschichte der Gegenwart in Dokumenten, Bd. 5, Nr. 117, S. 413-432 
(Zitat S. 432). 
128 Der Reichskanzler werfe ihm vor, „beinahe aggressiv den Willen zur österreichischen Unab­
hängigkeit betont" zu haben (Telegramm an Delbos, Wien, in: DDF, 1932-39, 2é Série, T. VIII, 
Nr. 312, S. 607). 
129 Tagebucheintrag v. 14. 9. 1937, in: Die Tagebücher von Joseph Goebbels, Teil I, Bd. 4: März-
November 1937, München 2000, S. 312. 
130 ADAP, Serie D, Bd. I, Nr. 138, S. 199. Hier spielte er auf bewaffnete Vorkommnisse an, da er 
meinte, sollte „einmal in Österreich [...] gegen Deutsche geschossen" werden (ebenda, S. 202). 
Übrigens wurde Hitler von Papen, damals noch Botschafter in Wien, über den „Eindruck" von 
Schuschniggs Rede informiert. Telegramm an das Auswärtige Amt, für „Führer und Reichskanz­
ler", Wien, 25. 2. 1938, Ganz Geheim!, in: ADAP, Serie D, Bd. I, Nr. 325, S. 448. Für den mögli­
chen Fall einer gewaltsamen Explosion siehe eine in der Dienststelle Ribbentrop verfaßte 
„Notiz für den Führer!" v. 10. 2. 1938, in der das willentlich herbeigeführte Szenario eines 
„von Wien losgelöst[en]" Tirols überlegt wird, in: Politisches Archiv des Auswärtigen Amtes 
(künftig: PA-AA), Dienststelle Ribbentrop, Vertrauliche Berichte, R 27090, S. 28872. 
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für die „Moderaten" in der deutschen Regierung zumindest „schwierig" geworden 
war, ihn zurückzuhalten, wie Neurath am 11. März Henderson gesagt haben 
soll131. 

Als Fazit dieses ersten Untersuchungsabschnittes bleibt festzuhalten: Die Ana­
lyse des EntScheidungsprozesses in der deutschen Führung belegt die These, 
Göring habe Hitler gewissermaßen zu seinem Glück drängen müssen, j a er habe 
gar gegen dessen Willen agiert, nicht hinreichend. 

Die außenpolitischen Rahmenbedingungen 

Der zweite Untersuchungsteil beschäftigt sich mit den allgemeinen außenpoliti­
schen Rahmenbedingungen. Denn Hitlers Zögern soll nicht zuletzt aus Erwägun­
gen der internationalen Politik resultiert sein, wobei gemeinhin auf Frankreich, 
Großbritannien sowie Italien hingewiesen wird. Daran ist zumindest so viel rich­
tig, daß die „Frage nach der Reaktion der Westmächte" in dem Moment eine zen­
trale Rolle in Hitlers außenpolitischem Kalkül einnehmen mußte, als sein 
„ursprüngliches Konzept" einer „Verhandlungslösung" - wenigstens prinzipiell -
„durch den Willen [abgelöst]" wurde, „mittels einer militärischen Demonstration 
den Zusammenschluß [...] zu vollziehen"132. Dabei soll Hitler vor allem eine 
ablehnende Haltung Italiens beziehungsweise Mussolinis befürchtet haben. Nur 
selten wird anderes konstatiert, wobei vor allem Klaus Hildebrand zu nennen ist: 
Er sieht den „Ausschlag" für den Anschluß in der „fast als sicher zu erwartenden 
Neutralität" Englands sowie in der „Umgruppierung der Wehrmachtsspitze"133. 
Deshalb soll Schuschniggs „Politik" dem Reichskanzler nur noch den „Vorwand 
zu seinem aggressiven Vorgehen" geliefert haben, zumal man in Berlin „der wohl­
wollenden Haltung Mussolinis [...] gewiß" sein konnte134. 

Dagegen entschied sich Hitler - Stefan Kley zufolge - deshalb „für ein unspek­
takuläres Vorgehen [...], weil er sich im Hinblick auf Österreich noch immer Sor­
gen um die Gefühle und das Prestige seines Kollegen am Tiber machte", wäh­
rend „nun Göring, für alle sichtbar, die Dinge voran [trieb]"135. Und konstatiert 
Gerhard Schreiber einen „ängstlich gespannten" Hitler136, so hatte er laut Kube 
in den entscheidenden Stunden des 11. März „bezeichnenderweise [...] nichts 

131 Henderson an Halifax, Telegraphische Depesche, Berlin, 11. 3., in: DBFP, 1919-1939, 3. 
Serie, Vol. I, Nr. 14, S. 16. 
132 Marion Thielenhaus, Zwischen Anpassung und Widerstand. Deutsche Diplomaten 1938-
1941. Die politischen Aktivitäten der Beamtengruppe um Ernst von Weizsäcker im Auswärtigen 
Amt, Paderborn 1984, S. 41-43. 
133 Klaus Hildebrand, Deutsche Außenpolitik 1933-1945. Kalkül oder Dogma?, Stuttgart u.a. 
51990, S. 66 f. 
134 Ebenda, S. 65 f. Dazu paßt, daß Göring lediglich eine „vorwärtstreibende", nicht aber eine 
entscheidende „Rolle" attestiert wird. 
135 Stefan Kley, Hitler, Ribbentrop und die Entfesselung des Zweiten Weltkriegs, München/ 
Wien/Zürich 1996, S. 46, S. 48. 
136 Gerhard Schreiber, Revisionismus und Weltmachtstreben. Marineführung und deutsch-ita­
lienische Beziehungen 1919 bis 1944, Stuttgart 1978, S. 117. 
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dringenderes zu tun", als das erwähnte Schreiben an Mussolini zu entwerfen, in 
dem er um dessen „Verständnis" geworben habe137. 

Tatsächlich beschäftigten Hitler damals noch andere, ebenfalls Österreich 
betreffende Dinge138. Außerdem könnte er seinen Brief bereits um 11 Uhr vor­
mittags und somit also immerhin noch vor Beginn der zahlreichen Telefonate 
mit Wien niedergeschrieben haben139. Aber abgesehen davon, haben auch schon 
Zeitzeugen bei ihm Besorgnis und Zögern konstatiert. Da ist etwa ein Schreiben 
Francois-Poncets vom 3. März 1938 an Frankreichs Außenminister Yvon Delbos: 
Man stimme in den „diplomatischen Kreisen Berlins" darin überein, „daß die 
Haltung Italiens letztlich das große Fragezeichen des Problems bildet", heißt es 
darin140. Und sehr bald nach dem erfolgten Einmarsch nannte wiederum Fran-
cois-Poncet Hitlers Schreiben einen „Beweis" dafür, wie sehr dieser die „Reaktio­
nen des italienischen Regierungschefs" gefürchtet habe141. Ganz ähnlich hatte 
sein Kollege in Wien, Puaux, schon am 13. Februar anläßlich der Übereinkunft 
von Berchtesgaden gemeldet: Alleine Mussolini, nicht aber London oder Paris, 
könne Hitler „einschüchtern"142. Auch Filippo Anfuso - Kabinettschef des italie­
nischen Außenministers Galeazzo Ciano - deutet in seinen Erinnerungen Hitlers 
„dramatische Botschaft an Mussolini" als „klaren Beweis für die Unruhe im Her­
zen des Führers"143. Und Weizsäcker bezeichnete Mussolini in seinem Tagebuch 
als das „selbstverständlich [...] wichtigste Glied aus den Ereignissen dieser Tage" 
und als „treuen Sekundanten"144. Dies sagt zwar noch nichts über die damalige 
Sicht Hitlers aus, doch könnte der „fähige Diplomat"145 Mussolinis Haltung als 
bedeutsam für Hitlers Entschluß zum Einmarsch angesehen haben. So hat es 
offensichtlich Meißner getan: Ihm zufolge soll Hitler erst dann „fest entschlos­
sen" gewesen sein, den „Weg" für einen Anschluß Österreichs „freizumachen", als 
er nicht nur die „Gewißheit" hatte, „von England verstanden" zu werden, sondern 
auch sicher wußte, daß er „von Italien unterstützt" würde146. 

Aufgrund der zitierten zeitgenössischen Meinungen und Forschungsthesen ist 
mit Blick auf die außenpolitischen Rahmenbedingungen im folgenden insbeson­
dere der Faktor Italien in Hitlers Kalkül zu analysieren; Göring taucht hierbei 
kaum mehr auf, da nicht erkennbar ist, daß beziehungsweise wie er hinsichtlich 

137 Kube, Pour le mérite, S. 245. Vgl. Gehl, Austria, S. 190 („die ihn vor allem beschäftigende 
Frage war, wie Mussolini reagieren würde"). 
138 So erörterte er mit Goebbels sowohl am 10. als auch am 11. 3. „die ganze propagandistische 
Aktion". Tagebucheintrag v. 11. 3. 1938, in: Die Tagebücher von Joseph Goebbels, Teil I, Bd. 5, 
S. 201. 
139 So wenigstens Schmidl, März 38, S. 105. Dabei beruft er sich offenbar auf eine nicht über­
prüfbare Angabe, in: Dieter Wagner/Gerhard Tomkowitz, Ein Volk, ein Reich, ein Führer! Der 
Anschluß Österreichs 1938, München 1968, S. 147 („um die Mittagsstunde herum"). 
140 Berlin, 3. 3. 1938, in: DDF, 1932-39, 2é Serie, T. VIII, Nr. 308, S. 602. 
141 Telegramm an Joseph Paul-Boncour, Berlin, 14. 3. 1938, in: Ebenda, Nr. 429, S. 783. 
142 Puaux, Telegramm an Delbos, Wien, in: Ebenda, Nr. 186, S. 381. 
143 Filippo Anfuso, Rom-Berlin im diplomatischen Spiegel, Essen 1951, S. 60. 
144 Tagebuchnotiz v. 13. 3. 1938, in: Hill, Die Weizsäcker-Papiere, S. 123. 
145 So Salata an Ciano, Wien, 15. 7. 1937, in: DDI, 8. Ser., Vol. VII, Nr. 77, S. 90. 
146 Meißner, Staatssekretär, S. 450. 
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Hitlers damaliger Italienpolitik auf diesen eingewirkt hat. Die deutsch-italieni­
schen Beziehungen waren nach 1933 zunächst konfliktbeladen, gerade was Öster­
reich angeht. Mussolini lehnte nämlich einen staatsrechtlichen Anschluß der 
Alpenrepublik an Deutschland strikt ab. Besonders verdeutlicht dies der von ihm 
veranlaßte Aufmarsch von Truppen am Brenner während des Juliputsches 1934, 
der Hitler von einem aktiven Eingreifen zugunsten der nationalsozialistischen 
Putschisten abhalten sollte147. Sein kolonial-imperialer Ausgriff auf Abessinien im 
Herbst 1935 bewirkte jedoch eine Entfremdung von den Westmächten, der eine 
Annäherung an Berlin folgte148. Diese mündete zunächst in die sogenannte 
Achse vom Oktober 1936, deren Zustandekommen man sogar als „,fast zwangs­
läufig'" angesehen hat149. Im Spätherbst des Folgejahres trat Italien dem Antiko­
minternpakt bei. Parallel dazu und ungeachtet bestehender Differenzen hinsicht­
lich des beiderseitigen Engagements in Spanien veränderte sich Mussolinis Posi­
tion gegenüber der Eventualität eines Anschlusses. So hatte er bei seinem 
Deutschlandbesuch im September 1937 darauf verzichtet, „die österreichische 
Sache zu unterstützen"150, und sogar ein gewisses „Desinteresse" an derselben 
durchblicken lassen151, obgleich damals laut Goebbels die „Österreich-Frage 
[...] noch offen" blieb152. Bereits im August hatte er in einer Rede in Palermo 
sehr klar die „Solidität der Achse Rom-Berlin gegenüber allen Eventualitäten 
und gegenüber allen Entwicklungen der politischen Situation" bekräftigt, um 
der „absurden französischen Spekulation über eine Rückkehr als 'Wacht­
posten am Brenner'" ein „Ende" zu setzen153. Besonders relevant erscheint, daß 

147 Vgl. dazu Renzo de Felice, Mussolini il Duce, Vol. I: Gli anni del consenso 1929-1936, Turin 
1996, S. 498-505. Ob er sie gegebenenfalls auch eingreifen hätte lassen, läßt sich wohl nicht 
mehr exakt klären. 
148 Dazu und zum folgenden Pietro Pastorelli, Dalla prima alla seconda guerra mondiale. 
Momenti e problemi della politica estera italiana 1914—1943, Mailand 1997, S. 93-126. 
149 So unter Bezugnahme auf Karl Dietrich Bracher, Jens Petersen, Hitler - Mussolini. Die Ent­
stehung der Achse Berlin-Rom 1933-1936, Tübingen 1973, S. 492. Zugleich behauptet er eine 
„fast unvermeidliche" Entwicklung (ebenda, S. 502). Karl Dietrich Bracher, Hitler und die euro­
päische Politik, in: Ders., Deutschland zwischen Demokratie und Diktatur. Beiträge zur neueren 
Politik und Geschichte, Bern/München/Wien 1964, S. 181-250, hier S. 204, konstatiert ein 
„geradezu zwangsläufiges Zusammenspiel". 
150 Telegramm v. Francois-Poncet an Delbos, Berlin, 17. 2. 1938, in: DDF, 1932-39, 2é Serie, T. 
VIII, Nr. 188, S. 382. 
151 Schreiber, Revisionismus und Weltmachtstreben, S. 117. Schreiber bezieht sich hier zwar auf 
Ribbentrops anschließenden Besuch in Rom, doch kann diese Feststellung auch auf Mussolinis 
Besuch gemünzt werden. 
152 Eintrag v. 29. 9. 1937, in: Die Tagebücher von Joseph Goebbels, Teil I, Bd. 4, S. 333. Vgl. 
Tagebucheintrag v. 28.9. 1937, in: Ebenda, S. 332. Zugleich ist bei ihm aber von „feste[r] 
Freundschaft" (Tagebucheintrag v. 30. 9. 1937, in: Ebenda, S. 336) sowie davon die Rede, daß 
„beide Nationen [...] auf Gedeih und Verderb aufeinander angewiesen" sind (Tagebucheintrag 
v. 1.10. 1937, S. 337). 
153 Telegramm Cianos an Roms Botschafter in Berlin, Bernardo Attolico, Rom, 17. 8. 1937, 
geheim, nicht verteilen, in: DDI, 8. Ser., Vol. VII, Nr. 215, S. 262. Mussolinis Rede ist abgedruckt 
in: Opera Omnia di Benito Mussolini, Vol. XXVIII: Dalla proclamazione dell'impero al viaggio 
in Germania (10 maggio 1936-30 settembre 1937), hrsg. v. Edoardo e Duilio Susmel, Florenz 
1959, S. 239-242. 
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er Anfang November gegenüber Ribbentrop eine gewaltsame Lösung besten­
falls indirekt ablehnte und zugleich meinte: „Die Franzosen wissen jedoch, daß 
wenn über Österreich eine Krise ausbrechen würde, Italien nichts machen 
würde."154 

All dies blieb Hitler wenigstens partiell nicht verborgen, weshalb sich die 
außenpolitischen Voraussetzungen für einen nötigenfalls gewaltsam durch­
geführten Anschluß prinzipiell recht gut gestalteten. Der immer wieder auf­
tauchende Hinweis auf Hitlers Furcht ist dennoch schon deswegen ernst zu 
nehmen, weil Italien ihm damals als einzige bedeutende europäische Macht 
bündnispolitisch nahestand. Gerade deshalb bildet seine wahrscheinlich zu­
mindest so ähnlich gefallene Äußerung gegenüber Schuschnigg am 12. Februar 
1938: „Mit Mussolini bin ich im reinen; ich bin mit Italien aufs Engste be­
freundet [...]"155, keinen hinreichenden Beleg dafür, daß er tatsächlich von der 
mehr oder minder hohen Belastungsfähigkeit der deutsch-italienischen Be­
ziehungen überzeugt gewesen war. Er könnte hier geblufft haben, um seinen 
Gesprächspartner noch mehr unter Druck zu setzen, als es ohnehin bereits der 
Fall war156. 

Hitler mochte die Gefahr, daß sich Mussolini „bis knapp zum Vorabend des 
Anschlusses [...] noch nicht entschlossen [hatte], Österreich preiszugeben"157, 
noch aus einem weiteren Grund für sehr konkret erachten: Seit Sommer 1937 lie­
fen Gespräche zwischen London und Rom zur Bereinigung aller bestehenden 
Differenzen mittels einer Generalübereinkunft158, was ihm bekannt war159. Berlin 
hatte Rom überdies zugesichert, weitere Schritte in Sachen Österreich im Vorfeld 
mit Mussolini abzustimmen160. Außerdem bezog sich dessen erwähntes Desinter­
esse lediglich auf den Fall „einer innerösterreichischen Entscheidung"161. Inso­
fern hatte Mussolini genügend Anlaß zu einer wenigstens vorübergehenden „Irri­
tation", als ihn das Berchtesgadener Abkommen vor vollendete Tatsachen 
stellte162. Nicht umsonst ließ er unmittelbar darauf die Verhandlungen mit Lon-

154 Protokoll des Gesprächs zwischen Mussolini mit Ribbentrop, Rom, 6. 11. 1937, in: DDI, 
8. Ser., Vol. VII, Nr. 524, S. 626 f. Das Protokoll wurde von Ciano aufgesetzt. 
155 Der Verlauf der Unterredung vom 12. 2. 1938 nach der Darstellung Schuschniggs, abg. in: 
Ursachen und Folgen, Bd. 11, Nr. 2613b, S. 613. 
156 Zu seinem damaligen Versuch, Druck auszuüben vgl. Eichstädt, Von Dollfuss zu Hitler, 
S. 292-296. Schuschniggs Ausführungen werden von der Forschung zumeist eins zu eins über­
nommen, doch handelt es sich um ein Gedächtnisprotokoll. 
157 So Anfuso, Rom - Berlin, S. 60. 
158 Siehe dazu v. a. Rosaria Quartararo, Roma tra Londra e Berlino. La politica estera fascista 
dal 1930 al 1940, Rom 1980. 
159 Dies läßt sich u.a. aus Tagebucheinträgen von Goebbels schließen. Vgl. Tagebucheinträge v. 
12. 10. u. 13. 11. 1937, in: Die Tagebücher von Joseph Goebbels, Teil I, Bd. 4, S. 356, S. 404. 
160 Siehe Entwurf einer deutsch-italienischen Vereinbarung, 2. Fassung, in: ADAP, Serie C 
(1933-1937), Das Dritte Reich: Die ersten Jahre, Bd. VI/2: 16.3. bis 14.11. 1937, Göttingen 
1981, Nr. 557, S. 1139. 
161 Schreiber, Revisionismus und Weltmachtstreben, S. 117. 
162 Tagebucheintrag Cianos v. 18. 2. 1938, in: Galeazzo Ciano, Diario 1937-1943, hrsg. v. Renzo 
de Felice, Mailand 1990, S. 100. 
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don intensivieren. Zudem teilte er Berlin über seinen Schwiegersohn Ciano mit, 
daß man in Zukunft seine Meinung einholen möge163. 

Hitler dürfte darum ebenso gewußt haben wie um Mussolinis Irritation. So 
berichtete der deutsche Geschäftsträger in Rom, Johann Baron v. Plessen, am 
25. Februar 1938 an das Auswärtige Amt, seines Erachtens bestehe „kein Zweifel" 
darüber, daß Italien über die jüngste Entwicklung in der österreichischen Frage 
nicht restlos erfreut sei164. Auch mit Hitlers Reichstagsrede vom 20. Februar, die 
der Kanzler unter anderem zu einer Bekräftigung des „deutsch-italienischen Ver­
hältnisses" nutzte165, war man am Tiber wiederum laut Plessen unzufrieden: An 
ihr wurde „vor allem" eines „vermißt", die „Bestätigung der Unabhängigkeit 
Österreichs"166. 

So mag Hitler den „Verdacht" gehegt haben167, daß Rom einem Einmarsch 
nicht unbedingt tatenlos zusehen würde168. Dazu würde auch seine erwähnte 
erfreute Reaktion passen, als ihm der Prinz v. Hessen von der positiven Auf­
nahme seines Schreibens durch Mussolini berichtete. Gleich wiederholt erklärte 
er, dies Mussolini „nie, nie" zu „vergessen"169. Sicherlich müssen diese Worte nicht 
als „hysterische" Reaktion gedeutet werden170. Doch scheinen sie eindeutig eine 
ausgesprochen große Erleichterung über das Einverständnis des italienischen 
Machthabers zu bezeugen. Nicht umsonst hat Anfuso nachträglich gemeint, Hit­
ler sei damals ein „Stein vom Herzen" gefallen171. 

Alles in allem konnte Hitler aber dennoch mit Recht annehmen, daß Mussolini 
aus einem Einmarsch keine nachhaltigen außenpolitischen, geschweige denn mili­
tärischen Konsequenzen ziehen würde. Eine solche Auffassung vertraten im übri­
gen auch zeitgenössische Beobachter im Vorfeld der Märzkrise172. Damit soll nicht 

163 Gespräch Cianos mit dem Prinzen v. Hessen v. 18. 2. 1938: „Er hätte uns [...] nach unserer 
Meinung fragen sollen. Natürlich war es opportun, diese meine Bemerkung der deutschen 
Regierung für die Zukunft gegenwärtig zu halten." Ciano an Mussolini, Rom, 18. 2. 1938, gehei­
mer Vermerk, in: DDI, 8. Ser., Vol. VIII, Nr. 184, S. 214. Vgl. dazu Tagebucheintrag Cianos v. 
18. 2. 1938, in: Ciano Diario, S. 100: „Ich habe die Gelegenheit ergriffen, mich mit dem Prinzen 
v. Hessen zu treffen [...], um mit ihm [...] Klartext zu sprechen." 
164 ADAP, Serie D, Bd. I, Nr. 129, S. 184. 
165 Max Domarus (Hrsg.), Hitler. Reden und Proklamationen 1932-1945, Bd. I: Triumph, 2. 
Halbbd.: 1935-1938, München 1965, S. 799. 
166 Aufzeichnung, Rom, 24. 2. 1938, Anlage an das in Anm. 164 zit. Dokument, S. 185. 
167 Anfuso, Rom - Berlin, S. 60. 
168 Dabei muß ihm nicht einmal zusätzlich bewußt gewesen sein, daß Mussolini eventuell das 
„allgemeine Empfinden" der italienischen „Nation" berücksichtigen mußte (Dino Grandi, Il 
mio paese. Ricordi Autobiografici, hrsg. v. Renzo de Felice, Bologna 1985, S. 431). Italiens 
Öffentlichkeit stand zumal einem mit Gewalt realisierten Anschluß offenbar überwiegend nega­
tiv gegenüber. Für diesen Fall mußte Mussolini einen „sehr schweren Schlag" für das „Prestige 
des Faschismus" und für sein eigenes Renommee befürchten. 
169 Telefongespräch, in: IMT, Bd. XXXI, Dok. 2949-PS, hier S. 369. 
170 Sir Ivone Kirkpatrick, Mussolini, Berlin 1965, S. 326. 
171 Anfuso, Rom - Berlin, S. 60. 
172 Französischer Geschäftsträger am Heiligen Stuhl Jean Rivière an Delbos über ein Gespräch 
mit dem vatikanischen Staatssekretär Eugenio Pacelli, Telegramm, Rom, 22. 2. 1938, in: DDF, 
1932-39, 2é Serie, T. VIII, Nr. 234, S. 460 f.; Frankreichs Botschafter in Rom Jules Blondel an 
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gesagt werden, daß Mussolini das Schreiben Hitlers so sehr zufriedenstellte, wie 
Ciano in seinem Tagebuch konstatierte178 und wie es eine offizielle italienische Ver­
lautbarung des Faschistischen Großrates vom 13. März vermuten läßt174. Weniger 
der Anschluß als solcher (seine Realisierung dürfte Mussolini zu irgendeinem 
nicht näher im voraus zu bestimmenden Zeitpunkt als „abgemacht", mithin als 
unvermeidlich erachtet haben175) dürfte ihn verärgert haben. Aber die Art und 
Weise seines Vollzugs (und dabei wiederum die Tatsache, daß er selbst einmal 
mehr vor vollendete Tatsachen gestellt wurde) stellte für ihn zweifellos eine „über­
aus schwere Niederlage" dar, wie Ennio di Nolfo in Anlehnung an eine Beurteilung 
Renzo de Felices geschrieben hat176. 

Was nun Hitlers Kalkül anbetrifft, sei an den zitierten Ausführungen Plessens 
vom 25. Februar angesetzt: Ihr Tenor war ja dazu angetan, in Hitler gewisse 
Besorgnisse über Mussolinis Verhalten wachzurufen beziehungsweise zu verstär­
ken (allerdings ist unklar, ob sie ihm inhaltlich stimmig zugeleitet wurden). Der 
Diplomat unterstrich damals aber noch zwei weitere Momente: Erstens würde 
sich Italien „vielleicht wohl oder übel schließlich mit dem abfinden, was es, wie 
ihm schon lange bewußt ist, nicht ändern kann", auch wenn ihm der Gang der 
Ereignisse nicht sympathisch sei177. Letzteres erachtete Plessen zwar „in einem 
Augenblick, in dem die englisch-italienischen Beziehungen in ein neues Stadium 
eintreten", für „besonders beachtenswert". Wie aber noch auszuführen sein wird, 
dürfte Hitler das Ausmaß des Wandels dieser Beziehungen nicht besonders beun­
ruhigt haben. Dabei kommt gerade in dieser Hinsicht zweitens dazu, daß - laut 
Plessen - Mussolini und Ciano die „Solidarität der beiden Regime und die Über­
einstimmung der allgemeinen Richtlinien" nach wie vor „über alles andere [...] 
stellen"178. Dies mochte für Hitler schwerer wiegen als die zugleich betonte italie­
nische Sorge, die deutsche Politik wolle in bezug auf Österreich die Dinge zu 
sehr überstürzen und beschleunigen. 

Weiteres kam hinzu. Zunächst einmal wußte Hitler mit großer Sicherheit, daß 
Mussolini wenigstens einen nicht gewaltsam herbeigeführten Anschluß tolerieren 
würde: Schon am 30. Januar 1937 ließ Botschafter Ulrich v. Hassell aus Rom 
Göring (und mit ihm Neurath) wissen, Ciano habe ihm gesagt, daß „das Abkom­
men vom 11. Juli keinen Ewigkeitswert beanspruchen könne"179. Und Mitte Mai 

Delbos, Zwei Telegramme, Rom, 24. 2. 1938, in: Ebenda, Nr. 263, S. 520-522, und Nr. 264, 
S. 522 f. 
173 Da heißt es: „der Duce ist zufrieden [...]." (Ciano, Diario, Eintrag v. 12.3. 1938,S.lll). 
174 Kommunique über die Sitzung des Großrats des Faschismus, Rom, in: DDI, 8. Ser., Vol. VIII, 
Nr. 313, S. 359 f. Tatsächlich gab es im Großrat vereinzelte Äußerungen des Unmuts. Vgl. Ciano, 
Diario, S. 111, Tagebucheintrag v. 12. 3. 1938; Ära, Die italienische Österreichpolitik, S. 125 f. 
175 So noch vor kurzem Pastorelli, Dalla prima alla seconda guerra, S. 129. Entsprechende Hin­
weise v. a. im Tagebuch Cianos sowie in den verschiedenen diplomatischen Aktenpublikationen. 
176 Le oscillazioni di Mussolini, in: Nuova Antologia, 564 (1990), S. 172-195, hier S. 185. De 
Felice konstatiert eine „äußerst harte Schlappe" (Mussolini il Duce, Vol. II: Lo stato totalitario 
1936-1940, Turin 1996, S. 467). 
177 ADAP, Serie D, Bd. I, Nr. 129, S. 184. 
178 Aufzeichnung, Rom, 24. 2. 1938, Anlage an das in Anm. 177 zit. Dokument, S. 185. 
179 Ebenda, Nr. 208, Anlage, S. 319. 
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berichtete Hassell, Ciano habe den Gedanken zurückgewiesen, daß die „österrei­
chische Frage jemals" die „deutsch-italienische Freundschaft stören könnte"180. 
Informationen von solch großer Bedeutung dürften Hitler zumindest sinngemäß 
zugetragen worden sein. 

Dagegen stellten sich andere Meldungen, die Hitler beunruhigen mochten, als 
Strohfeuer heraus: Dazu zählen insbesondere Mitteilungen, die Papen am 13. 
März 1937 dem Auswärtigen Amt und überdies Hitler persönlich zuleiten ließ. 
Sie betrafen angeblich „im Gange" befindliche „Vorarbeiten über eine österrei­
chisch-italienische Zollunion". Eine engere wirtschaftliche Verbindung zwischen 
Rom und Wien hätte Hitler nicht gefallen können, da sie mittelbar die Realisie­
rung eines staatsrechtlichen Anschlusses erschwert hätte. Zudem vermutete 
Papen hinter dem italienischen Vorgehen Absichten auf „politischem Gebiet", 
die auf einen Beitritt Berlins zu einer Zollunion hinauslaufen sollten181. Entspre­
chende Verhandlungen fanden auch statt, sie verliefen jedoch im Sande. 

Als gänzlich unzutreffend erwies sich hingegen eine telegraphische „Mittei­
lung" Papens, die er am 26. Februar 1938 aus Wien in „ganz geheimer" Form 
„sofort an Führer" weitergeleitet wissen wollte. Anlaß dazu bot ihm das „plötzli­
che Erscheinen" eines Mitgliedes der römischen Fürstenfamilie Colonna in ver­
meintlicher „Sondermission" in Wien182. Das Ziel dieser anscheinend von Musso­
lini veranlaßten Reise soll darin bestanden haben, die „Stellung Schuschniggs 
wesentlich" zu stärken, wie wiederum am 2. März aus Wien berichtet wurde183. 
Doch schon Tags darauf meldete Plessen aus Rom, der „Reisezweck" sei „anschei­
nend rein privater Natur" gewesen184. Damit hatte es dann auch sein Bewen­
den185. 

Auch eine Aktennotiz Neuraths vom 1. Oktober 1937 liefert auf den ersten 
Blick einen klaren Beleg für ein zögerliches Verhalten Hitlers im März des folgen­
den Jahres: Sie betrifft ein „Sondergespräch" zwischen ihm selbst, Hitler und 
Göring, bei dem letzterem „die erforderlichen Instruktionen für seine Öster­
reich-Besprechung mit Mussolini" anläßlich dessen Deutschlandbesuchs erteilt 
wurden: Danach tolerierte Hitler „die allzu scharfe bisherige Richtung Görings 
nicht" und meinte, daß „von deutscher Seite aus das österreichische Problem kei-

180 Telegramm an das Auswärtige Amt, Rom, 14. 5. 1937, in: Ebenda, Nr. 224, S. 346. 
181 An das Auswärtige Amt, Memorandum über meinen mündlichen Vortrag beim Führer am 
13. 3. 1937, Berlin, 13. 3. 1937, Geheim!, in: Ebenda, Nr. 217, S. 335 f. 
182 Telegramm, Wien, in: PA-AA, Büro des Staatssekretärs, Österreich, Nr. 782 (Microfiche). 
Folgt man einer Denkschrift Seyß-Inquarts v. 9. 9. 1945, so handelt es sich bei dem Fürsten um 
den Bürgermeister von Rom. Die Denkschrift ist abg. in: Gustav Steinbauer, Ich war Verteidiger 
in Nürnberg, Klagenfurt 1950, S. 73-110, hier S. 95. 
183 Telegramm vom Botschaftsrat Otto v. Stein, chiffriert, Wien, 2. 3. 1938, in: PA-AA, Büro des 
Staatssekretärs, Österreich, Nr. 782 (Microfiche). 
184 Telegramm, chiffriert, Rom, 3. 3. 1938, in: Ebenda. 
185 Zu erwähnen ist noch das Scheitern eines „Österreich einschließenden Vierer-Pakt-Vor­
schlags" Mussolinis, der Österreichs Unabhängigkeit „immanent gesichert hätte". Karl Stuhl­
pfarrer, Der deutsche Plan einer Währungsunion mit Österreich, in: Anschluß 1938, S. 271-
294, hier S. 287. 
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neswegs in absehbarer Zeit zum Platzen gebracht werden solle". Ziel war dem­
nach vielmehr, „eine evolutionäre Lösung weiter [zu] verfolgen"186. 

Diese eindeutig klingenden Worte werden jedoch durch weitere Notizen 
Neuraths über die damalige Unterredung in ein etwas anderes Licht gerückt: 
Danach verlangte Hitler nämlich „eine Sicherung dafür", daß bei 'Aufplatzen der 
österreichischen Frage von anderer Seite her [damit meinte er offenbar inner­
österreichische Ereignisse] ein Eingreifen Deutschlands möglich werde". Dies 
aber sei „offensichtlich erreicht". Somit könnte er also für den Fall, daß ein 
solches Eingreifen des Deutschen Reiches erforderlich sein würde, bereits zu 
diesem Zeitpunkt ein militärisches Einschreiten von dritter und damit auch von 
italienischer Seite aus allenfalls nur noch sehr bedingt befürchtet haben. Außer­
dem versicherte ihm Rom mehrfach, daß die Gespräche mit London nicht das 
Ziel hätten, die Achse zu „kompromittieren"187. Hierbei handelte es sich nicht 
nur um Lippenbekenntnisse. Denn Italiens Botschafter in Berlin, Bernardo Atto-
lico, hatte auf schriftliche Order Cianos am 22. Februar 1938 Ribbentrop mit­
zuteilen, daß die „Besprechungen natürlich zu einer Unterbrechung und zu 
einer Beendigung verurteilt wären", sollte es den Anschein haben, als beabsich­
tige London „die Achse Rom-Berlin zu stören"188. Attolico beziehungsweise der 
für ihn aufgrund einer Erkrankung eingesprungene Botschaftsrat Massimo Magi-
strati kam dieser Order umgehend nach189. Aufgrund der Bedeutung dieser 
Nachricht darf man annehmen, daß Ribbentrop den Reichskanzler über sie 
informierte. 

Schließlich wußte Hitler, wie schleppend die bilateralen Unterredungen verlie­
fen, vor allem weil Mussolini den Rückzug seiner Truppen aus Spanien verwei­
gerte190. Um nochmals Francois-Poncet zu zitieren: Mussolini mochte sich in den 
Märztagen des Jahres 1938 - wie schon im Juli 1934 - zum „Schiedsrichter der 
Situation" aufschwingen. Seine „Handlungsfreiheit" hing aber vom „Zustand sei­
ner Beziehungen mit England und mit Frankreich" ab191. Mit den italienisch-fran­
zösischen Beziehungen stand es damals aber nicht zum besten192. Und was das 
Verhältnis zwischen Italien und Großbritannien anbetrifft, so hatte der französi­
sche Gesandte am Tiber bereits am 19. Februar 1938 sinngemäß nach Paris 

186 Aktennotiz über Besprechung beim Reichsminister des Auswärtigen von Neurath am 1.10. 
1937, Berlin, 1. 10. 1937, in: ADAP, Serie D, Bd. I, Nr. 256, S. 380. 
187 Deutsche Botschaft Rom an Auswärtiges Amt, Rom, 16. 2. 1938, Anlage, in: Ebenda, Nr. 116, 
S. 166. 
188 Ciano an Attolico, Telegramm, Rom, in: DDI, 8. Ser., Vol. VII, Nr. 208, S. 256. 
189 Aufzeichnung Ribbentrops vom 23. 2. 1938: „Die italienische Regierung lege Wert darauf, 
Deutschland davon zu informieren, daß sie es nicht zulassen würde, falls im Verlauf dieser 
Besprechungen die Tendenz etwa auftreten sollte, das deutsch-italienische Verhältnis zu beein­
trächtigen." In diesem Fall würden die „Verhandlungen [...] abgebrochen werden", in: ADAP, 
Serie D, Bd. I, Nr. 123, S. 174. 
190 Zum Verlauf der Gespräche siehe neben Quartararo, Roma tra Londra, vor allem De Felice, 
Mussolini il Duce, Vol. II, S. 458-461. 
191 Telegramm, Wien, 13. 2. 1938, in: DDF, 1932-39, 26 Serie, T. VIII, Nr. 154, S. 315. 
192 Siehe dazu de Felice, Mussolini il Duce, Vol. II, S. 467-470. 
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gemeldet, Italien dürfte kaum zu seiner Politik von 1934 zurückkehren, solange 
vor allem das Mittelmeerproblem und Spanien nicht gelöst seien193. 

Mit alledem soll nicht behauptet werden, daß Hitler sich in völliger Sicherheit 
wog. Doch dürfte er einen gewaltsamen Anschluß für ein kalkulierbares Risiko 
erachtet haben. Erwin A. Schmidl spricht wohl zurecht von einem jener „zahlrei­
chen Fälle, in denen sich der Reichskanzler Hitler aus zutreffender Einschätzung 
der politischen Lage für eine riskante Vorgehensweise entschied"194. Laut Momm-
sen zögerte Hitler nach der 1936 erfolgten Besetzung des Rheinlandes nunmehr, 
erneut ein nicht genau abzuschätzendes Risiko einzugehen - und überließ somit 
Göring weitgehend die Initiative195. Da Hitler aber eine gewisse Risikobereitschaft 
kaum abzusprechen ist, überzeugt dieses Argument nicht. 

So wollte er mit seinem Brief an Mussolini wohl nicht um dessen Verständnis 
für eine gewaltsame Lösung werben, sondern vielmehr ein „Versprechen einlö­
sen, das Göring im Januar 1937 abgegeben hatte"196. Er wollte Mussolini also 
über sein weiteres Vorgehen informieren, sein Schreiben hatte primär benach­
richtigenden Charakter. Schon Eichstädt hat es so gesehen197, während Hitler 
laut Jürgen Gehl lediglich deshalb an Mussolini schrieb, um dessen „Freund­
schaft" nicht zu verlieren, und nach dessen Antwort darüber erleichtert war, „daß 
keine Vorsichtsmaßnahmen nötig waren"198. 

Diese Auffassung teilten nicht alle Zeitgenossen, die einen näheren Einblick in 
den Lauf der Dinge hatten. So meinte Hitlers langjähriger „Statist auf diplomati­
scher Bühne", Paul Schmidt, nachträglich, der deutsche Diktator müsse die 
„,Heimkehr' Österreichs ins Reich als ein erhebliches Risiko" angesehen 
haben199. Francois-Poncet dagegen änderte seine Auffassung im Laufe der Zeit. 
Unmittelbar nach dem Einmarsch schrieb er: „Die allergrößte Bedeutung muß 
[...] dem Telegramm beigemessen werden, daß Herr Hitler an den Duce gerich­
tet hat [...]"200; doch Jahre später erklärte er, Hitler habe seinen „Verbündeten" 
weder „vorgewarnt" noch „konsultiert", sondern ihn durch den Prinzen v. Hessen 

193 An Delbos, Rom, in: DDF, 1932-39, 2= Serie, T. VIII, Nr. 213, S. 424-426. 
194 Erwin A. Schmidl, Die militärischen Aspekte des Anschlusses, in: Österreich, Deutschland 
und die Mächte, in: Stourzh/Zaar (Hrsg.), S. 291-302, hier S. 296. 
195 Genau schreibt Mommsen, Reflections, S. 93: „Bis Frühling 1938 [...] zögerte Hitler. Die 
einzige Ausnahme stellt die Remilitarisierung des Rheinlandes dar, die [...] von Hitler fast 
abgeblasen wurde, als er des damit verbundenen Risikos gewahr wurde. Es ist deshalb kaum 
überraschend, daß der Anschluss [...] größtenteils durch Göring initiiert wurde." 
196 Eichstädt, Von Dollfuss zu Hitler, S. 382. Siehe dazu insb. zwei Berichte Hassells v. 30.1. 
1937, in: ADAP, Serie D, Bd. I, Nr. 207 u. Nr. 208, S. 316-319. 
197 „Er informierte Italien von der bevorstehenden Schwenkung seiner Österreichpolitik", in: 
Eichstädt, Von Dollfuss zu Hitler, S. 382. Ähnlich auch Fulvio d'Amoja, La politica estera del-
l'impero. Storia della politica estera fascista dalla conquista dell'Etiopia all'Anschluss, Padua 
1967, S. 123. 
198 Konkret sind militärische Vorsichtsmaßnahmen gemeint (Gehl, Austria, S. 193). 
199 Paul Schmidt, Statist auf diplomatischer Bühne 1923-1945. Erlebnisse des Chefdolmet­
schers im Auswärtigen Amt mit den Staatsmännern Europas, Bonn 1949, S. 382. 
200 Telegramm an Paul-Boncour, Berlin, 14. 3. 1938, in: DDF, 2é Serie, T. VIII, Nr. 429, S. 783. 
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mit einem fait accompli konfrontiert201. Genau so haben Hitlers Schreiben 
bereits während der Märztage offizielle italienische Stellen interpretiert: Magi-
strati schrieb am 12. März an Ciano, der Kanzler habe den „Duce" über alles 
informiert202. Attolico hatte Ciano bereits am Vortag wissen lassen, der Prinz v. 
Hessen sei nach Rom aufgebrochen, „um den Duce [...] vollständig über die 
Situation zu informieren"203. Und Ciano selbst sprach gegenüber dem britischen 
Botschafter in Rom, Eric Drummond, offenbar zwar von einem „sehr wichtigen 
Brief Herrn Hitlers"204 und bezeichnete ihn auch in seinem Tagebuch als „wich­
tig", doch enthielt derselbe ihm zufolge nur „Erklärungen über das Vorgefal­
lene"206. 

So betonte Hitler in seinem Brief vom 11. März denn auch nicht nur seinen 
„Entschluß, nunmehr in meiner Heimat Ordnung und Ruhe wiederherzustellen", 
er sprach überdies von einer „bereits unabänderlich" getroffenen „Entschei­
dung"206. Bekanntlich hat er wiederholt solch drastische Worte bemüht, ohne 
sich immer an sie zu halten. Und sicherlich schilderte er die innerösterreichische 
Lage „überspitzt", um Mussolini zu beeindrucken207. Unter Berücksichtigung des 
zeitlichen Ablaufs der Dinge gewinnt die von ihm am 11. März gewählte Wen­
dung jedoch aus drei Gründen an heuristischer Relevanz. 

Auf das erste Moment verweist de Felice: Hitler habe wohlweislich erst geschrie­
ben, als seine Truppen zum Einrücken bereit gestanden seien208. Ganz ähnlich for­
muliert es Enzo Collotti: „In Rom trafen die Nachrichten erst nach dem Ein­
marschbeschluß ein, ganz so als habe keine Verpflichtung [zur Information] exis­
tiert."209 Außerdem habe das „Fehlen an Information" verhindert, „daß man 
irgendeine Initiative ergreifen konnte"210. Sollte Hitler Mussolinis Haltung wirklich 
so sehr beunruhigt haben, wie oft behauptet wird, warum griff er dann nicht schon 
unmittelbar nach Erteilung seiner ersten militärischen Befehle zur Feder? Sie ent­
hielten ja bereits die Option zum Einmarsch. Sollte er für einen Brief oder wenig-

201 Andre Francois-Poncet, Souvenirs d'une Ambassade à Berlin, Paris 1946, S. 305. 
202 DDI, 8. Ser., Vol. VIII, Nr. 305, S. 353. 
203 Berlin, 11.3. 1938, in: Ebenda, Nr. 289, S. 341. 
204 Telegraphische Depesche an Halifax, Rom, in: DBFP, 1919-1939, 3. Series, Vol. I, Nr. 53, 
S.29. 
205 Ciano, Diario, Eintrag v. 12. 3. 1938, S. 111 f. Göring sagte in Nürnberg übrigens aus, die 
Zustimmung Mussolinis habe Hitler „Erleichterung" gebracht. Aussage v. 14. 3. 1946, in: IMT, 
Bd. IX, S. 336. Angenommen, Göring empfand dies tatsächlich so, so kann daraus nicht auf sei­
nen Glauben geschlossen werden, daß Hitler der Haltung des italienischen Machthabers ent­
scheidende Bedeutung für sein weiteres Vorgehen beigemessen habe. 
206 Hitler an Mussolini, in: ADAP, Serie D, Bd. I, Nr. 352, S. 468. 
207 Darüber mutmaßt auch Eichstädt, Von Dollfuss zu Hitler, S. 382. 
208 Vgl. de Felice, Mussolini il duce, Vol. II, S. 470. 
209 Enzo Collotti, Fascismo e politica di potenza. Politica estera 1922-1939, Florenz 2000, S. 346. 
210 Ebenda. Vgl. Angelo Ara, La politica austriaca dell'Italia, 1936-1938, in: Römische Histori­
sche Mitteilungen, 31 (1989), S. 559-575, hier S. 573. Vielleicht wollte Hitler durch eine späte 
Information einem Vermittlungsversuch Mussolinis zuvorkommen, dem er sich eventuell nur 
unter Bloßstellung Italiens hätte verweigern können. 
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stens für einen Briefentwurf nicht schon am 10. März oder in der Nacht vom 10. 
auf den 11. März die Zeit gefunden haben? 

Zweitens unterzeichnete Hitler die entscheidende zweite Weisung zur Durch­
führung eines Einmarsches, die laut Aussage des damaligen Chefs der Abteilung 
Landesverteidigung im Oberkommando der Wehrmacht, Alfred Jodl, die „end­
gültige Entscheidung" für den Einmarsch bedeutete211, spätestens um 20 Uhr 
45212. Zu diesem Zeitpunkt hatte ihn aber die Antwort Mussolinis noch gar nicht 
erreicht. Sie traf nämlich erst um 22 Uhr 25 ein213. Weizsäcker will sogar bereits 
um „6.30 abends" von Neurath „erfahren" haben, „daß am 12. III. einmarschiert 
werden soll"214. Folgt man den Äußerungen Neuraths in Nürnberg, so teilte ihm 
Hitler schon am „Spätnachmittag" beziehungsweise am frühen Abend mit, „daß 
nun der Anschluß Österreichs eine Tatsache sei"215; auch dieser Zeitpunkt liegt 
geraume Zeit vor dem Eintreffen von Mussolinis Nachricht216. Sollte Hitler also 
irgendwelche Ängste gehabt haben, so hatte er sie offensichtlich überwunden, 
soweit sie Mussolini betrafen217. Allerdings ist nicht mit letzter Sicherheit auszu­
schließen, daß Hitler den Einmarsch doch noch in letzter Minute abgeblasen 
hätte, wenn sich Mussolini quer gestellt hätte. Doch geht es hierbei - wie so oft 
bei der Analyse historischer Zusammenhänge - nicht um Gewißheit, sondern um 
Plausibilität. 

Drittens schließlich ließ Mussolini Berlin im Laufe des 11. März durch Magi-
strati wissen, daß er Schuschnigg von einer Volksbefragung „rundweg abgeraten 
habe"218, was auch tatsächlich der Fall war219. Dabei „legte" der Botschaftsrat aus­
drücklich „Wert darauf, daß diese Nachricht auch möglichst schnell dem Führer 
zur Kenntnis komme"220. Diese Mitteilung erreichte Hitler fast sicher noch vor 
der Absendung seines Schreibens221. Deshalb konnte er sich in einiger Sicherheit 

211 Aussage in Nürnberg v. 4.6. 1946, in: IMT, Bd. XV: Verhandlungsniederschriften, 29.5. 
1946-10. 6. 1946, Nürnberg 1948, S. 391. Vgl. Eichstädt, Von Dollfuss zu Hitler, S. 412. 
212 Die Weisung trägt diese Uhrzeit (u.a. abg. in: Ursachen und Folgen, Bd. 11, Nr. 2620b, 
S. 651 f.). In seinem Tagebuch notierte sich Jodl schon unter der Uhrzeit 2030: „Der Einmarsch 
findet statt." (IMT, Bd. XXVIII, Nr. 1780-PS, S. 372). 
213 Siehe dazu Hitlers Telefonat mit dem Prinzen v. Hessen, in: IMT, Bd. XXXI, S. 368. Eich­
städt, Von Dollfuss zu Hitler, S. 416, schreibt irrtümlich „22.45 Uhr". 
214 Tagebuchnotiz v. 10. 3. 1938 (muß heißen 11. 3.), in: Hill, Weizsäcker-Papiere, S. 122. 
215 Aussage v. 24. 6. 1946, in: IMT, Bd. XVI, S. 702. 
216 Grolmann verlegt den Zeitpunkt von Hitlers Entschluß auf „nach 19 Uhr". Affidavit, in: IfZ-
Archiv, Fall XI, MB 26/105, S. 0552. 
217 Vgl. Gehl, Austria, S. 191. 
218 Vermerk v. Weizsäcker, Berlin, 11.3. 1938, in: ADAP, Serie D, Bd. I, Nr. 349, S.467; Tele­
gramm Plessens an das Auswärtige Amt, Rom, 11. 3. 1938, in: Ebenda, Nr. 350, S. 467. 
219 Vgl. Ciano, Diario, Eintrag v. 7. 3. 1938, S. 109: „Der Duce hat zwei Gespräche mit dem öster­
reichischen Militärattache geführt und ihn damit beauftragt, Schuschnigg von der Durchfüh­
rung des österreichischen Plebiszits abzuraten." Vgl. dazu indirekt ein Schreiben der Österrei­
chischen Gesandtschaft in Rom an Mussolini, Rom, 9. 3. 1938, in: DDI, 8. Ser., Vol. VIII, Nr. 
276, S. 333. 
220 Vermerk v. Weizsäcker, Berlin, 11. 3. 1938, in: ADAP, Serie D, Bd. I, Nr. 349, S. 467. 
221 Telegramm Attolicos an Ciano, vertraulich, dringendst, Berlin, 11.3. 1938, in: DDI, 8. Ser., 
Vol. VIII, Nr. 289, S. 341: „Ich versichere, dem hiesigen Außenministerium den Inhalt des Tele-
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wiegen. Laut Eichstädt „empfand" Mussolini „offenbar [...] ein gewisses Unbeha­
gen" darüber, daß er sich wegen Schuschniggs Plan zu einer Volksbefragung 
„nicht mit Berlin in Verbindung gesetzt"222 und sich also seinerseits nicht an die 
vereinbarte Abmachung über eine gegenseitige Konsultation gehalten hatte. 
Exakt dies mag auch Hitler überlegt haben, was ihn wiederum in der Annahme 
bestärkt haben dürfte, Mussolini würde sich in jedem Falle ruhig verhalten. Wem 
diese Deutung zu spekulativ erscheint, wird vielleicht zumindest soweit zustim­
men: Mussolini wollte für die aus Schuschniggs Vorhaben resultierenden Konse­
quenzen nicht verantwortlich gemacht werden. Zudem beschränkte sich seine 
damalige Initiative fast ausschließlich auf diese Mitteilung. Zusätzlich verlangte 
Rom zum einen lediglich Informationen darüber, „wie wir die Lage in Österreich 
ansähen", so Weizsäcker am 11. März 1938 nach einem Gespräch mit Magistrat! 
Zum anderen „legte" der italienische Botschaftsrat zwar „Wert darauf, daß seine 
Regierung über irgendwelche neuen Wendungen in der Angelegenheit bzw. über 
besondere Beschlüsse der Berliner Regierung schnell unterrichtet werde"223; 
doch beharrte Rom demnach weder auf einem mäßigenden Vorgehen noch dar­
auf, vor der Fassung von solchen besonderen Beschlüssen konsultiert zu werden. 
Entsprechend fehlen in den italienischen Akten einschlägige Hinweise, und nicht 
umsonst „erwiderte" Weizsäcker, „daß der Führer zweifellos für eine entspre­
chende Benachrichtigung Mussolinis besorgt sein werde". Dies könnte der Mini­
sterialdirektor Hitler nun ebenso mitgeteilt haben, wie er ihm von Magistratis 
„Verständnis" für die „empfindlichste Verletzung" Hitlers durch Schuschniggs 
„Vorgehen" berichtet haben mag. Hitler hatte jedenfalls genügend Grund, keine 
drastische Reaktion Mussolinis zu befürchten. Das von ihm damals eingegangene 
„Risiko" war in dieser Beziehung in der Tat „nicht sehr groß", wie Manfred Mes­
serschmidt geschrieben hat224. 

Insofern spricht viel dafür, daß allenfalls eine eindeutig österreichfreundliche 
Haltung Italiens Hitler doch noch zum Umdenken hätte bewegen können. Dann 
wären nämlich vielleicht auch London und Paris entschiedener225 aufgetreten, und 
Hitler hätte eventuell erkannt, daß er sich „übernommen" hatte, wie Kirkpatrick 
meinte226. Da für Hitler aber eine solche Reaktion Mussolinis nicht zu befürchten 
stand, erscheint folgender Tagebuchvermerk von Goebbels vom 10. März plausibel: 

gramms Nr. 58 Eurer Exzellenz zur Kenntnis gebracht zu haben." Dieses Telegramm wurde um 
18.04 abgeschickt. Ciano an Attolico, Rom, 10. 3. 1938, in: Ebenda, Nr. 279, S. 335. 
222 Eichstädt, Von Dollfuss zu Hitler, S. 409. 
223 Vermerk, Berlin, 11. 3. 1938, in: ADAP, Serie D, Bd. I, Nr. 348, S. 466 f. 
224 Manfred Messerschmidt, Außenpolitik und Kriegsvorbereitung, in: Das Deutsche Reich und 
der Zweite Weltkrieg, Bd. I: Ursachen und Voraussetzungen der deutschen Kriegspolitik, hrsg. 
v. Militärgeschichtlichen Forschungsamt, Stuttgart 1979, S. 533-701, hier S. 636. 
225 Vgl. Eduard G. Staudinger, Österreichs außenpolitische Lage im März 1938, in: Wien 1938, 
Historisches Museum der Stadt Wien, 110. Sonderausstellung 11.3. bis 30. 6. 1988, Wien 1988, 
S. 51. Bestenfalls ist von einer bedingt entschiedenen Ablehnung zu reden. Hätte man sonst 
konkrete Gegenmaßnahmen ergreifen müssen? 
226 Kirkpatrick, Mussolini, S.325f. 
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Der „Führer" glaube, daß Italien „nichts machen" werde227, während tags darauf zu 
lesen steht: „Mussolini kann nichts machen."228 Deshalb gehen auch zeitgenössi­
sche „Vermutungen" fehl, wonach das „Wohlwollen" Italiens für einen „Erfolg oder 
Mißerfolg der deutschen Aktion [...] mindestens ebenso entscheidend wie die 
englische Haltung war"229. 

Damit ist schon angedeutet, daß Hitler damals auch besorgt nach London 
geblickt haben soll. Hierfür lassen sich gleichfalls Indizien anführen: So sah man 
dort laut Ribbentrop zwar ein, „daß eine engere Verbindung zwischen Deutsch­
land und Österreich einmal kommen müsse"; doch „wollte man [eine gewaltsame 
Lösung] [...] vermieden sehen"230. Zudem wollte Hitler seine Lebensraumpläne 
ursprünglich mit und nicht ohne und schon gar nicht gegen England realisie­
ren231. Deshalb mochte er die Tolerierung selbst eines gewaltsamen Anschlusses 
durch London zwar angenommen oder erhofft, zugleich aber befürchtet haben, 
daß ein solches Vorgehen der Bereitschaft der britischen Regierung, einem weite­
ren expansiven Vorgehen tatenlos zuzusehen, ein Ende setzen würde. Doch hatte 
Hitler seine Wunschvorstellung bis Anfang 1938 revidiert232. Dazu genügt es, auf 
seine Charakterisierung Englands - sowie Frankreichs - als deutscher „Haßgeg­
ner" im sogenannten Hoßbach-Protokoll vom 5. November 1937 zu verweisen233. 
Dabei muß man nicht so weit gehen wie Gerhard Weinberg: Ihm zufolge war 
schon damals „völlig klar", daß „Hitler nichts mit England zu tun haben 
wollte"234. Aber insgesamt kann gesagt werden: Dieser strebte ein Bündnis mit 
England an, um „,freie Hand' im Osten" zu haben, scheute aber „auch nicht 
davor zurück[.. .], im Konflikt mit Großbritannien seine programmatischen Ziele 
zu verwirklichen"235, wenn auch noch nicht um jeden Preis236. 

227 Tagebucheintrag v. 10. 3. 1938, in: Die Tagebücher von Joseph Goebbels, Teil I, Bd. 5, S. 199. 
228 Tagebucheintrag v. 11.3. 1938, in: Ebenda, S. 200. Allerdings standen diese Notizen weder 
Kube noch Martens im Zeitraum der Abfassung ihrer Arbeiten zur Verfügung. 
229 So zusammenfassend Josef Henke, England in Hitlers politischem Kalkül. Vom Scheitern 
der Bündniskonzeption bis zum Kriegsbeginn (1935-1939), Boppard am Rhein 1973, S. 138. 
Dabei beruft er sich u. a. auf rückblickende Ausführungen von Erich Kordt, Nicht aus den 
Akten, Stuttgart 1950, S. 195: „Die Anwesenheit Ribbentrops in London sollte bei Mussolini 
den Eindruck erwecken, daß Hitler nötigenfalls auch mit den Briten zu einem Übereinkom­
men über den Anschluß werde kommen können." Ob sich diese Worte in der von Henke ange­
führten Weise deuten lassen, sei dahingestellt. 
230 An das Auswärtige Amt (für Hitler), Telegramm, London, ganz geheim, in: ADAP, Serie D, 
Bd. I, Nr. 50, S. 74. 
231 Vgl. Henke, England in Hitlers politischem Kalkül, S. 35-99. 
232 Vgl. ebenda, S. 99-107. 
233 Niederschrift über die Besprechung in der Reichskanzlei am 5. 11. 1937, Aufzeichnung, Ber­
lin, 10. 11. 1937, in: ADAP, Serie D, Bd. I, Nr. 19, S. 27. Zu der Frage der Glaubwürdigkeit siehe 
Göran Henrikson, Das Nürnberger Dokument 386-PS (das 'Hossbach-Protokoll'). Eine Unter­
suchung seines Wertes als Quelle, in: Probleme deutscher Zeitgeschichte, Stockholm 1971, 
S. 151-194. 
234 Weinberg, Diskussionsbeitrag (wie Anm. 18), S. 110. 
235 Hildebrand, Das Dritte Reich, S. 30. 
236 Davon zeugt Hitlers Verhalten im September des Jahres 1938. 
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Auch die realen Vorgänge unmittelbar nach dem Ausbruch der Krise über Öster­
reich konnten Hitler beruhigen. Zunächst wies er den sich damals in London 
befindlichen und gerade erst zum Außenminister ernannten Joachim v. Ribben-
trop an, an der Themse „zu verbleiben"237. Dies macht es etwa für Marion Thielen­
haus „offensichtlich", daß sich Hitler damals „nicht ganz sicher über das Verhalten 
Englands" war. Doch abgesehen davon, daß ihm die Abwesenheit seines Außenmi­
nisters in einem ersten Moment eher unwillkommen gewesen sein könnte238, fragt 
sich, wie sehr er an einem Stillhalten der britischen Regierung zweifelte. Für Josef 
Henke, der „England in Hitlers politischem Kalkül 1935-1939" eine ganze Studie 
gewidmet hat, deuten „keinerlei" Quellenhinweise darauf hin, daß Hitler „ernsthaf­
ten Anlaß zu Befürchtungen" haben mußte239. Hildebrand konstatiert eine „fast als 
sicher zu erwartende Neutralität" Englands240. Entsprechend soll Hitler laut Wein­
berg Londons damalige Haltung gegenüber Österreich sogar dahingehend gedeu­
tet haben, „selbst eigenmächtig ohne Gefahr irgendwelcher Komplikationen mar­
schieren" zu können241. Seine Entscheidung, Ribbentrop in London zu belassen, 
mag also mehr kosmetischen Charakter gehabt haben242. 

Folgerichtig heißt es denn auch im Tagebuch von Goebbels, neben Italien 
werde auch England „nichts machen"243. Dies korrespondiert mit Informationen, 
die Ribbentrop am 10. März mehrfach übermittelte244. Dabei gab er ausdrücklich 
seinem Glauben Ausdruck, daß London bei einer Lösung der österreichischen 
Frage „innerhalb ganz kurzer Zeit" untätig bleiben würde, während demnach 
„bei einem längeren Hinziehen einer gewaltsamen Lösung [...] die Gefahr von 
Komplikationen" bestand245, was Hitlers Entscheidungsfindung ebenfalls beein­
flußt haben könnte. Dabei ist nicht zu vergessen, daß man an der Themse damals 
eine Kooperation mit Berlin suchte und einem Anschluß grundsätzlich nicht 
abgeneigt war246. Dies wußte auch Hitler. 

Laut weiterer Tagebuchnotizen von Goebbels erwartete Hitler noch am ehe­
sten von Frankreich Schwierigkeiten247. Dies könnte im übrigen auch für Göring 
gegolten haben, wie die ungarische Aufzeichnung über eine von ihm am 22. 

237 Thielenhaus, Zwischen Anpassung und Widerstand, S. 41-43. 
238 Siehe dazu Heinemann, Hitler's First Foreign Minister, S. 171. Er bezieht sich auf ein Memo­
randum des Auswärtigen Amtes, das wiederum auf einer Aussage Glaise-Horstenaus beruht: 
Danach sagte Hitler damals: „Unglücklicherweise ist Ribbentrop weit weg in London [...]." 
239 Hitler „[durfte] mit einiger Sicherheit" von einem Stillhalten Englands ausgehen, in: 
Henke, England, S. 13V. 
240 Hildebrand, Deutsche Außenpolitik 1933-1945, S. 65. 
241 Weinberg, Diskussionsbeitrag (wie Anm. 18), S. 110. 
242 So deutet es insgesamt gesehen auch Henke, England in Hitlers politischem Kalkül, S. 137 f. 
243 Tagebucheintrag v. 10. 3. 1938, in: Die Tagebücher von Joseph Goebbels, Teil I, Bd. 5, S. 199. 
244 Vgl. Kley, Hitler, Ribbentrop, S. 48. 
245 An Hitler, London, 10. 3. 1938, geheim, in: ADAP, Serie D, Bd. I, Nr. 146, S. 218 f. 
246 Vgl. Weinberg, Die deutsche Außenpolitik, in: Stourzh/Zaar (Hrsg.), Österreich, Deutsch­
land und die Mächte, S. 68 f. 
247 Vgl. Tagebucheinträge v. 10. u. 11. 3. 1938, in: Die Tagebücher von Joseph Goebbels, Teil I, 
Bd. 5, S. 199. Da heißt es, „vielleicht" werde Frankreich etwas machen, „aber wahrscheinlich 
nicht". 
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November 1937 geführte Besprechung mit Außenminister Kaiman Kánya und 
Ministerpräsident Kaiman Darányi zeigt: Danach glaubte er zwar an „kein größe­
res Interesse" Englands „in der Frage des Anschlusses Österreichs an Deutsch­
land", doch ließ sich „[dasselbe] nicht mit gleicher Bestimmtheit von Frankreich 
sagen"248. Allerdings fügte er hinzu, Paris werde „wahrscheinlich" Österreich „nur 
dann zu Hilfe eilen [...], wenn es die allgemeine europäische Lage gestatte". In 
dieser Hinsicht vermochte er - und mit ihm Hitler - unschwer zu erkennen, daß 
sich die „Umstände" für Paris um den 11. März herum alles andere als vorteilhaft 
gestalteten. 

Erstens hatte Hitler die wachsende außenpolitische Abhängigkeit Frankreichs 
von Großbritannien erkannt. Zweitens brach ausgerechnet am 10. März an der 
Seine eine Regierungskrise aus, durch die Paris „stark gehandikapt" war, wie 
Goebbels gleichfalls vermerkte249. Schon deshalb stand ein unmittelbares militäri­
sches Eingreifen kaum zu befürchten, weshalb der Propagandaminister hinzu­
fügte: „Also muß es gewagt werden." Zudem liefen drittens in Berlin beruhigende 
telefonische Meldungen von einem Mitglied der deutschen Botschaft in Paris 
ein250. Sie dürften eventuell dadurch entstandene Befürchtungen entkräftet 
haben, daß zugleich der deutsche Botschafter in Paris über die „ernste Besorgnis" 
berichtete, die Delbos ihm gegenüber über die Vorgänge zum Ausdruck 
brachte251. 

Insgesamt gesehen mag Hitler die Krise der Märztage also durchaus als „Test­
fall für die Reaktion der Westmächte"262 Frankreich, Großbritannien sowie Italien 
eingeschätzt haben. Doch gestaltete sich die Situation für ihn zufriedenstellend. 
Dies gab der ehemalige amerikanische Gesandte in Wien, George S. Messersmith, 
im übrigen bereits in einer Zeugenaussage vom 8. August 1945 zu Protokoll253. 

Im Zusammenhang mit den außenpolitischen Rahmenbedingungen ist noch 
ein Blick auf Österreich zu werfen. Schließlich war es ja zumindest formal gese­
hen immer noch ein unabhängiges, souveränes Staatswesen. In zweifacher Hin­
sicht hätte Hitler eine erheblich andere Entwicklung in der Alpenrepublik doch 
zu einer Kompromißlösung veranlassen können. Erstens hätte Wien bewaffneten 

248 Allianz Hitler-Horthy-Mussolini. Dokumente zur ungarischen Außenpolitik (1933-1944), 
hrsg. v. Magda Adam, Gyula Juhász und Lajos Kerekes, Budapest 1966, Nr. 19, S. 151. 
249 Tagebucheintrag v. 11. 3. 1938, in: Die Tagebücher von Joseph Goebbels, Teil I, Bd. 5, S. 200. 
250 Aufzeichnung des deutschen Botschaftsrates in Paris, Curt Bräuer, über eine telephonische 
Mitteilung an Weizsäcker v. 11.3. 1938, Paris, 11.3. 1938, in: ADAP, Serie D, Bd. I, Nr. 347, 
S. 466. 
251 Johannes Graf v. Welczek an das Auswärtige Amt, Paris, 11.3. 1938, in: Ebenda, Nr. 346, 
S.465 f. 
252 Wolfgang Michalka, Die Außenpolitik des Dritten Reiches vom österreichischen „Anschluß" 
bis zur Münchener Konferenz 1938, in: 15. Deutsch-französisches Historikerkolloquium des 
Deutschen Historischen Instituts Paris (Bonn, 26.-29.9. 1979), hrsg. v. Klaus Hildebrand und 
Karl F. Werner, München/Zürich 1981, S. 493-506, hier S. 496. 
253 "Anfang 1938, offensichtlich zufrieden, daß England und Frankreich stillhalten würden[,] 
und wissend, daß Italien sich ihm nicht entgegenstellen konnte [...], hat Hitler den endgülti­
gen Schlag gegen Österreichs Unabhängigkeit geführt [...]." Affidavit Messersmith, in: IfZ-
Archiv, PS-1760, Blatt 137/47-48. 
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Widerstand ankündigen können: Dann mußte er eher ein militärisches Eingrei­
fen von dritter Seite aus befürchten, was William Carr sogar fast sicher 
erscheint254. Zweitens wurde Hitler plötzlich gemeldet, daß Seyß-Inquart zum 
Bundeskanzler ernannt worden sei, woraufhin er den Stop der Einmarschvorbe­
reitungen anordnete. Als sich diese Meldung jedoch als falsch herausstellte, gab 
er die Weisung zur Invasion am nächsten Morgen255. 

Hitler selbst hatte offenbar bereits am 16. Dezember 1937 betont, die „politi­
sche Linie" gegenüber Österreich sei ohne „Brachiallösung" zu führen, „solange 
dies aus europäischen Gründen unerwünscht ist"256. Und noch am 25. Februar 
1938 hatte er „eine gewaltsame Lösung [...], wenn es irgendwie vermieden wer­
den könne", für Jetzt nicht erwünscht" erklärt, „da für uns die außenpolitische 
Gefährdung von Jahr zu Jahr geringer werde und die militärische Macht von Jahr 
zu Jahr größer"257. Als er nun aber in den entscheidenden Märzstunden über 
eine militärische Invasion zu entscheiden hatte, dürfte er zu der Erkenntnis 
gekommen sein, daß für ihn „kaum" ein „Kriegsrisiko [...] bestand"258 und daß 
er sich nicht „[nur auf Jugoslawien] mit einiger Sicherheit [...] verlassen" 
konnte259. Darüber hinaus stand er in dreifacher Hinsicht unter Zugzwang, selbst 
nachdem Schuschnigg auf Berliner Druck hin die Volksbefragung abgesagt hatte, 
und auch ungeachtet des nur schwer zu gewichtenden Faktors von Hitlers „Zeit­
angst", der schon damals „zu einem geschichtsmächtigen Faktor sui generis" 
geworden sein könnte260. 

Erstens ist zu bedenken, welchen Gesichtsverlust Hitler mit einer Kompromiß­
lösung erlitten hätte. Dies gilt gegenüber Mussolini ebenso wie gegenüber seinen 
potentiellen Gegnern Frankreich und England. Dies gilt zudem in innenpoliti­
scher Hinsicht: Hier hatte er durch die kurz zuvor erfolgten Veränderungen im 
Oberkommando der Wehrmacht und des Auswärtigen Amtes sowie infolge des 
mehr oder minder erzwungenen Rücktritts von Hjalmar Schacht als Wirtschafts­
minister gerade erst seine Macht im NS-Herrschaftssystem „absolutistisch" zemen­
tiert261. Konnte er daran interessiert sein, sie kurz darauf eventuell wieder einer 
Erschütterung auszusetzen262 oder doch wenigstens an Prestige einzubüßen? 

254 Er spricht von einer „beinahen Gewißheit" (William Carr, Arms, Autarky and Aggression. A 
Study in German Foreign Policy, 1933-1939, London 1972, S. 85); vgl. Hanns Haas, Die Okku­
pation Österreichs in den internationalen Beziehungen, in: Anschluß 1938, S. 16-43, hier S. 43. 
255 Vgl. Eichstädt, Von Dollfuss zu Hitler, S. 410 f. 
256 Papen an Weizsäcker über Gespräche mit Hitler, teilweise in Anwesenheit Görings, Wien, 
vertraulich, in: ADAP, Serie D, Bd. I, Nr. 80, S. 106. 
257 Aktenvermerk, nicht signiert (aus den Akten von Wilhelm Keppler), in: Ebenda, Nr. 328, 
S. 450. 
258 Bloch, Wechselwirkung, S. 219. 
259 So Eichstädt, Von Dollfuss zu Hitler, S. 380. 
260 Klaus Hildebrand, Das vergangene Reich. Deutsche Außenpolitik von Bismarck bis Hitler, 
Stuttgart 1999, S. 741. Vgl. Joachim Fest, Hitler. Eine Biographie, Düsseldorf 2000, S. 736-739. 
261 Kershaw, Hitlers Macht, S. 171. 
262 Dabei „ließen" Hitler laut Schreiber im „Frühjahr 1938 [...] handfeste innenpolitische 
Gründe [...] den außenpolitischen Erfolg suchen [...]. Konkret handelte es sich um die Nach­
wirkungen der gerade [...] durchlebten Fritsch/Blomberg-Krise." Schreiber, Revisionismus und 
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Schon Zeitgenossen haben dies bezweifelt und deshalb gemeint, „Herr Hitler" 
werde einmarschieren beziehungsweise einem „extremen Rat" nachgeben268. 
Diese Auffassung wurde im übrigen mit der neuen Entwicklung durch die von 
Schuschnigg anvisierte Volksbefragung so kurz nach der Berchtesgadener Über­
einkunft begründet. Dies habe den Anschein einer „definitiven Niederlage" 
Deutschlands erweckt264. 

Zweitens ist auf Hitlers strategisches Konzept zur Erreichung des Anschlusses 
zu verweisen. Bekanntlich wollte er ihn eher auf evolutionärem, also gewaltfreiem 
Wege und eher mittelfristig erreichen. Insofern „löste" sich die „Osterreichfrage 
[...] im März 1938" tatsächlich „ganz anders", als er es sich „gewünscht" hatte265. 
Doch mußte ihm klar sein, daß eine italienisch-britische Übereinkunft einen auf 
diese Weise realisierten Anschluß wenigstens verzögern, wenn nicht verhindern 
würde, selbst wenn sie inhaltlich nicht besonders spektakulär ausfallen sollte. 
Insofern erschien es dem Berliner Gesandten der USA zurecht „logisch", daß Hit­
ler „weiter ohne Verzögerung auf dieses Ziel drängen und seine Herrschaft in 
Österreich vervollständigen sollte, bevor [...] Großbritannien und Italien die Zeit 
finden würden, zu einer Übereinkunft zu gelangen"266. Jodl vermerkte damals in 
seinem Tagebuch: „Ein pers. [önlicher] Brief geht an Mussolini unter Darlegung 
der Gründe, die den Führer zum Handeln zwingen."26' Allerdings war Hitlers 
Handlungsspielraum in den Märztagen sehr begrenzt, wollte er die Chance auf 
den Anschluß nicht möglicherweise für unbestimmte Zeit verspielen. 

Drittens schließlich hatte Hitler nunmehr eine große und vielleicht nicht so 
schnell wiederkehrende Chance: Nämlich schlagartig, ohne ein besonderes mili­
tärisches Risiko und ohne einen Abfall Roms als Partner der Achse befürchten zu 
müssen, ein für ihn eminent wichtiges, ja programmatisches Ziel zu verwirkli­
chen. Hitler war flexibel genug, um seine eigentlich evolutionär ausgerichtete 
Strategie der jeweiligen Entwicklung anzupassen. Intentionalismus und Funktio­
nalismus liegen hier gewissermaßen eng nebeneinander268. Goebbels notierte 
sich damals, auch in der österreichischen Frage müsse der März ein „Glücksmo­
nat des Führers" sein269. Doch mußte Hitler die sich ihm bietende günstige Gele­
genheit auch ergreifen. 

Weltmachtstreben, S. 116. Ähnlich Eberhard Jäckel, Das deutsche Jahrhundert. Eine historische 
Bilanz, Stuttgart 1996, S. 181. 
263 Henderson an Halifax, 11.3. 1938, in: DBFP, 1919-1939, 3. Series, Vol. I, Nr. 14, S. 8. 
264 Ebenda. Vgl. Henderson an Halifax: „Hitler könnte seine Extremisten nicht zurückhalten" 
(Depesche, Berlin, 11. 3. 1938, in: Ebenda, Nr. 23, S. 12). Vgl. Francois-Poncet an Delbos, Ber­
lin, 9./10. 3. 1938, in: DDF, 1932-39, 2é Série, T. VIII, Nr. 350, S. 681 f. 
265 Herbst, Das nationalsozialistische Deutschland, S. 187. 
266 Telegramm v. Botschaftsrat Prentiss Gilbert an Hull, Berlin, 26. 2. 1938, in: FRUS, 1938, Vol. 
I, S. 408. 
267 Eintrag v. 10. 3. 1938, in: IMT, Bd. XXVIII, Nr. 1780-PS, S. 371 (es muß heißen: am 11. 3.). 
268 Für eine prägnante Erläuterung dieser Begriffe und Zusammenfassung der entsprechenden 
Diskussion vgl. Wendt, Großdeutschland, S. 125-164. 
269 Tagebucheintrag v. 11. 3. 1938, in: Die Tagebücher von Joseph Goebbels, Teil I, Bd. 5, S. 201. 
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Fazit 

Mit diesen Ausführungen soll nicht die Deutung Joachim Fests fortgeschrieben 
werden, wonach in der „Person" Hitlers „ein Einzelner noch einmal seine stu-
pende Gewalt über den Geschichtsprozeß demonstriert" hat270. Die Vorstellung, 
Hitler sei ein gleichsam allmächtiger Machthaber gewesen, der ganz nach eige­
nem Gutdünken historische Abläufe gestalten konnte, scheint allzu einfach. Es 
geht auch nicht darum, Görings „sehr" starkes „Interesse [...] fuer die oesterrei-
chische Frage" zu leugnen271 oder sein „sichtbarstes Interesse" zu bestreiten, die 
österreichische "Angelegenheit auf eine vielleicht etwas drastische Weise zu fina-
lieren", wie es Seyß-Inquart vor dem Nürnberger Tribunal formulierte272. Zudem 
belegt Kube überzeugend, daß Göring zuweilen eine - sagen wir - eigenwillige 
Außen- beziehungsweise Außenwirtschaftspolitik betrieben hat. Erwähnt sei hier 
lediglich das Beispiel seines Waffenhandels mit China273. 

Gerade aber für das Beispiel des Anschlusses ist nicht nur ihm der Nachweis 
von Görings ausschlaggebendem „inhaltlichen Anteil an bestimmten Herrschafts­
dispositionen"274 mißlungen. Dieses Ereignis bildet aber das wichtigste Beispiel, 
um das je nach Deutung eigenwillige, eigenständige oder gar eigenmächtige 
außenpolitische Handeln dieses „zweiten Mannes" im Reich aufzuzeigen275. 
Zuweilen wird auch seine vermeintlich federführende Rolle beim Zustandekom­
men des Münchener Abkommens betont. Darauf kann nicht näher eingegangen 
werden, doch bedarf auch diese These einer sorgfältigen Überprüfung276. 

Bei alledem ist grundsätzlich zu bedenken, daß die Annahme, Menschen - und 
selbst Diktatoren - seien völlig unbeeinflußbar, reichlich naiv anmutet. Martin 
Moll hat zurecht gefragt, auf welchen Staatschef wohl nicht die von Mommsen auf-

270 Fest, Hitler, S. 22. 
271 So Keppler, Aussage v. 19. 7. 1948, in: IfZ-Archiv, Fall XI, MB 26/89, S. 74/12816. 
272 Verhör v. 12. 6. 1946, in: IMT, Bd. XVI, S. 111. 
273 Vgl. Kube, Pour le mérite, S. 166-171. 
274 So in anderer Hinsicht Lutz Klinkhammer, Zwischen Bündnis und Besatzung. Das 
nationalsozialistische Deutschland und die Republik von Salò 1943-1945, Tübingen 1993, S. 11. 
275 Joachim Fest, Hermann Göring. Der Zweite Mann, in: Ders., Das Gesicht des Dritten Rei­
ches. Profile einer totalitären Herrschaft, München 91988, S. 103-118, hier S. 103. Insofern ver­
wundert es, daß sich Dülffer zur Analyse des zeitgenössischen decision-making process zwar auf 
vier „herausragende" und „spektakuläre" außenpolitische Vorgänge dieses Zeitraums konzen­
triert (das deutsch-polnische Nichtangriffsabkommen v. 26. 1. 1934, das Flottenabkommen mit 
England v. 18.6. 1935, die Anfang März 1936 erfolgte Besetzung des Rheinlandes und die 
Besetzung Böhmens und Mährens von Mitte März 1939), aber kein Wort über den Anschluß 
und also über jenes Ereignis verliert, an dem sich eine seiner zentralen Thesen eventuell am 
ehesten relativieren ließe: Daß nämlich für „alle wichtigen politischen Weichenstellungen gilt, 
daß die Pläne und Initiativen auf Hitler selbst zurückgehen". Allerdings räumt er „eine gewisse 
Beliebigkeit" seiner Beispiele ein (Zum ,decision-making process' in der deutschen Außenpoli­
tik, S. 187, 201). 
276 Sie beruht hauptsächlich darauf, daß Göring rund zwei Wochen zuvor gegenüber Magistrati 
eine Begegnung zwischen Hitler und Mussolini vorgeschlagen hatte. Inwiefern Mussolini in sei­
ner Entscheidungsfindung dadurch beeinflußt wurde, muß jedoch dahingestellt bleiben (Kube, 
Pour le mérite, S. 274f.). 
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gestellte Behauptung zutreffe, daß Hitler „ ,von wechselnden persönlichen Einfluß­
nahmen abhängig'" war277. Insofern mag auch dieser in den Märztagen von Göring 
beeinflußt worden sein. Ebenso könnte zutreffen, was Edmund v. Glaise-Horstenau, 
den Hitler bereits am Abend des 9. März zu sich nach Berlin beorderte, in Nürn­
berg aussagte: Danach war Hitler „nach zweieinhalbstündigem Gespräch, das keine 
konkreten Formen annahm", noch zu „keinem Entschlusse" gekommen278. 

Aber daraus auf Kopflosigkeit zu schließen, erscheint ebenso überzogen wie 
die Folgerung, Göring habe aufgrund eines unentschlossenen, zögerlichen Ver­
haltens von Hitler den Anschluß eventuell sogar gegen dessen Willen vorangetrie­
ben und realisiert, und dieser habe sich deshalb als schwacher Diktator erwie­
sen279. Dies gilt sowohl in Anbetracht der Aktenlage als auch mit Blick auf die 
Handlungsperspektiven und Ziele Hitlers, auch unter Berücksichtigung seiner 
Einschätzung der Haltung Mussolinis. Zudem kann Görings „Eingreifen" keines­
wegs als ein „Beispiel" unter anderen für die zunehmend „chaotischen Zustände 
[...] in der Führung der deutschen Außenpolitik" angesehen werden280. Nach 
dem soeben Dargelegten läßt sich sogar sagen, daß Hitler von Göring nicht zu 
seinem Glück gedrängt werden mußte. 

Vielleicht ziehen Kube und andere hier die falschen Schlüsse aus einer Ent­
wicklung des NS-Herrschaftssystems, die in eine weitgehende Entinstitutionalisie-
rung und - damit einhergehend - in eine weitgehende Personalisierung politi­
scher EntScheidungsprozesse mündete. Diese Entwicklung war bis zum Anschluß 
Österreichs bereits weitgehend abgeschlossen, und so trat in den Märztagen -
nach allem, was sich sagen läßt - neben Hitler denn auch nur Göring markant 
auf den Plan. Dagegen wurde vor allem das Auswärtige Amt sowohl als Institution 
wie auch in Form seines Leiters Ribbentrop aus dem EntScheidungsprozeß ausge­
schaltet. Göring rückt deshalb quasi von selbst in den Mittelpunkt des Forscher­
blicks, der dadurch verzerrt zu werden droht. Analysiert man etwa die Tagebuch­
notizen von Goebbels, so erhält man den Eindruck, daß er nicht unmaßgeblich 
an der damaligen Entscheidungsfindung beteiligt war281. In Schilderungen ande-

277 Martin Moll, Einleitung, in: „Führer-Erlasse". Edition sämtlicher überlieferter, nicht im 
Reichsgesetzblatt abgedruckter, von Hitler während des Zweiten Weltkrieges schriftlich erteilter 
Direktiven aus den Bereichen Staat, Partei, Wirtschaft, Besatzungspolitik und Militärverwaltung, 
zusammengestellt und eingel. v. Martin Moll, Stuttgart 1997, S. 9-60, hier S. 28. Molls Ausfüh­
rungen sind überhaupt aufschlußreich. An dieser Stelle zitiert er aus: Hans Mommsen, Die Rea­
lisierung des Utopischen: Die 'Endlösung der Judenfrage' im 'Dritten Reich', in: Ders., Der 
Nationalsozialismus und die deutsche Gesellschaft. Ausgewählte Aufsätze. Zum 60. Geburtstag, 
hrsg. v. Lutz Niethammer u. Bernd Weisbrod, Reinbek bei Hamburg, S. 184-232, hier S. 214. 
278 IMT, Bd. XVI, Aussage v. 12. 6. 1946, S. 131. 
279 Nach Hermann Weiß, Der „schwache" Diktator. Hitler und der Führerstaat, in: Wolfgang 
Benz/Hans Buchheim/Hans Mommsen (Hrsg.), Der Nationalsozialismus. Studien zur Ideolo­
gie und Herrschaft, Frankfurt a. M. 1993, S. 64-77, hier S. 70, stellt der Terminus schwacher Dik­
tator „schon in seiner Begrifflichkeit eine contradictio in adjecto" dar. 
280 So schon 1947 Erich Kordt, Wahn und Wirklichkeit, Stuttgart 1947, S. 102, Anm. 1. Hier 
begegnen wir im übrigen einem sehr frühen Beispiel einer Art Polykratiethese. 
281 Laut Irving, Göring, S. 304, nahm Göring nicht nur mit Hitler, sondern auch mit Goebbels 
die „Beratungen in Berlin [...] in die Hand". 
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rer Zeitzeugen spielt er jedoch größtenteils gar keine Rolle. Dafür wird zuweilen 
auf Neurath verwiesen. Er soll etwa laut Attolico zusammen mit dem „Führer" 
und „Göring" damals als „Deus ex machina" fungiert haben282, was jedoch zweifel­
haft erscheint283. Und so konzentriert sich letztlich doch wieder alles vorschnell 
auf die Person Görings. 

Eberhard Jäckel hat im Zusammenhang mit dem Entscheidungsprozeß im NS-
Herrschaftssystem jüngst gemeint, es gebe „noch viele offene Fragen, die unter­
sucht werden müssen"284. Dem kann nur beigepflichtet werden. Was dabei den 
Anschluß anbetrifft, so hat Kube wie erwähnt sinngemäß erklärt, man könne zur 
besseren Einschätzung der Rolle Hitlers im Zusammenhang mit dem Anschluß 
Österreichs in den Märztagen 1938 auf eine nochmalige detaillierte Erörterung 
der damaligen Vorgänge verzichten285. Die vorangegangenen Ausführungen soll­
ten gezeigt haben, daß sich das Gegenteil lohnt. 

282 Telegramm Attolicos an Ciano, Berlin, 12.3.1938, in: DDI, 8. Ser., Vol. VIII, Nr. 303, S. 349 f. 
283 Seine Darstellung ist mit Vorsicht zu genießen, da sie auf einem Bericht Neuraths beruht. 
Auch die Darstellung Magistratis, Neurath habe in diesen Tagen wieder „in Abwesenheit von 
Ribbentrops [...] die Führung der Außenpolitik" übernommen (an Ciano, Berlin, 12.3. 1938, 
in: Ebenda, Nr. 305, S. 353), geht auf Äußerungen Neuraths zurück. 
284 Tagungsbericht Gassert/Mattern, in: Bulletin, S. 32 (wie Anm. 3). 
285 Kube, Pour le mérite, S. 245. 
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Rußland und erst recht die Sowjetunion sind dem Westen lange ein Rätsel geblieben. 
Auch Hitler ist daran letzten Endes gescheitert. Mit dem Ende des Zweiten Weltkriegs 
sollte sich das aber dramatisch ändern. Denn jene gewaltigen wissenschaftlichen, techni­
schen und industriellen Ressourcen, welche der Sowjetunion bei der Eroberung Deutsch­
lands in die Hände fielen, bildeten nicht nur eine Basis für die sowjetische Aufrüstung 
in der Zeit des Kalten Krieges. Sie bildeten auch das entscheidende Einfallstor für den 
britischen und amerikanischen Geheimdienst. 

Paul Maddrell 

Einfallstor in die Sowjetunion 
Die Besatzung Deutschlands und die Ausspähung der UdSSR 
durch den britischen Nachrichtendienst 

Der britische Nachrichtendienst zu Beginn des Kalten Krieges 

Mit der Niederlage des Dritten Reichs gab es für Großbritannien sowie den 
Westen schon bald einen neuen potentiellen Kontrahenten, der ihre Sicherheit 
bedrohte: die Sowjetunion. Der gefährlichste Aspekt dieser Bedrohung war mili­
tärischer Natur, und durch die Besetzung Deutschlands mußte die militärische 
Gefahr noch wachsen. Den Sowjets fielen wichtigste Teile des deutschen militä­
risch-industriellen Komplexes in die Hände, und sie kamen in den Besitz von 
modernsten Waffen oder zumindest doch von Know-how auf solchen Feldern wie 
Raketentechnologie, Luftfahrt, U-Boot-Technologie, Torpedos, chemischer Krieg­
führung, Infrarot-Strahlen oder Treibstoffen. So übernahmen die Sowjets rund 
60 Prozent der deutschen Luftfahrtindustrie, darunter unbeschädigte Flugzeug-
und Düsenmotorenfabriken1. Auch hatten sie nun die Einrichtungen im Harz 
unter Kontrolle, in denen fast alle V-2-Raketen und fast alle anderen deutschen 
Lenkwaffen hergestellt worden waren, ebenso die große Raketenerprobungssta­
tion bei Peenemünde. Außerdem verfügten sie jetzt über Nervengas. Sie erbeute­
ten mit Tabun gefüllte Waffen, die Tabunfabrik bei Dyhernfurth in Schlesien, 
dort noch ein im Aufbau befindliches weiteres Sarin-Werk und eine ebenfalls 
noch nicht fertiggestellte Sarinfabrik bei Falkenhagen in der Nähe von Frankfurt 
an der Oder. 

Die Briten befürchteten daher zu Recht, die UdSSR könne sich dieses deut­
schen Arsenals in einem künftigen Krieg- gegen Großbritannien bedienen. Vor 
allem schreckte sie die Möglichkeit eines atomaren Angriffs durch Bomber oder 

1 Vgl. Ulrich Albrecht/Andreas Heinemann-Grüder/Arend Wellmann, Die Spezialisten. Deut­
sche Naturwissenschaftler und Techniker in der Sowjetunion nach 1945, Berlin 1992, S. 124; 
Norman M. Naimark, The Russians in Germany: A History of the Soviet Zone of Occupation 
1945-1949, Cambridge, Mass./London 1995, S. 215; Einführung von R. V. Jones zu Samuel A. 
Goudsmit, Alsos, Los Angeles 1983. 
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Raketen. Informationen waren daher unabdingbar: über die wachsende militäri­
sche Schlagkraft der UdSSR, über die Wissenschaftler, Ingenieure, Techniker, 
Laboratorien, Forschungsinstitute und Fabriken, die zusammen den sowjetischen 
militärisch-industriellen Komplex ausmachten. Die Beschaffung solcher Informa­
tionen hatte während der ganzen Okkupationsperiode oberste Priorität für die in 
Deutschland stationierten Gruppen des britischen Secret Intelligence Service 
(SIS)2. Der Fachausdruck zur Klassifizierung derartiger Informationen lautete 
„wissenschaftliche und technische Informationen", und wie sie zusammengetra­
gen wurden, soll hier näher untersucht werden. Dabei sind unter wissenschaftli­
chen Informationen Forschungsprojekte, wissenschaftliche Ideen oder Fähigkei­
ten zu verstehen, die einen Bezug zum Krieg haben, hingegen unter technischen 
Informationen Waffen, die in Produktion oder im Planungsstadium sind. Grenz­
marke ist das Reißbrett: Sobald für eine Waffe Zeichenpläne existieren, sind 
Informationen über diese Waffe technische Informationen; bis dahin spricht 
man von wissenschaftlichen Informationen. Beide zusammen sind Informationen 
über Rüstung, gegenwärtige und künftige. 

Erhöhte die Okkupation Deutschlands die militärische Bedrohung Großbritan­
niens, so öffnete sie auf der anderen Seite wiederum erstklassige Quellen für 
Nachrichten über die militärische Verfassung der Sowjetunion. Tatsächlich hat es 
erst die Besatzung Deutschlands erlaubt, tiefer in den militärisch-industriellen 
Komplex der UdSSR einzudringen. In Deutschland gab es reichlich Möglichkei­
ten zur Nachrichtenbeschaffung, und sie waren um so wichtiger, als alle anderen 
Quellen nur spärlich flossen. Die Briten verfügten am Ende des Zweiten Welt­
kriegs über kein Agentennetz in der Sowjetunion. In der Zwischenkriegszeit 
waren die Schwierigkeiten für Spionage in der UdSSR so groß, daß der SIS keine 
Station in Moskau unterhalten, sondern von jenen Ländern aus operieren mußte, 
die an die Sowjetunion grenzten, vor allem von Finnland und den baltischen 
Staaten aus. Während des Zweiten Weltkriegs hatte sich der SIS naturgemäß auf 
Deutschland konzentriert und die Sowjetunion weitgehend ausgespart; auch in 
den Kriegsjahren gab es dort kein britisches Agentennetz. 

Bemühungen des SIS, Agenten in die UdSSR einzuschleusen, setzten erst ein, 
als der Krieg zu Ende ging. Der Dienst trat in Verbindung zu Widerstandsgruppen 
aus jenen Teilen der Sowjetunion, die Moskau gewaltsam eingegliedert hatte, 
namentlich aus den baltischen Staaten und der Ukraine, und suchte Informatio­
nen aus der UdSSR zu beschaffen, indem er Angehörige solcher Gruppen dorthin 
zurückschickte, mit dem Boot, mit dem Flugzeug und zu Fuß. Bis 1951 war jedoch 
Kim Philby optimal plaziert, um genau diese Operationen zu verraten. Und damit 
nicht genug: Zwischen 1949 und 1951, als Verbindungsoffizier des SIS bei der CIA, 
verriet er auch noch die amerikanischen Unternehmungen. 

Außerdem hatte es die sowjetische Abwehr mit großem Geschick verstanden, 
echte Widerstandsgruppen zu unterwandern und den SIS zur Verbindungsauf­
nahme mit vorgetäuschten beziehungsweise von ihr kontrollierten Gruppen zu 

2 Joint Intelligence Committee (künftig: JIC) (Germany) Coordinating Committee minutes, 
21. 7. 1947, in: Public Record Office (künftig: PRO), London, DEFE 41/68. 
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verlocken. Viele der in die Sowjetunion eingeschleusten Agenten waren in DP-
Lagern auf deutschem Boden rekrutiert worden. Einige davon, die an der letti­
schen Küste abgesetzt wurden, waren dorthin von Schnellbooten gebracht wor­
den, die zur deutschen Kriegsmarine gehörten und noch immer deutsche Besat­
zungen hatten; sie erreichten ihr Ziel im Schutze britischer Schiffe, die in der 
Ostsee eigentlich die Fischerei überwachen sollten. Andere Agenten sprangen 
über ihrem Bestimmungsort mit dem Fallschirm ab, aus Flugzeugen, die in der 
britischen Besatzungszone Deutschlands gestartet waren. Die baltischen Operatio­
nen fanden ihr Ende 1954, als der SIS begriff, daß ihn der KGB nur zum Narren 
hielt3. Die amerikanischen Unternehmungen begannen später als die britischen. 
Der ehemalige CIA-Agent Harry Rositzke hat geschrieben, daß es während des 
Krieges und in den Jahren unmittelbar nach Kriegsende noch „nicht einmal 
Ansätze einer nachrichtendienstlichen Anstrengung der USA in der Sowjetunion" 
gab. Versuche der CIA, die UdSSR zu infiltrieren, starteten erst 19494. 

„Communications Intelligence" (Comint) und „Imagery Intelligence" (Imint) 
waren während des Krieges wichtige Informationsquellen gewesen, ergaben nach 
Kriegsende aber nur wenig über die Sowjetunion. Der Erfolg des amerikanischen 
„Venona"-Projekts zur Entschlüsselung sowjetischer Telegramme fiel in die Jahre 
1940 bis 19485 und war das Resultat eines ungewöhnlichen Ausrutschers des 
sowjetischen Nachrichtendienstes. Es gibt keinen Hinweis darauf, daß auch noch 
später sowjetische Verbindungen auf höherer Ebene in gleicher Weise „geknackt" 
worden wären, ob von den Amerikanern oder von den Briten. Solange die „one-
time pads" zur Verschlüsselung korrekt benutzt wurden, mußten derartige sowje­
tische Verbindungen eigentlich sicher sein. Allein die Tatsache, daß Briten wie 
Amerikaner von Ereignissen wie dem Bruch zwischen Stalin und Tito (1948) 
oder dem ersten sowjetischen Atomtest (1949) überrascht wurden, zeigt, daß dies 
in der Tat der Fall war6. Der Bericht, den die amerikanische Regierung 1951 über 
Comint-Operationen anfertigte, der sogenannte Brownell-Bericht, läßt darauf 

3 Vgl. Christopher Andrew/Vasili Mitrokhin, The Mitrokhin Archive: The KGB in Europe and 
the West, London 1999, S. 149 f., 157 f., 184, 204, 717; Christopher Andrew/Oleg Gordievsky, 
KGB: The Inside Story of its Foreign Operations from Lenin to Gorbachev, London 1990, 
S. 316-322; Christopher Andrew, Secret Service, London 1985, S. 285; John Prados, Presidents' 
Secret Wars. CIA and Pentagon covert Operations from World War II through the Persian 
Gulf, Chicago 1996, S. 40-43; Anthony Cavendish, Inside Intelligence. The revelations of an 
MI 6 officer, London 1997, S. 50-59. 
4 Harry August Rositzke, The CIA's Secret Operations: Espionage, Counter-espionage and 

Covert Action, Boulder 1977, S. 15; Jeffrey Richelson, American Espionage and the Soviet Tar­
get, New York 1987, S. 46. 
5 Vgl. Michael Warner/Robert Louis Benson, Venona and Beyond: Thoughts on Work 

Undone, in: Intelligence and National Security, 12/3, Juli 1997, S. 1-13, hier S. 1; H. Peake, 
OSS and the Venona Decrypts, in: Ebenda, S. 14-34, hier S. 20 f.; Donal O'Sullivan, Das ameri­
kanische Venona-Projekt. Die Enttarnung der sowjetischen Auslandsspionage in den vierziger 
Jahren, in: VfZ 48 (2000), S. 603-629. 

6 Vgl. Richard J. Aldrich, Secret Intelligence for a post-war World: Reshaping the British Intel­
ligence Community, 1944-51, in: Richard J. Aldrich (Hrsg.), British Intelligence, Strategy and 
the Cold War, 1945-51, London 1992, S. 28. 
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schließen, daß die Amerikaner in den ersten Jahren des Kalten Krieges wenig 
Erfolg bei der Entschlüsselung sowjetischer Telegramme hatten7. Erst Anfang der 
fünfziger Jahre installierten sie rund um die Sowjetunion Stationen, mit denen 
elektronische Nachrichten innerhalb der Sowjetunion abgehört werden konn­
ten8. Soweit in den fünfziger Jahren wertvolle Comint beschafft wurden, so 
geschah das bezeichnenderweise in Deutschland und Österreich, wo es den Bri­
ten und Amerikanern gelang, hochgesicherte Verbindungslinien der jeweiligen 
Sowjetischen Militäradministration anzuzapfen9. 

„Imagery Intelligence" war spärlich. Flüge über sowjetischem Territorium konn­
ten nur gelegentlich stattfinden, da die Gefahr beim Einsatz und das diploma­
tisch-politische Risiko hoch waren. Die amerikanische Luftwaffe unternahm wäh­
rend der Besatzungszeit Flüge über der Sowjetunion und machte dabei sowohl 
mit Radar wie mit der Kamera Aufnahmen, doch waren diese Flüge selten, und 
etliche dürften nicht vom Präsidenten autorisiert gewesen sein. Auch die Royal 
Air Force Großbritanniens überflog die sowjetische Grenze, möglicherweise 
bereits 1948. Doch kam es ebenfalls nur selten dazu. Die beiden Luftwaffen 
kooperierten sogar bei solchen Unternehmungen; Deckname der Zusammenar­
beit war „Robin". In der ersten Phase des Kalten Krieges handelte es sich bei 
Operationen der Luftwaffen entweder um elektronische („Ferret") oder photo­
graphische Aufklärungsflüge entlang der sowjetischen Grenzen10. 

Der Mangel an Comint, die geringe Menge von Imint und die Schwierigkeiten, 
die der Etablierung von Agentennetzen in der Sowjetunion entgegenstanden, 
gaben der „human intelligence" (Humint), die in Deutschland gesammelt werden 
konnte, gesteigerte Bedeutung. Diese Art von Informationen kam vor allem aus 
zwei Quellen: von Agenten in Ostdeutschland, die Kenntnisse von Entwicklungen 
im großen sozialistischen Mutterland, der Sowjetunion, erlangten, und von Deut­
schen, die nach Westdeutschland kamen und zwar keineswegs als Agenten gearbei­
tet hatten, deren Arbeitskraft oder spezielle Fähigkeiten jedoch von den sowjeti­
schen Behörden ausgebeutet worden waren. Solche Personen - Kriegsgefangene, 
Überläufer und Flüchtlinge - wurden von alliierten und westdeutschen Stellen 
danach befragt, was sie von wissenschaftlichen und technologischen Programmen 
und Leistungen in der UdSSR, sofern auf Rüstung und Krieg bezogen, zu berich­
ten wußten. Zwei britische Einrichtungen, die derartige wissenschaftliche und tech­
nologische Informationen sammelten, ragen hervor. Beide gehörten zur Intelli-

7 Vgl. George A. Brownell, The Origin and Development of the National Security Agency, 
Laguna Hills/CA 1981, S. 63, 77, 78. 
8 Vgl. Richelson, American Espionage and the Soviet Target, S. 73-98. 
9 Vgl. J. Ranelagh, The Agency: The Rise and Decline of the CIA, London 1988, S. 138-140, 

290-296; David E. Murphy/Sergei A. Kondrashev/George Bailey, Battleground Berlin: CIA vs. 
KGB in the Cold War, New Haven/CT 1997, S. 205-237. Das waren die Unternehmen „Silver" 
(1949-1955) und „Gold" (1955-1956); es handelte sich dabei um gemeinsame Aktionen der 
SIS- und CIA-Stationen in Wien und Berlin. 
10 Vgl. Paul Lashmar, Spy Flights of the Cold War, Stroud 1996, S. 67, 74, 78, 84-91; Richelson, 
American Espionage and the Soviet Target, S. 103-107, 109-115; Air Intelligence Symposium, 
Bracknell Paper Nr. 7, 22. 3. 1996. 
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gence Division, dem Nachrichtendienst der Control Commission for Germany (Bri­
tish Element), der die Verwaltung der britischen Besatzungszone oblag. Agenten 
wurden von der Technischen Sektion geführt, einer SIS-Gruppe, die bis 1954 als 
Zweig der Intelligence Division arbeitete; dann verschmolz sie mit SIS-Deutsch-
land. Der Scientific and Technical Intelligence Branch (STIB) der Intelligence 
Division war für die Befragung von Überläufern, Flüchtlingen und anderen Deut­
schen, die aus dem Osten kamen und wissenschaftliche oder technologische 
Kenntnisse zu bieten hatten, zuständig. Eine andere Stelle von Bedeutung war die 
Field Information Agency, Technical (FIAT), eine gemeinsame britisch-amerikani­
sche Organisation, welche aus der deutschen Wissenschaft, die ja naturgemäß viel 
über die sowjetische Ausbeutung des deutschen wissenschaftlichen Know-how 
erfuhr, Informationen herausholen sollte. 

Fotografien und Berichte 

Großbritannien und den Vereinigten Staaten waren aber auch die Luftaufnah­
men der westlichen Sowjetunion in die Hände gefallen, die von der deutschen 
Luftwaffe gemacht worden waren, dazu die Berichte der deutschen Nachrichten­
dienste. Die Aufnahmen wurden in einer „Dick Tracy" getauften britisch-amerika­
nischen Operation katalogisiert, die 1945 einsetzte und Jahre dauerte; sie versorg­
ten die britische und die amerikanische Luftwaffe mit Informationen über poten­
tielle Ziele bis in die sechziger Jahre11. Die Berichte wurden ebenfalls durch ein 
gemeinsames britisch-amerikanisches Unternehmen ausgewertet, das 1946 
begann und unter dem Decknamen "Apple Pie" lief12. Offensichtlich boten diese 
Berichte Informationen über die UdSSR, die von den Millionen sowjetischer Sol­
daten stammten, welche von der Wehrmacht gefangengenommen worden waren. 
Auch wurden deutsche Nachrichtendienstler aufgespürt, die als Spezialisten für 
die Sowjetunion galten13. Der Ertrag an wissenschaftlichen und technologischen 
Informationen hielt sich freilich in Grenzen, da die deutschen Nachrichtendien­
ste keine systematischen Anstrengungen zur Sammlung solcher Daten unternom­
men hatten. Immerhin ergaben sich Aufschlüsse über wirtschaftliche Angelegen­
heiten. Daraus müssen die Briten und die Amerikaner entnommen haben, in 
welchem Umfang die sowjetische Schwerindustrie während des Krieges in 
Gebiete östlich des Ural verlagert worden war. Der frühere CIA-Agent Dino Bru-
gioni berichtet, sein Dienst habe Kenntnis davon erhalten, daß mehr als 1500 
Rüstungsbetriebe aus der westlichen Sowjetunion in den Ural, nach Sibirien, 
Kasachstan und Zentralasien verlegt worden waren14. „Apple Pie" förderte auch 
Informationen darüber zutage, wo militärisch wichtige Anlagen in der Sowjet-

11 Vgl. Richard J. Aldrich, British Intelligence and the Anglo-American „Special Relationship" 
during the Cold War, in: Review of International Studies 24/3, Juli 1998, S. 331-351, hier S. 344. 
12 Information vom 29. 12. 1949, in: PRO, DEFE 41/83; JIC (Germany) minutes, 30. 6. 1947, in: 
PRO, DEFE 41/63. 
13 JIC (Germany) minutes, 23.1. und 10. 2. 1947, in: PRO, DEFE 41/62. 
14 Vgl. Dino A. Brugioni, Eyeball to Eyeball: The Inside Story of the Cuban Missile Crisis (ed. 
von Robert F. McCort), New York 1991, S. 5f. 
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union lagen; auch das hatten die Deutschen durch die Befragung sowjetischer 
Kriegsgefangener ermittelt. 

Wie das funktionierte, sei an einem Beispiel vorgeführt: So hatten die Briten 
vor dem Krieg Anhaltspunkte dafür gewonnen, daß acht bis zehn sowjetische 
Fabriken vielleicht Kampfgase produzierten. Hingegen hatten die sowjetischen 
Kriegsgefangenen in deutscher Hand etwa hundert chemische und andere Werke 
genannt - verstreut über die alten Industriegebiete des europäischen Rußland 
und über die neuen im Ural und in Sibirien - , die, wie sie sagten, mit der Her­
stellung von Kampfgasen beschäftigt seien. Auf der Basis dieser höchst unzuver­
lässigen Information entstand eine Liste von fünfundzwanzig bis dreißig Fabri­
ken, deren Beteiligung an der Produktion von Kampfstoffen am wahrscheinlich­
sten war15. Für den britischen Nachrichtendienst war die Liste von langfristiger 
Bedeutung. So befand sich eines der aufgeführten Werke in Schichani am südli­
chen Teil der Wolga, nicht weit von Wolsk. In den Aufzeichnungen des deutschen 
Nachrichtendiensts war das Werk in allen Einzelheiten beschrieben und seine 
genaue Lage angegeben. Sie hielten auch fest, daß es in Schichani nicht nur eine 
Fabrik gab, sondern überdies das wichtigste sowjetische Erprobungsgelände für 
Kampfstoffe. Die Fabrik und das Erprobungsgelände spielten bei der Nachkriegs­
entwicklung der sowjetischen chemischen Waffen eine wichtige Rolle; erst 1987 
wurde von der sowjetischen Regierung deren Existenz offiziell zugegeben16. 

Häftlinge und Kriegsgefangene 

Da deutsches Know-how sowohl der Sowjetunion wie den Westmächten in die 
Hände gefallen war, ergab die britisch-amerikanische Befragung führender Wis­
senschaftler und der Administratoren des deutschen militärisch-industriellen 
Komplexes ein gutes Bild der sowjetischen Akquisitionen. In den Westzonen wur­
den viele dieser Männer, auch die Leiter der Projekte zur Entwicklung von Atom­
energie oder Nervengasen, im „Dustbin" vernommen, jenem Internierungszen-
trum, das sich erst in Versailles befunden hatte und im Juni 1945 ins Schloß 
Kransberg bei Frankfurt am Main verlegt worden war. Zu den im „Dustbin"-Ver-
hörten gehörte Albert Speer, der ehemalige Rüstungsminister, ferner Dr. Gerhard 
Schrader, der Erfinder von rund 400 organischen Phosphorverbindungen, darun­
ter Tabun und Sarin, Professor Dr. Friedrich Gladenbeck, der im Reichsfor­
schungsrat für Arbeiten über Fernsteuerung zuständig gewesen war, dazu Direkto­
ren der I. G. Farben und von Telefunken, den Herstellern von Giftgasen bezie­
hungsweise von Radargeräten zur Anpeilung feindlicher und zur Lenkung 
eigener Flugzeuge17. Die systematische Vernehmung von Chemikern und Mana­
gern der I. G. Farben ergab Hinweise auf die chemische Zusammensetzung der 
entwickelten Giftgase, ihre Giftigkeit und ihre Anwendungsweise, die Produkti-

15 JS/JTIC(49)69, 4. 8. 1949, in: PRO, DEFE 41/150. 
16 Vgl. Ulrich Albrecht/Randolph Nikutta, Die Sowjetische Rüstungsindustrie, Opladen 1989, 
S.76. 
17 Periodic State Reports, in: PRO, FO 1031/52 und FO 1031/70. 
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onsstätten, die Namen der beteiligten Chemiker und das Ausmaß der Zusammen­
arbeit des Unternehmens mit dem Militärapparat des NS-Regimes. Wernher v. 
Braun, der sich von Peenemünde nach Bayern abgesetzt hatte, wurde gründlich 
zu den deutschen Fortschritten in der Raketentechnik befragt18. All dies war Teil 
einer großen Anstrengung, soviel wie möglich über die Entwicklung der deut­
schen Rüstungstechnik und den Stand der kriegswichtigen Wissenschaft heraus­
zufinden. Die dafür in erster Linie zuständige Organisation war das British-Ameri-
can Combined Intelligence Objectives Sub-committee, das noch im Sommer 
1945 aufgelöst wurde; in der kurzen Zeit ihrer Existenz produzierte die Organisa­
tion Berichte über 3377 einschlägige Ziele19. 

Diese Verhöre erfaßten natürlich nur Menschen, die sich während des Krieges 
in Deutschland befunden hatten und daher lediglich darüber Auskunft zu geben 
vermochten, welche technologischen Kenntnisse in den Besitz der Sowjets 
gelangt waren. Doch gab es noch mehr Quellen: Bei Kriegsende waren etwa 3,16 
Millionen deutsche Kriegsgefangene in sowjetischer Hand20. 1948 und 1949, 
gerade als die sowjetische Blockade West-Berlins jene Periode tiefer west-östlicher 
Feindseligkeit einleitete, die wir als den Kalten Krieg bezeichnen, entließen die 
Sowjets eine große Anzahl deutscher Kriegsgefangener in die Westzonen. Die Bri­
ten nahmen die für ihre Zone bestimmten Transporte an der Demarkationslinie 
in Empfang und dirigierten sie zur Abwicklung ins nahe - nicht weit von Göttin­
gen entfernte - Lager Friedland. Dort wurden die näheren Umstände eines jeden 
Kriegsgefangenen festgestellt, und wer wertvolle Informationen zu haben ver­
sprach, wurde ausgelesen und befragt. Hier tat sich eine Quelle auf, die erstmals 
eine tiefere Penetration des militärisch-industriellen Komplexes der Nachkriegs-
Sowjetunion ermöglichte. Der Chef der Intelligence Division, Generalmajor Hay-
don, zollte dem nachrichtendienstlichen Wert der heimkehrenden Kriegsgefan­
genen seinen Tribut, als er im Herbst 1949 dem Joint Intelligence Committee 
(Germany) sagte: „Ohne Zweifel stellten die zurückkehrenden Kriegsgefangenen 
eine der ergiebigsten und stetigsten Quellen von Informationen über Rußland 
dar, die in Deutschland zur Verfügung stehen, und der Wert der erhaltenen 
Informationen ist ebensowenig zu unterschätzen wie der Verlust bei Aufhören 
des Zustroms."21 

Es ist nicht bekannt, unter welchem Deckwort die britische Operation lief. Ein 
paralleles Unternehmen lief zwischen 1947 und 1952 in Österreich unter der 
recht simplen Bezeichnung „Heimkehrer"22. Die Massenbefragung von Kriegsge­
fangenen, die in die britische Zone zurückkehrten, war Anfang 1948 bereits im 

18 Vgl. Frederick J. Ordway III/Mitchell R. Sharpe, The Rocket Team, London 1979, S. 273 f. 
19 BIOS (British Intelligence Objectives Subcommittee) minutes, 12.9. 1945, in: PRO, FO 
1031/50. 
20 Vgl. Rolf Steininger, Deutsche Geschichte seit 1945, Bd. 1: 1948-1955, Frankfurt a.M. 1996, 
S. 75. 
21 JIC (Germany) minutes, 20. 9. 1949, in: PRO, DEFE 41/64. 
22 Captain C. Hallett, Intelligence Organization, British Troops in Austria, MI 10 Technical 
Intelligence Conference, 1952, in: PRO, DEFE 41/126. Die Briten verwendeten das deutsche 
Wort, nicht das englische „Homecomer". 
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Gange. Etwa achtzehn Monate später, Mitte 1949, begannen die Amerikaner eine 
gleichartige Operation in ihrer Zone, die sie (Aus-) „Wringer" nannten. Sie 
benutzten die Organisation Gehlen, um bei allen deutschen Rückkehrern, in 
Sonderheit der Kriegsgefangenen, Befragungen durchzuführen (Deckname „Her­
mes"). „Wringer" gewann für die Amerikaner eine ebenso große Bedeutung wie 
das britische Unternehmen für London. In der Zeit von 1949 bis 1953 lieferten 
die heimkehrenden Kriegsgefangenen, wie ein Historiker gesagt hat, „die Masse 
der Basisinformationen für die Luftwaffe über die Sowjetunion"23. Sie waren als 
Informanten so wertvoll, weil die Sowjets gezwungen gewesen waren, sie nach 
Kriegsende beim industriellen Wiederaufbau einzusetzen. Der Krieg hatte die 
westliche Sowjetunion als Trümmerfeld hinterlassen. Auch litt das Land unter 
einem lähmenden Mangel an Arbeitskräften. Die meisten der etwa 27 Millionen 
Toten des Krieges waren Männer im Alter zwischen achtzehn und dreißig Jah­
ren24. Und dennoch setzte Stalin, kaum war der Krieg zu Ende gegangen, der 
UdSSR das Ziel, auf den wichtigsten Feldern der militärischen Technologie mit 
dem Westen gleichzuziehen. Da nun ein solcher Mangel an körperlich leistungs­
fähigen Männern herrschte, wurden die Kriegsgefangenen nicht zuletzt zum Bau 
einer erheblichen Anzahl kriegswichtiger Fabriken, Forschungsinstitute und son­
stiger Anlagen herangezogen. 

Im Laufe der britischen Operation wurden im Lager Friedland von 1948 bis 
1951 zwischen 230000 und 287000 Kriegsgefangene „screened", das heißt einer 
ersten Befragung unterzogen. Da aber Anstrengungen unternommen wurden, 
auch von den Kriegsgefangenen Informationen zu erhalten, die es fertiggebracht 
hatten, dem „Screening" im Lager zu entgehen, lag die Zahl derer, die durch die 
Hände des britischen Nachrichtendienstes gingen, sicherlich höher. Die Befra­
gungstrupps der „Wringer"-Operation wiederum haben von 1949 bis 1955 zwi­
schen 300000 und 400000 Kriegsgefangene vernommen und mehr als eine Mil­
lion Berichte geschrieben. Die große Mehrheit der Gefangenen, die durch Fried­
land passierten, kamen aus der Sowjetunion, etliche aber auch aus Polen, der 
Tschechoslowakei, Jugoslawien und Albanien. Befragungen in großem Maßstab 
scheinen bis Mai 1950 stattgefunden zu haben, als die sowjetische Regierung 
durch die TASS-Agentur in Frankfurt am Main bekanntgab, daß die Repatriie­
rung von Kriegsgefangenen abgeschlossen sei. Doch kam eine erkleckliche Zahl 
weiterhin in die britische Zone. Bei ihnen handelte es sich um Gefangene, die 
nach Orten in der SBZ entlassen worden waren, aber dort nicht bleiben wollten; 
auch sie wurden in Friedland befragt. 

Zu den Ergebnissen dieser Aktionen sind noch viele Fragen offen. Nur wenige 
Akten im britischen Public Record Office sind hierzu bislang zugänglich gewor­
den, und andere Quellen gibt es kaum. Immerhin sind drei Punkte klar: Erstens 

23 David Alan Rosenberg, US Nuclear War Planning 1945-1960, in: Desmond Ball/Jeffrey 
Richelson (Hrsg.), Strategic Nuclear Targeting, Ithaca/NewYork 1968, S. 40; vgl. auch Her­
mann Zolling/Heinz Höhne, Pullach Intern, Hamburg 1971, S. 124-129. 
24 Vgl. Vladislav Zubok/Constantine Pleshakov, Inside the Kremlin's Cold War: From Stalin to 
Khrushchev, London 1996, S. 6. 
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machten jene Gefangenen, die über technische oder wissenschaftliche Kennt­
nisse verfügten, nur einen bescheidenen Teil der Gesamtzahl aus, vier oder fünf 
Prozent; sie wurden im allgemeinen in Friedland von einem speziell instruierten 
Befrager vernommen. Da aber lediglich etwa 20 Prozent der heimkehrenden 
Kriegsgefangenen Informationen geliefert haben, die einen Bericht rechtfertig­
ten, stellten wissenschaftliche und technische Auskünfte doch eine durchaus nen­
nenswerte Portion des insgesamt gewonnenen Materials dar25. Wer wichtige wis­
senschaftliche oder technische Daten mitzuteilen hatte - also relativ wenige - , 
wurde an die „Special Interrogation Unit" (SIU) in Bad Driburg weitergereicht 
und dort von Spezialisten befragt26. Auch bei den Amerikanern enthielt nur ein 
kleiner Teil der Berichte Informationen von technologischem Interesse. Indes: 
ein kleiner Prozentsatz von einer überaus großen Anzahl ergibt eine durchaus 
erkleckliche Menge wertvoller Auskunftspersonen. 

Zweitens ist zu sehen, daß die aus den Gefangenen herausgeholten Kenntnisse 
ein breites Spektrum von Themen betrafen. Sie waren eine frühe und sehr nützli­
che Quelle zur Topographie, zu den industriellen Anlagen und zu den militäri­
schen Einrichtungen des wachsenden militärisch-industriellen Komplexes der 
UdSSR. Auch ging aus ihnen hervor, wo deportierte deutsche Wissenschaftler, 
Ingenieure und Techniker nun beschäftigt waren27. Hinweise auf die Natur des 
Materials, das die Gefangenen lieferten, ist den Reaktionen der diversen Zweige 
des britischen Nachrichtendienstes zu entnehmen. Im ersten Stadium der Opera­
tion haben die Kriegsgefangenen offenbar Informationen von Wert überwiegend 
zu Wirtschaft, Wissenschaft und Technik geboten. 1948 wurde auf einer Konfe­
renz des Komitees, das die Operation steuerte, gesagt, daß eine erhebliche 
Menge brauchbaren Materials gesammelt worden sei und daß „wahrscheinlich 
JIB und MI 10 und MI 16 am meisten von der Unternehmung profitiert" hät­
ten28. JIB (das Joint Intelligence Bureau, gegründet 1946) war für Wirtschaftli­
ches zuständig; MI 16 war die wissenschaftliche Nachrichtenabteilung des Kriegs­
ministeriums, hervorgegangen aus MI 10, der Abteilung des Kriegsministeriums 
für technische Nachrichten. Doch deckten die zusammengetragenen Informatio­
nen allmählich noch mehr Felder ab. Einige der Kriegsgefangenen, die von der 
SIU verhört wurden, konnten etwas zu den Forschungen und den Entwicklungen 
sagen, die in der Sowjetunion im Gange waren. Der Nachrichtendienst der 
Rheinarmee hat stets erklärt, daß den Gefangenen militärische Informationen 
von beträchtlichem Wert zu verdanken seien, und zwar sowohl über militärisches 
Gerät wie über sowjetische Aufmarschpläne. 

25 Major D. Birch, G(Int)BAOR, MI 10 Technical Intelligence Conference, 1951, in: PRO, DEFE 
41/125; Bericht mit dem Datum 1.11. 1949 über „Scientific and Technical Intelligence Branch: 
Review of Future Commitments", in: PRO, DEFE 41/83. 
26 JIC (Germany) Co-ordinating Committee minutes, 8. 4. 1949, in: PRO, DEFE 41/69. 
27 STIB/5011/6/5239D, datiert 8.4. 1949, No. 8517, datiert 27. 10. 1949, und SIU/R/PWR/ 
497, datiert 29. 11. 1949, in: PRO, DEFE 41/24. 
28 JIC (Germany) Co-ordinating Committee minutes, 27. 4. 1948, in: PRO, DEFE 41/68. 
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Auch die Admiralität schätzte die erhaltenen Auskünfte hoch ein. Im Herbst 
1949 war der Marinenachrichtendienst der Meinung, daß es in der UdSSR Plätze 
gebe, über die, was die technische Entwicklung der sowjetischen Marine angehe, 
nichts mehr in Erfahrung gebracht werden könne, es sei denn durch die Befra­
gung hochqualifizierter Experten, die dort an technischen Projekten selber mit­
gearbeitet hätten oder erst kürzlich an jenen Plätzen gewesen seien. Beispiele 
waren die Schiffswerften am Schwarzen Meer und die Torpedofabrik in Makach-
kala am Kaspischen Meer. Die für Atomenergie zuständige Abteilung des Versor­
gungsministeriums schickte Fachleute nach Friedland, um die dort tätigen Ver­
nehmer anzuweisen, wie Informationen zu diesem überaus wichtigen Thema zu 
erfragen seien. Die Luftwaffe hielt die eingesammelten Daten für so bedeutsam, 
daß sie ein Zweitbefragungsprogramm durchführte29. Auch die Amerikaner hol­
ten aus den Gefangenen Aussagen zu so unterschiedlichen Bereichen heraus wie 
die Entwicklung von Raketen, von Flugzeugen und Düsenmotoren, zur militäri­
schen Verwendung des Fernsehens, zur Produktion synthetischer Treibstoffe und 
zu den Wasserspeicherungsanlagen in sowjetischen Städten30. 

Drittens sind im Laufe der Operation einige außerordentliche Entdeckungen 
gemacht worden. Für die nachrichtendienstliche Auseinandersetzung im Kalten 
Krieg war es von großer Bedeutung, daß einige der Kriegsgefangenen Schlüsselein­
richtungen des militärisch-industriellen Komplexes der Sowjetunion identifizier­
ten, von denen etliche ihre Wichtigkeit für die russische Verteidigungsfähigkeit bis 
zum heutigen Tage behalten haben. Da es hierüber nur wenige Informationen 
gibt, können für derartige Anlagen, die den Briten durch die Befragung deutscher 
Kriegsgefangener bekannt wurden, lediglich ein paar Beispiele genannt werden. Es 
ist anzunehmen, daß diese Beispiele zuverlässig die Art von Einrichtungen zeigen, 
die auf diesem Weg in den Gesichtskreis der Briten kamen. Zugleich verdeutlichen 
sie, wie die Kriegsgefangenen wiederum zu ihren Kenntnissen kamen. Allgemein 
gesprochen, waren sie beim Bau oder bei der Reparatur wichtiger Fabriken, Flug­
plätze und Forschungsinstitute eingesetzt worden. In einigen Fällen hatten sie 
sogar in den betreffenden Anlagen gearbeitet. Bei streng geheimen Einrichtungen 
waren sie abgezogen worden, ehe dort die geheime Tätigkeit begann. An anderen 
ebenfalls geheimen Orten waren nie Deutsche beschäftigt worden, hatten aber in 
nahe gelegenen Gefangenenlagern gelebt. 

Die Kriegsgefangenen zeichneten sich besonders bei der Identifizierung von 
Flugplätzen aus. Das britische Joint Intelligence Committee (JIC) legte 1949 in 
einem Bericht dar, was über die Flugplätze und die Kriegsindustrie der Sowjet-

29 JIC (Germany) Co-ordinating Committee minutes, 5. 10. 1948, in: PRO, DEFE 41/68; 25.1. 
1949, 4.3. 1949, 19.4. 1949, 30.8. 1949, in: PRO, DEFE 41/69; JS/JTIC(49)82, datiert 24.9. 
1949, in: PRO, DEFE 41/151; Bericht, datiert 6. 9. 1949 und überschrieben „Background Notes 
on JS/JTIC", in PRO, DEFE 40/26. 
30 Vgl. J. Erdmann, The Wringer in Post-war Germany: Its Impact on United States-German 
Relations and Defense Policies, in: Clifford Egan/Alexander Knott, Essays in Twentieth-Century 
American Diplomatic History Dedicated to Professor Daniel M. Smith, Washington/D. C. 1982, 
S. 159, 168, 175 f., 178 f.; Klaus Eichner/Andreas Dobbert, Headquarters Germany: Die USA-
Geheimdienste in Deutschland, Berlin 1997, S. 204 f. 
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union herausgefunden worden war. Man kannte nicht weniger als 224 Flugplätze, 
die sich in der Nähe von fünfundzwanzig sowjetischen Städten befanden, dreißig 
allein in der Moskauer Region31. Um nur einige identifizierbare Beispiele zu nen­
nen: Kriegsgefangene lokalisierten Flugplätze bei Monino, in der Nähe von Mos­
kau, bei Gorlowka an der Bahnlinie von Charkow nach Stalino, bei Konstanti-
nowka, achtzig Kilometer östlich von Stalino, bei Karatschew, etwa fünfzig Kilome­
ter südöstlich von Brjansk, bei Marinsk und rund dreißig Kilometer östlich von 
Saratow32. Kriegsgefangene, die bei Podbereschje, 120 Kilometer südlich von Mos­
kau, Zwangsarbeit geleistet hatten, identifizierten einen Flugplatz noch ein wenig 
weiter südlich bei Kletina33. Solche Quellen benannten die Lage von noch weit 
mehr Flugplätzen. Das geht auch daraus hervor, daß die amerikanische Luftwaffe 
im Oktober 1950, als Operation „Wringer" in vollem Gange war und deutsche 
Kriegsgefangene deren Hauptquelle darstellten, auf fotografische Aufklärung 
durch Ballone drängte. Der Grund dafür war nämlich der Wunsch, Angaben 
über sowjetische Flugplätze (und andere Ziele wie Atomanlagen, neue indus­
trielle Einrichtungen und Bahnhöfe) bestätigt zu bekommen34. „Dick Tracy" und 
„Apple Pie" dürften weitere Quellen derartiger Informationen gewesen sein. 

In seinem Bericht von 1949 zeigte das JIC, daß es die Existenz von vierunddrei­
ßig sowjetischen Flugzeug- und von vierzehn Flugmotorenfabriken kannte. Der 
relevante Abschnitt des Berichts stützte sich erklärtermaßen auf „erbeutete Doku­
mente, russische Publikationen, Kriegsgefangene und deutsches photographi­
sches Material"35. Als ein Resultat der Befragung von Kriegsgefangenen gerieten 
mindestens vier Anlagen in verschiedenen Teilen der Sowjetunion unter den Ver­
dacht, schweres Wasser für das sowjetische Atomprojekt herzustellen; unter ihnen 
befanden sich Anlagen bei Kirowakan und Dnjeprodscherschinsk und vielleicht 
auch die Pilotanlage zur Herstellung von schwerem Wasser bei Tschirtschik in 

31 Anhang H, überschrieben „Vulnerability of the Soviet Air Force to Atomic Bomb Attack in 
1957", zu JIC(48) 116, datiert 4.8. 1949 und überschrieben „The Use of Atomic Bombs in a 
War against the Soviet Union", in: PRO, CAB 158/5. Die Quellen für die in diesem Bericht ent­
haltenen Informationen sind nicht genannt. Da jedoch die gleichen Zahlen für die Flugzeug-
und Flugmotorenfabriken in der UdSSR aufgeführt sind wie in Anhang E, der erklärtermaßen 
zum Teil auf Aussagen von Kriegsgefangenen basiert, ist es wahrscheinlich, daß Anhang H 
zumindest zum Teil auf die gleichen Quellen zurückgeht. 1949 war schließlich auch eines der 
beiden Jahre, in denen die Sowjets die größte Anzahl von Gefangenen entließen. JIC ist das 
Komitee, das die britischen Nachrichtendienste leitet. 
32 Berichte der Befragungen von Franz Graetz, Theo Thelosen, Jakob Deselaers, Walter Holz­
hauer, Georg Kattau und Wilhelm Sieburg, in: PRO, DEFE 41/117. 
33 Information vom 12. 10. 1950, in: PRO,DEFE 41/91. 
34 Vgl. Richelson, American Espionage and the Soviet Target, S. 129. Dies war das „Genetrix"-
Programm, bei dem Ballons mit Höhenkameras ausgerüstet und auf die Reise über die UdSSR 
nach Japan geschickt wurden. 
35 Anhang E, überschrieben „Review of the War Economy of the Soviet Union in 1957", zu 
JIC(48)116, datiert 4. 8. 1949 und überschrieben „The Use of Atomic Bombs in a War against 
the Soviet Union", in: PRO, CAB 158/5. Vgl. auch STIB, Serie „C" der Akten, in: PRO, DEFE 
41/30. 
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Tadschikistan36. Diese Informationen hat die CIA mittlerweile bestätigt. Ferner 
gaben Kriegsgefangene Hinweise auf Kampfgas-Abteilungen in chemischen Wer­
ken, etwa in dem Werk bei Dscherschinsk in der Nähe von Gorki. Etliche Gefan­
gene sprachen von einer Fabrik für Kampfstoffe - Fabrik 91 bei Beketowka süd­
lich von Stalingrad - , die Nervengas produziere37. Dabei schien es sich um verläß­
liche Informationen zu handeln, denn andere Gefangene behaupteten, die 
demontierte Nervengasfabrik in Dyhernfurth sei nach Beketowka verbracht wor­
den. Einige nannten einen deutschen Wissenschaftler, der in Beketowka arbeite. 
Der Name dieses Mannes verschaffte dem Werk hohe Priorität auf der Zielliste 
des Nachrichtendiensts. Dr. Bernd v. Bock war der einzige Nervengasexperte, der 
nach Kriegsende in sowjetische Hände fiel. Als ehemaliger Produktionsleiter in 
Dyhernfurth war er Spezialist für die Herstellung von Tabun und kannte auch 
die Formel von Sarin. Daß die Gefangenen aussagten, Dr. v. Bock sei in Beke­
towka und das Werk in Dyhernfurth ebenfalls dorthin transportiert worden, über­
zeugte die Auswerter des britischen Nachrichtendienstes in London davon, daß 
die Sowjets bald in der Lage sein würden, zumindest eines dieser Nervengase her­
zustellen. Tatsächlich sollten die Sowjets nur wenig Gebrauch von Bock machen. 
Die von Kriegsgefangenen gelieferten Informationen deuteten aber darauf hin, 
daß die Sowjets in Beketowka jedenfalls eines der Nervengase zu produzieren 
gedachten. Allerdings führte der Vergleich mit dem deutschen Zeitbedarf für 
den Übergang von der Labor- zur Massenproduktion zu dem Ergebnis, daß die 
Sowjets bis zur Erzeugung eines der Nervengase noch bis 1951 oder 1952 brau­
chen würden38. 

Gefangene gaben auch Hinweise darauf, wo in der Sowjetunion Uran gefun­
den wurde. Wilhelm Weber zum Beispiel hatte mitgeholfen, etwa zwanzig Kilome­
ter westlich von Aldan im nordöstlichen Sibirien nach Uran zu schürfen. Die 
Mine erstreckte sich über ein großes Gebiet, und Weber berichtete von Adern 
aus fast reinem Uran unter der Oberfläche. Aus dieser Mine gefördertes Uran 
wurde tatsächlich im sowjetischen Atomprojekt verwendet39. Einem Arzt der 
Wehrmacht, Hans Deinzer, erzählten Angehörige des Wachpersonals seines 
Lagers, die er behandelte, sie hätten Angst davor, nach Kamtschatka geschickt zu 
werden, wo Uranlager gefunden worden seien40. 

36 Vgl. H. Lowenhaupt, On the Soviet Nuclear Scent, in: Studies in Intelligence, Herbst 2000, 
S. 53-69, hier S. 68; David Holloway, Stalin and the Bomb: The Soviet Union and Atomic Energy 
1939-1956, New Haven 1994, S. 189; STIB Liaison Letter Nr. 8, April 1950, und SIU/F/PWR/ 
GT/191, datiert 9. 5. 1949, in: PRO, DEFE 41/24. 
37 STO/16/NO/48 und STO/2/DE/48, in: PRO, DEFE 41/145; JSJT/STO(49) 11 und JSJT/ 
STO(49)31, in: PRO, DEFE 41/146. 
38 JS/JTIC(49)63, datiert 4. 8. 1949, in: PRO, DEFE 41/150; JIC(49)75, datiert 3.9. 1949 und 
überschrieben „Russian Chemical Warfare", in: PRO, CAB 158/5; Brief vom 29. 9. 1950, in: 
PRO, DEFE 41/132. 
39 Vgl. Einführung von C. Spiering zu Vladimir Gubarev, Arsamas-16. Wissenschaftler der gehei­
men russischen Atomstadt brechen das Schweigen, Berlin 1993, S. 11; STIB Interview Report 
Nr. 86, datiert 13. 10. 1952, in: PRO, DEFE 41/98. Die Koordinaten der Grube waren N 58° 36' 
E 125° 22'. 
40 JSJT/STO(49)43, in: PRO, DEFE 41/146. 
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Briten und Amerikaner wurden durch Gefangenenaussagen über die Existenz 
von mindestens drei - wahrscheinlich aber von viel mehr - Schlüsselanlagen des 
sowjetischen militärisch-industriellen Komplexes unterrichtet. Eine war „Nau-
techno - ispitatelnji institut 88" (NIL 88 - Wissenschaftliches Forschungsinstitut 
88) bei Podlipki, direkt außerhalb Moskaus, das größte Raketenforschungsinstitut 
der Sowjetunion, wo Sergej Koralew seine Entwürfe entwickelte. Ganz in der 
Nähe, bei Chimki, wurde eine wichtige Einrichtung zur Entwicklung und experi­
mentellen Produktion von Raketenantrieben identifiziert, wo sich „GDL - OKB", 
Valentin Gluschkos Büro für die Arbeit an Raketenantrieben befand. Hier sind 
die Motoren mit flüssigem Treibstoff entstanden, die für die meisten interkonti­
nentalen Raketen der UdSSR verwendet wurden41. Deutsche Gefangene haben 
an beiden Plätzen gearbeitet; sie stellten die Fabrik bei Podlipki auf die Erzeu­
gung von Lenkraketen um. 

Vor dem Krieg hatte Peter Blumenkamp als Maschinenschlosser in Düsseldorf 
gearbeitet. Bei seiner Gefangennahme war er Unteroffizier der Wehrmacht. Von 
Mai 1943 bis Januar 1945 saß er mit rund dreihundert anderen Kameraden in 
einem Lager bei Kyschtym, das sich hinter dem Ural befindet, nordwestlich von 
Tscheljabinsk. Er wurde in der Stadt beschäftigt, wo er Gemüse auf Lastwagen 
lud. 1944 fuhr er etliche Male entlang der Straße, die zu der nahe gelegenen 
Stadt Kasli führt. Die Straße kreuzte ein Gelände, das für Bauarbeiten hergerich­
tet wurde. Der Platz, der etwa dreißig Kilometer im Quadrat umfaßte, fiel auf, da 
nicht nur in einer Ecke Kasernen entstanden, sondern er überdies durch eine 
Zweigbahn mit der Hauptlinie bei Kyschtvm verbunden wurde. Im Januar 1945 
kam Blumenkamp in ein anderes Lager, kehrte aber im Mai 1947 nach Kyschtvm 
zurück, um dort in der Stadt als Maschinenschlosser in einer Werkstatt zu arbei­
ten. Von anderen Gefangenen erfuhr er, daß das Gelände, das er gesehen hatte, 
inzwischen abgesperrt worden war und daß die damals das Gebiet kreuzende 
Straße nach Kasli nun drum herum führte. Weder deutsche Kriegsgefangene 
noch Russen ohne Sondererlaubnis durften die Anlage betreten, die von einer 
starken NKWD-Truppe bewacht wurde. Täglich trafen Züge mit Baumaterial ein. 
Sein Interesse geweckt, fragte Blumenkamp einen russischen Arbeitskollegen, 
was denn da an der Straße nach Kasli gebaut werde, und er bekam die bemer­
kenswerte Antwort, daß dort eine Atomanlage entstehe, deren Produktionsstätten 
meist unter der Erde lägen. Diese Geschichte erzählte Blumenkamp seinen Ver­
nehmungsoffizieren, als er am 16. Oktober 1948 in Friedland befragt wurde, ein 
Jahr nachdem er Kyschtym verlassen hatte. Der dem Bericht über das Verhör bei­
gefügte Kommentar lautete: „Informant machte einen sehr guten Eindruck, und 
seine Information wird als zuverlässig eingeschätzt."42 Blumenkamp machte eine 
Skizze, auf der er die geheime Anlage in die Nähe von Kyschtym plazierte, Kysch­
tym wiederum nicht weit entfernt von Tscheljabinsk, nord-nord-westlich von die-

41 Vgl. David Holloway, The Soviet Union and the Arms Race, New Haven 1983, S. 151; 
Albrecht/Heinemann-Grüder/Wellmann, Die Spezialisten, S.97. GDL-OKB steht für „Gas 
Dynamics Laboratory Experimental Design Bureau". 
42 STO/18/NO/48, in: PRO, DEFE 41/145. 
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ser Industriestadt und süd-süd-östlich von Swerdlowsk. Er war nicht der erste 
Deutsche, der über den Atomreaktor bei Kyschtym berichtete, doch er ist der 
erste, der identifiziert werden kann. Schon im August 1948 hatten drei Kriegsge­
fangene, die Friedland passierten, dort den Reaktor erwähnt43. Sie hatten die 
Lage von Tscheljabinsk-40 angegeben, den ersten Plutonium produzierenden 
Reaktor, der in der Sowjetunion errichtet wurde, dem Gegenstück zu den Han­
ford Engineering Works in den USA. Der Reaktor war in der Tat etwa fünfzehn 
Kilometer östlich von Kyschtym und rund achtzig Kilometer nordwestlich von 
Tscheljabinsk entstanden. Der Plutoniumkern der ersten sowjetischen Atom­
bombe, getestet am 29. August 1949, ist hier produziert worden. Weitere Reakto­
ren wurden dort in den fünfziger Jahren gebaut. Die Anlage ist noch immer in 
Betrieb, wenn auch seit 1990 kein Plutonium mehr für Nuklearwaffen erzeugt 
wird. Die Briten haben also nur zwei Monate, nachdem der Reaktor seine „Kriti-
kalität" erreicht hatte, Kenntnis davon erhalten44. 

Die Amerikaner haben von den Kriegsgefangenen, die sie zur gleichen Zeit 
befragten, wahrscheinlich dieselben Informationen bekommen. Ein Indiz dafür 
ist die Voraussage, die sie, „gestützt auf unvollständiges Material über sowjetische 
Aktivitäten" und unter Verwendung von Zahlen zur „Produktionskapazität 
bekannter oder erschließbarer sowjetischer Anlagen", im April 1950 machten, bis 
1954 werde die UdSSR über ein Lager von 200 Atombomben verfügen45. Das 
„Wringer"-Programm führte vermutlich zur Entdeckung mindestens eines weite­
ren Atomreaktors. 1949 gab „Die Stimme Amerikas" bekannt: „In der Umgebung 
von Tomsk nahe dem Dorf Belaja Boroda wird eine Atomfabrik gebaut." Dies traf 
zu. Fünf Plutoniumreaktoren, bei denen als Moderatorensubstanz Graphit ver­
wendet wurde, entstanden bei Tomsk-7, etwa fünfzehn Kilometer nordwestlich 
von Tomsk, dazu eine Anlage zur Anreicherung von Uran46. Das Datum der 
Bekanntgabe deutet auf Kriegsgefangene als Quelle; sie waren am ehesten in der 
Lage, Aussagen über eine im Bau befindliche Produktionsstätte für Plutonium 
tief in Sibirien zu machen. Und zu den Empfängern der Informationen, die aus 
Kriegsgefangenen herausgeholt wurden, gehörte „Die Stimme Amerikas"47. Sicher 
ist jedenfalls, daß die CIA damals Agenten in die Sowjetunion schleuste, um 
mehr über bestimmte Anlagen, darunter Kernreaktoren, herauszufinden48. 

43 JIC (Germany) Co-ordinating Committee minutes, 24. 8. 1948, in: PRO, DEFE 41/68. 
44 Vgl. Holloway, Stalin and the Bomb, S. 186-189; Thomas B. Cochran/Robert S. Norris/Oleg 
A. Bukharin, Making the Russian Bomb: From Stalin to Yeltsin, Boulder/CO. 1995, S. 49, 74. 
Der Komplex erhielt später den Codenamen „Tscheliabinsk-65" und heißt heute Ozersk. 
45 Lawrence Freedman, US Intelligence and the Soviet Strategic Threat, London 1977, S. 65. 
Die erwähnte Vorhersage in: National Archives Washington DC, NSC-68. 
46 Cochran/Norris/Bukharin, Making the Russian Bomb, S. 137. 
47 Vgl. Erdmann, The Wringer in Post-war Germany, S. 182. 
48 Vgl. Rosenberg, US Nuclear War Planning, S. 40; Rositzke, The CIA's Secret Operations, 
S.28. 
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Agenten 

Über Agentenführung in Ostdeutschland liegt noch vieles im Dunkeln. Zwei 
Dinge stehen jedoch fest: 
1. Eine ganze Reihe britischer und amerikanischer Dienste unterhielten in Ost­

deutschland ausgedehnte Agentennetze und gewannen durch sie eine 
Unmenge militärischer, politischer, wirtschaftlicher und wissenschaftlicher 
Informationen. Daß die Sowjetunion für die Teilung Deutschlands verantwort­
lich gemacht wurde und ihre Besatzungszone terrorisierte und gewaltsam 
„sozialisierte", trug ihr die bittere Abneigung der Ostdeutschen ein und veran-
laßte viele von ihnen, für den Westen zu spionieren. Die Berliner Blockade 
von 1948/49 und die Unterdrückung des Aufstands vom Juni 1953 taten ein 
übriges. Die Rekrutierung von Agenten, die Informationen über die Zusam­
mensetzung, Dislozierung und Kampfbereitschaft der in Ostdeutschland statio­
nierten sowjetischen Truppen (bekannt als „Order-of-Battle intelligence") lie­
ferten, bot keine Schwierigkeiten, und verhaftete Agenten konnten rasch 
ersetzt werden49. 

2. Flüchtlinge und deren Aussagen waren für den Aufbau jener Agentennetze 
von entscheidender Bedeutung. Da es über die britische Spionage in Deutsch­
land während der Besatzungsjahre nur wenige zuverlässige Informationen 
gibt, ist es notwendig, zur Erkennung der Grundstruktur der westlichen Spio­
nage in SBZ und DDR einen Blick auf die amerikanischen Operationen zu 
werfen. 

Die CIA hat bis zu einem gewissen Grade ihr Archiv geöffnet und zugelassen, daß 
Licht auf ihre Tätigkeit in Deutschland bis zum Bau der Berliner Mauer fällt. Die 
Stellung der Amerikaner in Berlin war ihr größter Aktivposten. In einem Bericht 
wird die Stadt als „unser bestes Fenster im Eisernen Vorhang" bezeichnet50. Alle 
westlichen Nachrichtendienste sahen das so. Die Ostdeutschen klagten, in den 
fünfziger Jahren hätten die Nachrichtendienste der USA, Westdeutschlands, 
Großbritanniens und Frankreichs - dazu Stellen, die mit den Diensten unter 
einer Decke steckten - mehr als achtzig Stützpunkte in Westberlin unterhalten. 
Klar ist, daß die amerikanische Spionage in Deutschland sehr ausgedehnt und 
höchst erfolgreich war. Ein CIA-Agent, der damals in der Stadt arbeitete, hat 
behauptet, in den Jahren vor dem Mauerbau sei die „Ernte von Nachrichten aus 
Berlin spektakulär" gewesen51. Amerikanische Netze erstreckten sich über ganz 
Ostdeutschland. Eine beträchtliche Anzahl von Agenten sammelte Nachrichten 
über alles, was die Ministerien in Washington wissen wollten: die sowjetischen 
und ostdeutschen Streitkräfte und die politische Polizei, sowjetische und ostdeut-

49 Vgl. Murphy/Kondrashev/Bailey, Battleground Berlin, S. 16, 57. 
50 CIA Staff Conference minutes, 26.10.1951, in: Donald P. Steury (Hrsg.), On the Front Lines of 
the Cold War: Documents on the Intelligence War in Berlin, 1946 to 1961, Washington/D. C. 1999, 
S. 117f. 
51 Hugh Montgomery, CIA-Konferenz über „Berlin: the Intelligence War, 1945-1961", 10.-12.9. 
1999, Berlin. 
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sche nachrichtendienstliche Operationen, das politische Leben der DDR oder 
deren Wirtschaft und Wissenschaft. Doch richtete sich das Interesse der CIA 
auch auf Vorgänge in der Sowjetunion. 

Im Jahr 1948 führte der relativ kleine Stab ihrer „Berlin Operations Base" 
(BOB) zwischen 125 und 250 Agenten. Ihre Arbeit konzentrierte sich damals auf 
die Beschaffung von Informationen, namentlich von „Order-of-Battle intelligence", 
über die sowjetischen Streitkräfte. Das stimmt mit dem überein, was über das Ein­
schleusen von Agenten in die UdSSR bekannt ist. Jene Agenten, die Ende der vier­
ziger und Anfang der fünfziger Jahre mit dem Fallschirm über sowjetischem Terri­
torium absprangen, hatten im allgemeinen den Auftrag, sowjetische Luftstütz­
punkte zu beobachten und nach Anzeichen für Angriffe auf den Westen Ausschau 
zu halten52. Die „Order-of-Battle intelligence", die BOB zusammentrug, betraf nicht 
nur die sowjetischen Streitkräfte in Ostdeutschland, sondern auch die in Polen, in 
den baltischen Ländern und sogar in der Sowjetunion selbst. Das Agentennetz in 
Ostdeutschland war flächendeckend: 1946 konnte BOB "jedes Ziel in der Russi­
schen Zone genau bestimmen und nahezu ohne Verzögerung von einem Agenten 
unter Beobachtung nehmen lassen"53. Die Amerikaner haben fast ebenso schnell 
beachtliche Netze organisiert, um wirtschaftliche und politische Informationen aus 
der sowjetischen Besatzungszone zu sammeln. Im Jahre 1946 verzeichnete BOB 
mehr und mehr Erfolge bei der Penetration von Regierungseinrichtungen in der 
SBZ, und Anfang 1947 galt das von der Organisation beschaffte wirtschaftliche und 
politische Material „als das beste, das von allen in Berlin stationierten Nachrichten­
diensten gefördert wurde"54. Die SED wurde mit Agenten durchsetzt, weit mehr 
noch die Blockparteien. Die gewonnenen politischen Informationen enthielten 
auch solche über die sowjetische Politik. Auch in der „Volkspolizei" sind Agenten 
rekrutiert worden. Material zu Wirtschaft und Industrie der Ostzone fiel in Mengen 
an. Dokumente, die deutsche Agenten in den von der Sowjetischen Militäradmini­
stration in Deutschland (SMAD) geschaffenen Einrichtungen zur Wirtschaftsver­
waltung stahlen, erlaubten die Zusammenstellung langer statistischer Berichte, wel­
che „die Butter auf dem täglichen Brot der Produktion des Dienstes" darstellten. 
Vor allem im Bereich der Wirtschaft hatten die Amerikaner Erfolg bei der Gewin­
nung von Nachrichten, die Licht auf die sowjetische Ausbeutungspolitik warfen. 
Schon kurz nach Kriegsende fuhren mithin die Amerikaner in Ostdeutschland 
eine reiche Ernte bei der militärischen, politischen, wirtschaftlichen und wissen­
schaftlichen Nachrichtenbeschaffung ein55. 

Anfänglich konzentrierten die amerikanischen Nachrichtenstellen in Mitteleu­
ropa ihre Anstrengungen auf Operationen, die einen raschen Gewinn an Infor­
mationen versprachen, doch nach der Jahreswende 1946/47 begannen sie der 

52 Vgl. Richelson, American Espionage and the Soviet Target, S. 46 f. 
53 Dana Durand, Stationschef Karlsruhe, in dem offiziellen Bericht B-226, 8. 4. 1948, in: Steury 
(Hrsg.), On the Front Lines of the Cold War, S. 21. 
54 Ebenda. 
55 Ebenda, S. 20 f., 27 (Zitat), 58, 107 f., 184 ff., 211 f., 533. 
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längerfristigen Nachrichtensammlung größeres Gewicht beizulegen56. Zu dieser 
Ausweitung ihrer Strategie gehörte, daß sie mehr und mehr in Deutschland nach 
Material über die Sowjetunion selbst fahndeten. Westberlin blieb dafür die wich­
tigste Basis, nicht nur während der Besatzungszeit, sondern bis Anfang der sechzi­
ger Jahre. Zwei Faktoren verringerten dann die Bedeutung Berlins, zum einen 
der Bau der Berliner Mauer, und zum anderen der erfolgreiche Einsatz von Auf­
klärungssatelliten. 

Über die Unternehmungen des SIS in Deutschland ist weniger bekannt, doch 
aus dem wenigen, das wir wissen, ergibt sich, daß diese Unternehmungen denen 
der Amerikaner ähnelten. Wie die Amerikaner, so suchten auch die Briten in 
Deutschland Quellen zu erschließen, die Informationen über die Sowjetunion bie­
ten konnten. In den fünfziger Jahren war die SIS-Station in Berlin die größte des 
Dienstes in der ganzen Welt, und ihre Hauptaufgabe bestand in der Penetration 
der UdSSR und ihrer Verbündeten. Wie den Amerikanern, fiel es auch den Briten 
leicht, in Ostdeutschland Agenten zu rekrutieren; doch hatten auch sie Mühe, 
Agenten zu finden, die Material über die Sowjetunion zu liefern vermochten. 

Im Jahre 1947 sammelte der SIS fünf Arten von Informationen: über Wissen­
schaft und Technik, über subversive politische Bewegungen und über Spionage­
abwehr, über militärische Angelegenheiten, über Wirtschaft und Industrie und 
schließlich über politische Vorgänge und Verhältnisse. Am wichtigsten war die 
erste Kategorie. Im besonderen hatte der SIS Nachrichten zusammenzutragen 
über „die Entwicklung von Materialien und über die Ausbildung und Verteilung 
von Wissenschaftlern, die für jene Entwicklungen gebraucht werden, über Nukle­
arphysik, Fernlenkraketen, chemische Kriegführung, Boden-Luft-Entwicklungen 
[das heißt Boden-Luft-Raketen und ähnliche Waffen], Schiffsentwicklungen, Uni­
versitäten und Technische Hochschulen"57. Das starke Interesse an der Revolu­
tion im Rüstungswesen, die der Krieg gebracht hatte, war allen Geheimdiensten, 
die in Deutschland operierten, gemeinsam. Es ist kein Zufall, daß sich die Orga­
nisation Gehlen in ihren frühen Tagen als eine Gesellschaft für wissenschaftliche 
Instrumente gerierte58. Ihre Aufmerksamkeit galt vor allem atomaren, biologi­
schen und chemischen Waffen, Lenkraketen, der Elektronik und der Metallurgie 
(hier namentlich hitzefestem Stahl, der für die Herstellung von Turbodüsenmo­
toren wichtig war)59. Im Sommer 1955, nach dem Ende der Okkupation, wurden 
die von deutschem Boden aus unternommenen nachrichtendienstlichen Opera­
tionen einer Prüfung unterzogen. Resultat war die Entscheidung, daß sich die 

56 Memorandum, 16. 1. 1947, von D. Galloway, dem stellvertr. Direktor des Office of Special 
Operations, CIA, an General H. Vandenberg, in: Steury (Hrsg.), On the Front Lines of the 
Cold War, S. 109 f. 
57 JIC (Germany) Co-ordinating Committee minutes, 21. 7. 1947, in: PRO, DEFE 41/68. 
58 Vgl. David Childs/Richard Popplewell, The Stasi: The East German Intelligence and Security 
Service, London 1996, S. 149. 
59 JIC(46) 109(0) mit dem Datum 14. 12. 1946 und überschrieben „Brief for the Scientific and 
Technical Intelligence Branch, Control Commission for Germany", in: PRO, CAB 81/134; Annex 
zu JS/JTIC(49)55 mit dem Datum 22. 6. 1949 und überschrieben „Summary of Intelligence on 
Russian Development for the Defence Research Policy Committee", in: PRO, DEFE 41/150. 
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Stationen des SIS in Deutschland darauf konzentrieren sollten, wissenschaftliche 
und politische Informationen über den Sowjetblock zu sammeln60. 

Welche Erfolge der SIS beim Zusammentragen wissenschaftlichen Materials 
verzeichnen durfte, ist unklar. Jedoch waren die Briten bei der Gewinnung von 
technischen Informationen in Ostdeutschland sehr erfolgreich. Geheimagenten 
erwiesen sich als die besten Kundschafter, wenn es um die Bewaffnung und Aus­
rüstung der sowjetischen Streitkräfte in der SBZ ging. Einige hatten Zugang zu 
Werkstätten und konnten so militärische Gegenstände genau untersuchen. Man­
che konnten sich in den Besitz von Bedienungsanleitungen setzen und Waffen 
fotografieren. 1951 bemerkte ein britischer Nachrichtenmann: „Die Berichterstat­
tung der Agenten [in Ostdeutschland] ist sehr gut und nimmt noch zu. Alles in 
allem berichten sie jede Woche das gleiche alte Zeug, doch gibt es keinen Zweifel 
daran, daß sie es bemerken würden, wenn es in der Zone etwas Neues gäbe."61 

Der SIS war nicht der einzige britische Dienst, der während der Besatzungs­
jahre wissenschaftliche Informationen in Deutschland zu gewinnen suchte. 
Andere Nachrichtenstellen bauten umfängliche Agentennetze in ostdeutschen 
Fabriken und Forschungsinstituten auf. Zum Beispiel wurde bei FIAT rasch 
erkannt, daß von den deutschen Wissenschaftlern, zu denen Verbindungen 
bestanden, Material geliefert werden konnte, und sowohl der britische wie der 
amerikanische Zweig richtete Nachrichtenabteilungen ein. Die britische Sektion 
des vorgeschobenen FIAT-Büros in Westberlin hatte viele Gelegenheiten, mit 
deutschen Wissenschaftlern in Verbindung zu treten, da es von nicht wenigen 
besucht wurde, die ihre Patente registrieren lassen oder sie den Alliierten zur 
kommerziellen Auswertung anbieten wollten. Eine nicht geringe Anzahl bewarb 
sich um Arbeit in Großbritannien oder in den USA62. Im Januar 1947 vermochte 
allein diese Sektion zu behaupten, sie habe einen Agenten „in fast allen der wich­
tigeren Rüstungsbetriebe" in der SBZ63. 

Die Berliner Gruppe der Intelligence Division und die STIB-Einheit verfügten 
ebenfalls über Informanten, die über Entwicklungen in der Ostzone berichteten. 
Die meisten lebten und arbeiteten in Westberlin, sie gaben nur weiter, was sie 
von geschäftlichen oder persönlichen Bekannten im Osten erfahren hatten. Man­
che waren aber auch im Sowjetischen Sektor Berlins oder in der SBZ beschäftigt 
und können daher als Spione und nicht als bloße Kontakte gelten. In der Regel 
handelten sie aus antikommunistischer Überzeugung und ohne Bezahlung. In 
den späten vierziger Jahren hatte STIB sogar einen Agenten in der Keimzelle 
einer SBZ-Regierung, der Deutschen Wirtschaftskommission (DWK). Dies war Dr. 
Hermann Lüscher (Deckname „Lullaby"), Leiter der Sektion für Feinmechanik 
und optische Geräte in der Abteilung für Wissenschaft und Technik der DWK; 

60 Vgl. George Blake, No Other Choice. An Autobiography, London 1990, S. 167 f. 
61 Major D. Birch, G(Int)BAOR, MI 10 Technical Intelligence Conference, 1951, in: PRO, DEFE 
41/125. 
62 FIAT Forward Periodic Intelligence Report Nr. 4, 28. 10. 1946, in: PRO, FO 1031/59; Appen­
dix B3 zu Brief vom 18. 12. 1946, in: PRO, FO 1031/68. 
63 Special Intelligence Report Nr. 3, in: PRO, FO 1031/60. 
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naturgemäß informierte er STIB vor allem über die Entwicklungen in seinem 
Fachbereich. Zu dieser Zeit saßen jedoch Agenten in etlichen wichtigen Betrie­
ben in Ostdeutschland. Ein Beispiel ist das „Werk für Fernmeldewesen" in Berlin-
Oberschöneweide, eine große Fabrik zur Herstellung von elektronischen Röhren, 
allgemein bekannt als „Oberspreewerk". 1947 war Peter Eich (Deckname 
„Esche"), Leiter des Forschungslaboratoriums der Fabrik, ein britischer Agent. 
Werner Preuss („Province"), ein Ingenieur des Oberspreewerks, arbeitete ebenso 
für die Briten wie eine dort beschäftigte Übersetzerin namens Olga Reimann 
(„Anna"). In einem anderen bedeutenden Unternehmen der SBZ, den Carl-
Zeiss-Werken in Jena, spionierte Willy Boy („Baby") für die Briten64. Westdeutsche 
Kontakte lieferten STIB ebenfalls wertvolle wissenschaftliche Informationen. 
Einer davon brachte von einer Unterhaltung mit einem ostdeutschen Ingenieur 
Nachrichten über die Themen mit, die auf einer Konferenz des COMECON-
Komitees (Rat für gegenseitige Wirtschaftshilfe) für Magneto-Materialien, die 
kurz zuvor stattgefunden hatte, diskutiert worden waren. Ein anderer traf auf 
einer Tagung einen ostdeutschen Bekannten und konnte danach über For­
schungsinstitute und Fabriken in der UdSSR berichten, die der Ostdeutsche 
besucht hatte. Ein dritter stand in Verbindung mit einem wichtigen Ingenieur 
der Oberspreewerke, der ihm von sowjetischen Wissenschaftlern erzählte, mit 
denen er bei Entwicklungsprojekten zusammenarbeitete65. 

Die „Großaktionen", die das Ministerium für Staatssicherheit (MfS) in den Jah­
ren 1953 bis 1955 exekutierte, bestätigen, daß die westlichen Nachrichtendienste 
die Industrie der DDR penetriert hatten. Zu drei gewaltigen Verhaftungsaktionen 
kam es in jener Periode: „Feuerwerk", „Pfeil" und „Blitz". „Pfeil" allein, haupt­
sächlich gegen die Organisation Gehlen und die amerikanischen Dienste gerich­
tet, führte zur Festnahme von 547 tatsächlichen oder vermeintlichen Spionen. 78 
der Verhafteten waren Industriearbeiter, 70 Angestellte in staatlichen oder noch 
privaten Fabriken. Kategorisiert man nach Berufen, so waren dies die beiden 
größten Opfergruppen. Doch befanden sich unter den Verhafteten auch wichtige 
Funktionäre, zum Beispiel ein Abteilungsleiter des Ministeriums für Schwerindus­
trie und leitende Beamte der Bahn. Die vom MfS erhobenen Anklagen müssen 
natürlich sorgfältig geprüft werden, doch gibt es Anzeichen dafür, daß viele Sub­
stanz hatten: Entgegen der beharrlich vertretenen Behauptung der SED, daß die 
in der DDR tätigen Spione Faschisten seien, gehörten 48 der beim Unternehmen 
„Pfeil" Festgesetzten selber der SED an. Tatsächlich sind bei dem Fischzug mehr 
SED-Mitglieder als Mitglieder irgendeiner anderen Partei ins Netz gegangen. 
Allerdings hat das MfS diejenigen, die sich lediglich der SED-Herrschaft in der 
DDR widersetzt hatten, gewohnheitsmäßig auch der Spionage für den Westen 
beschuldigt. Aber „Pfeil" scheint - wie „Feuerwerk", jedoch anders als „Blitz" -
vor allem Spione und weniger im Untergrund tätige Widerstandsgruppen ins 
Visier genommen zu haben. Ingenieure, Techniker, Fabrik- und Bahnarbeiter 

64 STIB Kartei der Informanten, in: PRO, DEFE 43/1. 
65 OLB(B)57.12.10 und OLB(B)57.12.6.3, in: PRO, DEFE 41/141; STIB/252/X/1402, 4. 5. 
1955, in: PRO, DEFE 41/136. 
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nahmen in den damaligen Schauprozessen einen prominenten Platz ein. Solche 
Agentenringe in der DDR konnten auch Material über die Sowjetunion liefern. 
So stand im Juni 1955 eine bunt zusammengewürfelte Gruppe von Spionen vor 
dem 1. Strafsenat des Obersten Gerichts der DDR. Einer der Angeklagten, Wil­
helm van Ackern, leugnete nicht, für die Organisation Gehlen gearbeitet zu 
haben. Von Westberlin aus hatte er ein Netz von Agenten in Ostberlin und in der 
DDR geleitet. Einer seiner Agenten, mit ihm zusammen vor Gericht, war Johann 
Baumgart, ein Wachmann bei der Bahn. Er hatte die Aufgabe gehabt, Informatio­
nen über sowjetische und polnische Truppen- und Gütertransporte auf der 
Strecke zwischen Frankfurt an der Oder und Brest-Litowsk in der Sowjetunion zu 
beschaffen, auch über militärische Einrichtungen entlang dieser Linie66. 

Natürlich werden die Agenten in den Fabriken der DDR nicht nur über Wirt­
schaft und Industrie berichtet haben, sondern ebenso über Wissenschaftliches und 
Technisches. Angesichts der Verbindung zwischen ostdeutscher und sowjetischer 
Industrie dürften ihnen auch Informationen über wissenschaftliche Entwicklungen 
in der UdSSR zugänglich gewesen sein. Die „Großaktionen" sind denn auch von 
sowjetischen Sicherheitsexperten überwacht worden. Der KGB behauptet sogar, 
das Agentennetz des kapitalistischen Feindes in der DDR in den Jahren 1953-1955 
zerstört zu haben. Dieser Erfolg sei Folge der Informationen, die er von den in 
westlichen Nachrichtendiensten hervorragend plazierten Agenten Kim Philby 
(SIS), George Blake (SIS) und Heinz Felfe (Organisation Gehlen) bekam67. Zwei 
waren also britische Verräter. So scheinen die westlichen Nachrichtendienste, ein­
schließlich des SIS, trotz ihrer ausgedehnten Agentennetze in SBZ und DDR Mitte 
der fünfziger Jahre vom KGB im Nachrichtenkrieg geschlagen worden zu sein. 

Um militärische Nachrichten zu beschaffen, organisierte der SIS Agentennetze 
entlang der Bahnlinien durch Ostdeutschland und Polen in die UdSSR. So sollte 
bei Bewegung starker sowjetischer Streitkräfte in Europa und bei der Verlegung 
sowjetischer Truppen und Panzer nach Deutschland eine Frühwarnung ermög­
licht werden. Das westliche Bild von der Zusammensetzung und vom Aufmarsch 
der sowjetischen Verbände in Osteuropa beruhte zu einem erheblichen Teil auf 
solchen Quellen. Zum gleichen Zweck wurden Agenten in sowjetischen Garnison­
städten in Ostdeutschland stationiert. Die wichtigsten Eisenbahnknotenpunkte 
wie Frankfurt an der Oder standen unter genauer Beobachtung68. 

Antikommunismus und Rußlandfeindschaft waren besonders ausgeprägt bei 
ehemaligen Angehörigen der deutschen Wehrmacht. Die westlichen Nachrich­
tendienste lernten diesen Personenkreis besser kennen, als sie ihn über seine 
Verstrickung in das NS-Regime und über Bewaffnung und Ausrüstung der Wehr­
macht befragten. Als sich die Beziehungen zur UdSSR verschlechterten, war es 
ein logischer nächster Schritt, hier Spione anzuwerben und sie in Ostdeutschland 

66 Vgl. Karl Wilhelm Fricke/Roger Engelmann, Konzentrierte Schläge. Staatssicherheitsaktio­
nen und politische Prozesse in der DDR 1953-1956, Berlin 1998, S. 40-80, 121-148. 
67 Vgl. Andrew/Mitrokhin, The Mitrokhin Archive, S. 521 f. 
68 Vgl. Cavendish, Inside Intelligence, S. 6-9; Tom Bower, The Perfect English Spy. Sir Dick 
White and the secret war 1935-1990, London 1995, S. 178. 
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einzuschleusen. Die ersten Agentennetze des SIS in der SBZ scheinen aus anti­
kommunistischen und russophoben Exsoldaten der deutschen Streitkräfte 
bestanden zu haben. Sie sammelten auf der anderen Seite der Demarkationslinie 
Informationen über die dort stehenden sowjetischen Truppen und deren Auf­
marsch, ferner über politische und wirtschaftliche Dinge. Ihr Weg in die SBZ 
führte über Westberlin; 1947 waren solchermaßen installierte Netzwerke funkti­
onsfähig69. 

Wenn auf der einen Seite der KGB behauptet, in den Jahren 1953 bis 1955 die 
westlichen Agentennetze in Ostdeutschland aufgespürt und erledigt zu haben, so 
nimmt andererseits die CIA nicht weniger kategorisch für sich in Anspruch, daß 
ihre Tätigkeit in Deutschland höchst erfolgreich gewesen ist. Die beiden Behaup­
tungen können versöhnt werden, wenn wir aus den Quellen den Schluß ziehen, 
daß es im geteilten Deutschland nicht schwer fiel, Agenten anzuwerben; wer ver­
loren ging, konnte schnell ersetzt werden. Und es ist klar, daß nicht nur über ost­
deutsche und in der SBZ gelegene sowjetische Ziele Informationen in enormen 
Quantitäten und oft detailreich gesammelt wurden, sondern daß auch, auf 
Grund der Verbindung dieser Ziele mit Leuten, Orten und Institutionen in der 
Sowjetunion, vieles über die UdSSR selbst in Erfahrung gebracht werden konnte. 

Die Sowjetunion herrschte als imperiale Macht in Ostdeutschland, das sie 
unbedingt ausbeuten wollte. Politik, Wirtschaft, Gesellschaft, Wissenschaft, Streit­
kräfte, Sicherheitsorgane und Nachrichtendienste - alles in Ostdeutschland 
wurde den Interessen der Sowjetunion dienstbar gemacht. Infolgedessen gelang­
ten Ostdeutsche und in der Ostzone lebende sowjetische Staatsbürger in den 
Besitz von Informationen, die für den Westen von Wert sein konnten. In Ost­
deutschland kamen die westlichen Nachrichtendienste viel leichter an solche 
Informationen heran als in der UdSSR selbst. 

Bald nach der Eroberung Deutschlands erklärte sich die Sowjetunion zur 
Eigentümerin vieler ostdeutscher Fabriken, Unternehmen und Gruben. Die 
Administration sowjetischen Vermögens im Ausland (USIG) war für die Verwal­
tung dieser Erwerbungen verantwortlich. Seit 1944 arbeitete sie unter der Lei­
tung Malenkows, Berijas und Wosnesenskijs in Moskau. Berija war auch für das 
sowjetische Atomprojekt zuständig, und deutsche Laboreinrichtungen, Werkzeug­
maschinen und industrielle Anlagen wurden vornehmlich zu den neuen Atom­
zentren in der Sowjetunion transportiert, um die Entwicklung der Atombombe 
zu beschleunigen. Er ordnete ferner die Deportation deutscher Wissenschaftler, 
Ingenieure und Techniker in die UdSSR an, wo sie bei militärisch-industriellen 
Vorhaben Verwendung fanden70. Naturgemäß stellte USIG das „wissenschaftlich­
technische Hauptziel" der Berliner Operationsbasis der CIA dar, zumal hier eine 
der wichtigsten Quellen zu den Nuklearprogrammen der UdSSR zu finden war71. 

69 Vgl. Blake, No Other Choice, S. 101 f. 
70 Vgl. Zubok/Pleshakov, Inside the Kremlin's Cold War, S. 147. 
71 Vgl. Murphy/Kondrashev/Bailey, Battleground Berlin, S. 49, 109. Die in sowjetischem Besitz 
befindlichen Unternehmen hießen ursprünglich „Sowjetische Aktiengesellschaften" und später 
„Sowjetisch-Deutsche Aktiengesellschaften". 
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Ebenso wurde die Wismut AG ins Visier genommen, die sowjetische Gesellschaft, 
die den Uranabbau im Erzgebirge betrieb. Im übrigen sind viele ostdeutsche 
Fabriken und Forschungsinstitute in den ersten Nachkriegsjahren demontiert 
und als Reparationen in die Sowjetunion verbracht worden, und deutsche Infor­
manten in der SBZ setzten ihre westlichen Leitoffiziere vom neuen Standort eini­
ger dieser Anlagen in Kenntnis. Manchmal konnte das den Frachtpapieren ent­
nommen werden, die Bestimmungsort und Empfänger nannten72. Solchermaßen 
gewann der Westen eine Vorstellung von der Expansion des militärisch-industriel­
len Bereichs der Sowjetunion. 

Nicht alle ostdeutschen Rüstungsbetriebe sind 1945/46 demontiert worden. 
Viele Fabriken, die etwas erzeugten, das zur Produktion von Waffen gebraucht 
wurde, selber aber keine Waffen herstellten, konnten weitermachen, wenn auch 
jetzt in sowjetischem Besitz und für sowjetische Zwecke. Manche von ihnen waren 
nun an Entwicklungsprojekten in der Sowjetunion beteiligt, was zur Folge hatte, 
daß in diesen Betrieben sitzende Agenten ihren Leitoffizieren Informationen 
zukommen lassen konnten, die ein Licht auf Vorgänge in der UdSSR warfen. 
Eines der hervorstechendsten Beispiele: Es wurde berichtet, in einer früher zu 
den I. G. Farben gehörenden Fabrik in Bitterfeld werde außerordentlich reines 
Calcium erzeugt, das dann in die Sowjetunion ging73. Die Spezifikationen für das 
Calcium, die der deutschen Firmenleitung von den sowjetischen Auftraggebern 
vorgeschrieben wurden, waren höchst anspruchsvoll; aus ihnen durfte zweifelsfrei 
geschlossen werden, daß das Werk Calcium zur Verwendung bei der Herstellung 
von Uranmetall produzierte, wie es für das sowjetische Atomprogramm gebraucht 
wurde. Daraus wiederum folgerten Briten und Amerikaner - die solche Informa­
tionen austauschten - , daß die erste sowjetische Atombombe eine Plutonium­
bombe sein würde. So war es denn auch74. Das sowjetische Interesse an der ande­
ren spaltbaren Substanz, Uran 235, stand fest, als BOB von Agenten in USIG 
erfuhr, daß die Tewa-Fabrik in Neustadt an der Orla besonders feine Nickelgaze 
erzeugte, wie sie bei der Herstellung von Uran 235 benutzt wird; die Produktion 
der Fabrik wanderte in die Sowjetunion75. 

Ein Hauptgrund für die Bedeutung Berlins als Spionagebasis war die Präsenz 
oder zumindest doch die Nähe einer großen Anzahl sowjetischer Staatsbürger. Die 
stärkste sowjetische Armee außerhalb der UdSSR befand sich in Ostdeutschland, 
der größte KGB-Stützpunkt außerhalb der UdSSR in Ostberlin. Bis 1949 gab es 
außerdem in Gestalt der Sowjetischen Militäradministration Deutschlands eine 
sowjetische Verwaltungseinrichtung, die praktisch als die Regierung der SBZ 

72 Appendices D, G, I, K, A Study of the Soviet Guided Missile Programme: Joint Anglo-Ameri-
can Conference, in: PRO, DEFE 41/160. 
73 Schreiben, 6.8. 1947, von M. Perrin an JIC-Sekretär, in: PRO, DEFE 21/45; vgl. Lowenhaupt, 
On the Soviet Nuclear Scent, S. 58. 
74 Bericht, 30. 7. 1947, der Combined Anglo-American Intelligence Unit, Department of Ato-
mic Energy, London, in: PRO, DEFE 21/45; Bericht überschrieben „Calcium Production at Bit­
terfeld" vom 4. 2. 1948, in: PRO, DEFE 41/123. 
75 Vgl. Murphy/Kondrashev/Bailey, Battleground Berlin, S. 14; Lowenhaupt, On the Soviet 
Nuclear Scent, S. 60. 
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amtierte. So wurden Sowjetbürger für die Rekrutierung als Agenten ins Auge 
gefaßt, um die Kenntnisse über die UdSSR anzuzapfen. Versetzte man sie wieder in 
die Sowjetunion, waren sie in der Lage, aus dem Lande selbst zu berichten. Weiger­
ten sie sich, Agenten zu werden, mochten sie sich immer noch bereit finden, über­
zulaufen und - möglicherweise etwas veraltete - Informationen mitzubringen. 

Zumindest bis zum Bau der Berliner Mauer spielten Flüchtlinge für die westli­
chen Nachrichtendienste insofern eine Schlüsselrolle, als sie Personen in interes­
santen östlichen Institutionen namhaft machen konnten, die Informationen zu 
liefern vermochten, wie man sie suchte, und die vielleicht willens waren, für den 
Westen zu arbeiten. Flüchtlinge, die wichtige Stellungen innegehabt hatten, 
waren für die CIA die „normale Quelle für neue [...] Hinweise" auf potentielle 
Agenten im Sowjetblock76. Wenn sie die Aufnahmelager im Westen passierten, 
wurden sie aufgefordert, Verwandte, Freunde und ehemalige Kollegen in Ost­
deutschland zu benennen, die vielleicht für die Beschaffung von Informationen 
zu gewinnen waren. Auch organisierten sie sichere Treffs in Westberlin, um Nach­
richtenoffizieren Gelegenheit zur Anwerbung zu geben. Geeignete Flüchtlinge 
wurden selber als Agenten rekrutiert und in den Osten zurückgeschickt77. Es gibt 
Hinweise darauf, daß sich die Briten der gleichen Methoden bedienten. So war 
Anfang 1956 der Ingenieur Paul Leuschke aus der DDR geflüchtet. Er hatte als 
Entwicklungsingenieur in einer wichtigen Fabrik gearbeitet, dem Sachsenwerk-
Radeberg. SIS hatte diesen Betrieb auf die Liste seiner Ziele gesetzt, da dort, 
neben anderen Erzeugnissen, Funkgeräte für die sowjetische Armee hergestellt 
wurden. Die NATO interessierte sich damals sehr für die von den sowjetischen 
Streitkräften benutzten Geräte; mit Hilfe der entsprechenden Wellenlängen hätte 
man im Falle eines Krieges das sowjetische Verbindungssystem stören oder anzap­
fen können. Leuschke wurde nach vielversprechenden Kandidaten für Anwer­
bungsversuche befragt. Selbstverständlich stand auch das Institut für Nuklearphy­
sik in Dresden auf der Liste78. 

Flüchtlinge und Überläufer 

Die kommunistische Umwandlung Ostdeutschlands entwurzelte Menschen in 
einem Maße, wie es eher für Kriegszeiten charakteristisch ist. Zwischen ihrer 
Gründung und dem Bau der Berliner Mauer am 12./13. August 1961, der die 
Lücke in der Demarkationslinie schloß, flüchteten annähernd 2 700000 aus der 
DDR. Noch mehr Millionen Flüchtlinge aus der SBZ und Vertriebene aus den 
verlorenen Ostgebieten hatten Westdeutschland in den Jahren 1944 bis 1949 

76 Murphy/Kondrashev/Bailey, Battleground Berlin, S. 351. 
77 Burton Gerber, der ehemalige Leiter der Soviet and Eastern European Division, CIA Directo-
rate of Operations, in: CIA-Konferenz über „Berlin: the Intelligence War, 1945-1961", 10.-12. 9. 
1999; Eichner/Dobbert, Headquarters Germany, S. 206. 
78 Berlin/1202, 3. 3. 1956, DEFE 41/136; Berlin/1130, 27. 1. 1956, DEFE 41/144; Referat von 
Major Stoney, Signals 3, MI10 Technical Intelligence Conference, 1952, DEFE 41/126, alle in: 
PRO. Das Sachsenwerk-Radeberg ist nach dem Krieg in der Tat in sowjetischen Besitz genom­
men worden. 
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erreicht79. Eine solche Massenemigration machte die Befragung von Flüchdingen 
zwangsläufig zu einer wichtigen Quelle von Informationen über Ostdeutschland, 
über die dortigen sowjetischen Aktivitäten und sogar über Vorgänge in der 
Sowjetunion selbst. 

Die Flüchtlinge gaben nicht nur Auskunft über Personen, die als Agenten in 
Frage kamen, sondern auch über die Produkte der Fabriken und die Projekte 
der Forschungsinstitute, in denen sie beschäftigt gewesen waren. So öffnete die 
Massenflucht aus der DDR den Nachrichtendiensten der westlichen Besatzungs­
mächte den Zugang zu den Schlüsselindustrien und Forschungszentren Ost­
deutschlands. Ein Beispiel ist die Tewa-Fabrik in Neustadt an der Orla. 1952 
erhielten die Briten genaue Informationen über das dort hergestellte Drahtge­
webe, und zwar von einem Flüchtling, der zuvor als Inspekteur der Sowjetischen 
Kontrollkommission das Gewebe zu prüfen hatte, ehe es als Reparationsleistung 
in die Sowjetunion abgesandt wurde80. 

Das größte aller kriegswichtigen sowjetischen Unternehmen in der Ostzone, 
das mit Hilfe von Flüchtlingen ausgekundschaftet werden konnte, war das gewal­
tige Uranbergwerk im Erzgebirge, die Wismut AG. Angehörige der Belegschaft, 
die in den Westen kamen, brachten hoch eingeschätzte Informationen mit, da 
man annahm, die Uranlieferungen aus dem Erzgebirge seien von erheblicher 
Bedeutung für das sowjetische Atomprojekt. Man glaubte, daß die Sowjetunion 
unter einem ernsten Mangel an Uran leide81 und daß ein beträchtlicher Teil des 
benötigten Urans aus den Satellitenstaaten komme. Folglich mußte eine genau­
ere Schätzung der im Ostblock geförderten Uranmenge ein Urteil darüber erlau­
ben, wie viele Atombomben die Sowjetunion produzieren konnte. Es beweist die 
Bedeutung des zu dieser Frage von Flüchtlingen und Agenten erhaltenen Materi­
als, daß die britischen Analysten 1949 festhielten, „die geschätzte Anzahl der 
Bomben, die von den Russen gebaut werden kann, hängt zusammen mit der 
Menge an Uranerz, das ihnen wahrscheinlich zur Verfügung steht. Die Schätzun­
gen der Erzmengen wurden zum Teil auf die in geologischen Untersuchungen 
der Vorkriegszeit enthaltenen Angaben, zum Teil auf nachrichtendienstliche 
Erkenntnisse zu den Bergwerksgebieten im Erzgebirge und bei Jachymow 
gestützt."82 

Bergarbeiter flohen in großer Zahl aus dem Erzgebirge, da die Verhältnisse, 
unter denen man sie zu arbeiten zwang, entsetzlich waren. In einem nachrichten­
dienstlichen Bericht, der auf Informationen basierte, die in einer einzigen Woche 
während der ersten Berlin-Krise (16. bis 23. Oktober 1948) gewonnen worden 

79 Vgl. Helge Heidemeyer, Flucht und Zuwanderung aus der SBZ/DDR 1945/1949-1961. Die 
Flüchtlingspolitik der Bundesrepublik Deutschland bis zum Bau der Berliner Mauer, Düssel­
dorf 1994, S. 43 f. 
80 STIB Berlin Report Nr. 744, 31. 1. 1952, in: PRO, DEFE 21/44; STIB Interview Report Nr. 72, 
20. 8. 1952, in: PRO, DEFE 41/97. 
81 JIC(47)7/2, 6.8. 1947, über „Soviet Interests, Intentions and Capabilities", in: PRO, CAB 
158/1; Annex zu JS/JTIC(49)55, 22.6. 1949, überschrieben „Summary of Intelligence on Rus-
sian Development for the Defence Research Policy Committee", in: PRO, DEFE 41/150. 
82 JS/JTIC minutes, 6. 4. 1949, in: PRO, DEFE 41/72. 
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waren und Gruben an zehn verschiedenen Orten betrafen, sind Mitteilungen auf­
geführt, die von nicht weniger als 250 geflüchteten Bergleuten stammten88. Sol­
che Bergleute versorgten die Briten mit genauen Informationen über Fortschritte 
und Expansion des Bergbaus im Erzgebirge, über die Schächte, in denen sie 
gearbeitet hatten, über das Aufkommen der Schächte und über die Qualität der 
geförderten Erze84. Hans Spott, ein Analyst, der Uranerz in drei verschiedenen 
Untersuchungslaboratorien geprüft hatte, flüchtete 1953 in den Westen und 
brachte Angaben über den Urangehalt der abgebauten Erze mit, über die ange­
wandten Untersuchungsverfahren, über die Laboratorien und über das bei den 
Analysen beschäftigte Personal85. Ein wichtiger Logistikoffizier der Wismut AG, 
ein sowjetischer Oberst, lief im Juni 1950 zu den Amerikanern über; seine Befra­
gung „hat die amerikanische Kenntnis des sowjetischen Atomprogramms in Ost­
deutschland wesentlich erweitert"86. Eine Liste von STIB-Material zeigt, daß die 
Organisation Akten über immerhin fünfundfünfzig „Objekte" (Bergwerke) im 
Erzgebirge und bei Jachymow führte87. 

Die gewaltigen Bevölkerungsbewegungen, die dem Zweiten Weltkrieg folgten, 
waren nicht auf Deutschland beschränkt. Als Moskau sein Imperium in Osteu­
ropa errichtete, wurden Menschen auch zwischen dem neuen Rom und seinen 
Provinzen hin und her geschoben. Natürlich hatten sie in der Regel als Sklaven 
zu wandern, aber selbst die Kommunistische Partei der Sowjetunion entließ 
einige der Sklaven in die Freiheit. Dies war sogar ein Merkmal der Ära Chruscht­
schow. Daß in den fünfziger Jahren die Sowjetisierung Ostdeutschlands, die Ent-
stalinisierung in der Sowjetunion und die Massenemigration nach Westdeutsch­
land zusammenfielen, machte es möglich, in den Flüchtlingsströmen aus der 
DDR außergewöhnliche Informationsträger zu entdecken, denen die westlichen 
Nachrichtendienste tiefe Einblicke in Vorgänge in der Sowjetunion verdankten. 
Eine solche Entdeckung war ein siebzig Jahre alter Buchhalter im Ruhestand 
namens Alexander Koch, ein Volksdeutscher, der das Licht der Welt im estni­
schen Reval erblickt hatte. Er war mit einer Russin verheiratet. Die beiden befan­
den sich in Wien, als dort die Rote Armee einmarschierte. Kochs Frau wurde, wie 
alle sowjetischen Staatsbürger im eroberten Ost- und Mitteleuropa, gezwungen, 
in die UdSSR zurückzukehren, und ihr Ehemann ging mit ihr. Im Juli 1945 
schickte man sie in eine Volksdeutsche Gemeinde in Michailowka, das sich in der 
Altai-Region befindet, nördlich von Kasachstan und nicht weit von der Mongolei 
entfernt. Nicht gewillt, in der UdSSR zu bleiben, stellten beide wiederholt 
Anträge auf Ausreisevisa nach Deutschland und schrieben Bittbriefe an Stalin, 
Molotow, Malenkow und Bulganin. Schließlich gaben die sowjetischen Behörden 
nach, machten die Rückkehr aber davon abhängig, daß die Kochs ihre Fahrt 

83 STO/30/DE/48, in: PRO, DEFE 41/145. 
84 STIB minutes, 1.9. 1950, in: PRO, DEFE 41/10; STO/41/DE/48, in: PRO, DEFE 41/145. 
85 STIB Interview Report Nr. 132, 31. 10. 1953, in: PRO, DEFE 41/100; STIB Interview Report 
Nr. 157, 27. 2. 1954, in: PRO, DEFE 41/101. 
86 Murphy/Kondrashev/Bailey, Battleground Berlin, S. 15. 
87 "G"-Liste der STIB-Akten vernichtet am 1. 4. 1955, in: PRO, DEFE 41/30. 
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selbst bezahlten, wahrscheinlich in der Annahme, daß diese nicht in der Lage 
seien, eine so hohe Summe aufzubringen. Indem sie ihr Häuschen verkauften, 
ihre Ersparnisse abhoben und Geldgeschenke von Mitgliedern ihrer Gemeinde 
annahmen, brachte das alte Paar jedoch mehr als 3000 Rubel zusammen und 
konnte sich im April 1956 auf den Weg nach Deutschland machen. In Leipzig 
angekommen, gingen sie sogleich weiter über die Grenze nach Hannover, wobei 
sie einen Paß benutzten, den ihre Tochter bereits beschafft hatte. Sie brachten 
eine faszinierende Information mit. Koch erzählte seinem Vernehmungsoffizier, 
er und seine Frau seien an einem Tag im August oder September 1955 in ihrem 
Wohnzimmer gewesen, zwischen 11 Uhr vormittags und 12 Uhr mittags, als zwei 
mächtige Stöße das Haus erschüttert hätten, denen ein Rumpeln wie bei einem 
Erdbeben gefolgt sei. Die Einwohner Michailowkas seien auf die Straße gerannt, 
ihre Gesichter vom Ruß geschwärzt, den die Stöße bei den Feuerstellen aufgewir­
belt hätten. Einige der Volksdeutschen behaupteten, einen Lichtschein oder Feu­
erball durch den Himmel schießen gesehen zu haben wie einen Gewitterblitz. 
Die ganze Gemeinde kam zu dem Glauben, daß in einer Gegend etwa 400 Kilo­
meter südlich von Michailowka eine Nuklearwaffe getestet worden war88. Das war 
eine aufregende Mitteilung, da sich 210 Kilometer süd-süd-westlich von Michai­
lowka in der Tat die Nuklearversuchsanlage „Semipalatinsk" befindet (in Kasach­
stan, annähernd 160 Kilometer westlich von der gleichnamigen Stadt)89. Höchst­
wahrscheinlich waren die Einwohner Michailowkas tatsächlich Zeuge eines ther­
monuklearen Tests geworden. Am 2. August 1955 ist in „Semipalatinsk" eine 
Atombombe gezündet worden90. Die Lage der Versuchsstätte war dem britischen 
Nachrichtendienst schon seit längerer Zeit bekannt gewesen. 

Unter den Flüchtlingen aus dem Osten befanden sich auch sowjetische Über­
läufer, deren Befragung Informationen über sowjetische Aktivitäten sowohl im 
Block wie in der UdSSR zutage förderte. Die westlichen Nachrichtendienste 
erkannten den vollen Wert dieser Quelle während der Besatzung Deutschlands, 
als sowjetische Überläufer erstmals häufiger auftraten und andere Quellen noch 
schwach flossen. Hunderte von sowjetischen Überläufern gingen in den ersten 
Jahren nach Kriegsende durch die Hände der Briten und Amerikaner. Der ehe­
malige CIA-Offizier Harry Rositzke behauptet, daß zwischen 1945 und 1951 mehr 

88 OLB/B/57/287, 22. 2. 1957, in: PRO, DEFE 41/141. Die gleiche Mitteilung war auch von 
einem anderen Informanten gekommen, der ausgesagt hatte, Koch habe den fraglichen Vorfall 
ebenfalls beobachtet. Koch wurde daher zwecks Bestätigung vernommen. Obwohl er nahezu elf 
Jahre in Michailowka gelebt hatte, war dies der einzige Nukleartest, den Koch bezeugen konnte. 
Die Bombe muß daher von enormer Sprengkraft gewesen sein. Koch war nicht sicher, in welchem 
Monat die Explosion stattgefunden hatte; er meinte zunächst, es sei entweder August oder Sep­
tember gewesen, entschied sich dann für Mitte September. Jedoch hat es Mitte September 1955 
keinen solchen Test gegeben. Am 22. 11. 1955 ist dann die erste zweistufige thermonukleare 
Bombe der Sowjetunion, ihre erste richtige Wasserstoffbombe und das Gegenstück zur amerikani­
schen Teller-Ulam-Bombe, in Semipalatinsk getestet worden. Dies war die stärkste Bombe, die bis 
dahin in der UdSSR getestet worden war, und so ist angesichts der Sprengkraft und Kochs Unsi­
cherheit über das Datum das vielleicht der Test, den er beobachtet hat. 
89 Tafel 43, The Times Atlas of the World, London 1992. 
90 Vgl. Holloway, Stalin and the Bomb, S. 323. 
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als fünfhundert sowjetische Soldaten und Zivilisten in den Westen gekommen 
seien91. Britische Zahlen stimmen mit Rositzkes Angaben überein. Bis 1949 sind 
jedes Jahr Dutzende sowjetischer Soldaten zu den Briten übergelaufen. Das Jo in t 
Intelligence Committee (Germany)", das die britischen nachrichtendienstlichen 
Operationen in Deutschland kontrollierte, erhielt im August 1948 die Meldung, 
im Jahr zuvor hätten 65 Überläufer der sowjetischen Streitkräfte britische Stellen 
passiert92. Angesichts des nachrichtendienstlichen Wertes sind bald auch gezielte 
Anstrengungen unternommen worden, wichtige sowjetische Funktionäre zum 
Überlaufen zu bewegen. Eine britische Aktion, die sowjetischen Wissenschaftlern 
und hochrangigen Offizieren galt, war in der zweiten Hälfte des Jahres 1948 im 
Gange. Besonders interessiert war man an sowjetischen Wissenschaftlern, die als 
Fabrikdirektoren oder in Instituten arbeiteten und mithin in der Lage waren, 
nicht nur über Projekte in Ostdeutschland, sondern ebenso über sowjetische For­
schungen und Entwicklungen auszusagen. JIC (Germany) billigte von Herzen 
den Artikel 16 (2) des Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland, der allen 
politischen Flüchtlingen Asyl garantierte; das mußte Funktionäre des Sowjet­
blocks zum Überlaufen ermutigen93. Die CIA führte unter dem Decknamen „Red-
cap" eine gleichartige Operation durch94. 

Indes hat die Feindseligkeit zwischen Ost und West, die 1948/49 von der Berli­
ner Blockade verursacht wurde, die Zahl sowjetischer Überläufer erheblich redu­
ziert. Schon während der Berlin-Krise setzte der Rückgang, namentlich in den 
sowjetischen Streitkräften, ein und hielt auch danach an. Das Ende der Blockade 
brachte keine Besserung. Der Dezember 1949 war der erste Monat in zweieinhalb 
Jahren, in dem die Briten nicht einen einzigen sowjetischen Überläufer verzeich­
nen konnten. Damit begannen sie auch unter einem bösen Mangel an Informa­
tionen über die Stärke der in Ostdeutschland stationierten sowjetischen Truppen­
verbände zu leiden95. Bei dem Versuch, wieder mehr Überläufer zu bekommen, 
bedienten sich die Briten des Rundfunks. Ab 1949 wies die BBC in ihren Sendun­
gen nach Deutschland regelmäßig darauf hin, daß sowjetische Überläufer, die 
politisches Asyl in der britischen Zone suchten, nicht an die Sowjetunion ausge­
liefert würden, und Männer, die bereits übergelaufen waren, malten für ihre 
Kameraden in der SBZ ein verlockendes Bild vom Leben in Großbritannien. Der 
Rußlanddienst der BBC wandte sich mit entsprechenden Programmen an die 
sowjetischen Soldaten in Ostdeutschland. Artikel mit der gleichen Botschaft wur­
den in der westdeutschen, holländischen und skandinavischen Presse plaziert, 
wenn auch die westdeutschen Blätter sehr zögerlich waren, auf diese Weise als 
ein Organ britischer Propaganda zu fungieren. Daß die Briten Überläufer nicht 

91 Vgl. Rositzke, The CIA's Secret Operations, S. 40 f. 
92 JIC (Germany) minutes, 24. 8. 1948, in: PRO, DEFE 41/63. 
93 JIC (Germany) minutes, 5. 10. 1948, DEFE 41/63; JIC (Germany) minutes, 23. 10. 1951, 
DEFE 41/66; JIC (Germany) minutes, 17.4. 1952, DEFE 41/67, alle in: PRO. 
94 Vgl. Murphy/Kondrashev/Bailey, Battleground Berlin, S. 238-251. 
95 JIC (Germany) minutes, 14. 2., 4. 3., 10. 5., 9. 8. 1949, in: PRO, DEFE 41/64 und 10. 1. 1950, 
in: PRO, DEFE 41/65. 
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zurückschickten, wurde in der ganzen SBZ auch durch die geheime Verteilung 
von Pamphleten und durch Briefe an bestimmte Personen bekannt gemacht. Es 
stellte sich bald heraus, daß alle diese Bemühungen nur eine geringe Wirkung 
zeigten. Jedoch wurde der Operation eine solche Bedeutung beigemessen, daß 
man sie trotz ständiger Enttäuschungen beharrlich fortsetzte. Seit 1. September 
1952 strahlte die BBC sogar Sendungen in russischer Sprache in die DDR aus, 
und Flugblätter, die sowjetische Soldaten direkt zum Überlaufen aufforderten, 
wurden in noch größeren Mengen verbreitet. Doch blieb die Ernte auch der spe­
ziellen Aktionen auf eine Handvoll Überläufer beschränkt, von denen überdies 
die meisten wieder ins eigene Lager zurückkehrten, so daß schließlich die Opera­
tion doch abgebrochen werden mußte96. 

Der hauptsächliche Wert der Überläufer aus den sowjetischen Streitkräften lag 
in den Informationen über die Dislokation und die Gefechtsbereitschaft der 
sowjetischen Truppen. Während der Berliner Blockade bestätigten Aussagen von 
Überläufern, daß sich die sowjetischen Streitkräfte in Ostdeutschland, wie auch 
Agenten gemeldet hatten, nicht auf einen Krieg vorbereiteten97. Jedoch ent­
täuschten Überläufer als Lieferanten technischer Informationen. Den sowjeti­
schen Truppen wurde deutlich weniger über ihre Waffen beigebracht als briti­
schen und amerikanischen Soldaten, und so hatten sie auch weniger mitzutei­
len98. 

Unter den Überläufern, die zu den Briten kamen, befanden sich jedoch zumin­
dest zwei Exemplare einer seltenen Gattung: wichtige Wissenschaftler, die in der 
waffentechnischen Entwicklung tätig gewesen waren. Der eine, ein Atomwissen­
schaftler mit dem Decknamen „Gong", der 1949 in den Westen ging, lieferte 
wertvolle Informationen, die auf sowjetisches Interesse an der Anreicherung von 
Uran durch Gasdiffusion deuteten99. Der andere, eigentlich ein Ingenieur, hieß 
Grigorij Tokajew; die Briten gaben ihm den Decknamen „Excise". Er wechselte 
1948 die Fronten. Zuvor hatte er in der Luftwaffenabteilung der SMAD als Rake­
tenspezialist gearbeitet, verantwortlich für die Ausschlachtung des deutschen 
Raketenarsenals100. Da er vor dem Krieg und während der Kriegsjahre an der 
Schukowskij-Militärakademie in Moskau beschäftigt gewesen war, konnte er natur-

96 JIC (Germany) minutes, 18.10. 1949, DEFE 41/64; 10.1., 10.5., 17.7. 1950, DEFE 41/65; 
22.1., 21. 10. 1952, DEFE 41/67, alle in: PRO; Interview, 7.9. 1997, mit Sir Peter Wilkinson 
(inzwischen verstorben), ehemals stellvertretender Leiter des Information Research Depart­
ment des Foreign Office, das die Operation organisierte. 
97 JIC (Germany) minutes, 16. 11. 1948, in: PRO, DEFE 41/63, und 4.3., 29. 3., 19. 4. 1949, in: 
PRO, DEFE 41/64. 
98 Major Irwin, G(Int)BAOR, MI 10 Technical Intelligence Conference, 1952, in: PRO, DEFE 
41/126. 
99 JS/JTIC minutes, 21. 12. 1949, in: PRO, DEFE 41/73; Lowenhaupt, On the Soviel Nuclear 
Scent, hier S. 59. 
100 Vgl. Gregory A. Tokaty, Foundations of Soviet Cosmonautics, in: Spaceflight 10/10 (Oktober 
1968), S. 335-346, hier S. 335. Er stammte aus Nordossetien, und Tokajew war die russifizierte 
Version seines tatsächlichen Familiennamens, Tokaty, den er als britischer Bürger wieder 
annahm. 
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gemäß nützliche Aussagen zur langfristigen sowjetischen Raketenforschung und 
zu den dafür zuständigen Regierungsstellen machen. 

Tokajew übte keinen geringen Einfluß auf das britische und amerikanische 
Bild von der Zielsetzung der sowjetischen Raketenentwicklung aus. Dabei führte 
er jedoch insofern in die Irre, als er, der mit der Nutzbarmachung des deutschen 
Raketenwissens befaßt gewesen war, die Rolle weidlich übertrieb, die für die 
sowjetische Raketenpolitik die deutschen Entwürfe und Konstruktionen der 
Kriegsjahre spielten. In seiner Sicht hatte die sowjetische Führung im Auge, mög­
lichst schnell Raketen in Dienst zu stellen. Er behauptete, das Nahziel bestehe 
darin, rasch eine sowjetische Version der A-4 (besser bekannt als: V-2) zu bauen, 
die genauer sei als das deutsche Original. Daneben solle langfristige Forschung 
weiter verfolgt werden, und zwar mit dem Zweck, eine Fernlenkrakete - wahr­
scheinlich mit Flügeln - weit größerer Reichweite zu entwickeln. Im März 1949 
kam eine britisch-amerikanische Konferenz, im wesentlichen gestützt auf die 
Informationen Tokajews, zu dem Ergebnis, daß diese Boden-Boden-Raketen für 
die Sowjets am wichtigsten seien. Den Analysten standen in dieser Sache kaum 
andere Quellen zur Verfügung, und Tokajews Aussagen stimmten mit den weni­
gen sonstigen Nachrichten überein, die man in Händen hatte. Fast alle Mitteilun­
gen, die man erlangen konnte, waren deutscher Herkunft: Berichte heimgekehr­
ter deutscher Kriegsgefangener, die in der UdSSR bei Bauarbeiten eingesetzt wor­
den waren; aufgefangene Briefe, die Deutsche in der Sowjetunion nach Hause 
geschrieben hatten. In Wahrheit wollte die sowjetische Führung von ihren Rake­
tenbauern Geschosse von großer Reichweite zur Verteidigung der UdSSR gegen 
den neuen „Hauptfeind", die USA, haben. Tokajew beeinflußte auch das britisch­
amerikanische Urteil über die Natur der wissenschaftlichen Forschung und der 
technischen Entwicklung in der Sowjetunion. Er betonte, daß sowjetische Pro­
jekte von großen Hindernissen gebremst würden: Vom Mangel an Ingenieuren 
bei der Raketenentwicklung, von der Bürokratisierung des sowjetischen Wissen­
schaftsbetriebs, von den strikten Sicherheitsmaßnahmen, die den Gedankenaus­
tausch zwischen Forschern in den verschiedenen Instituten behinderten, und 
von der Polizeiüberwachung, die an der Moral zehre. Jedenfalls bildeten sich Bri­
ten und Amerikaner, zum Teil unter dem Einfluß Tokajews, die Meinung, daß es 
im Wesen sowjetischer Forschung liege, weniger rasch voranzuschreiten als die 
jeweilige westliche Forschung. Wie die britisch-amerikanische Konferenz von 
1949 folgerte: „Der kumulative Effekt dieser nachteiligen Faktoren kann nicht 
ignoriert werden, und er deutet darauf hin, daß Mann für Mann der Ertrag 
sowjetischer Forschung wahrscheinlich etwas unter dem westlicher Länder 
liegt."101 

101 Summary und Appendix Q, A Study of Soviet Guided Missile Programme: Joint Anglo-Ame-
rican Conference, in: PRO, DEFE 41/160; Notiz irrigerweise auf den 9. 12. 1947 datiert und 
überschrieben „Russian Long-range Rocket Research", in: PRO, DEFE 21/40; vgl. auch Hollo-
way, Stalin and the Bomb, S. 246 f. 
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Unternehmen „Matchbox" 

In der Nacht vom 21. auf den 22. Oktober 1946 sind auf Anordnung Berijas 
annähernd 3000 Deutsche, die in kriegswichtigen Betrieben in der SBZ arbeite­
ten, von der sowjetischen Geheimpolizei festgesetzt und in die UdSSR verbracht 
worden. Bei den Wissenschaftlern und Technikern, die in Ostdeutschland verblie­
ben, breitete sich Panik aus. Die Intelligence Division sah hier eine günstige Gele­
genheit, den Wert der Ostzone für die Sowjetunion zu vermindern, indem man 
Anreize für deutsche Wissenschaftler und Techniker schuf, in den Westen zu 
gehen. Das Unternehmen begann in den letzten Wochen des Jahres 1946. Mit 
ostdeutschen Forschern, Ingenieuren und Technikern, die vermutlich einen nen­
nenswerten Beitrag zur militärischen Kapazität der Sowjetunion zu leisten ver­
mochten, wurde geheimer Kontakt aufgenommen. Wer sich willens zeigte, die 
SBZ zu verlassen, erhielt das Versprechen einer Berufs- und Lebensmöglichkeit 
im Westen. Im allgemeinen gingen die Eingeladenen, mit ihren Familien, nach 
Berlin und wurden dann in die britische Zone ausgeflogen. In Westdeutschland 
versorgte man sie mit Wohnung und Lebensmitteln, dazu bekamen sie Geld für 
Forschungsaufgaben im Auftrag der Kontrollkommission. Flüchtlinge, die aus 
eigener Initiative die SBZ verlassen hatten, sind manchmal in das Unternehmen 
einbezogen worden, um zu verhindern, daß sie in den Osten zurückgingen. Zum 
Unternehmen „Matchbox" gehörten auch die Maßnahmen, jene Wissenschaftler 
und Techniker, die in der britischen Zone lebten und für eine militärische Ver­
wendung in Frage kamen, gegen sowjetische Verlockungen zu immunisieren. Bis 
zum Herbst 1950 hatten von der Operation 461 Personen profitiert, deren Wis­
sen die hauptsächlichen Aspekte fortgeschrittener Waffentechnik und kriegswich­
tiger Forschung umfaßte. Im Februar 1951 wurde das Unternehmen eingestellt. 
Zwar hatte das Ziel darin bestanden, der Sowjetunion Wissenschaftler und Tech­
niker vorzuenthalten, die der sowjetischen militärisch-industriellen Entwicklung 
nützlich sein konnten, doch brachte „Matchbox" auch viele Informationen über 
Aktivitäten in ostdeutschen Fabriken und Forschungslaboratorien ein. Zwei Ziele 
hoher Priorität waren die Wismut AG und das „Oberspreewerk". 1949 konstatier­
ten Londoner Analysten, daß „wir überzeugt davon sind, eine sehr große Menge 
an Informationen über russische Entwicklungen erhalten zu haben, die ohne die 
von der Operation gebotenen Möglichkeiten nicht gewonnen worden wären"102. 
Natürlich machte das Unternehmen die Sowjetunion nicht für Penetration anfäl­
lig, doch schuf es die Voraussetzung für eine weitere Operation, die das zuwege 
brachte. 

102 Zwischenbericht, 12.4. 1947, und Direktive, 10. 1. 1947, DEFE 41/122;JIC (Germany) minu-
tes, 13. 2. 1951, DEFE 41/66; „Matchbox"-Bericht, 28. 10. 1950, DEFE 41/132; undatierte Liste 
„Unemployed Consultants resident in the Western Zones who have come from the East Zone 
and passed through the Transit Hotel", DEFE 41/131; JS/JTIC(49)75 über Unternehmen 
„Matchbox", 21. 7. 1949, DEFE 41/150, alle in: PRO; vgl. auch Naimark, The Russians in Ger­
many, S. 220-228; Albrecht/Heinemann-Grüder/Wellmann, Die Spezialisten, S. 177 f. 
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Unternehmen „Dragon Return" 

Eine andere Gruppe von Deutschen eröffnete nämlich den westlichen Nachrich­
tendiensten eine Gelegenheit, Informationen über kriegswichtige wissenschaftliche 
und technologische Entwicklungen in der UdSSR selbst zu sammeln. Dies waren 
die in den Jahren 1945 bis 1948, vor allem im Oktober 1946, in die Sowjetunion 
deportierten Wissenschaftler, Ingenieure und Techniker103. Trotz strenger sowjeti­
scher Zensur ihres Inhalts erwiesen sich abgefangene Briefe, die von Angehörigen 
jener Gruppe an Verwandte und Freunde in den Westzonen geschrieben wurden, 
als wertvolle Quelle; sie verrieten viel über Ort und Art ihrer Arbeit in der UdSSR. 
Briten und Amerikaner trafen eine Vereinbarung, der zufolge letztere für das 
Abfangen der Briefe hauptverantwortlich waren, erstere hingegen für die Interpre­
tation der Texte104. Zwischen 1949 und 1958 sind die Deportierten wieder in ihr 
Heimatland zurückgeschickt worden, und zwar in einer Serie von Transporten, die 
von den SED-Funktionären, die solche Heimkehrer in Empfang nahmen, „Spezialis­
tenaktionen" genannt wurden. Meist gingen die Transporte nach Ostdeutschland. 
Erst gegen Ende der Periode erlaubten die Sowjets Mitgliedern des Lenkwaffen-
Teams, das der britische Nachrichtendienst als die „Postfach-126-Suchumi"-Gruppe 
führte, sich für die Entlassung in die Bundesrepublik zu entscheiden; sie erreich­
ten den Westen in zwei Transporten am 8. und 10. Februar 1958105. 

Der britische Nachrichtendienst gab dem Versuch, das Wissen dieser Personen 
anzuzapfen, den Decknamen „Dragon Return". Die Operation war eine Fortset­
zung von „Matchbox". Wie auch bei „Matchbox" waren einige der Befragten ein­
fach Flüchtlinge; andere hatte man in Ostdeutschland aufgespürt und zum Über­
tritt in den Westen verlockt. Die Briten waren dabei darauf bedacht, den Zug in 
den Westen auf ein notwendiges Minimum zu beschränken, das heißt die Zahl der 
Einladungen so gering wie möglich zu halten; die Sowjets sollten nicht veranlaßt 
werden, die Rückkehr der Deportierten nach Deutschland zu stoppen106. Anschei­
nend ist in der Tat nur eine Minderheit der nach Ostdeutschland Zurückgekehrten 
übergelaufen. Bis zum August 1953 kannte STIB die Namen von 1823 Deportier­
ten, die wieder in Ostdeutschland eingetroffen waren. Von ihnen haben die Briten 
und die Amerikaner 209 (11,5 Prozent) in den Westen gebracht. Die für „Dragon 
Return" zuständige anglo-amerikanische Gruppe hatte die Verbindung zu weiteren 
75 (4,1 Prozent) aufgenommen oder vorbereitet. Hinsichtlich der verbleibenden 
1539 war nichts unternommen worden107. Jedoch ist eine Anzahl in den Westen 

103 Vgl. ebenda. 
104 Vgl. Lowenhaupt, On the Soviet Nuclear Scent, S. 58 f. 
105 Vgl. Albrecht/Heinemann-Grüder/Wellmann, Die Spezialisten, S. 121 f. 
106 JIC (London) sub-committee minutes, 21.7. 1951, in: PRO, DEFE 41/70; DSI/JTIC(51)7, 
28. 4. 1951, in: PRO, DEFE 41/153. 
107 „Dragon Return"-Bericht, 24. 8. 1953, in: PRO, DEFE 41/90. Burghard Ciesla meint, die tat­
sächliche Zahl könne bei 20 oder 25 % liegen (Der Spezialistentransfer in die UdSSR und seine 
Auswirkungen in der SBZ und DDR, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, B 49-50/93, 3. 12. 1993, 
S. 24-31, hier S. 25, 29); vgl. John Prados, The Soviet Estimate: U.S. intelligence analysis & Rus-
sian military strength, Princeton, 1982, S. 25. 
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geflüchtet, ohne von den Briten oder Amerikanern ermuntert worden zu sein; so 
stieg der Prozentsatz von „Dragon Returnees", die Ostdeutschland verließen, auf 
annähernd 16 Prozent (bis zum April 1953). Mehr noch sind allerdings in der 
DDR selbst befragt worden, vor allem von den Amerikanern108. 

Was interessierende Technologien anging, brachte die Operation nur wenige 
oder gar keine aktuellen Informationen von Wert ein. Das hatte zwei Gründe. 
Von den Sowjets waren strenge Sicherheitsmaßnahmen getroffen worden, um es 
den Deportierten zu verwehren, an Kenntnisse heranzukommen, die für den 
Westen von Nutzen hätten sein können. Alle mußten sie eine „Abkühlungs"-Peri-
ode erdulden, ehe ihnen die Rückkehr nach Deutschland erlaubt wurde. In die­
ser Zeit - die ein Jahr, zwei Jahre oder in manchen Fällen noch länger dauern 
konnte - war ihnen jede Arbeit von Bedeutung untersagt. Infolgedessen hatten 
sie, wenn sie in den Westen gelangten, normalerweise nur veraltete Informatio­
nen im Gepäck. Außerdem aber achteten die Sowjets darauf, den Deportierten, 
solange diese an wichtigen Arbeiten mitwirkten, die Kenntnis des Gesamtzusam­
menhangs der jeweiligen Forschungs- und Entwicklungsprojekte möglichst zu 
erschweren. Den meisten Deutschen wurde nicht gesagt, für welche Verwendung 
ihr Werk bestimmt war. Sie sahen einen Ausschnitt des Bildes - so den Bericht 
über eine deutsche Technik, den sie schrieben, oder jenen Teil einer Waffe, den 
sie entwarfen und konstruierten - , doch nie das Ganze. Daher mußten die Briten 
bei den Befragungen fast immer feststellen, daß die „Dragon Returnees" nicht 
wußten, ob ihre Arbeit ein Beitrag für eine in Dienst gestellte Waffe, ein in 
Gebrauch genommenes Gerät oder einen wissenschaftlichen Zweck gewesen war. 
Tatsächlich durfte ein Deutscher, der in einer wichtigen Anlage beschäftigt war, 
nicht im Kernbereich des Werks arbeiten; oft durfte er es nicht einmal betre­
ten109. Einige deutsche Gruppen wurden in Institute gebracht, die von jedem par­
allelen oder verwandten sowjetischen Forschungs- und Entwicklungsprogramm 
abgeschnitten waren. Am striktesten isolierte man die Raketeningenieure, die, 
anfänglich unter Helmut Gröttrup, auf der Insel Gorodomlia im Seligersee arbei­
teten. Nur wenige Deutsche waren bei der Erprobung der Waffen und Geräte 
zugelassen, an deren Entwicklung sie mitgewirkt hatten. Die Überwachung war 
bedrückend. In den Atomforschungsinstituten bei Suchumi wurden die Sicher­
heitsmaßnahmen so strikt gehandhabt, daß die Forschungsgruppen quasi „wasser­
dichte Zellen" darstellten110. 

Einige Deutsche konnten dennoch einen weiteren Blick auf die Forschungs-
und Entwicklungsprojekte gewinnen, an denen sie beteiligt waren, weil die Sowjets 
sich entschlossen, von den deutschen Entwürfen Gebrauch zu machen und die 
betreffenden Personen längerfristig zu beschäftigen. Herausragendes Beispiel ist 

108 DSI/JTIC minutes, 28.4. 1953, in: PRO, DEFE 41/76. 
109 Notiz, 28. 3. 1956, DEFE 21/41; STIB-Interview Nr. 213, 5. 5. 1955, mit Herbert Mummert, 
DEFE 41/104; STIB-Interview Nr. 235, 22. 11. 1955, mit Dr. Bernd v. Bock, DEFE 41/105; DSI-
Bericht 88, April 1956, DEFE 44/12, alle in: PRO; vgl. Max Steenbeck, Impulse und Wirkungen. 
Schritte auf meinem Lebensweg, Berlin 1977, S. 291. 
110 STIB-Interview Nr.149, 27. 2. 1954, mit Dr. Wilhelm Dames, in: PRO, DEFE 21/42. 
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die Gruppe Riehl. Bei ihr handelte es sich um ein Team, das an Atomprojekten 
beteiligt war, die der britische Nachrichtendienst insgesamt unter ihrer Postadresse 
in der UdSSR kannte: „1037 (P) Moskau". Die hauptsächlichen anderen Forscher­
staffeln, für die ebenfalls diese Anschrift galt, waren die Gruppe Hertz, die an der 
Isotopentrennung in einem Institut in Suchumi am Schwarzen Meer arbeitete, 
und die Gruppe von Ardenne, die in einem weiteren Institut in Suchumi auch mit 
Isotopentrennung befaßt war. Die Gruppe Riehl, geleitet von Dr. Nikolaus Riehl, 
nahm ihre Tätigkeit in der Fabrik Nr. 12 bei Elektrostal, nahe Moskau, im Septem­
ber 1945 auf. Man hatte ihr das Ziel gesteckt, reines Uran in der erforderlichen 
Menge für den Atomreaktor bei Kyschtvm herzustellen. Als klar wurde, gegen 
Ende 1946, daß das Team seine Aufgabe erfolgreich gelöst hatte, wurde es mit Prei­
sen überschüttet, und der sowjetische Chef der Deutschen, A. P. Zaveniagin, 
begann von neuen Projekten zu sprechen; Riehl erhielt die höchste sowjetische 
Auszeichnung und wurde „Held der Sozialistischen Arbeit". Für deutsche Verfah­
ren ungewöhnlich, ist jenes, das die Gruppe Riehl entwickelt hatte, von den 
Sowjets übernommen worden. Als Folge entstand 1947 eine viel größere Uranreini­
gungsanlage mit einer entsprechend höheren Produktionskapazität. Ende des Jah­
res war die Anlage - unter Anwendung des deutschen Verfahrens - in Betrieb. Die 
Nähe der Gruppe Riehl zu den Sowjets unterschied sie von den anderen deutschen 
Teams. Da sie eine Schlüsselaufgabe bewältigt hatte, von der das Fortschreiten des 
sowjetischen Atomprojekts abhing, wurde zugelassen, daß ihre Angehörigen in 
enge Verbindung zu einigen der leitenden Manager und Wissenschaftler des 
„Ersten Hauptdirektorats" (EHD) des Ministerrats traten, die für die Entwicklung 
der sowjetischen Atombombe verantwortlich zeichneten111. Im Laufe der folgen­
den Jahre holte das EHD ihren Rat zu einer Vielfalt von Fragen ein. Als Resultat 
gewann die Gruppe Riehl einen weit besseren Überblick über sowjetische For­
schungen und Entwicklungen als jedes andere deutsche Forscherteam. Namentlich 
Riehl und Günther Wirths, die beiden führenden Angehörigen der Gruppe, lern­
ten eine ungewöhnlich große Anzahl von Menschen und Plätzen kennen112. 

Daß das sowjetische System eine miserable Organisation kennzeichnete, führte 
außerdem dazu, daß häufig wenig oder gar kein produktiver Gebrauch von den 
Deutschen und ihrer Arbeit gemacht wurde. Um ein Beispiel zu nennen: Dr. 
Bernd v. Bock war auf den ersten Blick ein recht guter Fang, nämlich der einzige 
deutsche Spezialist für die Erzeugung von Nervengas, der in sowjetische Hände 
fiel. Er wurde jedoch selten zu Problemen seines Spezialgebiets konsultiert. Statt 
dessen gab man ihm relativ simple chemische Aufgaben, nur um ihn beschäftigt 
zu halten113. Sechs Ingenieure und Wissenschaftler, die Ende 1950 aus sowjeti-

111 Vgl. Holloway, Stalin and the Bomb, S. 129. 
112 STIB-Interview Nr. 234, 16.8. 1955, mit Dr. Nikolaus Riehl, DEFE 41/104; STIB-Interview 
Nr. 261, 12.12. 1955, mit Dr. Nikolaus Riehl, DEFE 41/106; STIB-Interview Nr. 232, 30.9. 
1955, mit Dr. Günther Wirths, DEFE 41/104; STIB-Interview Nr. 221, 19. 7. 1955, mit Dr. Karl 
Zimmer, DEFE 21/43; STIB-Interview Nr. 211, 23.4. 1955, mit Herbert Schmitz, DEFE 21/43, 
alle in: PRO. 
113 STIB-Interview Nr. 235 (v. Bock), in: PRO, DEFE 41/105. 
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schen Instituten für Elektronik zurückkehrten, waren der Meinung, daß man 
ihre Fähigkeiten schlecht genutzt habe, da sie bei Vorhaben beschäftigt worden 
seien, bei denen ihre Fachkenntnisse nicht gebraucht wurden. In den ersten 
Monaten ihres Aufenthalts hatten sie überhaupt keine Arbeit bekommen (ein 
regelmäßig zu hörender Kehrreim). Die Leiter der sowjetischen Institute zeigten 
wenig Bereitschaft, ihnen eine angemessene Tätigkeit zuzuweisen, was vielleicht 
auf das Gefühl zurückging, daß das sowjetische wissenschaftliche Personal durch­
aus in der Lage sei, die jeweils geforderte Forschungs- und Entwicklungsarbeit 
selber zu leisten. Es waren ja die Organe der sowjetischen Geheimpolizei gewe­
sen, von der die Deportationen durchgeführt worden waren, nicht die Moskauer 
Wissenschaftsministerien, und Berija dürfte seine Aktionen kaum mit der Wissen­
schaftsverwaltung abgestimmt haben. Einer der Deportierten, Otto Biersack, 
erhielt einmal den Auftrag, umfängliche Berichte über die Herstellung von Kon­
densatoren anzufertigen. Er setzte in die Berichte lächerliche Zahlenwerte ein, 
und da diese Werte nie in Frage gestellt wurden, zog er den Schluß, daß niemand 
seine Produkte las. Er und seine deutschen Genossen minderten den Nutzen, die 
die Sowjets aus ihrem Wirken ziehen konnten, freilich auch dadurch, daß sie nur 
lässig arbeiteten, nur etwa, wie sie selber schätzten, 30 Prozent ihrer Leistungsfä­
higkeit aufboten114. Die Berichte, die von der aus Biologen bestehenden Gruppe 
Menke in Suchumi geschrieben wurden, wanderten in einen Panzerschrank und 
kamen niemandem mehr vor Augen115; Menke, den man später nach Sungul 
transferierte, war der Meinung, daß es sich bei der Arbeit, die man dort seiner 
biologischen Abteilung gab, um „sehr kindische" und sogar gänzlich nutzlose 
Dinge handelte116. Unter den „Dragon Returnees" herrschte die Ansicht vor, daß 
sie ihre Zeit in der UdSSR schlichtweg vergeudet hatten. Der Befrager des Bio­
physikers Dr. Karl Zimmer notierte: „Der Informant hält, wie fast alle Dragon 
Returnees', die Periode seines Exils für total verlorene Zeit."117 Viele der deut­
schen Teams wurden auf eine Ausbildungsfunktion beschränkt. Beispiele sind die 
Atomgruppen in Sungul, Obninsk und Suchumi, die Raketenforschungsgruppe 
in Ostaschkow, die mit der Entwicklung von Raketenkontrolle befaßte Gruppe in 
der Leningrad Chaussee 228, Moskau, und die auf Torpedoantrieb spezialisierte 
Gruppe in Lomonosow. 

Die aus den „Dragon Returnees" herausgeholten Informationen scheinen fünf­
facher Art gewesen zu sein. Erstens brachten viele Rückkehrer Kenntnisse von 
geringem oder gar keinem Wert mit, da sie in der Sowjetunion nicht bei schwieri­
ger wissenschaftlicher oder militärisch wichtiger Arbeit beschäftigt worden waren. 
Zweitens waren nicht wenige Aussagen ohne größeren Nutzen, weil ihr Inhalt 

114 DSI/JTIC(51)6, 27.4. 1951, in: PRO, DEFE 41/153. 
115 STIB-Interview Nr. 204, 4. 2. 1955, mit Dr. med. Günther Fuchs und Dipl. Chem. Viktor 
Winkler, in: PRO, DEFE 21/43. 
116 STIB-Interview Nr. 224, 5. 5. 1955, mit Dr. Wilhelm Menke, in: Ebenda. 
117 STIB-Interview Nr. 221 (Zimmer), in: PRO, DEFE 21/43. Vgl. auch STIB-Interview Nr. 174, 
26. 7. 1954, mit Ernst Hildebrandt, in: PRO, DEFE 21/42. 
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nur noch „historischen Wert" hatte; immerhin erlaubte solches Material den Ana­
lysten Schätzungen des Tempos der sowjetischen Fortschritte. 

Andererseits dauerte die 'Abkühlungsperiode" in manchen Fällen nicht lange 
genug, um alle Aussagen auf ihren „historischen Wert" zu reduzieren. So wurden 
doch auch, drittens, Informationen gesammelt, die nützlich waren, weil sie von 
Konstruktionen, Forschungsrichtungen und Produktionsmethoden handelten, 
die von den Sowjets entweder tatsächlich oder möglicherweise übernommen wor­
den waren. Manches mochte noch in Gebrauch, manches während der "Abküh­
lungsperiode" vollendet worden sein. Das Problem für Briten und Amerikaner 
bestand darin, daß die deutschen Informanten oft nicht wußten, ob sich die 
Sowjets entschlossen hatten, ihre Ideen, Entwürfe und Verfahren zu nutzen. Und 
wenn sie schon wußten, daß etwas angenommen worden war, so vermochten sie 
doch nicht klar zu sagen, ob sich das vielleicht inzwischen geändert hatte. Infor­
mationen dieser Kategorie ergaben mithin über Vorgänge in der Sowjetunion 
nur einen Satz von Möglichkeiten. Ein Beispiel liefert die Gruppe Riehl. Die 
Angehörigen der Gruppe - insbesondere Wirths - waren, ungewöhnlich genug, 
in der Lage, Angaben über eine beträchtliche Anzahl von Verfahren zu machen, 
die in diversen sowjetischen Atomanlagen angewandt wurden. Als die Informatio­
nen den Westen erreichten, waren sie aber natürlich veraltet. Niemand aus der 
Gruppe konnte mit Sicherheit darüber Auskunft geben, ob ein Verfahren noch 
praktiziert wurde oder durch ein anderes abgelöst worden war118. Von hohem 
Wert mußten die Aussagen der Gruppe jedoch insofern sein, als sie die Chance 
boten, Anhaltspunkte über die Qualität der sowjetischen Atomwissenschaft, das 
Maß ihrer Fortschritte und die eingeschlagene Richtung zu gewinnen119. 

Ein weiteres Beispiel stellt die Raketenentwicklung dar. Die deutschen Experten 
wurden in Distanz zu den sowjetischen Anstrengungen auf diesem Felde gehalten. 
Seit 1948 arbeitete die wichtigste Gruppe, unter der Leitung Gröttrup, auf der 
Insel Gorodomlia, wo sie ein ehemaliges NKWD-Lager übernahm und ein Raketen­
forschungsinstitut installierte, Zweig Nr. 2 von NIL 88. Auf Gorodomlia hatte Grött­
rup nur wenig Ahnung von dem, was bei NIL 88 oder sonst irgendwo geschah, 
doch hatte er oft genug mit Sergej Korolew zu tun, dem Chefkonstrukteur bei NIL 
88, um eine gute Vorstellung von dessen Arbeit zu gewinnen. Wie Riehl, so lief 
auch Gröttrup zu den Briten über, und er diskutierte Korolews Überlegungen mit 
seinen britischen Vernehmungsoffizieren. Da aber seine Kenntnisse nicht sicher 
waren, konnte er ihnen lediglich Ideen nennen, die von den sowjetischen Kon­
strukteuren vielleicht weiter verfolgt worden waren und vielleicht realisiert wurden. 
Auf Grund der Mitteilungen, die er und andere „Dragon Returnees" machten, 
kamen die Briten und Amerikaner im September 1954 zu dem Ergebnis, daß es in 
der Tat ein eigenständiges sowjetisches Programm für ferngelenkte Raketen gebe. 

118 Vgl. z.B. Annex IV, 15.9. 1955, zu STIB-Interview Nr. 232 (Wirths) und STIB-Interview 
Nr. 234 (Riehl), in: PRO, DEFE 41/104. 
119 Für ein Beispiel solcher Verwendung von „Dragon Return"-Informationen siehe Teil I (IV), 
STIB-Interview Nr. 253, 12. 12. 1955, mit Dr. Karl-Franz Zühlke, in: PRO, DEFE 41/106. Zühlke 
war, obwohl Atomwissenschaftler, kein Angehöriger der Gruppe Riehl. 
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Gröttrup und sein Team hatten eine radikal modifizierte Version der A-4 entwor­
fen, die sie R-10 nannten. Ihre Modifikationen stießen bei Korolew auf großes 
Interesse. Gröttrup glaubte, daß Korolew vielleicht einige davon für seine eigenen 
Entwürfe verwendet hatte. Er erinnerte sich daran, daß Korolew vor allem die Idee 
eines abtrennbaren Sprengkopfs „eine sehr gute Idee" fand. Tatsächlich war die 
Spitze von Korolews R-5, getestet im Frühjahr 1953, neun Monate vor Gröttrups 
Befragung, abtrennbar von der übrigen Rakete. Wie der Kopf bei Gröttrups R-10-
Entwurf, so trennte sich auch der Kopf bei der R-5 im Augenblick der Treibstoffab­
stellung. In diesem Maße hat die Information, die Gröttrup zu seiner R-10 lieferte, 
den Befragern gesagt, wie die R-5 konstruiert worden war. Seine Aussage legte den 
Schluß nahe, es dürfe angenommen werden, daß die Sowjets über eine Rakete 
vom Typ R-10 verfügten, die über das Entwicklungsstadium hinaus und getestet 
worden war, folglich entweder vor der Serienproduktion stand oder sich bereits in 
Massenfertigung befand. Trotz offensichtlicher Unterschiede zur Realität - so sah 
die R-10 eine Reichweite von 910 Kilometern vor, während die R-5 tatsächlich eine 
Reichweite von 1200 Kilometern hatte - ist das eine recht treffende Einschätzung 
des damaligen Stands der sowjetischen Raketenentwicklung gewesen. Gröttrup 
nahm ferner an, daß Korolew am Ende auch das Kontroll- und Lenksystem des 
R-10-Entwurfs übernehmen werde. Tatsächlich behaupten die Historiker der Rake­
tenentwicklung, Frederick Ordway und Mitchell Sharpe, daß viele Elemente der 
R-10, namentlich das Peilstrahl-Lenksystem, bei den sowjetischen Raketen der frü­
hen fünfziger Jahre Verwendung gefunden hätten120. Gröttrup machte die Briten 
nicht zuletzt auf das sowjetische Interesse an mehrstufigen Raketen aufmerksam, 
das heißt an Raketen mit größerer Reichweite. Dieses Interesse erfuhr seine Krö­
nung 1957 mit Korolews R-7, der ersten interkontinentalen Fernlenkwaffe der 
Welt. Der R-14-Entwurf der Gruppe Gröttrup für eine Rakete, die eine Ladung von 
3000 Kilogramm bis zu 3000 Kilometer tragen sollte, bestätigte ebenfalls die sowje­
tische Entschlossenheit, Raketen mit großer Reichweite zu bauen; schließlich hatte 
den Auftrag Rüstungsminister Ustinow selbst erteilt. Gröttrup wies auch noch auf 
die Tendenz der Sowjets hin, unterirdische Abschußbasen zu schaffen121. 

Nachdem Siegfried Günter 1954 in den Westen gegangen war, stellte auch er 
den Vernehmungsoffizieren eine interessante Möglichkeit vor Augen. Während 
des Krieges war er Chefkonstrukteur bei Heinkel gewesen, und Ernst Heinkel 
hatte ihn für „den bedeutendsten Flugzeugstatiker und Aerodynamiker" Europas 
gehalten122. Zwischen 1948 und 1951 war er in der UdSSR mit der Konstruktion 
eines „Deltaflügel-Kampfflugzeugs" beschäftigt gewesen. Dabei handelte es sich 
um Pläne für ein völlig neuartiges raketengetriebenes Deltaflugzeug ohne 
Höhenleitwerk. Günter unterrichtete seine Befrager über alle Einzelheiten der 
beiden Versionen seines Entwurfs. Die eine Version war ein Hochdecker, die 

120 Vgl. Ordway/Sharpe, The Rocket Team, S. 330 f. 
121 STIB-Interview Nr. 138, 23.12. 1953, mit Dipl. Ing. Helmut Gröttrup, in: PRO, DEFE 4 1 / 
100; DIS/JTIC-Bericht Nr. 13, April 1954, in: PRO, DEFE 44/2; Study of Soviet Guided Weapons 
(1954), Teil II, in: PRO, DEFE 44/3; vgl. auch Holloway, Stalin and the Bomb, S. 250. 
122 Albrecht/Heinemann-Grüder/Wellmann, Die Spezialisten, S. 144 f. 
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zweite ein Mitteldecker mit rundem Rumpf. Das Büro, in dem Günter arbeitete, 
entfernte aus den technischen Zeichnungen alles, was auf den deutschen 
Ursprung hindeuten konnte. Günter nahm das als Anzeichen dafür, daß die Kon­
struktion als sowjetische Leistung präsentiert werden sollte. Die Arbeit sei, so 
sagte er, von sowjetischen Ingenieuren fortgesetzt worden, nachdem man ihn aus 
dem Projekt genommen hatte, und ein sehr ähnliches Flugzeug sei in Produktion 
gegangen. Tatsächlich ist 1955, ein Jahr nach Günters Befragung, die MiG-21 
(von den Sowjets „Balalaika" genannt, von der NATO „Fishbed") erstmals in der 
Luft getestet worden. Sie ist dem sowjetischen Ingenieur Mikojan zugeschrieben 
worden. Sie unterschied sich in wichtigen Zügen von beiden Versionen Günters. 
Jedoch handelte es sich bei ihr in der Tat um einen Mitteldecker mit Deltaflügel 
und kann daher durchaus von Günters zweiter Version beeinflußt gewesen sein. 
Das Flugzeug wurde 1959 in Dienst gestellt und danach in erheblichen Stückzah­
len in andere Länder verkauft; im Laufe der Zeit sollte es das am meisten verwen­
dete Kampfflugzeug der Welt werden123. 

Viertens wußten die „Dragon Returnees" vieles über Personen, Betriebe und 
Forschungsinstitute des sowjetischen militärisch-industriellen Komplexes zu 
berichten, und manches davon war wichtig. Zu einem erheblichen Teil mögen 
das Wiederholungen der Informationen gewesen sein, die schon die Befragung 
zurückgekehrter Kriegsgefangener ergeben hatte, doch war auch das von 
Gewicht. Als Beispiele sind wiederum die Atomwissenschaftler zu nennen, vor­
nehmlich die Gruppe Riehl. Riehl behauptete, daß es im nördlichen Kaukasus 
Uran gebe, auch hatte er von „einem Objekt bei Kriwoj Rog" gehört, „wo etwas 
vor sich geht"124. Sowohl er wie Wirths sagten, daß Uran im Ferganatal in Zentral­
asien gewonnen und in einer Anlage bei Leninabad (nahe Tadschikistan) verar­
beitet werde, auch sei es in Estland in Ölschiefer vorhanden. Indes kannte der 
britische Nachrichtendienst all diese Uranlager bereits, ebenso die Verarbeitungs­
anlage, die „Kombinat Nr. 6" genannt wurde125. Was Riehl und Wirths boten, war 
die Kenntnis der Qualität des Urans und der sowjetischen Einstellung zur Gewin­
nung von Uran aus dem estnischen Schiefer. Riehl glaubte, die estnischen Schie­
fer würden „sorgfältig für künftige Investitionen studiert, wenn die bisherigen 
Abbaustätten völlig erschöpft" seien. In diesem Zusammenhang machte er eine 
signifikante Bemerkung. Man hatte ihn in der Sowjetunion um Rat in der Frage 
gebeten, wie bei der Urangewinnung aus Schiefer vorzugehen sei, und dabei war 
er mit P. J. Antropow zusammengetroffen, einem der Ministerstellvertreter beim 
EHD, der dort die Suche nach Uran leitete. Riehls Vernehmungsoffizier hielt 
fest: „Es war bei dieser Gelegenheit, daß Antropow sagte, die Probleme der Uran-

123 STIB-Interview Nr. 182, 3.9. 1954, mit Dipl. Ing. Siegfried Günter, in: PRO, DEFE 41/102; 
vgl. Kenneth R. Whiting, Soviet Air Power, Boulder/CO 1986, S. 42. 
124 STIB-Interview Nr. 234 (Riehl), in: PRO, DEFE 41/104. 
125 Berichte „Intelligence Aspects of Russian Interest in Nuclear Energy, September 1", 1946" 
und „Intelligence Aspects of Russian Interest in Nuclear Energy, Sept. lst 46, Addendum 1, 
Industrial Effort", 26. 2. 1947, in: PRO, DEFE 21/45. 
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Versorgung seien ,in unserem Land' gelöst (ohne Estland)"126. Das war eine wich­
tige Aussage, da der britische Nachrichtendienst bis dahin die Ansicht vertreten 
hatte, daß die Sowjetunion unter einem Mangel an Uranerz leide, der „im Pro­
gramm [der Sowjets] den bestimmenden Faktor darstellen werde"127. Riehl hatte 
Antropow auch sagen hören, daß die UdSSR „keine gute Quelle für Thorium" 
habe (das als Ersatz für Uran dienen kann)128. 

Am wichtigsten war, daß die Angehörigen der Gruppe Informationen über 
eine Anzahl von Atomanlagen in der UdSSR zu liefern vermochten, vor allem 
über die Atombrennstoffproduktion bei Elektrostal, Nowosibirsk und Glasow, 
den Plutoniumproduktionskomplex Tscheljabinsk-40 und das nahegelegene Sun-
gul Radiologische Laboratorium, das 1955 eine der beiden hauptsächlichen 
sowjetischen Einrichtungen für Atomwaffenforschung wurde; es hieß von da an 
Tscheljabinsk-70 (nur wurde es 1958 auf ein Gelände zehn Kilometer weiter 
nördlich verlegt)129. Dr. Karl Zimmer erzählte seinem Vernehmungsoffizier, 
gegen Ende des Aufenthalts der Deutschen in Sungul habe das Gerücht die 
Runde gemacht, daß dort eine große Atomanlage gebaut werden solle. Er 
täuschte sich dabei nur über den Zweck des Betriebs (er dachte, es gehe um 
Isotopentrennung). Riehl meinte, eine Atomanlage sei vielleicht bei Krasnojarsk 
errichtet worden, da er einmal dort hingebracht worden war, um ein bestimmtes 
Gelände auf die Eignung für seine Uranfabrik zu prüfen. Auf diesem Gelände 
ist dann vielleicht der als Krasnojarsk-26 bekannte Komplex von Reaktoren zur 
Plutoniumerzeugung entstanden, der sich etwa fünfzig Kilometer nordöstlich 
der Stadt befindet130. Riehls Aussage hat den U-2-Aufklärungsflugzeugen fraglos 
die richtige Richtung gewiesen. Herbert Schmitz, der Techniker der Gruppe 
Riehl, lenkte jene Flugzeuge ebenfalls auf weitere Anlagen in der Region am 
Baikalsee. 

Zwei andere „1037 (P) - Returnees", die Mitglieder der SMA-Forschungs-
gruppe gewesen waren, nachdem man sie 1946 aus dem I. G. Farben-Leunawerk 
bei Merseburg geholt hatte, konnten bestätigen, daß sich in Tschirtschik 
(Tadschikistan) ein Betrieb zur Herstellung von schwerem Wasser befand131. 
Rückkehrer von den Isotopentrennungsprojekten bei Suchumi wiederum infor­
mierten über Existenz und Ort einer weiteren Schlüsselanlage im sowjetischen 
Nuklearkomplex, nämlich über die mit Gasdiffusion arbeitende Anlage zur Uran­
anreicherung, die „Elektrochemischer Betrieb Ural" hieß und den Decknamen 
„Swerdlowsk-44" führte. Dieses Werk, das bei Werch-Nejwinsk, etwa fünfzig Kilo­
meter nordwestlich von Swerdlowsk, lag, begann mit der Produktion von hochan-

126 STIB-Interview Nr. 234 (Riehl), in: PRO, DEFE 41/104. 
127 Annex zu JS/JTIC(49)55, 22.6. 1949, überschrieben „Summary of Intelligence on Russian 
Development for the Defence Research Policy Committee", in: PRO, DEFE 41/150; JIC(47)7, 
6. 8. 1947, überschrieben „Soviet Interests, Intentions and Capabilities", in: PRO, CAB 158/1. 
128 STIB-Interview Nr. 234 (Riehl), in: PRO, DEFE 41/104. 
129 Vgl. Cochran/Norris/Bukharin, Making the Russian Bomb, S. 42 f. 
130 Vgl. ebenda, S. 149. 
131 STIB-Interview Nr. 292, 16. 7. 1951, mit Dr. Alois Gemassmer, und STIB-Interview Nr. 304, 
24. 10. 1951, mit Dr. Walter Schmidt, in: PRO, DEFE 21/41. 

VfZ 2/2003 



Paul Maddrell: Einfallstor in die Sowjetunion 221 

gereichertem Uran Anfang 1949. Werch-Nejwinsk hatte früher Kefirstadt gehei­
ßen132. Das dort anfänglich produzierte Uran-235 war nicht genügend angerei­
chert gewesen, und um bei der Lösung des Problems zu helfen, wurden sechs 
der führenden deutschen Experten für Gasdiffusion von Suchumi nach Swerd-
lowsk geflogen und dann zu einem Ort gebracht, der, wie sie hörten, Kefirstadt 
genannt wurde133. Die Briten erfuhren von dieser Visite durch Aussagen heimge­
kehrter Kriegsgefangener und in den Westen gegangener „1037 (P) - Returnees". 
Ein vor kurzem deklassifizierter Artikel eines Nuklearspezialisten der CIA verrät, 
daß der amerikanische Dienst von deutschen Wissenschaftlern über die Umtaufe 
Kefirstadts in Werch-Nejwinsk in Kenntnis gesetzt wurde134. Die Information, daß 
sich dort eine Gasdiffusionsanlage befinde, bestätigte natürlich das sowjetische 
Interesse an jener Methode zur Anreicherung von Uran und erlaubte den -
zutreffenden - Schluß, daß die Sowjets ihr bei der Erzeugung von Uran-235 den 
Vorzug gaben. 

Riehl und Wirths ermöglichten dem britischen Nachrichtendienst einen guten 
Blick auf die Personen und Institutionen, die das sowjetische Atomprojekt voran­
getrieben hatten, ebenso auf die verfolgten Richtungen der Forschung. Die bei­
den Männer legten ein großes Stück des sowjetischen Atomkomplexes, wie es 
Mitte der fünfziger Jahre beschaffen war, bloß. Es ist freilich wahr, daß ihre 
Kenntnisse überwiegend auf ihrer Arbeit in den Jahren 1945 bis 1950 und auf 
ihren damals geknüpften Verbindungen beruhten und daß bis zu ihrer Befra­
gung durch Briten und Amerikaner im Jahre 1955 weitere Anlagen von großer 
Bedeutung entstanden waren. In diesen Einrichtungen arbeiteten bedeutende 
Wissenschaftler, die Riehl und Wirths nicht erwähnten. Sie gingen am Vorabend 
des ersten echten sowjetischen Tests einer Wasserstoffbombe in den Westen und 
brachten doch keine Informationen über die Thermonuklearforschung in der 
UdSSR mit. Dennoch waren die Personen und Einrichtungen, die sie erwähnten, 
von Wert. Als man sie vernahm, wurde Uran, wie sie sagten, in der Ukraine, in 
Zentralasien und im Kaukasus gewonnen, ebenso in Ostdeutschland, der Tsche­
choslowakei, Bulgarien und Polen. Die Atombrennstoffwerke bei Elektrostal, 
Nowosibirsk und Glasow waren noch immer in Betrieb. Die hauptsächlichen 
Reaktoren zur Plutoniumerzeugung waren Mitte der fünfziger Jahre die vier von 
Tscheljabinsk-40, die hauptsächliche Anlage zur Anreicherung von Uran war 
Swerdlowsk-44. 

Fast alle Einrichtungen, die von den „1037 (P) - Returnees" beschrieben oder 
erwähnt wurden, sind während des ganzen Kalten Krieges wichtige Elemente des 
sowjetischen Atomkomplexes geblieben. In den achtziger Jahren ist ein großer 
Teil des in Osteuropa und in der UdSSR gewonnenen Urans zu den Anlagen in 
Nowosibirsk und Glasow transportiert worden, wo das Erz gereinigt und in Metall 
umgewandelt wurde. Die Metallstäbe gingen dann zu den Reaktoren für Plutoni-

132 Vgl. Cochran/Norris/Bukharin, Making the Russian Bomb, S. 38, 183. 
133 Vgl. Holloway, Stalin and the Bomb, S. 191; Albrecht/Heinemann-Grüder/Wellmann, Die 
Spezialisten, S. 74. 
134 Lowenhaupt, On the Soviet Nuclear Scent, S. 69. 
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umerzeugung Tscheljabinsk-40 (der inzwischen den Decknamen Tscheljabinsk-65 
erhalten hatte), Tomsk-7 und Krasnojarsk-26, um dort als Uranbrennstoff verwen­
det zu werden. Die ausgebrannten Brennelemente wurden in Tomsk-7 und Kras­
nojarsk-26 wiederaufbereitet. Das gewonnene Plutonium ist zum Einbau in Atom­
waffen auch zu anderen Anlagen gegangen. Wiederaufgearbeitetes Uran wurde 
in Tomsk-7 und in Angarsk (beim Baikalsee) in Uranhexafluorid überführt, 
danach in den Zentrifugationsanlagen Swerdlowsk-44, Tomsk-7, Krasnojarsk-26 
und Angarsk bis zum erforderlichen Grad angereichert135. 

Es ist also nur angemessen, daß die Gruppe Riehl am prominentesten auf einer 
Liste von achtzehn Wissenschaftlern figurierte, die in der Sowjetunion an Atom­
projekten gearbeitet hatten und deren Flucht in den Westen das SED-Regime 
unter allen Umständen verhindern wollte. Diese Liste ist jetzt im Archiv des 
Büros Walter Ulbricht (Bundesarchiv Berlin-Lichterfelde) zu finden. Mindestens 
acht der Genannten hatten der Gruppe angehört (die genaue Anzahl ist nicht zu 
bestimmen, da in etlichen Fällen falsche Schreibweisen von Namen nicht klar 
erkennen lassen, wer eigentlich gemeint ist). Star der Liste war natürlich Riehl 
selbst, zu dem es hieß: „Nach Meinung der Freunde [das heißt der sowjetischen 
Regierung] ist es unbedingt notwendig, ihn in der DDR zu halten. Er ist über 
einige Entwicklungsthemen in der UdSSR gut informiert." Dem folgte der Satz: 
„Es ist bekannt, daß die Amerikaner sowie Westdeutschland an ihm aus wissen-
schaftlichen und politischen Gründen großes Interesse haben und versuchen 
werden, ihn mit allen Mitteln zum Verlassen der DDR zu bewegen."136 Riehl ver­
ließ die DDR kurz nach seiner Rückkehr aus der Sowjetunion im April 1955, 
doch ging er weder zu den Amerikanern noch zu den Westdeutschen, sondern 
zu den Briten137. 

Im Februar 1955, nur zwei Monate vor Riehls Rückkehr, hatten SIS und CIA 
einen Tunnel vom amerikanischen zum sowjetischen Sektor Berlins fertig gegra­
ben (das Unternehmen „Gold"). Das Anzapfen von militärischen sowjetischen 
Hochsicherheitskabeln, die ganz in der Nähe zum amerikanischen Sektor verlie­
fen, begann im Mai 1955 und dauerte bis April 1956138. Die abgehörten Sprüche 
verrieten die Lage von sowjetischen Atomeinrichtungen ebenso wie die Namen 
von mehreren hundert Personen, die dort arbeiteten. Offenbar verglichen die 
Amerikaner jene Informationen, die von der Gruppe Riehl und anderen „Dragon 
Return"-Atomwissenschaftlern geliefert worden waren, mit dem Material, das das 
Unternehmen „Gold" einbrachte. Den Autoren von „Battleground Berlin" 
zufolge, war dies „des Tunnels hauptsächlicher Beitrag zu wissenschaftlich-techni-
schen Informationen"139. Es verdient auch festgehalten zu werden, daß dem 

135 Vgl. Cochran/Norris/Bukharin, Making the Russian Bomb, S. 171 ff. 
136 Bericht, datiert 31.12. 1954 und überschrieben „Über die zurückkehrenden SU-Speziali­
sten", in: Stiftung Archiv der Parteien und Massenorganisationen der DDR im Bundesarchiv, 
Berlin-Lichterfelde, DY 30/3732. 
137 STIB/P/I/843, 2. 6. 1955, in: PRO, DEFE 41/142; vgl. Lowenhaupt, On the Soviet Nuclear 
Scent, S. 67-69. 
138 Vgl. Murphy/Kondrashev/Bailey, Battleground Berlin, S. 225-229. 
139 Ebenda, S. 425. 
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Unternehmen eine Menge Material über politische, militärische und wissen­
schaftliche Angelegenheiten in der UdSSR selbst zu verdanken war. Die CIA hat 
enthüllt, daß sie und der SIS von solchen Vorgängen wie der Durchführung der 
Resolutionen des XX. Parteitags erfuhren, auf dem Chruschtschow die Entstalini-
sierung einleitete, ferner die Existenz und die Lage von etwa hundert Einrichtun­
gen der sowjetischen Luftwaffe in der Sowjetunion, in Ostdeutschland und in 
Polen kennenlernten. Dazu kamen zahlreiche Nachrichten über die Dislokation 
der sowjetischen Truppen in der UdSSR und in anderen Ländern des Ostblocks. 
Schließlich warf Unternehmen „Gold" natürlich auch Informationen über die 
sowjetische Deutschlandpolitik ab, so über die Entscheidung Moskaus, eine ost­
deutsche Armee aufzustellen140. Mithin ist die Operation ein weiteres Beispiel 
dafür, wie die nachrichtendienstliche Penetration der Sowjetunion von Deutsch­
land aus erfolgte. 

Fünftens ergab die Befragung der Deutschen ein zutreffendes Bild vom Wissen­
schaftsmanagement in der Sowjetunion. Zwar suchten die Sowjets ihre kriegswich­
tigen Forschungs- und Entwicklungsprojekte gegen die deportierten deutschen 
Wissenschaftler und Techniker abzuschirmen, und das zum größten Teil mit 
Erfolg, doch war es unmöglich, Einblicke in das sowjetische System der Verwal­
tung von Wissenschaft und Wirtschaft zu verhindern. Eine beträchtliche Anzahl 
von Deutschen unterrichtete ihre Vernehmungsoffiziere über ernste Mängel des 
sowjetischen Managements der wissenschaftlichen Entwicklung. Die Befragten 
hoben hervor, daß sowjetische Ingenieure dazu neigten, westliche Muster skla­
visch nachzuahmen. Ein Grund dafür sei die Zentralisierung, ein weiterer der 
Zwang, die Produktionspläne zu erfüllen. Forschungsinstitute würden von Mos­
kauer Ministerien kontrolliert, welche Richtung und Ziele eines Forschungspro­
gramms ebenso festlegten wie die Frist zu seinem Abschluß. War ein bestimmtes 
Teil einer Apparatur oder einer Anlage einmal entworfen, müsse die Erlaubnis 
zu einer Änderung vom Ministerium in Moskau eingeholt werden. Das dauere 
Monate, Experimente mit Entwürfen kosteten daher viel Zeit. Zeitverluste könne 
man sich jedoch nicht leisten, da das Ministerium ein Überschreiten von festge­
setzten Fristen höchst übel aufnehme141. Das Einhalten der vorgeschriebenen 
Daten sei für das Erreichen von Produktionszielen wesentlich. Produktionsziele 
seien wiederum essentiell für den Staatsplan und die Erfüllung des Staatsplans 
essentiell für Propaganda und Prestige der Partei. Infolgedessen zögen es sowjeti­
sche Ingenieure vor, existierende westliche Vorbilder, die zufriedenstellend funk­
tionierten, zu kopieren. Solche Nachahmung sei ohne Risiko. Jedoch bremse die­
ser Konservatismus - zum Beispiel - die Entwicklung der sowjetischen Elektronik, 
indem er die für jeden Fortschritt notwendigen Experimente behindere. Er 
beeinträchtige auch die Qualität der sowjetischen Ingenieure, denen der Anreiz 
fehle, Modifizierungen vorzunehmen, die ihre Erfahrungen bereichern würden. 
Derartige Aussagen stimmen mit späteren Analysen des sowjetischen Systems 

140 Vgl. Steury (Hrsg.), On the Front Lines of the Cold War, S. 401-405. 
141 DSI/JTIC(51)6, 27. 4. 1951, in: PRO, DEFE 41/153; DSI/JTIC-Bericht Nr. 13, April 1954, in: 
PRO, DEFE 44/2. 
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überein. Richard Judy hat in seiner bahnbrechenden Studie über die sowjetische 
Computertechnologie bis 1968 ebenfalls dargetan, daß ein Grund der sowjeti­
schen Rückständigkeit in dem absoluten Vorrang - Vorrang auch vor technologi­
schen Verbesserungen - der Planerfüllung zu suchen sei. Um sicherzustellen, 
daß die Planziele erreicht würden, seien sowjetische Manager bestrebt gewesen, 
die Ziele möglichst bescheiden zu halten und jedes Risiko zu vermeiden. Daher 
gäben sie erprobten Mustern und Methoden den Vorzug. Lösungen für die 
Schwierigkeiten zu finden, die bei der Entwicklung neuer Produkte unweigerlich 
auftreten, koste Zeit und Ressourcen, gefährde also die Erfüllung des Plans142. 

Die deportierten Deutschen stimmten im übrigen auch darin überein, daß ihre 
sowjetischen Kollegen eine viel engere technische Ausbildung erhalten hatten als 
Ingenieure im Westen und daß die westliche Fachliteratur den Sowjets Jahre der 
Forschung und Entwicklung ersparte. Die Beschleunigung der Programme ergab 
sich vor allem daraus, daß die Werke aus dem Westen einen beträchtlichen Teil 
Grundlagenforschung überflüssig machten. Diese Feststellung trafen Deutsche, die 
auf Feldern wie Raketenkontrollsystemen143, anderen Bereichen der Elektronik144 

und Flugzeugkonstruktion145 gearbeitet hatten. Siegfried Günter konstatierte, daß 
westliche technische Literatur für das TsAGI (das Zentrale Institut für Aero-Hydro-
dynamik) von hohem Wert sei, da sie das Institut der Mühe enthob, ansonsten not­
wendige Arbeit zu leisten und dafür Angehörige des knappen wissenschaftlichen 
und technischen Personals abzuordnen. Er schätzte, daß westliche Publikationen 
den Sowjets etwa zwei Jahre Gewinn an Entwicklungszeit einbrachten. Jedoch ver­
urteilten die systematische Nachahmung und die übrigen Schwächen des sowjeti­
schen Systems der Verwaltung von Wissenschaft und Wirtschaft die UdSSR zu per­
manenter Rückständigkeit. Und da die Rückständigkeit chronisch war, blieb auch 
die Neigung zur Nachahmung westlicher Muster bestehen. In den frühen achtziger 
Jahren beruhten mehr als 160 Waffen, die bei den Streitkräften des Warschauer 
Pakts in Gebrauch waren, auf westlicher Technologie, und bis zu 70 Prozent aller 
neu in Dienst gestellten Waffen des Warschauer Pakts, so die SS-20-Mittelstrecken-
rakete, enthielten wesentliche Teile, die auf illegal beschaffte und kopierte westli­
che Muster zurückgingen146. 

Die bisherigen Ausführungen haben wohl klargemacht, daß die Briten in der 
Tat eine Fülle von Informationen über die UdSSR aus Quellen in Deutschland 
schöpften. Einen großen Teil dieses Materials machten sie auch den Amerika-

142 Vgl. Richard Judy, The Case of Computer Technology, in: Stanislaw Wasowski (Hrsg.), East-
West Trade and the Technology Gap. A Political and Economic Appraisal, New York 1970, 
S. 43-72, hier S. 68 ff. 
143 STIB-Interview Nr. 198, 17. 12. 1954, und Nr. 218, 31. 3. 1955, mit Dr. Fritz Klaiber, in: PRO, 
DEFE 41/116. 
144 STIB-Interview Nr. 44, in: PRO, DEFE 41/96, und Nr. 64, 9. 7. 1952, mit Dr. Karl Steimel, in: 
PRO, DEFE 41/97; DSI/JTIC(5)6, 27. 4. 1951, in: PRO, DEFE 41/153. 
145 STIB-Interview Nr. 182, 3. 9. 1954, mit Dipl. Ing. Siegfried Günter, in: PRO, DEFE 41/102; 
Interview mit Günter, 29. 10. 1954, in: PRO, DEFE 21/14. 
146 Vgl. Jay Tuck, High-Tech Espionage. How the KGB Smuggles NATO's Strategic Secrets to 
Moscow, London 1986, S. 108 f. 
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nern zugänglich, die umgekehrt genauso verfuhren. So ist eine Kopie von Peter 
Blumenkamps Befragungsprotokoll dem Nachrichtendienst der amerikanischen 
Marine überlassen worden, und die meisten der in den Westen gegangenen 
Angehörigen der Gruppe „1037 (P) Moskau" wurden sowohl von den Briten wie 
von den Amerikanern vernommen147. Und wenn die Aussagen von Deutschen -
dazu die Berichte und Fotos der deutschen Dienste aus den Kriegsjahren - sowje­
tische Rüstungsbetriebe, Atomanlagen, Versuchsanstalten für atomare und che­
mische Waffen, Flugplätze und Forschungsinstitute identifizierten und lokalisier­
ten, dann zumeist, obschon das nicht zu beweisen ist, zum ersten Mal. Derartige 
Informationen versetzten Briten und Amerikaner in die Lage, zumindest Teile 
des militärisch-industriellen Komplexes der Sowjetunion zu kartographieren. 

Bald ist dieses Material dazu benutzt worden, die sowjetische Abwehr entschei­
dend zu durchbrechen und das Urteil über die militärische Stärke der UdSSR 
auf eine noch bessere Grundlage zu stellen. In den späten vierziger und in den 
fünfziger Jahren drangen die britische und die amerikanische Luftwaffe wieder 
und wieder zur Bildaufklärung in den sowjetischen Luftraum ein. Die Routen, 
denen die Flugzeuge über sowjetischem Territorium folgten, hingen offensicht­
lich mit den Informationen aus deutschen Quellen zusammen. Es gibt Belege 
dafür, daß die Briten die UdSSR bereits 1948 überflogen. 1952 und 1954 unter­
nahm eine Spezialeinheit der Royal Air Force, die mit amerikanischen - und für 
strategische Bildaufklärung konstruierten - Maschinen vom Typ RB-45C ausgerü­
stet war, Flüge über das Baltikum, Rußland und die Ukraine. Als Gegenleistung 
lieferte die amerikanische Luftwaffe Fotos der Radarbilder sowjetischer Ziele. 
1953 überflog eine „Canberra" der RAF das Raketenversuchsgelände bei Kapustin 
Jar. Die dabei gemachten Aufnahmen gingen auch an die Amerikaner. Der Flug 
war ja durch ein Ersuchen der CIA veranlaßt worden, und die Lage des Geländes 
kannte man im übrigen, wie ausdrücklich gesagt ist, aus der Befragung eines 
„Dragon Returnee". Die Briten setzten diese Luftaufklärung bis zum Ende der 
fünfziger Jahre fort, doch flog die RAF in der zweiten Hälfte des Jahrzehnts weni­
ger Einsätze als die Amerikaner. 1956 begann die CIA Aufklärungsflugzeuge vom 
Typ U-2 zu verwenden. Die U-2-Flüge dauerten bis 1960 und waren außerordent­
lich erfolgreich: Sie brachten in jenen Jahren 90 Prozent der hochwertigen mili­
tärischen Informationen ein. 1958 wurden britische Piloten dem Programm zuge­
teilt, und der britische Premierminister, damals Harold Macmillan, erhielt die 
Befugnis, U-2-Flüge über sowjetischem Territorium anzuordnen. Macmillan 
machte von seinem Recht jedoch nur sparsam Gebrauch. Auch die U-2 folgten 
Routen, die sozusagen von Deutschen abgesteckt worden waren, etwa im Falle 
sowjetischer Atomanlagen. Eine U-2 entdeckte zufällig das Gelände zur Erpro­
bung von Interkontinentalraketen bei Tjura-tam, als sie sich auf dem Weg nach 

147 Vgl. Paul Maddrell, British-American Scientific Intelligence Collaboration during the Occu-
pation of Germany, in: Intelligence and National Security, 15/2 (Sommer 2000), S. 74-94. Die­
ses Sonderheft von Intelligence and National Security ist auch in Buchform erschienen: David 
Stafford/Rhodri Jeffreys-Jones (Hrsg.), American-British-Canadian Intelligence Relations 
1939-2000, London 2000. 
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Semipalatinsk befand148. Tatsächlich waren die Informationen, die aus deutschen 
Quellen stammten, für die Luftaufklärung nicht nur bei der Identifizierung und 
Lokalisierung von Zielen nützlich. Auch die Auswertung der Fotos sowjetischer 
Atomanlagen hätte ohne die Kenntnisse, die der Befragung deutscher Wissen­
schaftler zu verdanken waren, schlechtere Ergebnisse hervorgebracht149. Den letz­
ten Flug des Programms unternahm Gary Powers, der am 1. Mai 1960 über 
Swerdlowsk abgeschossen wurde. Er hatte bereits die Nuklearanlagen bei Tschel-
jabinsk überflogen150. Zwei Werke zur Urananreicherung (Swerdlowsk-44 und 
Swerdlowsk-45) lagen in der Nähe von Swerdlowsk; viele andere militärisch-indus­
trielle Betriebe befanden sich ebenfalls in der Gegend. In der Stadt und ihrer 
Umgebung hatte es auch eine auffällige Ansammlung von Lagern für deutsche 
Kriegsgefangene gegeben, nicht weniger als - mindestens - 75 in den späten vier­
ziger Jahren, mehr noch um die Städte der weiteren Region. Eine ähnliche Kon­
zentration von Lagern war in und bei Tscheljabinsk zu verzeichnen151. 

Im August 1960 begann dann die Zeit der Satelliten-Aufklärung. Satelliten 
machten es möglich, die gesamte Fläche der Sowjetunion und die sichtbaren 
militärischen Anlagen, Rüstungsbetriebe und Forschungseinrichtungen zu erfas­
sen. Eine Schwierigkeit bestand allerdings darin, den Ort einer fotografierten 
Einrichtung genau zu bestimmen. Bei den Objekten aber, die bereits von befrag­
ten Deutschen identifiziert und lokalisiert worden waren, gab es nicht die gering­
sten Schwierigkeiten. Die Auswerter der Fotografien wußten dann sehr genau, 
woran sie waren. Wie bei den Flügen der U-2 und der übrigen Aufklärungsflug­
zeuge übten die deutschen Quellen daher Einfluß darauf aus, nach welchen Zie­
len die Auswerter der Satellitenbilder besonders Ausschau hielten. Um nur einige 
Beispiele zu nennen: Bei Beginn des Satellitenprogramms, im August 1960, 
erhielten unter anderem die Nuklearreaktoren bei Kyschtym, das Raketenent­
wicklungszentrum bei Chimki und die Erprobungsanlage bei Kapustin Jar oberste 
Priorität. Auch andere Betriebe, über die Deutsche berichtet hatten, sind in den 
Anfangsjahren des Programms fotografiert worden, so die Kampfgaswerke bei 
Dscherschinsk152. 

148 Vgl. Lashmar, Spy Flights of the Cold War, S. 84-88, 91; Chris Pocock, Dragon Lady. The 
history of the U-2 Spyplane, Shrewsbury 1989, S. 36; Brugioni, Eyeball to Eyeball, S. 35; Prados, 
The Soviet Estimate, S. 102; Aldrich, British Intelligence and the Anglo-American „Special Rela-
tionship", S. 344; Richard J. Aldrich, Espionage, Security and Intelligence in Britain 1945-1970, 
Manchester 1998, S. 98. 
149 Vgl. Lowenhaupt, On the Soviet Nuclear Scent, S. 69. 
150 Vgl. Pocock Dragon Lady, S. 48; Richelson, American Espionage and the Soviet Target, 
S. 150; Brugioni, Eyeball to Eyeball, S. 43. 
151 Verzeichnis der Kriegsgefangenenlager in Rußland, Dezember 1948, in: Bundesarchiv-Mili­
tärarchiv, Freiburg/Breisgau, B 205/v. 684. Die Liste führt rund 3100 sowjetische Lager mit 
deutschen Insassen an. 
152 Vgl. James Q. Reber, Vorsitzender des Committee on Overhead Reconnaissance, „List of 
Highest Priority Targets, UdSSR", 18. 8. 1960, in: Kevin C. Ruffner (Hrsg.), CORONA. Ameri-
ca's First Satellite Programm, Washington/D. C. 1995, S. 49-58; CIA/NPIC, Photographic Intel­
ligence Report, Suspect CW Agent Production Plants, Dzerzhinsk, UdSSR, Changes Since 1962, 
August 1963, in: Ebenda, S. 185-189. 
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Die Informationen über militärische und wissenschaftliche Vorgänge in der 
Sowjetunion, die in den fünfziger und sechziger Jahren durch Aufklärungsflug­
zeuge und Satelliten gewonnen wurden, erwiesen, daß die für Militär und 
Rüstung wichtige Forschung und Entwicklung in den USA von ungleich höherer 
Qualität waren als die in der Sowjetunion. Und das galt auch für die sich daraus 
ergebende militärische Schlagkraft153 Im Bewußtsein dieses Sachverhalts gaben 
die amerikanischen Administrationen damals weniger Geld für Verteidigungs­
zwecke aus, als sie angesichts einer bedenklicheren Lage aufgewandt hätten. In 
den späten sechziger Jahren hat Präsident Johnson einmal gesagt, das Raumfahrt­
programm, das bis dahin annähernd 40 Milliarden Dollar gekostet hatte, habe 
sich mehr als bezahlt gemacht, und zwar schon deshalb, weil es eine so genaue 
Kenntnis des militärisch-industriellen Komplexes der Sowjetunion ermöglichte154. 
Die in Deutschland erschlossenen Informationsquellen haben zu solchem Erfolg 
wesentlich beigetragen. 

Fazit 

Die Sowjetunion machte im Zweiten Weltkrieg die Erfahrung, daß sich ihre Waf­
fen und ihr Gerät qualitativ nur teilweise mit denen Deutschlands und der westli­
chen Alliierten messen konnten. Sobald der Sieg über Deutschland errungen 
war, ging die sowjetische Führung daher daran, die deutsche militärische Techno­
logie in Dienst zu nehmen, um einer möglichen Auseinandersetzung mit dem 
Westen gewachsen zu sein. Diese Rüstungsanstrengung weckte Furcht in Großbri­
tannien. Da aber die Sowjets dafür auch Deutsche einspannten, öffneten sich für 
die Briten in Deutschland sehr ergiebige Informationsquellen, welche es erlaub­
ten, die Expansion, die Entwicklungsrichtung und das Personal des militärisch­
industriellen Komplexes in der UdSSR ständig zu beobachten. Unterlagen aus 
der Kriegszeit, etwa nachrichtendienstliche Berichte und Luftaufnahmen von der 
westlichen Sowjetunion, ergänzten das Material, das die Befragung zurückgekehr­
ter Kriegsgefangener und Wissenschaftler zutage förderte, deren Arbeitskraft und 
Know-how von den Sowjets ausgebeutet worden waren. Auf solcher Basis konnten 
dann die Spionageflüge der fünfziger Jahre einen entscheidenden Einbruch in 
das sowjetische Sicherheitssystem erzielen. Die erste wirkliche nachrichtendienst­
­iche Penetration der UdSSR war also ein Nebenprodukt der Besatzung Deutsch­
lands. 

153 Vgl. Brugioni, Eyeball to Eyeball, S. 37, 42. 
154 Vgl. Lashmar, Spy Flights of the Cold War, S. 188. 

VfZ 2/2003 



229 

Zu den wirtschafts- und sozialpolitischen Themen, die in den Gründerjahren der Bundes­
republik Deutschland viel diskutiert wurden, zählte nicht zuletzt die Einrichtung eines Bun­
deswirtschaftsrates. Sie scheiterte schließlich trotz Adenauers wohlwollender Haltung an 
Meinungsverschiedenheiten zwischen Arbeitgebern und Gewerkschaften, aber auch an der 
Skepsis Ludwig Erhards und der Freien Demokraten. Die Geschichte dieses von der For­
schung lange vernachlässigten Projekts bis zur alternativen Gründung des „Sachverständi­
genrats zur Begutachung der gesamtwirtschaftlichen Lage" 1963 hat jetzt Alexander Nüt­
zenadel untersucht. Er kann vor allem deutlich machen, wie stark die Erfahrungen mit 
dem Reichswirtschaftsrat der Weimarer Republik die politische Debatte in den fünfziger 
Jahren noch prägten. 

Alexander Nützenadel 

Wirtschaftliche Interessenvertretung 
in der parlamentarischen Demokratie 
Die Debatte über den Bundeswirtschaftsrat in den fünfziger Jahren 

Die fünfziger Jahre werden in der Geschichtswissenschaft schon lange nicht mehr 
mit dem Begriff der „Restauration" umschrieben. Neuere Forschungen betonen 
den Umbruchcharakter dieser Periode, manche sprechen gar von einer tiefgreifen­
den Modernisierung der westdeutschen Gesellschaft und ihrer politischen Institu­
tionen1. In der Tat gibt es gute Gründe, die innere Staatsgründung der Bundesre­
publik als einen Prozeß zu begreifen, der bis in die zweite Hälfte der fünfziger 
Jahre andauerte und dessen Ausgang keineswegs von Beginn an feststand. Beson­
ders deutlich trat dies in der Wirtschafts- und Sozialpolitik zutage. Zwar hatte die 
Währungsreform von 1948 die Weichen in Richtung Marktwirtschaft gestellt, doch 
die Ausgestaltung der wirtschaftlichen und sozialen Ordnung war damit keines­
wegs abgeschlossen. Hier standen Anfang der fünfziger Jahre Entscheidungen von 
großer Tragweite an. Dies betraf vor allem die Neugestaltung der Sozial- und Ren­
tenversicherung, die betriebliche Mitbestimmung und das Arbeitsrecht, die Woh­
nungsbaupolitik, die Wettbewerbsordnung sowie die Steuer- und Finanzverfassung. 
Die Wirtschafts- und Sozialgesetzgebung war somit ein zentrales Politikfeld der 
Adenauer-Ära, das den Parteien vielfältige Möglichkeiten der politischen Profilie­
rung bot, zugleich aber auch mit besonderen Konflikten belastet war2. Die Frontli-

1 Vgl. Paul Nolte, Die Ordnung der deutschen Gesellschaft. Selbstentwurf und Selbstbeschrei­
bung im 20. Jahrhundert, München 2000; Axel Schildt/Arnold Sywottek (Hrsg.), Modernisierung 
im Wiederaufbau: die westdeutsche Gesellschaft der 50er Jahre, Bonn 1993; Hanna Schissler 
(Hrsg.), The Miracle Years: A Cultural History of West Germany, Princeton/Oxford 2001; Hans-
Peter Schwarz, Die Ära Adenauer: Gründerjahre der Republik, 1949-1957, Stuttgart/Wiesbaden 
1981; ders., Die Ära Adenauer: Epochenwechsel, 1957-1963, Stuttgart/Wiesbaden 1983. 
2 Vgl. Marc E. Spicka, Selling the Economic Miracle: Economic Propaganda and Political 

Power in West Germany, 1949-57, Diss., Ohio State University 2000. 
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nien verliefen dabei häufig quer zu den bestehenden Koalitionen und politischen 
Orientierungen. Wichtige Reformgesetze wie das Rentengesetz von 1957 kamen 
nur mit parteiübergreifenden Mehrheiten zustande3. 

Seit Gründung der Bundesrepublik wurde die Frage diskutiert, ob ein eigenstän­
diges Gremium zur Beratung und Abstimmung wirtschaftspolitischer Fragen - ein 
„Bundeswirtschaftsrat" - eingerichtet werden sollte. Fast einhellig forderten nicht 
nur Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände, sondern ebenso die großen Par­
teien die Gründung eines solchen Organs, das die unterschiedlichen wirtschaftli­
chen Interessen bündeln, die Regierung in ökonomischen Fragen beraten und das 
Gesetzgebungsverfahren unterstützen sollte. Umstritten war freilich, welche Aufga­
ben und Kompetenzen der Bundeswirtschaftsrat erhalten sollte. Zwischen 1950 
und 1956 wurden in dieser Angelegenheit mehrere Gesetzesentwürfe vorgelegt, 
Dutzende von Rechtsgutachten verfaßt, eine eigenständige Kabinettskommission 
eingesetzt und zahlreiche Gespräche auf höchster politischer Ebene geführt. Als 
historisches Vorbild diente der „Vorläufige Reichswirtschaftsrat" der Weimarer 
Republik, der 1920 als eigenständiges Verfassungsorgan mit weitreichenden gesetz­
geberischen Funktionen gegründet worden war, um Gewerkschaften und Wirt­
schaftsverbände in den politischen Entscheidungsprozeß einzubinden. 

Da das Projekt „Bundeswirtschaftsrat" aber letztlich scheiterte, hat es nur wenig 
Beachtung in der historischen Forschung gefunden4. Die langjährigen Debatten 
um seine Gründung sind gleichwohl von Interesse, bieten sie doch wichtige Ein­
blicke in die wirtschaftspolitischen Konstellationen und Problemlagen der frühen 
Bundesrepublik. Insbesondere verdeutlichen sie die komplexe Verschränkung 
von historischen Traditionen und Neuordnungskonzepten im politischen Diskurs 
der fünfziger Jahre. Ähnlich wie bei den Verfassungsdiskussionen im Parlamenta­
rischen Rat spielte dabei vor allem das Weimarer Erbe eine wichtige Rolle. Wo 
lagen die Ursachen für das Scheitern der ersten deutschen Republik? Und wel­
che Konsequenzen waren daraus zu ziehen? Die Debatte über den Bundeswirt­
schaftsrat macht deutlich, wie stark die wirtschaftlichen und sozialen Ordnungs­
konzepte der Weimarer Zeit in den fünfziger Jahren noch präsent waren. Sie 
übten eine große Anziehungskraft aus und verloren erst mit der Konsolidierung 
des Wirtschaftswunders an Einfluß. 

Der Bundeswirtschaftsrat in der verfassungspolitischen Debatte 
nach dem Zweiten Weltkrieg 

Im September 1951 erhielt Wirtschaftsminister Ludwig Erhard ein vertrauliches 
Dossier von Ministerialdirektor Ludwig Kattenstroh. Der Abteilungsleiter für 
Wirtschaftsordnung berichtete, alarmiert von der jüngsten Diskussion über einen 
Bundeswirtschaftsrat, welche der Regierung aus der Hand zu gleiten drohe: „Die 
Kräfte, die heute wieder nach einer Lösung drängen, sind stärker als die frühe-

3 Vgl. Hans Günter Hockerts, Sozialpolitische Entscheidungen im Nachkriegsdeutschland: alli­
ierte und deutsche Sozialversicherungspolitik 1945 bis 1957, Stuttgart 1980. 
4 Knappe Hinweise bei Nolte, Ordnung, S. 359 u. 385. 
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ren und zwingen daher zu einer Stellungnahme bei sonst vorhandener Gefahr 
der Staatsauflösung. Allenthalben ist heute die Tendenz zur Organisation der 
wirtschaftlichen Interessen mit beabsichtigter oder institutionell bedingter Aus­
wirkung auf die politische Sphäre des Staates erkennbar."5 Kattenstroh mahnte 
dringend eine gesetzliche Lösung an, die geeignet sei, den „parapolitischen Kräf­
ten aus der Wirtschaft [...] ein gemeinsames Forum und eine der geltenden 
Staatsordnung eingepaßte Auswirkungsmöglichkeit zu geben". Nur so ließen sich 
„die bisher auseinander strebenden und ständig Spannungen erzeugenden 
Kräfte im Interesse des Staatsganzen binden"6. 

Diese dramatische Lagebeurteilung gibt die aufgeheizte Stimmung wieder, in 
der Anfang der fünfziger Jahre über die Gründung eines Bundeswirtschaftsrates 
diskutiert wurde. Politiker aller Parteien, Gewerkschaftsvertreter, Kirchen, Verfas­
sungsjuristen und Ökonomen äußerten sich zu dieser Frage, ohne daß sich ein kla­
res Meinungsbild abzuzeichnen schien. Die Materie war auch deshalb so kompli­
ziert, weil sich in der Diskussion über den Bundeswirtschaftsrat unterschiedliche 
Problemkomplexe überlagerten, ja die Debatte gleichsam als Projektionsfläche für 
ungelöste Fragen der politischen und wirtschaftlichen Ordnung diente. Führende 
Staatsrechtler schlossen eine „tiefgreifende Verfassungsänderung" nicht mehr aus, 
da die „Verdrängung der Parteien und des Parlaments durch ein syndikalistisches 
System von Wirtschaftsverbänden und Wirtschaftsräten" mit der parlamentarischen 
Idee des Grundgesetzes nicht zu vereinbaren sei7. Eng mit diesem Thema ver­
knüpft war schließlich die Diskussion über die betriebliche und „überbetriebliche" 
Mitbestimmung sowie die anstehende Neuordnung der Industrie- und Handels­
kammern. Die Debatte über den Bundeswirtschaftsrat erschien Zeitgenossen auch 
deshalb so verworren, weil sich klare Positionen kaum erkennen ließen, strategi­
sche Kalküle mit grundsätzlichen Vorstellungen verknüpft waren und die Frontli­
nien quer durch alle Parteien, Verbände und gesellschaftlichen Gruppen liefen. So 
fanden sich konservative Staatsrechtler, Gewerkschaftsführer und katholische Sozi­
alpolitiker in einer bemerkenswerten Koalition zusammen, wenngleich ihre Unter­
stützung für ein solches Gremium mit ganz unterschiedlichen Erwartungen ver­
knüpft war. 

Für die Gewerkschaften war die Einrichtung von Wirtschaftsräten Teil einer 
umfassenden Umgestaltung der wirtschaftlichen und politischen Ordnung. 
Anknüpfend an ältere Vorstellungen einer „Wirtschaftsdemokratie", wie sie in den 
späten zwanziger Jahren etwa von Fritz Naphtali formuliert worden waren, sollte 
nicht nur den Arbeitnehmern innerhalb der Betriebe ein Mitwirkungsrecht 
gewährt, sondern auch eine weitreichende „überbetriebliche Mitbestimmung" ver-

5 Bundesarchiv Koblenz (künftig: BAK), Bundesministerium für Wirtschaft, B 102/40924, Lud­
wig Kattenstroh, Errichtung eines Bundeswirtschaftsrates und damit zusammenhängende Fra­
gen, 27. 9. 1951, S. 2. 
6 Ebenda, S. 3. 
7 Wilhelm Grewe, Parteienstaat - oder was sonst?, in: Der Monat 3 (1950/51), S. 563-577, hier 

S. 567. 
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wirklicht werden8. Dahinter stand die Vorstellung, daß eine parlamentarische Ver­
tretung nicht ausreichen werde, um die wirtschaftspolitischen Interessen der Arbei­
ter angemessen zur Geltung zu bringen. Betriebliche Mitbestimmung, eine Stär­
kung der Selbstverwaltung durch paritätisch besetzte Kammern sowie die Einset­
zung von Wirtschaftsräten auf Bezirks-, Länder- und Bundesebene wurden daher 
als wichtige Bausteine einer neuen Wirtschaftsordnung begriffen. Der Mitbestim­
mungsgedanke gewann seit 1949 noch an Bedeutung, als sich die Hoffnungen auf 
eine Sozialisierung der Großunternehmen zerschlugen und die Gewerkschaften 
nach einer neuen programmatischen Linie suchten. Welche Aufgaben die Wirt­
schaftsräte im einzelnen zu erfüllen hatten, war freilich umstritten. „Wirtschaftsde­
mokratie" und „politische Selbstverwaltung der Wirtschaft" blieben in der Pro­
grammatik des im Oktober 1949 gegründeten Deutschen Gewerkschaftsbundes 
unscharfe Konzepte9. Dies hing nicht zuletzt damit zusammen, daß radikale 
Gewerkschaftsvertreter wie Viktor Agartz die Wirtschaftsräte als Instrument zur Ver­
wirklichung weitreichender planwirtschaftlicher Vorstellungen begriffen, während 
pragmatische Führer wie Hans Böckler, Ludwig Rosenberg und Erich Potthoff 
darin eher eine Ergänzung zum parlamentarischen System erkannten10. Letztere 
Position konnte sich innerhalb der Gewerkschaften freilich rasch durchsetzen, so 
daß selbst konservative Beobachter wie der Chefredakteur des Sonntagsblatts Hans 
Zehrer davon ausgingen, daß die „Debatte um das Mitbestimmungsrecht, so scharf 
sie auch im einzelnen geführt werden mag, [...] das Ende der marxistischen Dok­
trin" bedeute. Zehrer, der in den zwanziger Jahren als führender Kopf des Tat-Krei­
ses ständestaatliche Ideen propagiert hatte, befürwortete daher die Errichtung 
eines Bundeswirtschaftsrates als „Versuch, die soziale Frage ohne den eigentlichen 
marxistischen Sozialismus zu lösen"11. 

Starke Unterstützung fand die Idee eines Bundeswirtschaftsrates auch inner­
halb der katholischen Kirche. Der Bochumer Katholikentag vom September 1949 
hatte den Mitbestimmungsgedanken ausdrücklich anerkannt, ja sogar als „Recht 
in gottgewollter Ordnung" bezeichnet12. Dies hieß freilich nicht, daß man die 
politischen und wirtschaftlichen Neuordnungskonzepte der Gewerkschaften ins­
gesamt unterstützte. Wenngleich die DGB-Führung die Bochumer Beschlüsse als 
„moralische Untermauerung unserer gewerkschaftlichen Arbeit" verstanden wis-

8 Vgl. Fritz Naphtali, Wirtschaftsdemokratie - Ihr Wesen, Weg und Ziel, Berlin 1928. 
9 Vgl. Die Wirtschaftspolitischen Grundsätze des DGB, in: Bundesvorstand des Deutschen 

Gewerkschaftsbundes für das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland (Hrsg.), Protokoll des 
Gründungskongresses des Deutschen Gewerkschaftsbundes, München 12.-14. Oktober 1949, 
Köln 1950, S. 318 ff., und das Grundsatzreferat Böcklers in: Ebenda, bes. S. 198 ff. 
10 Vgl. Hans Willi Weinzen, Gewerkschaften und Sozialismus. Naphtalis Wirtschaftsdemokratie 
und Agartz' Wirtschaftsneuordnung, Frankfurt a. M./New York 1982, S. 161-232. 
11 Hans Zehrer, Mitbestimmung und Bundeswirtschaftsrat, in: Sonntagsblatt vom 11. 7. 1950. 
12 Gerechtigkeit schafft Frieden. Bericht über den 73. Deutschen Katholikentag 13.8. bis 4.9. 
1949, Paderborn 1949, S. 213. Vgl. auch Kardinal Josef Frings, Verantwortung und Mitverantwor­
tung in der Wirtschaft, Köln 1949, sowie Josef Oelinger, Schwerpunkte der innerkatholischen Mit­
bestimmungsdiskussion 1945-1963, in: Albrecht Langner (Hrsg.), Katholizismus, Wirtschaftsord­
nung und Sozialpolitik 1945-1963, München/Paderborn/Wien 1980, S. 153-204. 
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sen wollte13, gingen die Vorstellungen der katholischen Kirche doch in eine 
andere Richtung. So propagierte etwa Oswald von Nell-Breuning, sicherlich der 
einflußreichste katholische Sozialtheoretiker nach 1945, Subsidiarität und Berufs-
ständetum als grundlegende Ordnungsprinzipien der modernen Gesellschaft, 
wobei er sich auf die päpstlichen Sozialenzykliken „Rerum Novarum" (1891) und 
„Quadragesimo anno" (1931) berief14. Die „kapitalistische Klassengesellschaft", in 
der die „Klassenfronten von einem Ende zum anderen" liefen, wollte er durch 
eine „leistungsgemeinschaftliche Selbstverwaltung" der Wirtschaft und einen 
berufsständischen Aufbau der Gesellschaft ersetzen15. Nicht Gewerkschaftsvertre­
ter, sondern die Arbeitnehmer in den betroffenen Betrieben sollten die Mitbe­
stimmung gestalten. Ein Wirtschaftsrat sollte als „oberste Beschlußkörperschaft" 
an der Spitze der berufsständischen Ordnung stehen und „die allgemeinen Richt­
linien" der Wirtschaftspolitik bestimmen16. Damit grenzte sich Nell-Breuning 
scharf von den „wirtschaftsdemokratischen" Vorstellungen der Gewerkschaften 
und dem damit verbundenen paritätischen Prinzip ab, dessen Umsetzung „fast 
unvermeidlich zu ähnlichen Mißgeburten wie den faschistischen Korporationen 
Mussolinis führen" würde17. 

Unter Politologen, Staatsrechtlern und Ökonomen war die Frage eines Bundes­
wirtschaftsrates umstritten, doch auch hier überlagerten sich Argumentationslinien 
und Interpretationen in zunehmender Weise. Lediglich die ordo-liberalen Ökono­
men um Walter Eucken und Franz Böhm erteilten jeder Form der institutionellen 
Einbindung von „Interessentengruppen" eine scharfe Absage. Während sie das 
katholische Subsidiaritätsprinzip aus ordnungspolitischer Sicht ausdrücklich unter­
stützten, lehnten sie die berufsständischen Ideen katholischer Prägung ebenso ab 
wie die wirtschaftsdemokratischen Mitbestimmungsforderungen der Gewerkschaf­
ten. Ohnehin, so betonte Walter Eucken, übten Gewerkschaften und Wirtschafts­
verbände einen „unkontrollierten Einfluß" aus, der ihn an die Rolle autonomer 
Herrschaftsverbände im mittelalterlichen Feudalwesen erinnerte. Eindrücklich 
warnte der Freiburger Ökonom vor einer „Unterhöhlung der Staatsautorität durch 
partikulare Gewalten", die der „Gruppenanarchie" Tür und Tor öffnen werde18. In 
ähnlicher Form äußerte sich auch der Eucken-Schüler Paul Hensel, der die berufs­
ständische Ordnung im Sinne Nell-Breunings als mittelalterliche Reminiszenz 

13 So das Rundschreiben des DGB vom 16. 9. 1949, in: Franz Deus, Die Bochumer Beschlüsse, 
in: Gewerkschaftliche Monatshefte 1 (1950), S. 121-124, hier S. 121. 
14 Vgl. Oswald von Nell-Breuning, Um den berufsständischen Gedanken. Zur Enzyklika „Qua­
dragesimo anno", in: Stimmen der Zeit 122 (1931/32), S. 36-52; ders., Gesellschaftsordnung. 
Wesensbild und Ordnungsbild der menschlichen Gesellschaft, Nürnberg 1947. 
15 Ders., Berufsständische Ordnung als Heilung der heutigen gesellschaftlichen Unordnung, 
in: Stimmen der Zeit 144 (1949), S. 260-268, hier S. 261. 
16 Ders., Berufsständische Ordnung, in: Stimmen der Zeit 143 (1948/49), S. 254-261, hier 
S. 259; noch Mitte der sechziger Jahre forderte der Jesuitenpater die Einrichtung eines Wirt­
schaftsrates. Vgl. Oswald von Nell-Breuning, Für und wider den Bundeswirtschaftsrat, in: Die 
neue Ordnung in Kirche, Staat und Gesellschaft 18 (1964), S. 444-452. 
17 Ders., Berufsständische Ordnung als Heilung, S. 265. 
18 Walter Eucken, Grundsätze der Wirtschaftspolitik, Bern/Tübingen 1952, S. 327-329. 
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abtat und ihre Berechtigung in einer modernen Volkswirtschaft nicht erkennen 
konnte. Auch er sah darin in erster Linie den Versuch, „Interessentenpolitik" zu 
institutionalisieren und den Wettbewerb der Marktwirtschaft auszuschalten19. 

Dieser Bewertung schloß sich auch der Verfassungsrechtler Werner Weber an. 
Er sah die politische Ordnung durch den „Pluralismus oligarchischer Herr­
schaftsgruppen" bedroht, zu denen er freilich nicht nur die Gewerkschaften und 
Wirtschaftsverbände, sondern auch die „apparathaften Parteiorganisationen der 
modernen Massendemokratie" rechnete20. Die Folgen lagen für Weber auf der 
Hand: „Weite Bereiche der unmittelbaren und der mittelbaren Staatsverwaltung 
stehen auf diese Weise im Begriff, dem Staate entfremdet und Bestandteile eines 
nebenstaatlichen Ständeverwaltungssystems zu werden."21 Daher beurteilte er die 
Gründung neuer Vertretungsorgane mit Skepsis, da dies nur zu einer weiteren 
Aushöhlung der Staatsautorität führen werde. Weber, Professor für öffentliches 
Recht an der Universität Göttingen, argumentierte ganz in der Tradition der kon­
servativen Staatslehre der zwanziger und dreißiger Jahre, wenn er forderte, 
" jenen Pluralismus der Oligarchien in einer überhöhenden Einheit aufzuheben", 
jedoch wenig Zweifel daran ließ, daß er dem bestehenden parlamentarisch-demo­
kratischen System diese Aufgabe nicht zutraute22. 

Demgegenüber sahen Verfassungsrechtler und Politologen wie Gerhard Leib­
holz, Ulrich Scheuner, Theodor Eschenburg und Wilhelm Grewe keine Alterna­
tive zur parlamentarischen Demokratie23. Ein wirtschaftliches Vertretungsorgan 
lehnten sie mit Hinweis auf Artikel 21 des Grundgesetzes ab, der den Parteien, 
nicht aber den Verbänden eine Mitwirkung an der politischen Willensbildung 
des Volkes zubilligte. Insbesondere Grewe warnte, daß durch die Einrichtung 
eines Wirtschaftsrates ein institutioneller „Dualismus" entstehe, an dem die „Ein­
heit des Staates überhaupt zerbricht"24. Ein solches Gremium, so Grewe weiter, 
sei schon deshalb eine verfassungsrechtliche Fehlkonstruktion, weil man wirt-

19 K. Paul Hensel, Ordnungspolitische Betrachtungen zur katholischen Soziallehre (im Sinne 
der Päpstlichen Enzyklen Rerum Novarum und Quadragesimo Anno), in: Ordo 2 (1949), 
S. 229-269. Vgl. dazu die Erwiderung von Oswald von Nell-Breuning, Berufsständische Ord­
nung und Neoliberalismus, in: Ordo 3 (1950), S. 211-237. 
20 Werner Weber, Spannungen und Kräfte im westdeutschen Verfassungssystem, Stuttgart 1951, 
S. 49 f. u. 55 f. 
21 Ebenda, S. 53. 
22 Ebenda, S. 63; weiter schrieb Weber: „Das Bonner Grundgesetz will diese Einheit; aber es 
bedient sich dazu weithin der Mittel einer versunkenen politischen Welt, die heute nichts 
Durchschlagendes mehr ausrichten. Es führt nur die Machtgruppen zusammen und stellt 
ihnen eine Apparatur für ihre Herrschaft zur Verfügung, läßt diese Herrschaft aber unangeta­
stet. Es schafft Gelegenheit für ihr Zusammenspiel nach Art einer Geschäftsordnung, fügt diese 
Machtgruppen aber nicht gliedhaft in eine Gesamtordnung ein, aus der sich ein verpflichten­
der Gesamtwille ergibt." 
23 Vgl. Gerhard Leibholz, Moderne Demokratie, in: Deutsche Universitätszeitung 8 (1953), 
S. 3-6; Theodor Eschenburg, Herrschaft der Verbände?, Stuttgart 1955; Ulrich Scheuner, Der 
Staat und die intermediären Kräfte, in: Zeitschrift für evangelische Ethik 1 (1957), S. 30-39; 
Grewe, Parteienstaat. 
24 Ebenda, S. 575. 
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schaftliche Interessen schlechterdings nicht „repräsentieren" könne, da sich 
Repräsentation immer auf eine „Werteinheit" beziehe25. Grewe griff damit eine 
Argumentationsfigur von Carl Schmitt auf, der in seiner Verfassungslehre aus 
dem Jahre 1928 ebenfalls zwischen „Interessen" und „Werten" unterschieden und 
darauf seine Kritik an dem Parteien- und Verbändepluralismus der Weimarer 
Republik aufgebaut hatte26. 

Es war jedoch bezeichnend für die Debatte, daß man bei gleicher Diagnose zu 
entgegengesetzten Schlußfolgerungen kommen konnte. Ging man nämlich davon 
aus, daß die Wirtschaftsverbände und Gewerkschaften eine starke Machtstellung 
bereits besaßen und in der Praxis die politische Willensbildung maßgeblich beein­
flußten, dann schien der Hinweis auf die Buchstaben des Grundgesetzes wenig hilf­
reich. Diese Auffassung machten sich jedenfalls Staatsrechtler wie Erich Forsthoff, 
Herbert Krüger und Ernst Rudolf Huber zu eigen, die auf die bestehende Diskre­
panz von Verfassungsnorm und Verfassungswirklichkeit hinwiesen. Die Verfassung, 
so Krüger, dürfe „extrakonstitutionelle soziale Mächte dann nicht mehr ignorieren, 
wenn die Bedeutung dieser Mächte ein bestimmtes Maß überschreitet und wenn 
vor allem ihr Dasein und ihre Wirksamkeit die Anlage und die Funktion der positi­
ven Verfassung zu verrücken drohen"27. Angesichts der öffentlichen Aufgaben, wel­
che die Verbände de facto wahrnähmen, könne man sie nicht mehr als private 
Institutionen betrachten. Gerade wenn man glaube, daß „eine existentielle Kräfti­
gung des Staates vonnöten" sei, müsse man geeignete Rechtsinstitutionen schaffen, 
die eine kontrollierte und geordnete Mitwirkung am politischen Prozeß ermöglich­
ten28. Krüger sprach sich daher ausdrücklich für einen Bundeswirtschaftsrat aus, 
von dem er sich eine disziplinierende Wirkung versprach. So wie der moderne 
Staat seit Jahrhunderten das Fehdewesen nicht mehr dulde und Konflikte zwischen 
politischen Parteien im Parlament austragen lasse, müsse er „diesen seinen Wesens­
zug auch im Wirtschafts- und Sozialbereich zum Durchbruch bringen"29. 

Ähnlich argumentierte der einflußreiche Heidelberger Staatsrechtsprofessor 
Erich Forsthoff, für den ein Bundeswirtschaftsrat nicht mehr war „als eine Form­
gebung für Wirklichkeiten, die heute das Verfassungsleben bereits bestimmen"30. 
Das im Grundgesetz vorgesehene Mitwirkungsrecht der Parteien hielt er für 
„deklaratorisch", eine Beteiligung anderer Organisationen am politischen Ent-

25 Ebenda, S. 573. 
26 Carl Schmitt, Verfassungslehre, München 1928, S. 311. Vgl. auch ders., Der Hüter der Verfas­
sung, Tübingen 1931. Anders dagegen Joseph H. Kaiser, Die Repräsentation organisierter Inter­
essen, Berlin 1956, S. 308 ff., der sich stärker am anglo-amerikanischen Begriff der „representa-
tion of interests" orientierte und die Schmittsche Unterscheidung von „Werten" und „Interes­
sen" verwarf. 
27 Herbert Krüger, Der Bundeswirtschaftsrat in verfassungspolitischer Sicht, in: Die öffentliche 
Verwaltung 5 (1952), S. 545-556, hier S. 546. Vgl. auch ders., Die Stellung der Interessenver­
bände in der Verfassungswirklichkeit, in: Neue Juristische Wochenschrift 11 (1956), S. 1217-
1221. 
28 Krüger, Bundeswirtschaftsrat, S. 556. 
29 Ebenda, S. 549. 
30 Ernst Forsthoff, Zur Problematik eines Bundeswirtschaftsrates, in: Die öffentliche Verwaltung 
5 (1952), S. 714-717, hier S. 716. 
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Scheidungsprozeß sei damit nicht ausgeschlossen31. Von einem Wirtschaftsrat 
erhoffte sich Forsthoff nicht nur eine Disziplinierung der Verbände und eine 
Harmonisierung sozialer Konflikte, sondern auch einen Ausgleich „zwischen der 
parlamentarischen Parteiendemokratie und den ständischen, sozialmächtigen 
Oligarchien"32. Dieser Auffassung mochte sich auch Ernst Rudolf Huber anschlie­
ßen. Er würdigte das Konzept eines Bundeswirtschaftsrats als „Versuch einer Ant­
wort auf ein offenes und drängendes Verfassungsproblem". Die Wirtschafts- und 
Sozialverbände besäßen „ein hohes Maß an faktischer Verfassungsmacht, aber kei­
nen legitimen Standort im Verfassungsrecht"33. Huber, wie Forsthoff ein Schüler 
Carl Schmitts, relativierte auch die Schmittsche Unterscheidung von „Werten" 
und „Interessen". Zwar könne man nicht ohne Vorbehalte von einer „Repräsenta­
tion" der Wirtschaft sprechen, da dieser „ein Sinnganzes, ein Wertgefüge, ein 
geistiger Zusammenhang" fehle. Huber bevorzugte daher den Ausdruck „Interes­
sen-Vertretung". Dennoch schloß er nicht aus, daß die Wirtschaft in einer zukünf­
tigen Ordnung eine „objektive Sinnhaftigkeit" erhalte, die sich durch „Repräsen­
tation zum gegenwärtigen Erscheinen" bringen lasse34. 

Historisches Erbe - die Diskussion über den 
„Vorläufigen Reichswirtschaftsrat" der Weimarer Republik 

Die Debatte über den Bundeswirtschaftsrat wurde in starkem Maße von den histori­
schen Erfahrungen der Weimarer Zeit geprägt. Kaum ein Beitrag versäumte es, auf 
das Vorbild des 1920 errichteten „Reichswirtschaftsrates" hinzuweisen und - je 
nach Standpunkt - die positiven oder negativen Aspekte dieser Einrichtung hervor­
zuheben. Die Wirtschaftsverfassung der ersten deutschen Demokratie bildete 
gleichsam ein geschichtliches Laboratorium, in dem sich die Funktionsfähigkeit 
neuartiger wirtschaftspolitischer Institutionen und Verfassungsorgane mit ihren 
Erfolgen, Verwerfungen und Konflikten studieren ließ. Eine ganze Reihe von wis­
senschaftlichen Aufsätzen und Dissertationen befaßte sich in den fünfziger Jahren 
mit dem Reichswirtschaftsrat35, dessen Gründung durch die Weimarer Reichsver-

31 Ders., Zur verfassungsrechtlichen Stellung und inneren Ordnung der Parteien, in: Die politi­
schen Parteien im Verfassungsrecht, Tübingen 1950, S. 5-24, hier S. 11 f. 
32 Ders., Problematik, S. 716. 
33 Ernst Rudolf Huber, Selbstverwaltung der Wirtschaft, Stuttgart 1958, S. 54. Huber fuhr fort: 
„Wer in einer solchen Lage vor Experimenten warnt, übersieht, daß angesichts eines ernsten 
Verfassungsproblems der Immobilismus das gefährlichste von allen denkbaren Experimenten 
ist. Denn der Immobilismus gibt das Gesetz des Handelns in der vagen Hoffnung preis, daß 
die Dinge sich von selbst erledigen, wenn man ihren Lauf nicht stört. Der Aufbau eines Bundes­
wirtschaftsrats dagegen bietet die Möglichkeit, ausreichende und rechtzeitige Sicherungen 
gegen das Wagnis vorzukehren, das mit jeder Verfassungsergänzung nach der Natur der Dinge 
nun einmal verbunden ist." 
34 Ebenda, S. 49 f. 
35 Vgl. Günter Papperitz, Geschichte und Problematik des Reichswirtschaftsrates, Diss., Mainz 
1956, sowie die überwiegend historisch angelegten Dissertationen von Harald Dehmer, Das Pro­
blem der Errichtung eines Bundeswirtschaftsrates, Freiburg 1955, und Rolf Geberth, Bundes­
wirtschaftsrat und Conseil Economique. Die französischen Erfahrungen als Hinweis auf die 
Zweckmäßigkeit deutscher Pläne zur Errichtung eines zentralen Wirtschaftsrates, Mainz 1960. 
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fassung vorgesehen war. Das Gremium, 1920 zunächst als vorläufiges Organ einge­
setzt, hatte aus drei Abteilungen bestanden. Von den insgesamt 326 Mitgliedern 
waren j e 122 durch Arbeitgeber und Gewerkschaften nominiert worden, während 
der dritten Abteilung 82 Vertreter der freien Berufe, Verbraucher, Kommunen, 
Wissenschaft und Reichsregierung angehört hatten36. Fast alle Studien wiesen auf 
die Konstruktionsfehler des Gremiums hin, seine Größe, seine Schwerfälligkeit, 
und seine viel zu weit gefaßten Kompetenzen wie etwa das Recht zur Gesetzesinitia­
tive37. Der Reichswirtschaftsrat war ein Provisorium geblieben, die Einsetzung der 
in der Verfassung vorgesehenen Bezirksorgane war ebenso wenig erfolgt wie eine 
Reform des Kammerwesens. Das Gremium hatte rasch an Bedeutung verloren, so 
daß 1923 das Plenum abgeschafft und seine Kompetenzen auf die 110 Mitglieder 
umfassenden Ausschüsse sowie das Präsidium übertragen wurden. 

Die geringe Bedeutung des Reichswirtschaftsrates war freilich die Vorausset­
zung dafür, daß es nach 1945 überhaupt möglich war, ernsthaft über seine Neu­
einsetzung zu diskutieren. Die Institution hatte in der Endphase der Weimarer 
Republik keine Rolle gespielt und konnte daher schwerlich mit der wirtschaftspo­
litischen Krise der frühen dreißiger Jahre in Verbindung gebracht werden. Auch 
die Nationalsozialisten hatten sich nie mit dem Organ anfreunden können und 
schließlich im März 1934 seine Auflösung verfügt. So blieb das historische Urteil 
über den Reichswirtschaftsrat unscharf und vieldeutig, und dies wurde durch 
Kommentare und Erinnerungen von Zeitzeugen noch verstärkt, die sich nach 
1945 zahlreich zu Wort meldeten. 

So publizierte der ehemalige Reichsminister Hans von Raumer Anfang 1950 
einen Artikel mit der Überschrift „Brauchen wir einen Bundeswirtschaftsrat?", in 
dem er ganz auf der Grundlage persönlicher Erfahrungen argumentierte38. Von 
Raumer hatte nach dem Ersten Weltkrieg zu jener Gruppe von Industrievertretern 
gehört, die sich für eine Zusammenarbeit mit den Gewerkschaften einsetzte. Unter 
anderem hatte er zusammen mit Carl Legien die Satzung für die „Zentralarbeitsge­
meinschaft" ausgearbeitet und neben seiner Tätigkeit als geschäftsführender Vor­
stand des Zentralverbandes der deutschen elektronischen Industrie zahlreiche 
politische Ämter wahrgenommen39. In seiner rückblickenden Einschätzung war 
von Raumer weit davon entfernt, die Arbeit des Reichswirtschaftsrates zu idealisie-

36 RGBl., Teil I, S. 858 (Verordnung vom 4. 5. 1920). 
37 Das Gremium hatte die Aufgabe, sämtliche wirtschafts- und sozialpolitischen Gesetze der 
Reichsregierung zu begutachten. Es besaß darüber hinaus aber auch das Initiativrecht gegen­
über der Reichsregierung, von dem es freilich keinen Gebrauch machte. Daneben hatte der 
Reichswirtschaftsrat ein Interpellationsrecht, nicht jedoch ein selbständiges Auskunfts- und 
Enqueterecht. Er konnte aber zur Aufklärung wirtschafts- und sozialpolitischer Fragen von der 
Regierung verlangen, daß sie von ihrem Auskunftsrecht Gebrauch machte und die Ergebnisse 
dem Gremium vorlegte. 
38 Vgl. Hans von Raumer, Brauchen wir einen Bundeswirtschaftsrat?, in: Deutsche Rundschau 
76 (1950), S. 14-17. 
39 Von Raumer war zwischen 1920 und 1930 Reichstagsabgeordneter der DVP, 1920/21 
Schatzminister im Kabinett Fehrenbach und 1923 für wenige Monate Wirtschaftsminister in 
der Regierung Stresemann; vgl. Werner Bührer, Hans von Raumer, in: Wolfgang Benz/Her­
mann Graml (Hrsg.), Biographisches Lexikon zur Weimarer Republik, München 1988, S. 263 f. 

VfZ 2/2003 



238 Aufsätze 

ren. Dennoch bestand seiner Auffassung nach kein Zweifel, daß das Gremium „von 
hohem Sachverständnis zeugende Arbeit geleistet hat". Darüber hinaus hätten die 
Gespräche ein „ehrliches Vertrauensverhältnis" zwischen Gewerkschaften und 
Unternehmern begründet und dazu beigetragen, daß „in der Weimarer Zeit 
Deutschland von schweren Arbeitskonflikten verschont blieb"40. Ausdrücklich 
befürwortete von Raumer daher die Gründung eines Bundeswirtschaftsrates, der 
die „fachliche Autorität" der Wirtschaftsvertreter in das Gesetzgebungsverfahren 
einbringen, die Solidarität der einzelnen Branchen fördern und einen Interessen­
ausgleich zwischen Arbeitnehmern und Arbeitgebern herbeiführen werde. Letzte­
res betrachtete er als „Schicksalsfrage des deutschen Volkes". Nur wenn es gelänge, 
„den Klassenkampfgedanken durch das Ethos der Gemeinschaftsarbeit zu überwin­
den", könne man „moralisch in der Welt führen"41. Ohnehin war es für von Rau­
mer nur eine Frage der Zeit, bis sich Gewerkschaften und Arbeitnehmer in freiwil­
liger Form zusammenschließen würden, so wie sie dies nach dem Ersten Weltkrieg 
getan hatten. Ähnlich wie der Reichswirtschaftsrat dazu beigetragen habe, das „in 
unerwünschter Freiheit geborene gefährliche Geschöpf der Zentralarbeitsgemein­
schaft zu domestizieren", müsse dann der Bundeswirtschaftsrat die Aufgabe erfül­
len, den „Wildling" eines solchen freiwilligen Zusammenschlusses im Rahmen 
einer staatlichen Institution zu kontrollieren42. 

Diesem Urteil wollte sich der Staatssekretär im Bundesjustizministerium Walter 
Strauß nicht anschließen43. In der Debatte über den Bundeswirtschaftsrat fühlte 
er sich von „Gespenstern" der Weimarer Zeit heimgesucht. Strauß hatte zwischen 
1928 und 1933 als Beamter im Reichswirtschaftsministerium an zahlreichen Aus­
schußsitzungen des Reichswirtschaftsrates teilgenommen44. Seine Erfahrungen 
stammten also aus jener Zeit, in der das Gremium rapide an Einfluß verloren 
hatte. Strauß würdigte zwar die „gute und umfangreiche Arbeit", die insbeson­
dere in den Ausschüssen geleistet worden sei. Auch verkannte er nicht, daß der 
Rat eine „Versachlichung" der politischen Auseinandersetzung angestrebt habe. 
Die „praktische Einflußnahme" auf die Politik sei jedoch nur gering gewesen, da 
das Organ nicht in der Lage gewesen sei, konsensfähige Vorschläge für die Politik 
zu formulieren45. Strauß war nicht grundsätzlich gegen die Einbindung von wirt­
schaftlichen Gruppen und Sachverständigen in den politischen Entscheidungs-

40 Raumer, Bundeswirtschaftsrat, S. 15. 
41 Ebenda. 
42 Ebenda, S. 14. Interessanterweise äußerte sich von Raumer wenige Jahre später außerordent­
lich skeptisch gegenüber einem Bundeswirtschaftsrat. Vgl. BAK, Bundeskanzleramt, B 136/ 
2454, von Raumer an Jacob Herle, 27.11.1956. 
43 BAK, B136/2453, Walter Strauß, Die Erfahrungen mit dem vorläufigen Reichswirtschaftsrat 
und der Wirtschaftsenquete. Es handelte sich um die Niederschrift eines Vortrages, die von 
Justizminister Dehler im November 1951 an die Kabinettsmitglieder verschickt wurde (Schrei­
ben vom 17.11.1951, Datum und Ort des Vortrages gehen aus dem Brief nicht hervor). 
44 Zu Strauß vgl. den Eintrag in: Deutsche Biographische Enzyklopädie, Bd. 9, München 1998, 
S. 578 f. 
45 BAK, B 136/2453, Walter Strauß, Die Erfahrungen mit dem vorläufigen Reichswirtschaftsrat 
und der Wirtschaftsenquete, S. 11 u. 15. 
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prozeß, vertrat jedoch die Ansicht, daß diese Aufgabe besser von den wissen­
schaftlichen Beiräten der Ministerien, den Fachausschüssen des Bundestages 
sowie von Ad-hoc-Kommissionen zu leisten sei. Gewerkschaften und Arbeitgeber 
würden durch ihre Lobby-Arbeit bereits jetzt starken Einfluß auf die politische 
Meinungsbildung ausüben. Eine darüber hinausgehende institutionelle „Reprä­
sentation" der Wirtschaft hielt Strauß für gefährlich, da dies den politischen Ein­
fluß der „Interessenvertreter" ungebührlich ausdehnen und schließlich das ein­
treten werde, „was man Ende der zwanziger Jahre mit einem treffenden Wort die 
pluralistische Zersetzung der Demokratie genannt hat"46. 

Eine vermittelnde Position nahm Bundesarbeitsminister Anton Storch ein47. 
Ähnlich wie von Raumer kontrastierte er die negative Erfahrung mit der Zentral­
arbeitsgemeinschaft, die letztlich am „Klassengedanken" gescheitert sei, mit der 
prinzipiell positiven Idee des Reichswirtschaftsrates. Das „Versagen" dieses Gremi­
ums führte er vor allem auf Konstruktionsfehler wie die Einrichtung einer dritten 
Abteilung zurück. Grundsätzlich müsse man die Sozialpartner zur Übernahme 
von Verantwortung zwingen, um „zu einer Gesundung im Volks- und Wirtschafts­
leben" zu kommen. Die von Strauß geäußerte Befürchtung, der Bundeswirt­
schaftsrat werde einer „pluralistischen" Interessenpolitik die Tür öffnen und 
somit zu einer Aushöhlung der parlamentarischen Demokratie beitragen, ver­
mochte Storch nicht zu teilen. Vor dem Hintergrund seiner persönlichen Erfah­
rungen warnte er davor, den Einfluß eines Wirtschaftsrates zu überschätzen. Es 
sei bei den Sitzungen „so vor sich gegangen, daß vormittags ein Vortrag gehalten, 
mittags ein gemeinsames gutes Mittagessen eingenommen, nachmittags ein Aus­
flug gemacht" worden sei. Nicht in der Existenz, sondern in der mangelnden 
Durchsetzungskraft des Reichswirtschaftsrates erblickte Storch die Ursache für 
die krisenhafte Entwicklung in der Endphase der Weimarer Republik. Wenn die­
ser „gute Arbeit geleistet" hätte, „würden wir nicht in die Schwierigkeiten gekom­
men sein, die uns 1933 die Demokratie gekostet [haben]"48. 

Ähnlich wie Storch argumentierte auch der frühere Generalsekretär des 
Reichswirtschaftsrats Karl Schwarzkopf, der diese Einrichtung rückblickend als 
„völligen Fehlschlag" charakterisierte49. Unter anderem hätten sich Reichsregie­
rung und Parlament nach anfänglich großem Interesse kaum noch mit den 

46 Ebenda, S. 21 f. 
47 BAK, B 102/40924, Internes Protokoll über die Sitzung des für den mit der Frage eines Bun­
deswirtschaftsrates zusammenhängenden Fragenkreis gebildeten Kabinettsausschuß am 
10.10.1951 (Diskussionsbeitrag Storch), S. 6. Storch wurde 1920 Angestellter im Zentralverband 
Christlicher Holzarbeiter Deutschlands und 1921 Bezirksleiter in Hannover. Zwischen 1931 und 
1933 war er gleichzeitig Vorsitzender des Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes in der 
Provinz Hannover. 1933 wurde er aus politischen Gründen aus seinen Ämtern entlassen. Nach 
1945 gehörte er zu den Mitbegründern der CDU in Hannover und des DGB in Niedersachsen. 
Vgl. Hans Günter Hockerts, Anton Storch, in: Staatslexikon. Recht - Wirtschaft - Gesellschaft, 
Freiburg/Basel/Wien 1989, S. 324 f. 
48 Sitzungsprotokoll, 10. 10. 1951 (wie Anm. 47). 
49 Karl Schwarzkopf, Der vorläufige Reichswirtschaftsrat, in: Die öffentliche Verwaltung 5 
(1952), S. 559-561, hier S. 560. 
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Beschlüssen und Gutachten des Rates beschäftigt, woraus er selbst bereits 1923 
die Konsequenzen gezogen und sich aus dem Gremium zurückgezogen habe50. 
Trotz seiner negativen Gesamtbilanz sah Schwarzkopf aber auch positive Aspekte, 
etwa die „hervorragend gute" Atmosphäre, die dazu beigetragen habe, „das oft so 
schwierige Verhältnis zwischen den großen Gruppen der Arbeitgeber und Arbeit­
nehmer" zu verbessern51. Überdies habe man „objektiv und sachlich wertvolle 
Gutachten" erstellt, welche das wirtschaftspolitische Klima positiv beeinflußt hät­
ten. So war es für Schwarzkopf „nicht zu verkennen, daß eine einigermaßen neu­
trale Stelle für die Begutachtung wirtschaftlicher Fragen zu schaffen, eine gewisse 
Berechtigung auch jetzt noch hat"52. Ein Bundeswirtschaftsrat müsse jedoch deut­
lich verkleinert und stärker an die Regierungsarbeit angebunden werden, ähnlich 
wie etwa der preußische Staatsrat vor dem Ersten Weltkrieg. 

Auch führende Gewerkschaftspolitiker äußerten sich Anfang der fünfziger 
Jahre zu ihren Erfahrungen mit dem Reichswirtschaftsrat. So würdigte Fritz Tar­
now, der als Vorsitzender des Holzarbeiterverbandes und Vorstandsmitglied des 
ADGB lange Jahre in diesem Gremium mitgewirkt hatte, ausdrücklich die Lei­
stungen des Reichswirtschaftsrates. Diese würden auch dadurch nicht geschmä­
lert, daß man zu Anfang eine „Phase der Kinderkrankheiten" durchlaufen habe, 
schließlich habe es an „Vorbild, Erfahrung und Arbeitsroutine" gefehlt53. Tarnow 
ließ keinen Zweifel daran, daß es sich um ein für die Geschichte der Arbeiterbe­
wegung wichtiges Experiment gehandelt habe, da die Arbeiter erstmals „als 
gleichberechtigter Faktor anerkannt" worden seien. Auch in der Zukunft führe 
an solchen Konstruktionen gar kein Weg vorbei: „Im Zuge der Entwicklung zur 
Wirtschaftsdemokratie, aber auch der Staatsaufgaben schlechthin, wird in jedem 
demokratischen Staatswesen eine Einrichtung wie ein Reichswirtschaftsrat früher 
oder später zur Notwendigkeit werden."54 Ganz ähnlich sah dies auch Willy 
Bukow, der sich im September 1951 als Mitarbeiter des Wirtschaftswissenschaftli­
chen Instituts der Gewerkschaften zu dieser Thematik äußerte55. Nach Bukow war 
der Reichswirtschaftsrat das „Teilergebnis" einer durch die Weimarer Reichsver­
fassung intendierten umfassenden Räteordnung, die durch betriebliche Mitbe­
stimmung der Gewerkschaften sowie eine Neuorganisation der Wirtschafts- und 
Handelskammern vollendet werden sollte. Durch das Abweichen vom paritäti­
schen Prinzip, besonders aber durch den fehlenden Aufbau einer „Unter- und 
Mittelstufe" sei der Rat letztlich gescheitert. Bukow scheute sich nicht, hierin die 
Ursache für den politischen Niedergang der Weimarer Republik zu sehen. „Weil 
die politische Demokratie nicht erkannte, daß die wirtschaftliche Demokratie 

50 Schwarzkopf wurde danach Generaldirektor der Landes-Kreditkasse Kassel und bekleidete 
1932-1933 das Amt des Staatssekretärs im Reichswirtschaftsministerium. 
51 Schwarzkopf, Reichswirtschaftsrat, S. 561. 
52 Ebenda, S. 560. 
53 Fritz Tarnow, Der Reichswirtschaftsrat in der Weimarer Republik, in: Gewerkschaftliche 
Monatshefte 2 (1951), S. 562-567, hier S. 565. 
54 Ebenda, S. 567. 
55 Vgl. Willy Bukow, Der Bundeswirtschaftsrat, in: Mitteilungen des Wirtschaftswissenschaftli­
chen Instituts der Gewerkschaften 4 (1951), S. 1-7. 
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ihre stärkste Grundlage war, verfielen beide der Zerstörung durch die Kraft, die 
sich in Zeiten äußerer und innerer Zwietracht immer einstellt: die Diktatur."56 

Die Debatte über den Reichswirtschaftsrat, dies zeigen die Beiträge deutlich, 
war immer auch eine Debatte über das Scheitern der ersten deutschen Demokra­
tie. Dadurch gewannen die durch persönliche Erlebnisse und Werturteile gepräg­
ten Analysen ihre spezifische Authentizität, denn wer Anfang der fünfziger Jahre 
über die Funktionsfähigkeit der Bonner Demokratie nachdachte, tat dies unwei­
gerlich auf dem Erfahrungshintergrund der Weimarer Republik. Historische 
Urteile und politische Zukunftsentwürfe waren eng miteinander verwoben und 
prägten die Debatte über die Wirtschaftsverfassung der jungen Bundesrepublik, 
ohne daß sich die beteiligten Akteure dieser Verbindung immer bewußt waren. 

Aus dem Scheitern des Reichswirtschaftsrates ließen sich unterschiedliche 
Schlußfolgerungen ziehen. Mit Ausnahme von Strauß, der ein solches Verfas­
sungsgebilde auch für die Zukunft rigoros ablehnte, hielten alle an der prinzi­
piellen Berechtigung eines Wirtschaftsrates fest. Die Erkenntnis über das histori­
sche Scheitern sollte jedoch produktiv für die Gestaltung der neuen Verfassungs­
institution umgesetzt werden. So konnte man die Konstruktionsfehler, das 
mangelhafte Funktionieren und die geringe Anerkennung durch Parlament und 
Regierung hervorheben, um im nächsten Satz umso mehr auf die Notwendigkeit 
grundlegender Verbesserungen hinzuweisen. Dies hieß aber auch, daß der Bun­
deswirtschaftsrat mit viel höheren Erwartungen und Ansprüchen behaftet war als 
sein Vorgänger dreißig Jahre zuvor. Verfassungspolitische Experimente wie der 
Vorläufige Reichswirtschaftsrat des Jahres 1920 schienen 1950 nicht mehr mög­
lich. Das Experimentierfeld war die Weimarer Geschichte, aus der klare und ein­
deutige Handlungsanweisungen für die Gegenwart gewonnen werden mußten. 
Doch genau hier lag das eigentliche Problem. Der Reichswirtschaftsrat, jenes 
hybride und unvollendete Gebilde zwischen Rätedemokratie und Ständestaat, 
hatte nie eine scharfe Kontur gewinnen können, weil er von den einen als Organ 
wirtschaftlicher Mitbestimmung, von den anderen als zweites Parlament, von drit­
ten wiederum als wirtschaftspolitisches Beratungsorgan betrachtet worden war. 

Bundeswirtschaftsrat und Mitbestimmungsfrage 

Die Idee einer wirtschaftlichen Selbstverwaltung durch Kammern und Wirt­
schaftsräte hatte in der unmittelbaren Nachkriegszeit Konjunktur. Es waren kei­
neswegs nur Sozialdemokraten und Gewerkschaften, die solche Vorstellungen 
propagierten57. Auch in den bürgerlichen Parteien war man bereit, Gewerkschaf­
ten und Verbänden eine führende Rolle in der Wirtschafts- und Sozialpolitik zu 

56 Ebenda, S. 5. Bukow fuhr fort: „Es muß alles geschehen, um jedes Glied des Volkes, auch das 
ärmste, durch Mitbeteiligung zur Mitverantwortung heranzuziehen, damit sich an dem jungen 
westdeutschen Staatswesen nicht das Schicksal der Weimarer Republik, nur schneller und 
gründlicher, wiederholt". (Ebenda, S. 7). 
57 Vgl. Ullrich Schneider, Wirtschaftsausschüsse als Mittel praktizierender Wirtschaftsdemokra­
tie? Überbetriebliche Mitbestimmung und die Versuche zur „Demokratisierung der Wirtschaft" 
in der britischen Besatzungszone Deutschlands, in: Bernd Rebe/Klaus Lompe/Rudolf von 
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übertragen. So war im Ahlener Programm der CDU von „Selbstverwaltungskör­
perschaften der Wirtschaft" sowie von „Wirtschaftskammern" die Rede, denen 
eine Mitgestaltung der Wirtschaftspolitik gewährt werden sollte58. Noch stärker 
engagierten sich die Freien Demokraten für solche Konzepte. Noch im Januar 
1948 forderten sie in ihrem „Wangerooger Programm" neben einer umfassenden 
Kammerorganisation auf Bezirks- und Länderebene die Einrichtung einer 
„Reichswirtschaftskammer" als „Organ der wirtschaftlichen Selbstverwaltung". 
Letztere sollte nicht nur an der Gesetzgebung beteiligt sein, sondern auch zur 
„Durchführung wirtschaftspolitischer Ordnungsmaßnahmen" herangezogen wer­
den59. Ähnliche Äußerungen finden sich im Parteiprogramm der Deutschen Par­
tei von 1947, und auch die CSU forderte 1946 ein „Mitbestimmungsrecht der 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer bei der Lenkung der Wirtschaft"60. 

Allerdings wollten sich weder der Verfassungskonvent in Herrenchiemsee noch 
der Parlamentarische Rat dieser Frage annehmen, obgleich die Gewerkschaften 
mit großem Nachdruck auf eine Verfassungsregelung drängten61. Bewußt einigte 
man sich bei den Beratungen des Grundgesetzes darauf, Fragen der wirtschaftli­
chen und sozialen Ordnung auszuklammern, um zukünftigen Regierungen einen 
möglichst großen Gestaltungsspielraum auf diesem Gebiet zu gewähren. Damit 
war der gesamte Komplex aus betrieblicher Mitbestimmung, wirtschaftlicher 
Selbstverwaltung und politischer Vertretung von Gewerkschaften und Verbänden 
ungelöst geblieben. Was die Beratungen zum Grundgesetz erleichtert hatte, 
stellte Regierung und Parlament der neu gegründeten Republik vor eine schwie­
rige Aufgabe. 

Thadden (Hrsg.), Idee und Pragmatik in der politischen Entscheidung. Alfred Kubel zum 
75. Geburtstag, Bonn 1984, S. 317-322. 
58 Das Ahlener Programm für Nordrhein-Westfalen vom 3. 2. 1947, in: Ossip K Flechtheim 
(Hrsg.), Dokumente zur parteipolitischen Entwicklung, Bd. II: Programmatik der deutschen 
Parteien, Erster Teil, Berlin 1963, S. 57. 
59 Vgl. das Anfang Januar auf der Wangerooger Zonenvorstandstagung verabschiedete Wirt­
schaftsprogramm der FDP, in: Politischer Liberalismus in der britischen Besatzungszone 1946-
1948. Führungsorgane und Politik der FDP, bearb. von Hans F. W. Gringmuth in Verb. mit 
Lothar Albertin, Düsseldorf 1995, S. 268; vgl. auch die Sitzung des Zonenvorstandes der FDP 
vom 15./16. 2. 1947, die Delegiertentagung vom 22. 2. 1947 und die am 29.10.1947 verabschie­
dete „Sozialordnung der freien Demokratie", in: Ebenda, S. 139, 156 u. 245. Bei diesen Anläs­
sen hatte man in der FDP noch nicht von einer „Reichswirtschaftskammer", sondern von einem 
„Reichswirtschaftsrat" gesprochen. 
60 Vgl. Deutsche Partei, Acht Thesen der Rettung (1947), in: Flechtheim (Hrsg.), Dokumente, 
Bd. II, S. 380; Grundsatzprogramm der CSU vom Dezember 1946, in: Ebenda, S. 216. 
61 Die Frage eines Bundeswirtschaftsrates war nur kurz im Plenum sowie im Ausschuß für 
Zuständigkeitsabgrenzung diskutiert worden, ohne daß man zu einem klaren Ergebnis kam. 
Vgl. Der Parlamentarische Rat. Akten und Protokolle, Bd. 3, bearb. von Wolfram Werner, Bop-
pard 1986, S. 638 f., sowie ebenda, Bd. 9, bearb. von Wolfram Werner, München 1996, S. 75 f. 
Vgl. zu den Forderungen der Gewerkschaften Werner Sörgel, Konsensus und Interessen. Eine 
Studie zur Entstehung des Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland, Frankfurt 
a. M. 1969, S. 201 ff.; Volker Schockenhoff, Wirtschaftsverfassung und Grundgesetz. Die Ausein­
andersetzungen in den Verfassungsberatungen 1945-1949, Frankfurt a. M. 1986. 
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Bereits in seiner Regierungserklärung vom 20. September 1949 kündigte Bun­
deskanzler Adenauer an, daß die „Rechtsbeziehungen zwischen Arbeitnehmern 
und Arbeitgebern [...] zeitgemäß neu geordnet werden müssen"62. Allerdings 
erfolgten keine konkreten Schritte der Regierung, obgleich nicht nur der Bundes­
tag, sondern auch der amerikanische Alliierte Hohe Kommissar John McCloy eine 
rasche Regelung dieses Komplexes angemahnt hatte63. Angesichts der komplizier­
ten Rechtslage und der politischen Sprengkraft der Thematik verhielt sich die Bun­
desregierung zunächst abwartend, da man auf eine Einigung der Verbände im Vor­
feld einer gesetzlichen Regelung hoffte. Die Hoffnung schien keineswegs unbe­
rechtigt, nachdem die Spitzen des Deutschen Gewerkschaftsbundes und der 
Bundesvereinigungen der Arbeitgeberverbände bereits im November 1949 eine 
Zusammenarbeit in dieser Frage angekündigt hatten64. Als sich DGB und BDA im 
Januar und März des folgenden Jahres zu gemeinsamen Gesprächen in Hatten-
heim zusammenfanden, wurde freilich rasch deutlich, daß eine einvernehmliche 
Lösung nicht zu erzielen war65. Die Gewerkschaften forderten die Übernahme der 
umfassenden Mitbestimmungsregelungen, die 1947/48 durch Verordnung der bri­
tischen Militärregierung im Montanbereich eingeführt worden waren66. Das dort 
vorgesehene paritätische Mitbestimmungsmodell sollte jedoch nicht nur auf 
betrieblicher Ebene verankert, sondern auch auf sämtliche wirtschaftspolitische 
Gremien und Selbstverwaltungsorgane - einschließlich der Industrie- und Handels­
kammern - übertragen werden. Auf Seiten der Arbeitgeberverbände stießen diese 
Forderungen auf erheblichen Widerstand67. Zwar hatte man gegen eine „Mitwir­
kung" der Arbeitnehmer in bestimmten Fragen der Unternehmensleitung nichts 
einzuwenden. Eine umfassende, paritätische Mitbestimmung, die sich auf den 
gesamten Bereich der Unternehmensleitung auswirken würde, wollte man jedoch 

62 Text in: Peter Pulte (Hrsg.), Regierungserklärungen 1949-1973, Berlin/New York 1973, S. 7-
29, hier S. 19. 
63 BAK, B 136/2453, Zur Frage des sog. Außerbetrieblichen Mitbestimmungsrechtes der Arbeit­
nehmer, 1.10.1950. Vgl. Horst Thum, Mitbestimmung in der Montanindustrie. Der Mythos 
vom Sieg der Gewerkschaften, Stuttgart 1982, S. 38 f. 
64 Am 15.11.1949 hatte eine Besprechung zwischen BDA-Präsident Walter Raymond und dem 
DGB-Vorsitzenden Hans Böckler stattgefunden. Vgl. Aktenvermerk Raymonds vom 15.11.1949, 
in: Montanmitbestimmung. Das Gesetz über die Mitbestimmung der Arbeitnehmer in den Auf­
sichtsräten und Vorständen der Unternehmen des Bergbaus und der Eisen und Stahl erzeugen­
den Industrie vom 21. Mai 1951, bearb. von Gabriele Müller-List, Düsseldorf 1984, S. 6 f.; Thum, 
Mitbestimmung, S. 38; Volker R. Berghahn, Unternehmer und Politik in der Bundesrepublik, 
Frankfurt a. M. 1985, S. 219 f. 
65 Vgl. die Protokolle der Hattenheimer Verhandlungen vom 9./10.1. und 30./31. 3. 1950, in: 
Montanmitbestimmung, S. 11-22 und 32-47. 
66 Zur Position der Gewerkschaften vgl. auch die Entschließung des Bundesausschusses des 
DGB zur wirtschaftlichen Mitbestimmung, 25.1. 1950, in: Der Deutsche Gewerkschaftsbund 
1949-1956, bearb. von Josef Kaiser, Köln 1996, S. 44. Vgl. auch Dietmar Ross, Gewerkschaften 
und soziale Demokratie. Von der Richtungs- zur Einheitsgewerkschaft. Untersuchungen zur 
gewerkschaftlichen Programmatik für den Aufbau einer demokratischen Gesellschaft, Diss., 
Bonn 1975. 
67 Vgl. ausführlich Berghahn, Unternehmer, S. 202-228. 
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unter allen Umständen verhindern68. Gleichfalls abgelehnt wurde ein Eindringen 
der Gewerkschaften in die Leitungsgremien der Industrie- und Handelskammern. 
Hingegen standen die Arbeitgeber der Gründung neuer Wirtschaftsräte aufge­
schlossen gegenüber, sofern dadurch die bestehende Kammerorganisation nicht 
angetastet wurde69. In der Frage der Wirtschaftsräte waren sie daher bereit, den 
Forderungen der Gewerkschaften entgegen zu kommen. Dahinter stand auch das 
strategische Kalkül, man könne durch diese Konzession eine zu weitgehende Mit­
bestimmung auf betrieblicher Ebene verhindern70. Schließlich dürfte in Unterneh­
merkreisen die Hoffnung verbreitet gewesen sein, mit Hilfe des Bundeswirtschafts­
rates ein dauerhaftes Gesprächsforum mit den Gewerkschaften zu schaffen, das 
harte Tarifkonflikte zu vermeiden half. Diese Position machte sich jedenfalls eine 
Gruppe von Wirtschaftsführern, Politikern und Staatsrechtlern - darunter Otto A. 
Friedrich, Theodor Steltzer, Ernst Forsthoff und Kurt Ballerstedt - zu eigen, die im 
März 1950 mit einer Schrift „Mitbestimmung und Bundeswirtschaftsrat" an die 
Öffentlichkeit trat. Sie forderte darin eine institutionalisierte Zusammenarbeit zwi­
schen den Tarifparteien auf verschiedenen Ebenen, wobei dem geplanten Bundes­
wirtschaftsrat eine besondere Bedeutung zugemessen wurde. Nach Vorstellung der 
Unterzeichner sollte ein solches Gremium nicht nur beratende Aufgaben erhalten, 
sondern auch das Recht zur Gesetzesinitiative besitzen und darüber hinaus schlich­
tende Funktionen in Tarifkonflikten wahrnehmen. 

Doch innerhalb des Arbeitgeberlagers war eine solche Position keineswegs 
unumstritten. Kopfzerbrechen bereitete vielen Verbandsfunktionären das von 
den Gewerkschaften aufgestellte Junktim zwischen betrieblicher und außerbe­
trieblicher Sphäre, denn eine Lösung in einem Bereich schien die Entwicklung 
im anderen gleichsam vorzuzeichnen. Ausdrücklich widersetzte sich der Gemein­
schaftsausschuß der Deutschen Gewerblichen Wirtschaft daher der Auffassung, 
daß die Schaffung von Wirtschaftsräten auf Bundes- und Landesebene Auswir­
kungen auf die rechtliche Ausgestaltung der Betriebsverfassung haben müßte. 
Um seinen Argumenten Nachdruck zu verleihen, bediente sich der Gemein­
schaftssauschuß eines fragwürdigen historischen Vergleichs. So hieß es in einer 
Denkschrift vom Mai 1950: „Die Übertragung der in der politischen Sphäre mög­
lichen und richtigen Prinzipien auf das Leben und die Arbeit in wirtschaftlichen 
Unternehmungen ist ebenso unvereinbar, wie etwa s. Z. die Übertragung des 
dem militärischen Bereich entnommenen Führerprinzips auf Staat und Wirt­
schaft unsinnig war."71 Zugleich bemühte man sich um eine Umdeutung des 

68 Vgl. Stellungnahme der Unternehmer zu den Vorschlägen des DGB zur Neuordnung der 
Deutschen Wirtschaft, 30. 3. 1950, in: Montanmitbestimmung, S. 48 f. 
69 BAK, B 136/2453, Mitbestimmungsrecht und Bundeswirtschaftsrat. Vorschläge für ihre Rege­
lung, gez. Kurt Ballerstedt, Ralf Dahlgrün, Ernst Forsthoff, Otto A. Friedrich, Carl Neumann, H. 
Premer, Theodor Steltzer, 15. 3. 1950. 
70 Dies vermutete man auch in Regierungskreisen; vgl. BAK, B 136/2453, Zur Frage des sog. 
Außerbetrieblichen Mitbestimmungsrechtes der Arbeitnehmer, 1.10.1950, S. 3. 
71 BAK, B 136/2454, Gemeinschaftsausschuß der Deutschen Gewerblichen Wirtschaft. Das Pro­
blem des Mitbestimmungsrechts. Stellungnahme und Vorschläge der Unternehmerschaft, Mai 
1950, S. 4. 
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gewerkschaftlichen Konzepts der Wirtschaftsdemokratie, das man als rein politi­
sche Angelegenheit verstanden wissen wollte. Nur die Zusammenarbeit zwischen 
Unternehmern und Arbeitnehmern in „überbetrieblich repräsentierenden Orga­
nisationen" könne das „Ziel einer richtig verstandenen, mit einer Marktwirtschaft 
zu vereinbarenden Wirtschaftsdemokratie" sein72. 

Die Gründung eines Wirtschaftsrates war somit der kleinste gemeinsame Nen­
ner, auf den sich Gewerkschaften und Unternehmerverbände im Frühjahr 1950 
einigen konnten. Trotz stark divergierender Vorstellungen in der Mitbestimmungs­
frage verständigte man sich in Hattenheim auf ein gemeinsames Abschlußproto­
koll, das die Einsetzung eines paritätisch zu besetzenden Bundeswirtschaftsrates 
sowie ähnlich konstruierter Gremien auf Landes- und Bezirksebene forderte73. Zu 
den gleichen Ergebnissen führten schließlich auch die Sozialpartnergespräche, 
welche im Juni und Juli 1950 in Bonn und Maria Laach unter Vorsitz von Bundesar­
beitsminister Anton Storch stattfanden74. 

Damit lag die Initiative zum Handeln nun wieder bei der Regierung, zumal die 
SPD-Bundestagsfraktion im Juli 1950 einen Gesetzesentwurf zur „Neuordnung 
der deutschen Wirtschaft" einbrachte, welcher die Forderungen der Gewerkschaf­
ten weitgehend übernahm und detaillierte Vorstellungen zur Frage der Wirt­
schaftsräte enthielt75. Zwar hatte auch die CDU/CSU-Fraktion eine Gesetzesvor­
lage zur Mitbestimmung ausgearbeitet, doch hatte man sich darin zunächst ganz 
auf die Frage der Betriebsverfassung konzentriert76. Auch ein Regierungsentwurf, 
der im August unter großem Zeitdruck im Arbeitsministerium angefertigt wurde, 
enthielt keine Bestimmung über die Neuorganisation des Kammerwesens und 
die Gründung wirtschaftspolitischer Vertretungsorgane der Gewerkschaften und 
der Arbeitgeberverbände77. 

In der Tat war man sich in Regierungskreisen völlig uneinig, wie in dieser 
Frage verfahren werden sollte. Bereits am 23. Mai hatte eine Staatssekretärbespre-

72 Ebenda, S. 7 f. 
73 Gemeinsames Kommunique vom 31.3. 1950, in: Montanmitbestimmung, S. 50; vgl. auch 
BAK, B 136/2453, Zur Frage des sog. Außerbetrieblichen Mitbestimmungsrechtes der Arbeit­
nehmer, 1.10.1950. 
74 Vgl. die Protokolle der Verhandlungen in: Montanmitbestimmung, S. 78-130, sowie das 
Gemeinsame Kommunique vom 6. 7. 1950, in: Ebenda, S. 133. 
75 Verhandlungen des Deutschen Bundestages, Anlagen zu den stenographischen Berichten, 
1. Wahlperiode, Drucksache 1229 vom 25. 7. 1950. Zu den Vorschlägen der Gewerkschaften 
vgl. BAK, B 136/2453, Gesetzesvorschlag des Deutschen Gewerkschaftsbundes für das Gebiet 
der Bundesrepublik zur Neuordnung der deutschen Wirtschaft, 22. 5. 1950 (vollständig abge­
druckt in: Informations- und Nachrichtendienst der Bundespressestelle des DGB, Jg. 1950, 
S. 27-68). 
76 Entwurf der Bundestagsfraktion der CDU/CSU für ein Gesetz über die Mitbestimmung der 
Arbeitnehmer im Betrieb, in: Verhandlungen des Deutschen Bundestages, Anlagen zu den ste­
nographischen Berichten, 1. Wahlperiode, Drucksache 970 vom 17. 5. 1950. 
77 Entwurf der Bundesregierung für ein Gesetz über die Neuordnung der Beziehungen von 
Arbeitnehmern und Arbeitgebern im Betrieb, in: Verhandlungen des Deutschen Bundestages, 
Anlagen zu den stenographischen Berichten, 1. Wahlperiode, Drucksache 1546 vom 
31.10.1950; vgl. auch die Synopse der Gesetzesentwürfe in: Montanmitbestimmung, S. 153-161. 
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chung im Wirtschaftsministerium stattgefunden, in der die Grundprobleme eines 
Bundeswirtschaftsrates erörtert wurden, ohne daß sich ein klares Meinungsbild 
abzeichnete. Erneute Beratungen wurden angekündigt und dem Wirtschaftsmini­
sterium die Federführung in der Angelegenheit übertragen78. Eine klare Stel­
lungnahme war auch deshalb so schwierig, weil es innerhalb der Regierungspar­
teien keinen Konsens darüber gab, ob ein solches Gremium überhaupt eingerich­
tet werden sollte. Starken Rückhalt fand die Idee eines Bundeswirtschaftsrates vor 
allem im Gewerkschaftsflügel der CDU, namentlich bei Bundesarbeitsminister 
Anton Storch, bei dem nordrhein-westfälischen Ministerpräsidenten Karl Arnold 
sowie beim Vorsitzenden der Sozialausschüsse Jakob Kaiser, der als Minister für 
Gesamtdeutsche Aufgaben auch dem Bundeskabinett angehörte. Die Vertreter 
dieser Gruppe wollten nicht nur die Gewerkschaften stärker in die Regierungsar­
beit einbinden, sondern zugleich ein Gegengewicht zu dem wirtschaftsliberalen 
Flügel um Ludwig Erhard schaffen. Ein wirtschaftspolitisches Gremium auf höch­
ster politischer Ebene, in dem die Gewerkschaften eine starke Stimme hatten, 
schien dafür das geeignete Instrument. Zu den Befürwortern eines solchen Gre­
miums gehörten ferner der Fraktionsvorsitzende der CDU/CSU im Bundestag, 
Heinrich von Brentano, der Vorsitzende des Wirtschaftsausschusses im Bundes­
tag, Franz Etzel, sowie Bundeskanzler Konrad Adenauer. 

Nach Adenauers Auffassung sprachen strategische und grundsätzliche Überle­
gungen für einen Bundeswirtschaftsrat. Der Kanzler erkannte, daß hier eine Teil­
lösung in der konfliktträchtigen Mitbestimmungsdebatte erreicht werden konnte, 
ohne daß Gewerkschaften oder Arbeitgeber von ihren grundlegenden Positionen 
abrücken mußten. Dies war angesichts der angespannten Lage im Sommer 1950 
kein zweitrangiges Problem, zumal der DGB nach dem Scheitern der Sozialpart­
nergespräche „gewerkschaftliche Kampfmittel" angedroht hatte und dafür auch 
„ernste Störungen im Wirtschaftsleben" in Kauf nahm79. Geschickt benutzte 
Adenauer daher in der folgenden Zeit das Angebot eines Wirtschaftsrates, um 
den Gewerkschaften ein Entgegenkommen der Regierung zu signalisieren und 
einen Teilerfolg ihrer Bemühungen in Aussicht zu stellen. Doch der Kanzler ließ 
sich in dieser Frage nicht nur von kurzfristigen taktischen Überlegungen leiten. 
Bis zum Ende seiner Amtszeit blieb der Bundeswirtschaftsrat für ihn ein zentrales 
Anliegen, das er mit großem Nachdruck verfolgte80. Es entsprach Adenauers per­
sönlichem Regierungsstil, Unternehmer und Gewerkschaftsvertreter in den politi­
schen Entscheidungsprozeß einzubinden, um jenseits parteipolitischer Konfliküi-
nien zu einer „sachlichen Lösung" der anstehenden Probleme zu gelangen. So 
pflegte er nicht nur gute Beziehungen zu führenden Wirtschaftsvertretern wie 
Robert Pferdmenges, Josef Abs und Fritz Berg, sondern auch zu Gewerkschafts­
führern wie dem DGB-Vorsitzenden Hans Böckler, den er noch aus seiner Zeit als 

78 BAK, B 102/40924, Staatssekr. Schalfejew an Staatssekretäre sämtlicher Ressorts, 19. 5. 1950; 
BAK, B 136/2453, Protokoll der Sitzung am 23. 5. 1950, gez. Dr. Rust. 
79 Beschluß des Bundesausschusses des DGB-Bundesvorstandes vom 18.7. 1950, in: Montanmit­
bestimmung, S. 137 f. 
80 Vgl. Anm. 144. 
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Kölner Oberbürgermeister kannte81. Aus Adenauers Sicht war ein institutionali­
siertes Gesprächsforum, das Unternehmer, Gewerkschaften und Regierung an 
einen Tisch brachte, daher ausdrücklich zu begrüßen. Mit dem Bundeswirt­
schaftsrat sollte ein Gremium geschaffen werden, „das wirklich wirtschaftspoli­
tisch denkt und nicht wie der Bundestag nur parteipolitisch"82. 

Doch es gab es auch starke Gegenkräfte im Bundeskabinett. So konnten sich 
weder Vizekanzler Franz Blücher, zugleich Minister für den Marshall-Plan, noch 
Justizminister Thomas Dehler mit Adenauers Plänen anfreunden. Beide FDP-Mini­
ster hielten einen Bundeswirtschaftsrat für überflüssig, weil sie überzeugt waren, 
daß dieser „eine ernstliche Bedeutung nie erhalten werde"83. Von den früheren 
Vorschlägen einer „Reichswirtschaftskammer" wollte man in der Parteispitze der 
Freien Demokraten seit 1950 nichts mehr wissen84. Einen ähnlichen Wandel hatte 
die Deutsche Partei vollzogen, die im Bundeskabinett wie die FDP mit zwei Mini­
stern vertreten war85. Auch Ludwig Erhard stand den Plänen eines Bundeswirt­
schaftsrates skeptisch gegenüber. Wenngleich Erhard nach außen hin Kooperati­
onsbereitschaft signalisierte, belegen spätere Äußerungen, daß er von einer institu­
tionellen Einbindung wirtschaftlicher Interessengruppen nicht viel hielt86. Es 
entsprach seiner Grundüberzeugung, den „Einfluß nebenverfassungsmäßiger 
Kräfte auf die parlamentarischen Körperschaften" möglichst gering zu halten und 
eine strikte Trennung zwischen staatlichen Aufgaben und privatwirtschaftlichen 
Aktivitäten zu wahren87. Dabei richteten sich Erhards Vorbehalte gleichermaßen 
gegen die wirtschaftsdemokratischen Konzeptionen der Gewerkschaften wie den 
Lobbyismus der Arbeitgebervereinigungen, die wichtige Vorhaben des Bundeswirt­
schaftsministeriums wie das Wettbewerbsgesetz zu verhindern suchten88. Wenn 
Erhard den Plänen eines Bundeswirtschaftsrates zunächst keinen offenen Wider­
stand entgegensetzte, so entsprang dies vor allem taktischen Überlegungen. Eine 
Fundamentalopposition wäre nicht nur wenig aussichtsreich gewesen, sondern 
hätte überdies die Gefahr mit sich gebracht, die Zügel aus der Hand zu verlieren. 

81 Vgl. Hans Pohl (Hrsg.), Adenauers Verhältnis zu Wirtschaft und Gesellschaft, Bonn 1992. 
82 Protokoll der Besprechung Adenauers mit Gewerkschaftsvertretern auf dem Bürgenstock am 
8. 8. 1951, in: Otto Lenz, Im Zentrum der Macht. Das Tagebuch von Staatssekretär Lenz 1951-
1953, bearb. von Klaus Gotto, Hans-Otto Kleinmann und Reinhard Schreiner, Düsseldorf 
1989, S. 120 f. 
83 Dehler, in: Sitzungsprotokoll 10.10.1951 (wie Anm. 47), S. 3. Vgl. auch die Sitzung des FDP-
Bundesvorstandes vom 16.8. 1951, in: FDP-Bundesvorstand. Die Liberalen unter dem Vorsitz 
von Theodor Heuss und Franz Blücher, Sitzungsprotokolle 1949-1954, 1. Halbbd. 1949-52, 
bearb. von Udo Wengst, Düsseldorf 1990, S. 243. 
84 Noch im November 1949 hatte man in dieser Frage an den Wangerooger Beschlüssen vom 
Januar 1948 festgehalten; vgl. ebenda, S. 77. 
85 BAK, B 136/2453, Zur Frage des sog. Außerbetrieblichen Mitbestimmungsrechtes der Arbeit­
nehmer, 1.10.1950, S. 10. 
86 BAK, B 136/2454, Erhard an Adenauer, 25. 5. 1955 und 4. 9. 1956; zusammenfassend ebenda, 
Vorlage für den Bundeskanzler betr. Haltung von Minister Erhard zur Frage der Errichtung 
eines Bundeswirtschaftsrates, gez. Praß, 31. 7. 1962. 
87 BAK, B 136/2454, Erhard an Adenauer, 25. 5. 1955. 
88 Vgl. dazu Berghahn, Unternehmer, S. 152-179. 
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Da das Bundeswirtschaftsministerium die Federführung in dieser Angelegenheit 
besaß, mußte Erhard - der von Finanzminister Fritz Schäffer unterstützt wurde89 -
versuchen, die Entwicklung möglichst in seinem Sinne zu beeinflussen. 

Überdies stand Erhard politisch unter Druck, nachdem Adenauer ihn im Sep­
tember 1950 aufgefordert hatte, endlich in der Frage eines Bundeswirtschaftsrates 
aktiv zu werden. Unter allen Umständen wollte der Kanzler den Eindruck vermei­
den, daß die Regierung dem SPD-Entwurf vom Juli „nichts entgegenzusetzen" 
habe90. Bereits Anfang Oktober legte das Wirtschaftsministerium eine Gesetzesvor­
lage über die Gründung eines Bundeswirtschaftsrates vor, der in den Grundlinien 
auf dem Kompromißvorschlag basierte, den Gewerkschaften und Arbeitgeber in 
den Gesprächen in Hattenheim, Maria Laach und Bonn formuliert hatten91. Nach 
diesem Entwurf sollte der Rat in erster Linie konsultative Funktionen haben und 
nicht unmittelbar am Gesetzgebungsprozeß beteiligt sein. Er sollte „die Sachkunde 
der in der Wirtschaft Tätigen" für die Regierung „nutzbar machen" und den „Aus­
gleich widerstreitender Interessen sowohl der Wirtschaftszweige als auch der Unter­
nehmer und Arbeitnehmer fördern". Unter anderem war dem Gremium die Auf­
gabe zugedacht, über die weitere Ausgestaltung des Betriebsverfassungsgesetzes zu 
beschließen. Bestand seine Hauptaufgabe darin, Gutachten auf Anfrage der Regie­
rung, des Bundestages und des Bundesrates zu erstellen, so war es auch berechtigt, 
aus eigener Initiative „Denkschriften" zu verfassen und der Regierung Vorschläge 
in wirtschafts- und sozialpolitischen Fragen zu unterbreiten. Insgesamt sollten dem 
Wirtschaftsrat 100 Mitglieder angehören, die jeweils zur Hälfte von Arbeitgeber­
und Arbeitnehmerverbänden zu nominieren waren. Der Gesetzesentwurf sah frei­
lich nur die Errichtung eines Bundesgremiums vor; die Frage, ob entsprechende 
Räte auf Länder- und Bezirksebene eingerichtet werden sollten, blieb unerwähnt. 

Obwohl der Entwurf in der Frage eines Bundesgremiums eine tragbare Lösung 
für alle Seiten zu bieten schien, verblieb er in den Schubladen des Wirtschaftsmi­
nisteriums und wurde nicht einmal im Kabinett diskutiert. Da sich die Fronten in 
der Frage des Betriebsverfassungsgesetzes seit Herbst 1950 verhärteten und sich 
die Diskussionen ganz auf die Montanmitbestimmung konzentrierten, schien 
eine Verabschiedung des Bundeswirtschaftsratsgesetzes kaum möglich92. Offen­
sichtlich waren weder die Gewerkschaften noch die Arbeitgeber in dieser Phase 
bereit, sich auf einen Teilkompromiß in der Frage der außerbetrieblichen Mitbe­
stimmungen einzulassen, da sie befürchten mußten, dadurch die eigene Position 
in den anstehenden Verhandlungen zu schwächen. Während man auf der Arbeit­
geberseite befürchtete, daß eine paritätische Lösung auf Bundesebene eine ent-

89 Sitzungsprotokoll 10.10.1951 (wie Anm. 47), S. 4. Zu Schäffer vgl. Christoph Henzler, Fritz 
Schäffer, 1945-1967: Eine biographische Studie zum ersten bayerischen Nachkriegs-Minister-
präsidenten und ersten Finanzminister der Bundesrepublik Deutschland, München 1994. 
90 BAK, B 136/2454, Adenauer an Erhard, 13. 9. 1950. Der Kanzler hatte in dieser Frage bereits 
früher Druck auf den Wirtschaftsminister ausgeübt; dies geht aus einem Schreiben Erhards an 
Adenauer vom 21. 2. 1950 hervor, in: BAK, B 136/2453. 
91 BAK, B 136/2453, Entwurf eines Gesetzes über die Errichtung eines Bundeswirtschaftsrates, 
6.10.1950. 
92 Vgl. Thum, Mitbestimmung, S. 71 ff. 
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sprechende Regelung im Bereich der Betriebsverfassung präjudizieren könnte, 
war für die Gewerkschaften eine Trennung der außerbetrieblichen von der 
betrieblichen Mitbestimmung indiskutabel93. 

Das Scheitern des Kompromisses 

Nachdem der Bundestag im Mai 1951 das Gesetz über die Montanmitbestim­
mung verabschiedet hatte, wurde die Gründung eines Bundeswirtschaftsrates 
erneut auf die Tagungsordnung gesetzt. Die Initiative ging abermals von Bundes­
kanzler Adenauer aus, der die Gewerkschaftsvertreter im August 1951 während 
seines Sommerurlaubes in der Schweiz empfing und diesen nicht nur eine stär­
kere Einbindung in die Regierungstätigkeit - in Form eines Gewerkschaftsrefera­
tes oder gar einer entsprechenden Grundsatzabteilung im Wirtschaftsministerium 
- in Aussicht stellte, sondern auch eine rasche Lösung in der Frage des Bundes­
wirtschaftsrates versprach94. 

Adenauer machte nun Druck. Bereits in der ersten Kabinettsitzung nach der 
Sommerpause mahnte er eine rasche Regelung der Angelegenheit an, da er 
einen Bundeswirtschaftsrat als Basis für eine Verständigung mit den Gewerkschaf­
ten auch in anderen Fragen betrachtete95. Weitere Gespräche mit dem DGB wur­
den vereinbart, zugleich sollte eine neue Gesetzesvorlage ausgearbeitet werden. 
Das Wirtschaftsministerium legte wenige Wochen später einen Entwurf vor, der 
fast identisch mit der ersten Fassung vom Oktober 1950 war96. Doch vielen 
erschien dieser Entwurf nun nicht mehr opportun, wegen der Nähe zum SPD-
Antrag vom Juli 1950 und weil keine Regelungen für die Bezirks- und Landes­
ebene darin enthalten waren. Auf Antrag von Vize-Kanzler Blücher beschloß der 
Kabinettsausschuß für Wirtschaft am 28. September 1951, eine Kommission zu 
bilden, die sich noch einmal gründlich mit allen politischen und rechtlichen 
Aspekten dieser Thematik befassen sollte97. Schon jetzt zeichnete sich ab, daß 
eine für alle Seiten zufriedenstellende Lösung kaum zu finden war. 

93 So hieß es in einem Rundschreiben des DGB vom 25. 11. 1950: „Wenn auch eine Reihe von 
Bestimmungen für die Einrichtung des Bundeswirtschaftsrates mit unseren Forderungen in 
Einklang steht, so können wir doch einem solchen Gesetz nicht zustimmen, weil wir aus grund­
sätzlichen Erwägungen nach wie vor die Regelung des Mitbestimmungsrechtes als ein unteilba­
res Ganzes fordern müssen." Zit. nach ebenda, S. 91. 
94 Über die Gespräche Adenauers mit Gewerkschaftsvertretern auf dem Bürgenstock am 8.8. 
1951 vgl. Lenz, Im Zentrum der Macht, S. 119-123. Der DGB-Vorsitzende Christian Fette hatte 
nach dem Gespräch gegenüber der Presse geäußert, Adenauer habe ihm den Posten eines 
Ministerialdirektors oder Staatssekretärs im Wirtschaftsministerium angeboten; dies wurde von 
Adenauer später dementiert; vgl. Die Kabinettsprotokolle der Bundesregierung, hrsg. für das 
Bundesarchiv von Hans Booms, Bd. 4: 1951, bearb. von Ursula Hüllbüsch, Boppard 1988, 
S. 623, Anm. 49 (Sitzung vom 28. 8. 1951). 
95 Vgl. ebenda, S. 623. 
96 BAK, B 136/2453, Entwurf eines Gesetzes über die Errichtung eines Bundeswirtschaftsrates, 
20.9.1951. 
97 Sitzungsprotokoll in: Die Kabinettsprotokolle der Bundesregierung. Kabinettsausschuß für 
Wirtschaft, hrsg. für das Bundesarchiv von Friedrich P. Kahlenberg, Bd. 1: 1951-1953, bearb. 
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Eines der Hauptprobleme bestand in der ungeklärten verfassungsrechtlichen 
Stellung des Gremiums. Sollte es sich um eine politische Vertretung der wirt­
schaftlichen Gruppen handeln oder lediglich um ein Beratungsgremium? Unklar 
war auch, ob der Bundeswirtschaftsrat im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens 
eine ähnliche Rolle spielen würde wie der Reichswirtschaftsrat, der über das 
Initiativrecht verfügt hatte. Ein solches Recht wurde von der Bundesregierung 
allerdings abgelehnt. So befürchtete Justizminister Dehler, „daß, wenn wir wirk­
lich diesen großen Weg gehen, wir die parlamentarische Demokratie verhin­
dern"98. Auf keinen Fall sollte neben Bundestag und Bundesrat ein „drittes Parla­
ment" entstehen. Der am 10. November zusammengetretene Sonderausschuß 
entschied daher, daß die Arbeit des Gremiums rein konsultativen Charakter besit­
zen sollte, was im Einklang mit den Gewerkschaftsforderungen stand". Doch 
auch die beratenden Funktionen des Gremiums wurden im Vergleich zu seinem 
Weimarer Vorläufer stark eingeschränkt. Die für den Reichswirtschaftsrat gel­
tende Regelung, in allen Fragen der wirtschafts- und sozialpolitischen Gesetzge­
bung gehört zu werden, wurde in eine Kann-Bestimmung umgewandelt. Aller­
dings sah der am 11. November 1951 vorgelegte Gesetzentwurf vor, daß das Gre­
mium dem Gesetzgeber auch aus „eigenem Antrieb" Vorschläge machen dürfe, 
wenngleich nur in Form von „Denkschriften". Mit dieser Regelung erhielt der 
Rat trotz fehlenden Initiativrechtes einen erheblichen politischen Einfluß100. 

Hatte man sich bezüglich der Kompetenzen relativ schnell einigen können, so 
war die Zusammensetzung des Bundeswirtschaftsrates äußerst umstritten. 
Ursprünglich ging man - in bewußter Abgrenzung vom Drei-Säulen-Modell der 
Weimarer Republik - von einer paritätischen Besetzung durch Gewerkschaften 
und Arbeitgeber aus. Eine solche Lösung war im Frühjahr 1950 nicht nur von 
den Gewerkschaften und Unternehmerverbänden favorisiert worden, sondern 
auch von der Regierung unterstützt und schließlich in dem ersten Gesetzentwurf 
vom 6. Oktober 1950 festgeschrieben worden101. Vorgesehen war die Bildung von 
insgesamt sechs, nach Branchen gegliederten Gruppen, deren Mitglieder durch 
den Bundeswirtschaftsminister auf Vorschlag der Gewerkschaften und Arbeitge­
berverbände für einen Zeitraum von vier Jahren ernannt werden sollten. Aller­
dings hatte die Deutsche Angestelltengewerkschaft schon Anfang 1950 die 

von Ulrich Enders, München 1999, S. 111-113; vgl. auch BAK, B 102/40924, Kattenstroh, Ver­
merk vom 13.10.1951. 
98 Sitzungsprotokoll 10.10.1951 (wie Anm. 47), S. 5; lediglich Blücher sprach sich dafür aus, 
daß man dem Rat das Recht zur Gesetzesinitiative übertragen solle (ebenda, S. 3). 
99 Vgl. BAK, B 136/2453, Gesetzesvorschlag des Deutschen Gewerkschaftsbundes für das Gebiet 
der Bundesrepublik zur Neuordnung der deutschen Wirtschaft, 22. 5. 1950; Bukow, Bundeswirt­
schaftsrat, S. 7. Allerdings hatten sich die Arbeitgeber im Frühjahr 1950 für ein Initiativrecht 
ausgesprochen. Vgl. BAK, B 136/2454, Gemeinschaftsausschuß der Deutschen Gewerblichen 
Wirtschaft. Das Problem des Mitbestimmungsrechts. Stellungnahme und Vorschläge der Unter­
nehmerschaft, Mai 1950, S. 9. 
100 BAK, B 102/40925, Entwurf des Bundeswirtschaftsministeriums über ein Gesetz zur Errich­
tung eines Bundeswirtschaftsrates, 10.11.1951. 
101 BAK, B 136/2453, Entwurf eines Gesetzes über die Errichtung eines Bundeswirtschaftsrates, 
6.10.1950. 
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Befürchtung geäußert, daß die Mitglieder des Bundeswirtschaftsrates allein auf 
Vorschlag des DGB berufen würden102. Das Paritätsmodell wiederum stieß auf 
erheblichen Widerstand derjenigen Verbände, die sich nicht in das Schema ein­
passen ließen oder aus anderen Gründen erwarteten, keine Stimme in dem Gre­
mium zu erhalten. So fühlten sich der Bundesverband der freien Berufe, der 
Bauernverband und der Beamtenbund übergangen und liefen Sturm gegen die 
geplante Regelung103. Das gleiche galt für die Flüchtlings- und Vetriebenenorga-
nisationen, den Bund der Verfolgten des Naziregimes, den Bundesverband Deut­
scher Volks- und Betriebswirte sowie für den Börsenverein Deutscher Verleger 
und Buchhändlerverbände, die ebenfalls eine angemessene Vertretung bean­
spruchten104. 

Seit Herbst 1951 setzte innerhalb der Regierung ein Prozeß des Umdenkens 
ein. Während Adenauer den Gewerkschaften noch Anfang September 1951 ein 
Festhalten am Paritätsmodell in Aussicht stellte105, wurde im Bundeswirtschaftsmi­
nisterium in steigendem Maße Kritik an dieser Lösung geäußert. So warnte der 
zuständige Abteilungsleiter Ludwig Kattenstroh vor der „Gefahr einer syndikalisti­
schen Entwicklung". Kattenstroh prognostizierte, daß eine „wirtschaftsklassenmäs-
sige Organisation" die Gewerkschaften einseitig begünstigen werde, da sie über 
erheblichen Einfluß in den Vorständen der kommunalen Betriebe und Genossen­
schaften, aber auch in der Montanindustrie verfügten. Diese Unternehmen wür­
den zwangsläufig gewerkschaftsfreundliche Vertreter in den Bundeswirtschaftsrat 
entsenden, ein „Überdrücken" der Arbeitgeberposition sei damit unvermeid­
lich106. Die skeptische Einschätzung machte sich schließlich auch der zuständige 
Sonderausschuß des Kabinetts zu eigen107. Durch eine paritätische Gliederung, so 
Justizminister Dehler in einer Sitzung am 10. Oktober 1951, werde man „den 
Klassenkampf in die Dinge hineintragen". Auch die Beschlußfähigkeit des Gremi­
ums könne eingeschränkt werden, da jede Gruppe in der Lage wäre, Mehrheits­
entscheidungen zu blockieren. In die gleiche Richtung zielten die Einwände 
Erhards, der die „Erfassung weiter Volkskreise" befürwortete, müsse sich der Rat 
doch mit Fragen auseinandersetzen, die das „gesamte Volk" beträfen. Für eine 
„dritte Säule" plädierte auch Finanzminister Schäffer, schließlich sei es „nicht ein-

102 BAK, B 136/2454, Hauptvorstand der Abteilung Wirtschaft der DAG, gez. Rettig und Spae-
then, an Adenauer, 14. 1. 1950. 
103 BAK, B 136/2453, Bundesverband der freien Berufe an Adenauer, 25.4. 1950 und 
22.10.1951, und Entschließung des Präsidiums des Deutschen Bauernverbandes vom 11. 7. 
1950; BAK, B 102/40924, Deutscher Beamtenbund an Adenauer, 5.12.1951. 
104 BAK, B 136/2453, Vorsitzender des Bundes der Verfolgten des Naziregimes, Lütsches, an 
Adenauer, 31. 8. 1951, Landesflüchtlingsrat Niedersachsen an Adenauer, 12. 9. 1951, Bundesver­
band Deutscher Volks- und Betriebswirte an Staatsekr. Lenz, 17.11.1951, Börsenverein Deut­
scher Verleger und Buchhändlerverbände an Lenz, 7. 8. 1951. 
105 Vgl. Adenauer an Fette, 9.9. 1951, in: Adenauer. Briefe 1951-1953, bearb. von Hans Peter 
Mensing, Berlin 1987, S. 120. 
106 BAK, B 102/40924, Bericht vom 27. 9. 1951, S. 6. 
107 Sitzungsprotokoll 10.10.1951 (wie Anm. 47). 
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zusehen", warum in einem Bundeswirtschaftsrat „der Handelsvertreter vertreten 
sein solle, nicht aber der Künstler"108. 

Die keineswegs ironisch gemeinte Äußerung Schäffers machte deutlich, daß 
die Erweiterung um eine dritte Gruppe mit erheblichen Schwierigkeiten verbun­
den sein würde. Die zahlreichen Eingaben der verschiedenen Verbände und 
Organisationen ließen erwarten, daß sich die Bestimmung der Sitzverhältnisse 
außerordentlich kompliziert gestalten würde. Letztlich, so ein Beamter des Wirt­
schaftsministeriums, käme nur eine „Daumenpeilung in Betracht, was ein uferlo­
ses Verhandeln" zur Folge haben würde109. Schließlich war zu erwarten, daß das 
Gremium erheblich größer werden würde als ursprünglich geplant. Der erste 
Gesetzentwurf hatte 100 Personen vorgesehen, Adenauer dachte sogar an nur 60 
Mitglieder „wie im früheren Preußischen Staatsrat"110. Eine solche Beschränkung 
der Mitgliederzahl schien nun aber kaum noch möglich. Manch einer befürch­
tete, daß man mit der Neuregelung „wie beim Vorläufigen Reichswirtschaftsrat 
bei einer Zahl von 326 enden" werde111. In der CDU/CSU-Fraktion - wo viele 
den Plänen ohnehin skeptisch gegenüberstanden - wurden Zweifel gehegt, ob 
überhaupt genügend „Persönlichkeiten" vorhanden seien, um ein solches Gre­
mium „in Gang zu halten." Der Abgeordnete August Dresbach sah in dem 
geplanten Organ nichts anderes als eine „Form der Übernahme der Spesenab­
rechnung der Verbandsvertreter durch den Bund"112. Trotz dieser Einwände 
wurde im Neuentwurf des Gesetzes vom 10. November 1951 das Drei-Säulen-
Modell verankert. Von den insgesamt vorgesehenen 150 Mitgliedern sollten je 50 
durch Gewerkschaften und Arbeitgeber ernannt werden, während die dritte 
Gruppe durch Vertreter der freien Berufe, des öffentlichen Dienstes, der Ver­
braucher und der Wissenschaft zu bilden war. Durch die Aufgabe des paritäti­
schen Modells entfernte man sich freilich in einem entscheidenden Punkt von 
der Kompromißlösung des Jahres 1950. Insbesondere die Zustimmung der 
Gewerkschaften war nun ernsthaft gefährdet113. 

108 Lediglich Arbeitsminister Storch hielt an dem paritätischen Modell fest, da er ihm eine dis­
ziplinierende Wirkung zuschrieb. Die Dreiteilung habe sich schon im Reichswirtschaftsrat nicht 
bewährt. Storch konnte sich aber gegenüber den übrigen Ausschußmitgliedern nicht durchset­
zen, in: Ebenda, S. 6. 
109 BAK, B 102/40925, Seibt an Kattenstroh, 3. 6. 1952. 
110 So Adenauer in der Besprechung mit Gewerkschaftsvertretern am 8. 8. 1951, in: Lenz, Im 
Zentrum der Macht, S. 121; vgl. auch das Schreiben Adenauers an Fette vom 31.10.1951, in: 
BAK, B 102/40925. 
111 So Kattenstroh in der Besprechung am 10.10.1951 (wie Anm. 47), S. 5. 
112 Äußerungen von Dresbach und Schröder in einer Fraktionssitzung vom 17. 6. 1952, in: Die 
CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag. Sitzungsprotokolle 1949-1953, bearb. von Helge 
Heidemeyer, Düsseldorf 1998, S. 571. 
113 Der DGB hatte das Paritätsmodell in einer Besprechung mit Erhard am 4.10.1951 noch ein­
mal ausdrücklich als Bedingung genannt. Als mögliche Alternative schlugen die Gewerkschaf­
ten vor, Vertreter der freien Berufe usw. in den Gruppen der Arbeitnehmer und Arbeitgeber 
zu berücksichtigen (BAK, B 102/40925, Aktenvermerk Bömcke vom 5.10.1951, Erhard an 
Adenauer, 13.10.1951). Auch die DAG lehnte eine „dritte Gruppe" im Bundeswirtschaftsrat 
ab (ebenda, Vermerk Seibt vom 17.10.1951). Demgegenüber konnten sich die Arbeitgeberver-
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Nicht weniger kompliziert gestaltete sich die Neuordnung der Kammern und 
die Gründung von Wirtschaftsräten auf Bezirksebene. In Regierungskreisen hielt 
man diesen Komplex sogar für noch „bedeutsamer als den Bundeswirtschaftsrat 
selbst"114. Der DGB hatte von Anfang an betont, daß ihm ein Bundeswirtschafts­
rat „ohne regionalen und fachlichen Unterbau" nicht genügen werde115. 
Während man der Bildung von Landeswirtschaftsräten von gewerkschaftlicher 
Seite weniger Bedeutung beimaß - diese Forderung wurde schließlich im Som­
mer 1951 ganz fallen gelassen116 - , wollte man sich bei der bezirklichen Neuord­
nung auf keine Kompromisse einlassen. Nach Auffassung des DGB sollten auf 
Bezirksebene keine völlig neuen Organe geschaffen werden, sondern die be­
stehenden Industrie- und Handelskammern umgebildet und zu „Vertretern der 
Gesamtinteressen eines Wirtschaftsgebietes" werden117. Konkret hieß dies, daß 
die Gewerkschaften in allen Leitungsgremien der Kammern die Hälfte der Sitze 
beanspruchten. Eine solche Lösung wurde von den Arbeitgeberverbänden 
jedoch aufs schärfste abgelehnt, da dies aus ihrer Sicht das Ende der unter­
nehmerischen Selbstverwaltung bedeutete. BDA-Generalsekretär Walter Ray­
mond schlug daher vor, das Modell des Bundeswirtschaftsrates auf Landes- und 
Bezirksebene zu replizieren, oder, falls man auf Bezirksebene keine neuen Räte 
schaffen wollte, allenfalls „freie Arbeitsgemeinschaften" zwischen Gewerkschaften 
und Unternehmerorganisationen zu bilden, ohne die bestehende Kammer­
ordnung anzutasten118. Allerdings gerieten die Unternehmer zunehmend in die 
Defensive, da in einigen Bundesländern - v.a. in Nordrhein-Westfalen, Rhein­
land-Pfalz und in Hessen - eine Neuordnung des Kammeraufbaus in Angriff 
genommen wurde. 

Nachdem der erste Gesetzentwurf vom Oktober 1950 keine Regelungen für 
die Landes- und Bezirksebene vorgesehen hatte, wurde die Frage im Sommer des 
folgenden Jahres erneut auf die Tagesordnung gesetzt. Adenauer hatte dem 
DGB-Vorsitzenden Christian Fette signalisiert, daß die Regierung bereit war, den 
Gewerkschaften in der Frage der Bezirksorganisation entgegenzukommen119. 
Allerdings zeigte auch er sich nicht bereit, die Industrie- und Handelskammern 
den Gewerkschaften preiszugeben, da „industrielle Kreise auch ein Gremium 

treter eher mit einer solchen Lösung abfinden (BAK, B 136/2453, Pferdmenges an Rust, 
2.11.1951). 
114 So Kattenstroh in einer Sitzung des Kabinettsausschusses für Wirtschaft am 28. 9. 1951, in: 
Die Kabinettsprotokolle der Bundesregierung. Kabinettsausschuß für Wirtschaft, Bd. 1, S. 112. 
115 So das DGB-Vorstandsmitglied Erich Bührig bei den Hattenheimer Gesprächen am 9./10. 
Januar 1950, in: Montanmitbestimmung, S. 14. 
116 Bührig in einer Besprechung mit Adenauer am 8. 8. 1951, in: Lenz, Im Zentrum der Macht, 
S. 123. 
117 Bukow, Bundeswirtschaftsrat, S. 7; vgl. auch Die Industrie- und Handelskammern, hrsg. vom 
Deutschen Gewerkschaftsbund, Landesbezirk Nordrhein-Westfalen, Düsseldorf 1951. 
118 Vgl. Hattenheimer Gespräche, 30./31. 3. 1950, in: Montanmitbestimmung, S. 38; BAK, 
B 136/2454, Gemeinschaftsausschuß der Deutschen Gewerblichen Wirtschaft. Das Problem 
des Mitbestimmungsrechts. Stellungnahme und Vorschläge der Unternehmerschaft, Mai 1950, 
S.8. 
119 Adenauer an Fette, 9. 9. 1951, in: Adenauer, Briefe 1951-1953, bearb. von Mensing, S. 120. 
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haben wollen, wo sie unter sich sind"120. Eine ähnliche Position wurde auch von 
Gerhard Schröder vertreten, der in der CDU/CSU-Fraktion für Mitbestimmungs­
fragen zuständig war121. Schröder sprach sich für die Gründung eigenständiger 
Arbeitskammern aus, die wie die Industrie- und Handelskammern Körperschaf­
ten öffentlichen Rechts sein sollten. Als „Bindeglieder" zwischen Unternehmern 
und Gewerkschaften sollten gemeinsame Ausschüsse, gegebenenfalls auch 
Bezirkswirtschaftsräte als „Dach" eingesetzt werden. Schröder hielt dies für eine 
„organische Lösung", die sich „z.B. in Österreich vor und nach der Episode des 
Dritten Reichs bewährt" habe122. 

Eine völlig andere Strategie verfolgte Wirtschaftsminister Erhard. Er war gegen 
paritätisch besetzte Industrie- und Handelskammern, hielt aber auch die Grün­
dung von Arbeitskammern für „politisch schwer durchsetzbar"123. Im Einklang 
mit Raymond schlug er die Gründung von Bezirkswirtschaftsräten vor, die sich 
wie das Bundesorgan auf rein konsultative Aufgaben beschränken sollten. In 
ihnen sollten Unternehmer und Gewerkschaften, gegebenenfalls auch eine dritte 
Gruppe über regionale Wirtschaftsprobleme beraten. Erhard bestand darauf, die 
Frage des Bundeswirtschaftsrates mit den „unteren Organisationen und Instan­
zen in einem Zuge zu erörtern". Ohne eine systematische Lösung für alle Berei­
che sei ein institutionelles „Durcheinander" zu befürchten124. 

Das Drängen Erhards auf eine rasche und umfassende „Gesamtlösung" hatte 
Gründe, die mit der innenpolitischen Entwicklung im Herbst 1951 zusammen­
hingen. Auf der einen Seite schien ein Bundeswirtschaftsrat zu diesem Zeitpunkt 
nicht mehr zu verhindern zu sein, eine Fundamentalopposition daher wenig 
sinnvoll. Erhard mußte somit versuchen, das Gesetzgebungsverfahren in seinem 
Sinne zu beeinflussen125. Ein Bundeswirtschaftsrat mit eng gefaßtem Aufgabenbe­
reich war für ihn gerade noch akzeptabel. Auf der anderen Seite bestand Erhard 
auf einer „bundeseinheitlichen Neuordnung", um zu verhindern, daß es auf Län­
derebene zu viel weitreichenderen Modellen der „überbetrieblichen Mitbestim­
mung" kam. Die in einigen Bundesländern - etwa in Hessen und Nordrhein-
Westfalen - diskutierten Pläne, den Kammern Aufgaben der Wirtschaftsverwal­
tung zu übertragen, zeigten nach Auffassung Erhards, „welchen Weg man gehe, 
wenn der Bund nicht selbst die Initiative in die Hand" nehme126. Zugleich 
erkannte der Wirtschaftsminister aber auch die Chance, im Rahmen der ange-

120 So in den Verhandlungen mit Gewerkschaftsvertretern am 4. 9. 1951; vgl. Bericht von Hans 
vom Hoff, 4. 9. 1951, in: Der Deutsche Gewerkschaftsbund 1949-1956, S. 220 (wie Anm. 66). 
121 Vgl. Thum, Mitbestimmung, S. 80. 
122 BAK, B 136/2453, Schröder an Adenauer, 12.11.1951. 
123 BAK, B 102/40925, Erhard an Kanzleramt, 10.11.1951, S. 3. 
124 Sitzungsprotokoll 10.10.1951 (wie Anm. 47), S. 8. 
125 Diese Auffassung wurde von anderen Kabinettsmitgliedern geteilt. So erkannte auch 
Arbeitsminister Storch die Notwendigkeit, eine abschließende Regelung zu finden, da sonst zu 
befürchten sei, daß eine „anders geartete politische und wirtschaftspolitische Konzeption" 
zum Tragen komme, „wenn wir vorübergehend keine Macht haben", in: Ebenda, S. 10. 
126 Kabinettsprotokolle der Bundesregierung. Kabinettsausschuß für Wirtschaft, Bd. 1, S. 112 
(Sitzung am 28. 9. 1951). 
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strebten Neuordnung das bestehende Kammerwesen zu reformieren127. Es war 
ihm ein Dorn im Auge, daß die Industrie- und Handelskammern, etwa im 
Bereich des Ausbildungs- und Prüfungswesens, öffentliche Aufgaben durchführ­
ten, zugleich aber auch als unternehmerische Interessenverbände fungierten. 
Seine „Gesamtlösung" sah daher vor, die von den Industrie- und Handelskam­
mern wahrgenommenen „hoheitlichen Funktionen" den Kommunen und staatli­
chen Stellen zu übertragen, die Kammern selbst in privatrechtliche Vereine 
umzuwandeln. Nur auf diesem Wege, so Erhard, ließen sich die „Industrie- und 
Handelskammern als Selbstverwaltungsorgane der gewerblichen Unternehmer­
schaft erhalten"128. Die Bezirkswirtschaftsräte sollten davon unabhängige, bera­
tende Institutionen nach dem Vorbild des Bundeswirtschaftsrates werden129. 

Die weitreichenden Reformpläne Erhards wurden mit der Rückendeckung von 
Finanz-, Justiz- und Innenministerium in dem Gesetzesentwurf vom November 
1951 aufgenommen130. Wie zu erwarten, reagierten die Wirtschaftsverbände 
verstimmt. Insbesondere der Deutsche Industrie- und Handelstag (DIHT) pro­
testierte gegen die anvisierte Lösung und forderte eine Änderung der geplan­
ten Kammerreform131. Ähnlich wie Gerhard Schröder hielt der DIHT die Grün­
dung von separaten Arbeitskammern für möglich, die dann in übergeordneten 
„Partnerschaftskammern" mit den IHKs kooperieren sollten. Bedenken gegen das 
Erhardsche Modell kamen auch von Seiten der Landwirtschaftsvertreter, die eine 
entsprechende Reform für die Landwirtschaftskammern befürchteten132. Im 
Gegensatz dazu ging den Gewerkschaften die vorgeschlagene Regelung nicht 
weit genug. Sie hatten gehofft, über die Kammern Einfluß auf die regionale 
Wirtschaftspolitik zu nehmen, und wollten sich mit einfachen Bezirkswirtschafts­
räten nicht zufrieden geben138. Der DGB, der sich bereits mit der Forderung nach 
paritätischer Zusammensetzung der Wirtschaftsräte nicht hatte durchsetzen kön-

127 BAK, B 102/40925, Erhard an Kanzleramt, 10.11.1951, S. 3. 
128 Erhard sah in der Sonderstellung der IHKs den eigentlichen „Stein des Anstoßes für die 
Gewerkschaften". Er prognostizierte daher, daß die Regierung „in Deubels Küche" geriete, 
wenn die derzeitige Kammerordnung bestehen bliebe; Sitzungsprotokoll 10.10.1951 (wie 
Anm. 47), S. 8; vgl. auch Kabinettsitzung am 13.11.1951, in: Kabinettsprotokolle 1951, S. 750. 
129 BAK, B 102/40924, Kattenstroh, Vermerk vom 13.10.1951. 
130 BAK, B 102/40925, Entwurf des Bundeswirtschaftsministeriums über ein Gesetz zur Errich­
tung eines Bundeswirtschaftsrates, 10.11.1951; vgl. auch BAK, B 136/2453, Vermerk, 
12.11.1951, gez. Rust. 
131 BAK, B 102/40924, Hauptgeschäftsführer des DIHT Frenzel an Erhard, 6.11.1951. 
132 Siehe etwa die Einwände von Staatssekretär Sonnemann, Sitzungsprotokoll 10.10.1951 (wie 
Anm. 47), S. 12. Vor allem in den ehemaligen preußischen Gebieten übten die Landwirtschafts­
kammern staatliche Aufgaben aus, während es sich in Süddeutschland um rein private genos­
senschaftliche Einrichtungen handelte. Erhard war allerdings bereit, die Frage der Landwirt­
schaftskammern zu vertagen; vgl. Kabinettsprotokolle 1951, S. 687 (Sitzung am 9.10.1951). 
133 Vgl. die Äußerungen von Hoff nach der Besprechung mit Adenauer am 4. 9. 1951, in: Der 
Deutsche Gewerkschaftsbund 1949-1956, S. 220: „In der Praxis würde das allerdings bedeuten, 
daß die Kammern ihre bisherige Bedeutung behielten, während die Wirtschaftskammern 
mehr ein Dekorum darstellen würden." 
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nen, war daher nicht bereit, dem Gesetzesentwurf vom November 1951 zuzustim­

men134. 
Seit Sommer 1952 zeichnete sich immer deutlicher ab, daß an eine Verabschie­

dung des Gesetzes in der laufenden Legislaturperiode nicht mehr zu denken 
war135. Staatssekretär Ludger Westrick hatte bereits im April verkündet, daß die Ver­
handlungen kaum Aussicht auf Erfolg hätten und auch das Interesse der Regie­
rung an einem Bundeswirtschaftsrat „im Augenblick nicht sehr groß" sei136. Insbe­
sondere innerhalb der CDU/CSU-Bundestagsfraktion wuchsen die Widerstände 
gegen ein Gremium, von dem man befürchtete, daß es das Parlament „zu einer 
Abstimmungsmaschine herunterdrücken" werde137. Im Juli 1952 verabschiedete 
der Bundestag das Betriebsverfassungsgesetz, welches von den Gewerkschaften als 
schwere Niederlage empfunden wurde. Daraufhin kühlten sich die Beziehungen 
zwischen DGB und Bundesregierung merklich ab138. Zwar waren die Gewerkschaf­
ten schon im Frühjahr von dem ursprünglichen Junktim zwischen Bundeswirt­
schaftsrat und bezirklicher Neuordnung abgekommen139. Doch geschah dies in 
erster Linie aus dem Kalkül heraus, man könne auf Länderebene die eigenen Vor­
stellungen besser durchsetzen, wenn man die Verhandlung nicht mit einer Bundes­
regelung verknüpfte. Demgegenüber war die Bundesregierung - in Umkehrung 
früherer Positionen - nun ganz auf die Erhardsche Strategie einer „Gesamtlösung" 
umgeschwenkt. In den Verhandlungen wurde darauf hingewirkt, die Gewerkschaf­
ten „darauf festzulegen, daß sie die Frage der bezirklichen Organisation jetzt nicht 
ihrerseits in den Ländern aufrollen"140. Daß man damit die letzte Chance auf einen 
Kompromiß vertan hatte, wurde offenbar nicht von allen bedauert. So vermutete 
Kattenstroh schon im Mai 1952, daß Bestrebungen im „rechten Flügel" der Koali­
tion vorhanden waren, die Frage des Bundeswirtschaftsrates auf die nächste Legis­
laturperiode zu verschieben141. Und auch die Gewerkschaften reagierten zurück­
haltend, als Adenauer sie im Juli 1952 zu einer neuen Verhandlungsrunde auffor­
derte142. 

134 Vgl. die Äußerungen von Fette und Hoff in einem Gespräch mit der Bundesregierung am 
28.11.1951, Protokoll in: BAK, B 102/40924. 
135 BAK, B 136/2453, Erhard an Lenz, 29. 8. 1952. 
136 BAK, B 102/40924, Aktenvermerk über eine Besprechung mit DAG-Vertretern am 2. 4. 1952. 
137 So der CDU-Abgeordnete Dresbach am 17. 6. 1952, in: Die CDU/CSU-Fraktion 1949-1953, 
S. 571. Der Bundesausschuß der CDU hatte bereits im Dezember 1951 einen „Arbeitskreis Bun­
deswirtschaftsrat" eingerichtet, ohne jedoch zu einem Ergebnis zu kommen. Vgl. BAK, B 102/ 
40924, Bericht vom 4. 3. 1952, gez. Etzel. 
138 Vgl. Notiz von Lenz über eine Besprechung mit der DGB-Führung am 21. 5. 1951, in: Lenz, 
Im Zentrum der Macht, S. 341; ferner BAK, B 102/40925, Kattenstroh an Westrick, 1. 7. 1952; 
Thum, Mitbestimmung, S. 134-145. 
139 Vgl. Kabinettsprotokolle der Bundesregierung. Kabinettsausschuß für Wirtschaft, Bd. 1, 
S. 148 (Sitzung vom 4. 3. 1952); BAK B 102/40925, Seibt an Kattenstroh, 3. 6. 1952. 
140 BAK B 136/2453, Erhard an Adenauer, 2. 7. 1952, und Vermerk 14. 8. 1952, gez. Pühl; vgl. 
auch Seibt an Kattenstroh, 3. 6. 1952, in: BAK, B 102/40925. 
141 Vgl. CDU/CSU-Fraktion 1949-1953, S.565 f., Anm. 567. 
142 BAK, B 136/2453, Fette an Adenauer, 16. 6. 1952. 
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Vom Bundeswirtschaftsrat zum Sachverständigenrat 

Bis Anfang der sechziger Jahre wurde die Frage des Bundeswirtschaftsrates in 
regelmäßigen Abständen auf die Tagesordnung gesetzt, ohne daß sich ein tragfä­
higer Kompromiß abzeichnete143. Dies war nicht nur auf die sachlichen Divergen­
zen zwischen den beteiligten Parteien und Gruppen zurückzuführen, sondern 
auch auf die verfassungspolitischen Probleme, welche die Gründung eines sol­
chen Gremiums unweigerlich mit sich gebracht hätte. Obgleich Kanzler 
Adenauer und Teile des Arbeitnehmerflügels der CDU nach wie vor auf der Ein­
richtung eines Wirtschaftsrates beharrten144, rückte seine Verwirklichung immer 
weiter in die Ferne. Überlegungen, zunächst ein kleines Beratergremium als Pro­
visorium zu schaffen, wurden zunächst verfolgt, schließlich aber verworfen145. Es 
war nicht zuletzt dem energischen Widerstand des Wirtschaftsministeriums zu 
verdanken, daß die Angelegenheit nur halbherzig weiterbetrieben und immer 
wieder vertagt wurde146. So verwies Erhard bei Anfragen von Kabinettskollegen 
regelmäßig auf die komplizierte Rechtslage und bat um weitere Zeit zur Ausarbei­
tung eines entsprechenden Entwurfs. Bei anderer Gelegenheit unterstrich er die 
Notwendigkeit, daß dem Gesetz eine Einigung der Sozialpartner vorausgehen 
müsse. Versuche anderer Stellen, die Initiative zu ergreifen, wußte er mit Hinweis 
auf die Federführung des Wirtschaftsministeriums zu verhindern147. 

Doch wäre es falsch, das Scheitern des Bundeswirtschaftsrates allein auf 
Erhards dilatorische Strategie zurückzuführen. Zu unterschiedlich waren letztlich 
die Vorstellungen und Erwartungen, die Gewerkschafts- und Arbeitgeberver­
bände, konservative Staatsrechtler und katholische Sozialpolitiker Anfang der 
fünfziger Jahre mit einem solchen Gremium verbanden148. Als das Kanzleramt 
den Bundeswirtschaftsrat 1962 noch einmal in die öffentliche Diskussion brachte, 
war das Echo überwiegend negativ. Innerhalb der Gewerkschaften war längst eine 

143 Vgl. z.B. BAK, B 136/2453, Diskussionsentwurf zu einem Bundesgesetz über die Errichtung 
eines Bundeswirtschaftsrates, Dezember 1953; B 136/2454, Vermerk Haenlein/Prühl, 10. 2. 
1955, und Vermerk Hornschu, 8.7. 1955; B 136/7452, Gesetz über die Errichtung eines Bun­
deswirtschaftsrates (Diskussionsentwurf), gez. Praß, 20. 3. 1962, und Vermerk betr. Bundeswirt­
schaftsrat, 4.10.1962, gez. Walter. Vgl. auch Wirtschafts- und Sozialbeirat noch nicht tot, in: 
Handelsblatt vom 14. 8. 1962. 
144 Im September 1956 hatte Adenauer offenbar vorübergehend Abstand von seinem Vorhaben 
genommen; dies geht aus einem Schreiben Erhards an Globke vom 26. 9. 1956 hervor (BAK, 
B 136/2454); zur Haltung des Arbeitnehmerflügels der CDU, vgl. ebenda, Arnold an Erhard, 
7. 6. 1955. 
145 BAK, B 136/2453, Westrick an Lenz, 29. 8. 1952. 
146 BAK, B 136/2454, Erhard an Adenauer, 25.5. 1955 und 4.9. 1956; zusammenfassend: 
Ebenda, Vorlage für den Bundeskanzler betr. Haltung von Minister Erhard zur Frage der 
Errichtung eines Bundeswirtschaftsrates, gez. Praß, 31. 7. 1962. 
147 Vgl. z. B. Kabinettssitzung am 16. 2. 1955, in: Die Kabinettsprotokolle der Bundesregierung, 
hrsg. für das Bundesarchiv von Friedrich P. Kahlenberg, Bd. 8: 1955, bearb. von Michael Holl­
mann und Kai von Jena, München 1997, S. 140; BAK, B 102/40925, Erhard an MDB Wellhau­
sen, 13.12.1952; BAK, B 136/2453, Vermerk, 5.12.1953; Erhard an Globke, 30.11.1954. 
148 Vgl. auch die Bemerkungen von Haenlein/Prühl, Vermerk für die Kabinettsitzung betr. 
Bundeswirtschaftsrat, 10. 2. 1955, in: BAK, B 136/2454. 
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neue Generation von pragmatischen Führungskräften herangewachsen, welche 
der Idee der „Wirtschaftsdemokratie" wenig abgewinnen konnten. Das Konzept 
tauchte schon im Aktionsprogramm des DGB von 1955 nicht mehr auf und 
wurde vier Jahre später in Bad Godesberg auch aus dem Parteiprogramm der 
SPD gestrichen149. Im Arbeitgeberlager wollte man von einem Bundeswirtschafts­
rat ebenfalls nichts mehr wissen. Als der Bundesverband der Deutschen Industrie 
im Frühjahr 1957 in Köln ein Symposium zum Thema „Der Staat und die Ver­
bände" durchführte, vermochte sich kaum noch jemand für die Idee eines „Ver­
bändeparlaments" zu erwärmen150. Auch der Bundesausschuß für Wirtschaftspoli­
tik der CDU, der sich 1955 noch einmal mit der Frage eines Bundeswirtschaftsra­
tes befaßte und sogar einen entsprechenden Arbeitskreis einsetzte, nahm von 
dieser Idee Abstand151. Schließlich konnten sich auch führende Staatsrechtler, 
Politologen und Ökonomen kaum noch mit einer solchen Einrichtung anfreun­
den152. Der Gießener Volkswirt Hellmuth Seidenfuß zog 1962 eine Bilanz über 
die Debatte der frühen fünfziger Jahre. Für ihn war die Konjunktur, die dieses 
Thema in jener Zeit hatte, maßgeblich darauf zurückzuführen, daß „auf den 
Trümmern einer trostlosen Vergangenheit [...] die diffizile Aufgabe einer moder­
nen arbeitsteiligen Wirtschaft im modernen Sinne zu bewältigen" war. Der 
Wunsch nach einem institutionalisierten Interessenausgleich beruhte demnach 
auf der fundamentalen „Unsicherheit und Ratlosigkeit gegenüber den Aufgaben 
des wirtschaftlichen Menschen in einer neuen Welt". Angesichts der Festigung 
der Marktwirtschaft und der breiten Akzeptanz der parlamentarischen Demokra­
tie erschienen Seidenfuß alle neuerlichen Vorstöße in diese Richtung obsolet153. 

Doch auch in der Praxis ging man längst andere Wege. Seit Mitte der fünfziger 
Jahre kam es in regelmäßigen Abständen zu Gesprächen zwischen Regierung, 
Gewerkschaften und Arbeitgeberverbänden, um „aktuelle wirtschaftspolitische 

149 Aktionsprogramm des DGB vom 30. 3. 1955, in: Der Deutsche Gewerkschaftsbund 1949-
1956, S. 682-688 (wie Anm. 66); Das Godesberger Programm der SPD, in: Dieter Dowe/Kurt 
Klotzbach (Hrsg.), Programmatische Dokumente der deutschen Sozialdemokratie, Bonn 1990, 
S. 349-370. Allerdings gab es in Gewerkschaftskreisen nach 1955 immer noch Stimmen, die 
einen Bundeswirtschaftsrat als Instrument wirtschaftsdemokratischer Zielsetzungen befürworte­
ten; vgl. BAK, B 136/2454, Deutsche Angestellten Gewerkschaft, Die Verwirklichung der Wirt­
schaftsdemokratie in der Bundesrepublik Deutschland - Bundeswirtschaftsrat, Oktober 1962. 
150 Vgl. Wilhelm Beutler/Gustav Stein/Hellmuth Wagner (Hrsg.), Der Staat und die Verbände. 
Gespräch veranstaltet vom Bundesverband der Deutschen Industrie in Köln am 27. März 1957, 
Heidelberg 1957. 
151 BAK, NL Etzel, N 1254/167, Bundesausschuß für Wirtschaftspolitik der CDU, Protokoll der 
Sitzung am 17. 1. 1955; vgl. außerdem BAK, B 136/2454, Hornschu, Errichtung eines Bundes­
wirtschaftsrates, 7. 1. 1956. Hornschu betonte, daß „in Kreisen der CDU im Augenblick keine 
Neigung besteht, einen Bundeswirtschaftsrat zu installieren". 
152 Vgl. E. Schuster, Mitwirkung in der Wirtschaftspolitik, in: Hans Bayer (Hrsg.), Stellung der 
Arbeitnehmer in der modernen Wirtschaftspolitik, Berlin 1958, S. 172-178. 
153 Auch der Wissenschaftliche Beirat beim Bundeswirtschaftsministerium, der im Januar, Sep­
tember und Oktober 1964 ausführlich über das Thema „Zusammenwirken staatlicher und 
nichtstaatlicher Kräfte in der Wirtschaftspolitik" diskutierte, sprach sich gegen einen Bundes­
wirtschaftsrat aus. Sitzungsprotokolle in: Archiv des Instituts für Zeitgeschichte München, NL 
Hans Möller, ED 150/41 und 43. 
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Fragen in zwangloser Form" zu erörtern154. Erhard hatte solche „Sozialpartnerge­
spräche" Anfang 1955 erstmalig angeregt, um die Tarifparteien für seine wirt­
schaftspolitischen Ideen einzunehmen und zu einer „allgemeinen Entspannung 
der sozialpolitischen Lage" beizutragen155. Lange bevor unter der Großen Koali­
tion die Idee einer „Konzertierten Aktion" geboren wurde, hatte sich somit ein 
informelles Gesprächsforum etabliert, das Gewerkschaften und Wirtschaftsver­
bände in die Regierungsarbeit einband156. 

Zum anderen gewann die wissenschaftliche Politikberatung zunehmend an 
Bedeutung und verdrängte jenes in der Weimarer Republik entstandene korpora-
tistische Politikmodell, das auch den Plänen eines Wirtschaftsrates zugrunde lag. 
Schon 1955 hatte die FDP die Gründung eines obersten wissenschaftlichen Sach­
verständigengremiums angeregt, und ein Jahr später folgte die SPD mit einem 
ähnlichen Vorschlag157. Als Vorbild diente das amerikanische Modell des scientific 
policy counseling, das sich seit dem Zweiten Weltkrieg mit der Einrichtung zahlrei­
cher think tanks und Beratungsgremien etabliert hatte und das inzwischen auch 
in der Bundesrepublik als Grundlage modernen Politikmanagements angesehen 
wurde158. Wissenschaftliche Sachverständige sollten durch Beratungen und Gut­
achten in eigens geschaffenen Beiräten sowie in parlamentarischen Hearings 
eine möglichst rationale Ausgestaltung der Wirtschafts- und Sozialpolitik gewähr­
leisten. Dahinter stand die Vorstellung, daß die „politischen Interessenkämpfe 
endlich durch volkswirtschaftliche Sachkenntnis abgelöst" und „völlige Ent-Ideo-
logisierung, Ent-Politisierung, Versachlichung" in die Wirtschaftspolitik Einzug 
halten würden159. Das Konzept eines obersten Sachverständigengremiums wurde 
ausdrücklich als Gegenmodell zu einem Bundeswirtschaftsrat verstanden, doch 
Bundeskanzler Adenauer, der nach wie vor mit einem berufsständisch aufgebau­
ten Gremium liebäugelte, sperrte sich gegen alle diesbezüglichen Pläne. So dau-

154 Erhard an den Vorsitzenden des Gemeinschaftsausschusses der Deutschen Gewerblichen 
Wirtschaft Spennrath, 25. 5. 1955, in: BAK, B 136/2454. 
155 Ebenda, Erhard an Paulssen, 5. 7. 1955, und Bericht über Besprechung der Sozialpartner, 
3. 3. 1955; zusammenfassend: BAK, B 102/59380, Vermerk betr. Verlauf der Sozialpartner-
Gespräche seit Anfang 1955, gez. Walter, 17. 8. 1956. 
156 Vgl. auch BAK, B 102/59380, Vermerk 31.12.1963, gez. Wolf. Ende der sechziger Jahre ver­
suchte allerdings eine Gruppe von CDU-Politikern unter maßgeblicher Beteiligung von Hans 
Dichgans noch einmal einen Bundeswirtschaftsrat zu errichten, um den tripartistischen Gesprä­
chen der „Konzertierten Aktion" eine feste Struktur zu geben. Materialien dazu in BAK, NL 
Hans Dichgans, N 281/36. Die Initiative wurde vom DGB unterstützt, stieß allerdings in Wirt­
schaftskreisen auf geringe Zustimmung; vgl. Ständekammer, in: Börsen Zeitung vom 23.4. 
1970; Kurt Stevens, Bessere Informationen statt neuer Räte, in: Industriekurier vom 15. 4. 1970. 
157 Antrag der Fraktion der FDP betr. Bildung eines Konjunkturbeirates vom 11.10.1955, in: 
Verhandlungen des Deutschen Bundestages, 2. Wahlperiode, Anlagen zu den stenographischen 
Berichten, Drucksache 8; Antrag der Fraktion der SPD betr. Entwurf eines Gesetzes zur Förde­
rung eines stetigen Wachstums der Gesamtwirtschaft vom 6. 6. 1956, in: Ebenda, Drucksache 
2428. 
158 BAK, B 136/2454, Bericht Dr. Praß, 31. 8. 1956. 
159 Albert Wissler, Wissenschaft und Politik nach den Erfahrungen der modernen empirischen 
Konjunkturforschung, in: Erwin von Beckerath/Fritz W. Meyer/Alfred Müller-Armack (Hrsg.), 
Wirtschaftsfragen der freien Welt, Frankfurt a. M. 1957, S. 295-306, hier S. 300 u. 306. 

VfZ 2/2003 



260 Aufsätze 

erte es noch mehrere Jahre, bis 1963 - unter der Kanzlerschaft Erhards - nach 

zähen politischen Verhandlungen der „Sachverständigenrat zur Begutachtung 

der gesamtwirtschaftlichen Lage" gegründet wurde160. Die bundesdeutsche Wirt­

schaftspolitik war nun endgültig aus dem Schatten Weimars herausgetreten. 

160 Vgl. Ernst Helmstädter, Die Vorgeschichte des Sachverständigenrates und ihre Lehren, in: 
Volker Nienhaus/Ulrich van Suntum (Hrsg.), Grundlagen und Erneuerung der Marktwirt­
schaft. Festschrift für Hans Besters, Baden-Baden 1988, S. 155-184; Alfred E. Ott, Der erste 
Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung. Einige Remi­
niszenzen, in: Jahrbücher für Nationalökonomie und Statistik 205 (1988), S. 1-10; Otto 
Schlecht/Ulrich van Suntum (Hrsg.), 30 Jahre Sachverständigenrat zur Begutachtung der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, Krefeld 1995; Alexander Nützenadel, Wissenschaftliche 
Politikberatung in der Bundesrepublik. Die Gründung des Sachverständigenrates zur Begutach­
tung der gesamtwirtschaftlichen Lage 1963, in: Vierteljahrschrift für Sozial- und Wirtschaftsge­
schichte 89 (2002), S 288-306. 
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Was hinter den dicken Mauern der vatikanischen Archive verwahrt wird, ist nicht 
zuletzt deshalb häufig Objekt der Spekulation, weil vieles so lange unzugänglich ist. 
Hansjakob Stehle, Historiker und Journalist, gestattet uns einen Blick hinter die Kulis­
sen. Man hat ihm nämlich die privaten Papiere eines päpstlichen Beamten überlassen, 
der viele Jahre lang auch den sowjetischen Geheimdienst mit Interna aus dem Vatikan 
versorgte - unter anderem mit Berichten des päpstlichen Nuntius in Bonn, die hier erst­
mals abgedruckt werden. 

Hansjakob Stehle 

Geheimes aus Bonn für Moskau vom Vatikan 
Der vielseitige Agent Monsignore Edoardo Prettner-Cippico und sein Nachlaß 

Zur historischen Mystifizierung und politischen Banalisierung „des" Vatikans hat 
schon immer die traditionelle Verschlossenheit dieser Zentrale der römisch-katho­
lischen Weltkirche beigetragen. Was hinter den dicken Mauern des Vatikans ver­
wahrt wird, gilt per se als spektakulär und auf ewig unzugänglich. Umso größer ist 
die Aufmerksamkeit, wenn - aus welchen Gründen auch immer - dann doch ein 
Blick in das Arkanum des Vatikans möglich wird. Um einen besonders krassen Fall 
solcher Geheimnislüftung handelt es sich in der vorliegenden Dokumentation; es 
geht um die privaten Aktivitäten eines päpstlichen Beamten, der im 20. Jahrhun­
dert Agent des amerikanischen und sowjetischen Geheimdienstes war und als sol­
cher vieles aus dem Vatikan trug, was strenger Geheimhaltung unterlag: Monsi­
gnore Edoardo Prettner-Cippico (1905-1983). Aufzeichnungen und Kopien der 
Informationen, die er seinen Geldgebern lieferte - darunter auch die hier do­
kumentierten Berichte des Nuntius in Bonn aus den sechziger und siebziger Jah­
ren - , fanden sich in seinem Nachlaß, mit dessen Hilfe auch die Hintergründe sei­
nes bewegten Lebens beschrieben werden können1. 

Aus einer zweisprachigen Familie im damals österreichischen Triest stammend, 
studierte Prettner-Cippico Theologie an der Päpstlichen Universität Gregoriana 
in Rom. Protegiert durch die mit seinem Onkel, Senator Prettner, befreundeten 
Bischöfe von Triest und Trient, hoffte er, eine vor allem finanziell ergiebige kirch­
liche Karriere zu machen, „ohne priesterliche Berufung zu verspüren". So 
bezeugt es jedenfalls Giuseppe Di Meglio (geb. 1911), ein mit ihm aufgewachse­
ner Vatikandiplomat2, aber auch ein Brief, den Prettner-Cippico am 27. Februar 

1 Am 11.5. 1983, vier Wochen nach dem Diabetes-Tod Prettner-Cippicos, begann dessen -
wenig später verstorbene - Lebensgefährtin, die Südtirolerin Waltraud Lechner, dem Verfasser 
Einblick in die Tagebücher des „Monsignore" (wie sie ihn titulierte) zu ermöglichen und große 
Teile seines Privatarchivs zu überlassen. - In den Quellen und in der Literatur zu Prettner-Cip­
pico findet sich immer wieder auch der Vorname Eduardo, was wahrscheinlich auf seine deut­
sche Abstammung zurückzuführen ist. 
2 Gespräch Di Meglios mit dem Verfasser am 11. 10. 1983: Prettner-Cippico sei eine „doppelte 

Persönlichkeit" gewesen: „berechnend, kühl, höflich, pünktlich, präzise, total selbstbeherrscht". 
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1933 an seine Mutter schrieb: Ohne jeden religiösen Akzent ist da nur von seiner 
mit zwölfhundert Lire Monatseinkommen verbundenen Ernennung zum Bürose­
kretär der „Päpstlichen Kommission für Rußland" die Rede. 

In dieser Stellung geriet er alsbald in den begründeten, doch unbewiesenen Ver­
dacht, in eine Dokumenten-Diebstahls-Affäre verwickelt zu sein, die zum Sturz des 
Präsidenten der Rußland-Kommission, des Bischofs Michel d'Herbigny S.J., führte3. 
Vorher wurde Prettner-Cippico aber noch zum Archivar der Kommission ernannt, 
eine Position, die er nach deren Auflösung auch in der Ostkirchen-Kongregation 
und ab 1940 im vatikanischen Außenministerium (Congregazione degli Affari 
Ecclesiastici Straordinari) mit dem Titel eines päpstlichen Hausprälaten behielt. 
Und dies obwohl - oder weil? - er der Meinung war, inmitten einer „Sammlung 
von Hirnlosen und Ignoranten" tätig zu sein4. Öffentliche Vorwürfe, daß er schon 
damals dem sowjetischen Geheimdienst Dokumente verkauft habe, wies er auch 
nach Jahrzehnten nicht als Beleidigung zurück6, sondern mit dem Hinweis, im 
Zweiten Weltkrieg vor allem für die Amerikaner tätig gewesen zu sein. 

So scheint es auch gewesen zu sein. Denn schon einige Wochen nach dem 
Ende der deutschen Besetzung Roms erhielt der mit „Graf' titulierte Prälat am 
16. Juli 1944 einen von Oberstleutnant Andrew J. Torrielli unterzeichneten Dan­
kesbrief für die „unschätzbare Hilfe", die er dem „Office of Strategic Services" 
geleistet habe. Am 22. Januar 1945 ging ihm sogar eine vom OSS-Chef William J. 
Donovan unterzeichnete Ehrenurkunde mit dem Hinweis zu, daß „Monsignore 
Edoardo Cippicos6 Bemühungen im historischen Archiv des OSS der USA doku­
mentiert" seien. Gemeint war damit wohl, daß in Cippicos vatikaneigener, also 
exterritorialer Wohnung in der Via Porta Angelica 15 ein amerikanischer 
Geheimsender versteckt war, organisiert von einem Jugendfreund Cippicos, den 
er im Juli 1943 auch dem neuen Botschafter des Hitler-Reichs beim Vatikan, 
Ernst von Weizsäcker, empfahl, als dieser einen kirchen- und sprachkundigen 
„Gesprächspartner" suchte7: Antonio Milo di Villagrazia (1905 - 1988), ein wendi­
ger, stets zwischen Europa und Amerika pendelnder Jurist, Publizist, Verleger, 
Übersetzer, Finanzberater, Grundstücksmakler und - in allen Bereichen -
Geheimdienstmitarbeiter. Dieser bezeugte auch, was später durch den jüdischen 
Gelehrten Luciano Morpurgo bestätigt wurde, daß Cippico seit 1935 und vor 
allem 1943/44 verfolgten Juden half, indem er - nicht immer ganz selbstlos -

3 Vgl. Paul Lesourd, Le Jésuite Clandestin. Monsignore Michel d'Herbigny entre Rome et Mos-
cou, Paris 1976, S. 149 u. 161; Antoine Wenger, Rome et Moscou 1900-1950, Paris 1987, S. 444; 
Hansjakob Stehle, Geheimdiplomatie im Vatikan. Die Päpste und die Kommunisten, Zürich 
1993, S. 148 ff. u. 414. 
4 Tagebuchnotiz vom 27. 2. 1933. 
5 „Damals, als ich Archivar gewesen bin, konnte doch jeder aus dem Vatikan Dokumente nach 

Hause tragen" (im Gespräch mit dem Verfasser am 18. 1. 1978). 
6 Seinen deutschen Vaternamen „Prettner" hatte er im Kontakt mit den westlichen Alliierten 

vermieden. 
7 Notiz Di Meglios am 9. 7. 1943: „Prettner hat mir einen Advokaten aus Triest von bester 

katholischer Einstellung empfohlen. Seine Exzellenz Weizsäcker hat ihn akzeptiert." Vgl. Actes 
et Documents du Saint Siege relatifs à la Seconde Guerre Mondiale, Bd. 7, Vatikan 1973, S. 476. 

VfZ 2/2003 



Hansjakob Stehle: Geheimes aus Bonn für Moskau vom Vatikan 265 

etwa ihre Wertpapiere und Juwelen versteckte und Informationen über die zioni­
stische Bewegung sammelte8. 

Mit diskreter Hilfe seines Freundes Milo nutzte Prettner-Cippico in den Nach­
kriegsjahren seine Kontakte zu Industriellen, zur Vatikanbank und zu weltweit 
operierenden Ordensgemeinschaften für zahlreiche - damals illegale - Devisen-
Transaktionen in Höhe von vielen Millionen Dollar. Als 1947 deshalb polizeiliche 
und richterliche Ermittlungsverfahren gegen ihn eingeleitet wurden, versuchte 
der Vatikan diesen zuvorzukommen: Am 5. September wurde er seines Amtes als 
Archivar im Staatssekretariat enthoben und am 10. Februar 1948 in aller Stille in 
einem Turmzimmer der Vatikanbibliothek inhaftiert. Mit seiner Flucht, die ihn 
nach drei Wochen Haft, vorbei an der ahnungslosen Schweizer Garde des Vati­
kans, direkt zur italienischen Polizei führte, gelang es ihm, den beabsichtigten 
politischen und antiklerikalen Skandal zu erregen. Zur Strafe wurde er kurz dar­
auf von einer Kardinalskommission „laisiert", er verlor also die priesterliche Legi­
timation. Nach zwei Jahren Untersuchungshaft im Gefängnis „Regina Coeli" in 
Rom und nach langen Verhören kam es erst nach weiteren zwei Jahren zum Pro­
zeß, der mit einer Verurteilung „wegen Betrugs in sieben Fällen" endete, die 
jedoch im Revisionsverfahren 1956 wieder aufgehoben wurde9. 

Als der gutmütige Papst Johannes XXIII. am 1. Juni 1959 dem Bestraften 
erlaubte, sich wieder als Priester zu bezeichnen und „nur zu Hause" die Messe zu 
zelebrieren, lebte Prettner-Cippico schon lange wieder in seiner Vatikanwohnung 
in der Via Porta Angelica 15 und schrieb an einem Buch10, in dem er mit Blick auf 
die Jahrtausendwende für innerkirchliche Reformen plädierte, wie sie bald vom 
Zweiten Vatikanischen Konzil (1962 - 1965) in Gang gesetzt wurden. Dabei wandte 
er sich auch gegen Berührungsängste gegenüber dem Kommunismus und ver­
wahrte sich dagegen, daß „ein Priester, der Kontakte mit Bürgern kommunistischer 
Länder hat", des Philo-Kommunismus bezichtigt werde11. Einen solchen Kontakt 
begann er selbst Anfang der sechziger Jahre, als seine weitere kirchliche Rehabili­
tierung in Gang kam12, aufzubauen: In der Botschaft der Volksrepublik Ungarn in 
Rom saß, im Rang eines Vizekonsuls, als Resident des sowjetischen Geheimdienstes 
der ehemalige Polizeioffizier János Bogye13. Wie er Bogye kennenlernte, ist nicht 
überliefert. Klar ist aber, daß Prettner-Cippico ihn reichlich versorgte. Bogyes 

8 Brief Morpurgos an die Zeitung „Il Messaggero", Rom, 8. 3. 1948; vgl. auch die Verteidigungs­
schrift Edoardo Prettner-Cippicos, Il mio „Scandalo", Rom 1951, S. 16 f. 
9 Die Kopie des 24-seitigen Protokolls der Verhöre vom 3.6. bis 14. 10. 1949 befindet sich hand­

schriftlich signiert im Nachlaß. Vgl. auch Hansjakob Stehle, Graue Eminenzen - dunkle Exi­
stenzen. Geheimgeschichten aus vatikanischen und anderen Hinterhöfen, München 2000, 
S. 9-24. 
10 Es erschien mit dem Titel „La Chiesa verso il 2000", Rom 1962. 
11 Ebenda, S. 233. 
12 Sie endete damit, daß ihm sein alter Bürokollege Montini (seit 1962 Papst Paul VI.) die 
Gnade gewährte, auch öffentlich wieder geistliche Kleidung zu tragen (lt. Fotokopie der Mittei­
lung des „Vicariato di Roma" an das Einwohnermeldeamt v. 14. 3. 1967 im Nachlaß). 
13 Information des ehem. ungarischen Botschafters in Rom, József Szall (geb. 1921), der Chef 
von Bogye war, im Westen blieb und in Mailand lebt. 
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Name stand - handschriftlich, auch abgekürzt „per B." - über den Kopien von 
Hunderten von Berichten, die Prettner-Cippico ihm zwischen 1963 und 1971 ver­
kaufte. Die Berichte erhielt Prettner-Cippico - gegen eine als „elemosina" (Almo­
sen) bezeichnete Gebühr - von befreundeten früheren Kollegen aus dem Vatikan; 
oft waren sie mit deren abgekürzten Namen gezeichnet. Um den Wert dieser Infor­
manten zu belegen, nannte Prettner-Cippico sogar zweimal ihre Namen mit Perso­
nenbeschreibung14: „Monsignore Ferruccio Repanaj, consultore im Staatssekreta­
riat [...] wurde spät Priester, [...] kontrolliert Ein- und Ausgang päpstlicher Doku­
mente, korrigiert, macht Vorschläge [...] von scharfer Intelligenz [...]. 
Monsignore Luigi Novarese, in der zweiten Sektion des Staatssekretariats [...] 
Direktor eines Hilfswerks, das Pilgerfahrten organisiert. Wenn er damit beschäftigt 
ist, hat er Erlaubnis, sich aus dem Büro zu entfernen [...]. Monsignore Oscar 
Zanera [...] war in der zweiten Sektion des Staatssekretariats, ist jetzt Weihbischof 
des Kardinalvikars von Rom, kommt in seiner Freizeit immer ins Staatssekretariat, 
um Probleme und Dokumente zu besprechen [...]. Monsignore Francesco 
Chiaurri, seit 35 Jahren Archivar der Affari Straordinari [vat. Außenministerium] 
[...] bescheiden und verschwiegen, braver Angestellter ohne starke Persönlichkeit 
[...]. Monsignore Giuseppe De Marchi [...] war immer Diplomat im Staatssekreta­
riat [...] hatte die Aufgabe, bei Sitzungen der einzelnen Ressorts-Chefs alle behan­
delten Argumente zusammenzufassen [...]. Er verständigt die Kardinäle dann 
über die Entscheidung des Papstes [...]. Er soll an der päpstlichen Diplomatenaka­
demie Geschichte lehren und bezieht in Kürze eine Wohnung auf dem Aventin." 

Äußerst diskret nutzte Prettner-Cippico auch seine aus langen Jahren gemein­
samer Arbeit als Archivare (1940 - 1947) stammende Bekanntschaft mit dem 
neun Jahre jüngeren Agostino Casaroli (1914 - 1998), der 1979 zum Kardinal­
staatssekretär von Johannes Paul II. aufstieg und die umstrittene Ostpolitik des 
Vatikans im Frühjahr 1963 mit einer Reise nach Budapest begonnen hatte. 
Damals warnte ihn der im Asyl der amerikanischen Gesandtschaft lebende Kardi­
nalprimas Mindszenty: „Die Kommunisten wissen alles!"15 Doch nicht nur sie 
erhielten über ihren Agenten Bogye Informationen. Auch westliche Geheimdien­
ste wurden von ihm bedient. 1964 begründete Prettner-Cippico, unterstützt vom 
französischen Informationsminister Alain Peyrefitte (1925-1999)16 und von der 

14 Auszüge aus Kopien von Informations-Notizen vom 4. 12. 1967 und 8. 12. 1969, die sich im 
Nachlaß fanden (mit Hinweisen auf die beginnende Kurien-Reform, die „keine sensationellen 
Veränderungen", doch eine „immer größere Zahl von nichtitalienischen Beamten" mit sich 
bringe). 
15 Vgl. Agostino Casarolis Memoiren-Fragement: Il martirio della pazienza. La Santa Sede e i 
paesi comunisti 1963-1989, Turin 2000, S. 50: Mindszenty habe zu ihm gesagt, die Amerikaner 
hielten sich für sicher vor Spionen, „sed non sunt: communistae omnia sciunt". - Lange wohnte 
Casaroli im gleichen vatikaneigenen Haus wie Prettner-Cippico (Via Porta Angelica 15) und 
kümmerte sich noch in den siebziger Jahren um die Pension des „povero" (Armen), wie er 
dem Verfasser sagte (Gespräch in Krakau am 2. 6. 1990). 
16 Brief des Ministers vom 19. 9. 1964 an seinen Vetter Roger Peyrefitte (1907-2000), der seinen 
antivatikanischen Skandalroman „Les Clés de Saint Pierre" (deutsch 1964: „Die Schlüssel von 
St. Peter") am 5. 5. 1955 seinem Freund Prettner-Cippico „liebevoll [...] als Ausdruck höchster 
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amerikanischen Bischofskonferenz, ein „Katholisches Zentrum für Öffentliche 
Beziehungen", in dessen Führungsspitze er seinen Namen nicht nennen ließ. 
Wieder stützte er sich dabei auf seinen Freund Milo di Villagrazia, der 1970 nach 
langjährigem Amerika-Aufenthalt nach Rom zurückkehrte, hier 1973 eine inter­
nationale Investment-Gesellschaft (Minimum-Anlage 21 Millionen US-Dollar) 
gründete und für Prettner-Cippico einen „Forschungs- und Informationsdienst" 
im prächtigen Palazzo Massimo alle Colonne einrichtete17. Milo habe ihn beauf­
tragt, „hier Berichte über die politisch-soziale Lage verschiedener Länder abzufas­
sen. [...] Jeden Morgen komme ich und bleibe mit meiner treuen Haushälterin 
bis zum Abend", schrieb er am 8. Juni 197518. 

Von dieser etwa fünfjährigen geheimdienstlichen Tätigkeit Prettner-Cippicos 
fanden sich nur wenige Spuren im Nachlaß, da - angeblich durch einen Ein­
bruchsdiebstahl - viele Papiere verschwunden sind. Bis zu seinem Tod 1983 ver­
suchte er neue Quellen der Geldbeschaffung zu erschließen19, vor allem befaßte er 
sich aber mit den Kopien der vielen tausend Nuntiatur-Dokumente und Berichte 
aus 21 Ländern20, die ihm seine fünf namentlich genannten Zuträger aus dem Vati­
kan bis Anfang der siebziger Jahre in seine Wohnung gebracht hatten. 

In dieser letzten Periode, 1966 bis 1971, entstanden die hier abgedruckten 
Berichte des päpstlichen Nuntius in Bonn, Corrado Bafile, die im Vatikanarchiv 
noch lange nicht zugänglich sind. Es sind zwar alle, die sich als Kopien in Prett­
ner-Cippicos hinterlassenen Papieren fanden, doch gewiß nicht alle, die dieser 
Nuntius während seiner sehr langen Tätigkeit in Bonn (1960 bis 1975) dem Vati­
kan schickte. Vor allem fehlen unmittelbare Berichte über die Entstehung der 
Ostverträge von 1970/71, aber die vorliegenden Dokumente zeigen, wie sich 
Bafile in den Jahren der Großen Koalition und dann der SPD/FDP-Koalition um 
objektive Lage-Analysen bemühte21. Ob deren Lektüre den sowjetischen Kunden 
Prettner-Cippicos große Überraschungen boten, ist zu bezweifeln: Bafile war rela­
tiv skeptisch bezüglich der Demokratiefestigkeit der deutschen Gesellschaft und 
schloß sogar einen nationalistischen Rückschlag nicht ganz aus. In seinen Berich-

Gerechtigkeit" gewidmet hatte und am 2. 12. 1955 in einem Dankesbrief dazu beglückwünscht 
wurde, daß er der „petite clique dominante" einen Schock versetzt habe. (Kopie im Nachlaß). 
17 Ein „streng vertrauliches Geschäftsmemorandum" dieser „TRI Holdings S.A." vom 1. 7. 1973 
verzeichnet außer Gesellschaftssitzen in Luxemburg, den Niederlanden und den Bermudain­
seln als italienischen Standort nur dieses Informationsbüro. (Das Exemplar wurde dem Verfas­
ser bei seinem einzigen Gespräch mit Prettner-Cippico am 18. 1. 1978 überreicht.) 
18 Brief an seinen Freund, den emeritierten Erzbischof von Triest, Antonio Santin (geb. 1895), 
Kopie im Nachlaß. Santin, der sich besonders für Jugoslawien interessierte, unterstützte immer 
wieder Prettner-Cippicos „Informations-Aktivitäten". 
19 So bot er - vergebens - in einem Brief vom 31. 3. 1980 dem Verfasser an, zwei Ölgemälde, 
von Tizian und Van Dyck, mit „höchster" Provision in ein „reicheres Land als Italien" zum Ver­
kauf zu transportieren (was damals illegal gewesen wäre). 
20 BRD, Schweiz, Niederlande, Großbritannien, USA, Frankreich, Österreich, Dänemark, 
Irland, Spanien, Portugal, Finnland, Kanada, Türkei, Israel, Ägypten, Nigeria, Chile, Südviet­
nam, Indien, Australien. 
21 1903 geboren und seit 1939 im diplomatischen Dienst, lebt Bafile als emeritierter Kurien-
Kardinal in Rom, wollte jedoch nicht mehr befragt werden. 
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ten spiegeln sich außerdem die Hoffnungen, die er selbst, aber wohl auch ein­
flußreiche Kräfte im Vatikan, an die Ostpolitik Brandts knüpften - und schließ­
lich auch die Enttäuschungen, weil Brandts Initiativen in der DDR und in Mos­
kau nicht die erwartete Resonanz fanden22. Der historische Wert dieser Berichte 
liegt wohl weniger in ihrem Inhalt begründet; bedeutsamer ist der verschlungene 
Weg ihrer Überlieferungsgeschichte und vor allem die Tatsache, daß sie über­
haupt zugänglich sind - wenngleich man sich davor hüten sollte, von den weni­
gen Berichten Bafiles auf den Quellenwert seiner gesamten Berichterstattung 
oder gar der Nuntiaturberichte im 20. Jahrhundert generell zu schließen. Denn 
niemand vermag ja zu sagen, was in den übrigen Berichten steht und an welchen 
Auswahlkriterien sich diejenigen orientierten, die Prettner-Cippico mit Material 
versorgten: Regierte der Zufall? Speiste man ihn gar mit schnöden Routinebe­
richten ab, während man ihm die eigentlichen Sensationen vorenthielt? Über die 
Schätze des vatikanischen Archivs darf also weiter spekuliert werden. 

Dokument 123 

Bericht Bafiles vom 18. Januar 1966 

Unter dem Anschein einer ausreichenden wirtschaftlichen Stabilität und einer 
entsprechenden Entwicklung (auch wenn die Zunahme der Produktivität nicht 
mehr die der vergangenen Jahre ist) hat sich die psychologische Lage Deutsch­
lands ständig verschlechtert. Das Bündnis zwischen Adenauer und De Gaulle 
hatte die deutschen politischen Kreise hoffen lassen, einen lang dauernden Grad 
von Ruhe erreicht zu haben. Doch als Frankreich bemerkte, daß Deutschland wie 
vorher an die Vereinigten Staaten gebunden bleibt, hat es schnell seine Gefühle 
gegenüber Deutschland verändert, und in diplomatischen Kreisen hier spricht 
man von Frankreich schon als einem deutschfeindlichen Land. Da es sicher 
erscheint, daß die Reise von De Gaulle nach Moskau24 der Anfang einer dauer­
haften Annäherung zwischen Frankreich und Rußland sein wird, fürchtet man 
hier, isoliert zu bleiben. Aber man fürchtet noch mehr, daß auch die Vereinigten 
Staaten - um den Weltfrieden zu garantieren und Chinas Expansion in Asien zu 
verhindern - bessere Beziehungen zu Rußland anstreben und so dazu verleitet 
werden, die Ansprüche Deutschlands auf die Gebiete Ostdeutschlands zu verges­
sen. Diese Befürchtung - nämlich von Frankreich „verraten" zu sein und dann 
auch von den Vereinigten Staaten verraten zu werden - erfüllt die regierenden 
Politiker in Bonn mit Bestürzung - und zwar nicht nur wegen der Tatsache an 

22 Bafile halte man „für einen typischen italienischen Konservativen", der dazu neige, „die deut­
schen Kirchenmänner als heimliche Lutheraner zu betrachten" (Frederic Spotts, Kirchen und 
Politik in Deutschland, Stuttgart 1976, S. 36). Bafile wurde 1963, vor dem Rücktritt Bundeskanz­
ler Adenauers, mit dem Großen Bundesverdienstkreuz ausgezeichnet. Nach seiner Rückkehr in 
den Vatikan wurde er 1976 zum Präfekten der Kongregation für Heiligsprechungen ernannt. 
23 Die Übersetzung der Dokumente vom Italienischen ins Deutsche erfolgte durch den Verfasser. 
24 Präsident De Gaulle reiste zum 25. Jahrestag des deutschen Angriffs auf die Sowjetunion am 
21.6. 1966 nach Moskau. Vgl. Ulrich Lappenküper, Die deutsch-französischen Beziehungen 
1949-1963. Von der „Erbfeindschaft" zur „Entente élémentaire", München 1998. 
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sich, sondern auch wegen der Konsequenzen, die das für die innenpolitische 
Lage hätte. Man ist überzeugt, daß - wenn dies geschähe - die nationalistischen 
Strömungen immer stärker würden (sie sind schon ziemlich stark) und leichtes 
Spiel hätten und der öffentlichen Meinung sagen könnten: Seht ihr, was ihr 
davon habt, gute Demokraten zu sein? Man verliert alles! Und als ob diese rein 
politischen Besorgnisse noch nicht genügen würden, gibt es auch noch solche, 
die sich aus den Ungewißheiten ergeben, die noch immer die Verwirklichung des 
Gemeinsamen Marktes belasten. Deutschland hatte die Beteiligung am vereinten 
Europa vor allem deshalb mit Begeisterung akzeptiert, weil es sicher war, Europa 
allmählich industriell beherrschen zu können durch die starke Konkurrenzfähig­
keit der deutschen Industrie und das Organisationstalent der deutschen Techni­
ker, das gewiß viel größer ist als das der anderen Länder des Kontinents (abgese­
hen von England). Deutschland hatte in gewissem Sinne das Glück, durch Bom­
bardierungen zerstört zu werden: deshalb sind fast alle seine Industriebetriebe 
neu und nach 1947 nach modernsten Kriterien wiederaufgebaut worden, wäh­
rend fast alle französischen, die meisten italienischen und viele der anderen Län­
der des Gemeinsamen Marktes sehr alt, wenn auch modernisiert sind und 
dadurch viel weniger rentabel. Jetzt aber beginnt auch die Hoffnung auf eine 
industrielle Beherrschung Kontinentaleuropas in Deutschland zu schwinden, 
und ein Zustand der Ratlosigkeit gegenüber der Zukunft breitet sich aus; eine 
Ratlosigkeit, die dem Beobachter nicht oberflächlich erscheint, sondern sehr 
offenkundig ist für jeden, der die Lage gründlich prüft. 

Dokument 2 
Bericht Bafiles vom 16. Februar 1966 

Fast alle deutschen Bischöfe haben sich gegenüber einer Reise des Heiligen Vaters 
nach Polen abgeneigt gezeigt, und dies aus vielen Gründen25. An erster Stelle sind 
sie sicher, daß die polnische Regierung die Reise zum Vorteil des Kommunismus 
ausnützen würde, indem sie diese als eine implizite Billigung des herrschenden 
politischen Systems in Polen interpretieren würde. Und auch wenn der Heilige 
Vater - wie er beabsichtigt - seinen Besuch auf Tschenstochau und Krakau begren­
zen würde, gäbe es die gleiche politische Ausnutzung der Reise von Seiten der 
Regierung. Wenn dann der Heilige Vater daran dächte, die Gelegenheit zu nutzen 
- wie ihm einige vorschlugen, um einen sehr kurzen Abstecher nach Deutschland 
zu machen, dann würde man das Risiko eingehen, daß es zu feindseligen Demon­
strationen gegen den Papst seitens des starken Bundes der Vertriebenen kommt, 
der zum großen Teil aus Katholiken mit stark nationalistischer Tendenz besteht. 
Sie würden die Reise des Heiligen Vaters nach Polen als einen Angriff auf ihr 

25 Zu den Hintergründen der Debatte um eine etwaige Polenreise Pauls VI. zur Tausendjahr­
feier des Christentums in Polen vgl. Antoni Dudek, Panstwo i Kosciol w Polsce 1945-1970, Kra­
kau 1995, S. 181-210; Edith Heller, Macht - Kirche - Politik. Die Briefwechsel zwischen den pol­
nischen und deutschen Bischöfen 1965, Köln 1992; Hansjakob Stehle, Nachbar Polen, Frank­
furt a.M. 21968, S. 142-144; ders., Geheimdiplomatie im Vatikan, S. 321-324. 
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patriotisches und religiöses Gefühl betrachten, da ja Deutschland noch immer die 
Gebiete der Oder-Neiße-Linie zurückfordert. Hier stellt man fest, daß die Lage 
anders wäre, wenn der Heilige Vater ein deutschsprachiges Land aus einem beson­
deren historischen Anlaß besuchen würde und dann im gleichen Jahr Polen. Dann 
könnte die polnische Regierung nicht behaupten, daß der Heilige Vater eine 
besondere Geste gegenüber einem Land mit kommunistischer Ideologie macht, 
und man würde so alle entsprechenden politischen und sozialen Gefahren vermei­
den. Jedoch konnte kein Bischof irgendeine besondere Gelegenheit für einen 
Besuch des Heiligen Vaters in Deutschland, Österreich oder wenigstens der deut­
schen Schweiz vorschlagen. Die zahlreichen Jubiläen, die es in diesem Jahr gibt, 
sind alle von lokaler Bedeutung und können sicher nicht mit dem Millennium des 
polnischen Christentums verglichen werden. Man muß auch die schwierige aktu­
elle Situation der Christlich-Demokratischen Union in Betracht ziehen, wo eine 
starke Minderheit gegen die amerikafreundliche und internationalistische Politik 
des Kanzlers Erhard ist und einen mehr patriotisch gefärbten Konservativismus vor­
ziehen würde26. Eine Polen-Reise des Papstes, die sich leicht ins Licht einer 
Freundschaft gegenüber linken Tendenzen rücken ließe, könnte als Gegenreaktion 
eine gewaltige Selbstbehauptung der christdemokratischen Rechten provozieren, 
die sich heute nicht so heftig regt wie in der Vergangenheit. 

Natürlich beabsichtigen solche Betrachtungen nicht die ehrwürdigen Entschei­
dungen des Heiligen Vaters zu beeinflussen, sondern wollen nur alle Aspekte des 
Problems unter jedem Gesichtspunkt darlegen. 

Dokument 3 
Bericht Bafiles vom 1. Juni 1966 

In den letzten Wochen hat sich die Lage in Deutschland aus drei Hauptgründen 
wieder verschlechtert: An erster Stelle droht die wirtschaftliche Stabilität nicht 
lange zu dauern. Denn die Nachfrage nach Arbeitskräften erhöht sich fast stän­
dig, während die Produktivität sinkt oder besser: sich nicht mehr so erhöht wie 
vor fünf und mehr Jahren. Deshalb fürchten die Fachleute, daß man in einigen 
Jahren an die Grenze stößt, hinter der eine so florierende Entwicklung der 
Unternehmen wie bisher nicht mehr möglich sein wird. 

An zweiter Stelle verbreitet sich die Überzeugung, daß die Einheit Deutschlands 
noch zu ferne ist und vielleicht nicht mehr möglich sein wird. Daher fürchtet man, 
daß die nationalistischen Strömungen, die vor allem im Norden ziemlich stark 
sind, wo sich die Flüchtlinge aus dem Osten angesammelt haben, zu viel Kraft 
gewinnen bis zu dem Punkt, wo sie der Regierung Bedingungen stellen können. 

26 Der 66jährige Ludwig Erhard, der als „Vater des deutschen Wirtschaftswunders" galt, wurde 
am 16. 10. 1963 Nachfolger des 87jährigen Bundeskanzlers Konrad Adenauer und regierte mit 
einer CDU/CSU-FDP-Koalition bis zum 1.12. 1966. Vgl. Volker Hentschel, Ludwig Erhard. Ein 
Politikerleben, Berlin 1998; Rainer A. Blasius (Hrsg.), Von Adenauer zu Erhard. Studien zur 
Auswärtigen Politik der Bundesrepublik Deutschland 1963, München 1994; Volkhard Laiten-
berger, Ludwig Erhard. Der Nationalökonom als Politiker, Zürich 1986. 
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An dritter Stelle - und das ist die größte Sorge - bemerken die deutschen 
Regierenden, daß man immer mehr auf Frankreich hört. Wenn dieses sich hinter 
dem Rücken Deutschlands mit der Sowjetunion verständigt - und sei es nur zu 
einem friedlichen Zweck - , wird Deutschland kein Mittel haben, um zu reagie­
ren. Die Nato-Länder sind nach ihren eigenen Worten für Deutschland, doch in 
Wirklichkeit sind die skandinavischen Länder für die Neutralisierung Europas, 
Italien ist eher unsicher und muß mit den starken Parteien der Linken rechnen, 
und die Vereinigten Staaten nähern sich den Präsidentenwahlen und haben 
daher kein Interesse, große Freundschaftsgesten gegenüber Deutschland auf 
Kosten Frankreichs zu machen. Dieser Komplex von Problemen beeinflußt stark 
die regierenden Kreise, die mutlos und ohne Vitalität erscheinen. Überdies ist es 
seltsam, daß Herr Adenauer, der viel älter ist als Erhard, äußerst aktiv geblieben 
ist, während der gegenwärtige Kanzler, der jünger und offensichtlich stärker ist, 
oft müde und energielos erscheint; und dies wirkt sich auf das gesamte bürokrati­
sche Gefüge aus. Darüber hinaus spürt man jetzt, vor den Sommerferien, am mei­
sten in Deutschland den Wandel, der sich in den letzten zehn Jahren vollzogen 
hat: an Stelle der alten Aktivität ist eine allgemeine Tatenlosigkeit getreten, die 
einmal typisch für Mittelmeerländer wie Italien und Spanien war. Im Ganzen läßt 
all dies nicht viel Optimismus aufkommen. 

Dokument 4 
Notiz Prettner-Cippicos über sein Gespräch mit Bafile in Rom [den Text 
übergab er am 15. Oktober 1968 an Bogye] 

Die Bonner Regierung ist nach der Stationierung sowjetischer Truppen in der 
Tschechoslowakei mit äußerst schwierigen Problemen konfrontiert27. Die Regie­
rung besteht auf einer Stärkung der NATO, doch es gibt wenige Garantien von 
den westlichen Alliierten, weil die USA, die den wichtigsten und größten Beitrag 
leisten könnten, wenig geneigt sind, sich ehrlich einzusetzen, und auch wenn sie es 
tun würden, wäre ihr Einsatz langsam und spät, und die größten Kosten hätte die 
deutsche Nation zu tragen. Andererseits, wenn die deutsche Regierung zu sehr von 
der Verteidigung des Vaterlandes, der nationalen Grenzen usw. redet, führt das 
schließlich dazu, daß sie fast wie die Nationaldemokratische Partei redet, die des 
Neo-Nazismus angeklagt ist und die man beseitigen möchte. Wenn die Regierung 
sich nicht genügend „national" verhält und nicht Stärke und Patriotismus demon­
striert, besteht die Gefahr, daß sich die erwähnte neonazistische Partei konsolidiert 
und daß man riskiert, von der Sowjetunion des „Revanchismus" bezichtigt zu wer­
den28. Ein anderes Motiv großer Besorgnis ist die Studentenbewegung, die einige 

27 Am 20./21.8. 1968 hatte der Einmarsch von Truppen des Warschauer Paktes den „Prager 
Frühling" in der CSSR beendet. Vgl. Hans-Peter Schwarz, Die Regierung Kiesinger und die 
Krise in der CSSR 1968, in: VfZ 47 (1999), S. 159-186. 
28 Die rechtsradikale NPD war 1964 in Hannover gegründet worden. Sie profitierte 1966 von der 
wirtschaftlichen Rezession, mit 4,3% der Stimmen gelang ihr jedoch nicht der Einzug in den 
Deutschen Bundestag. Vgl. Iring Fetscher (Hrsg.), Rechtsradikalismus, Frankfurt a. M. 1967. 
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Führer hat, welche sofort eine Art Konföderation zwischen den beiden Deutsch­
land wünschen, was nach Meinung der Regierung fatalerweise den - wenn auch 
nicht sofortigen - Übergang ganz Deutschlands in ein kommunistisches Regime 
bedeuten würde. Die Regierung hat Beweise, daß die Studentenbewegung nicht 
das Ziel hat, die Zustände bei den Studenten und in den Schulen zu verbessern, 
sondern sie will - von kompetenten und erfahrenen Personen geschickt dirigiert -
die ganze gegenwärtige Staats- und Gesellschaftsordnung einfach zerstören29. Da 
aber nicht die ganze Masse der Jugendlichen immer und in allem den Führern der 
Bewegung folgt, besteht noch die Gefahr angesichts etwaiger neuer Risiken für 
Deutschland, daß diese Studentenmasse entschlossen ist, gewaltsame Mittel anzu­
wenden und sich der neonazistischen Partei anzuschließen, um gewaltsam die 
Macht zu erobern - wie es 1932 [sic] mit einer De facto-Allianz aller Unzufriede­
nen geschah. Ferner gibt es das sehr schwerwiegende Problem der Katholiken. Sie 
bilden die Mehrheit der CDU und fast die Gesamtheit der bayerischen CSU. In der 
katholischen Welt herrscht jetzt eine religiöse und organisatorische Verwirrung. 
Ein großer Teil der Jugend praktiziert eine Religion, die der protestantischen sehr 
nahe ist; sie hören nicht mehr auf das Wort der Bischöfe und Pfarrer30. Die alte 
katholische Presse (Wochen- und Lokalzeitungen) wird immer weniger gelesen 
und beachtet: deshalb mußte der Episkopat eine einheitliche, quasi offizielle Publi­
kation gründen, die sich in moderner und interessanterer Form präsentiert. Man 
weiß noch nicht, ob sie viele Leser haben wird, aber man fürchtet, daß die Jungen 
sie wenig lesen werden. Selbst unter den Bischöfen gibt es nicht mehr die Ein­
tracht von früher, einige begünstigen offen holländische Tendenzen. Sogar an 
katholischen Schulen gibt es Kurse, die fatalerweise auch zu jungen Katholiken die 
Keime revolutionärer Erneuerungen tragen. Deshalb könnte im Fall einer wirkli­
chen Gefahr die deutsche katholische Welt nicht mehr imstande sein, der Regie­
rung und den Parteien der Katholiken die Unterstützung einer echten und starken 
Solidarität zu geben. 

Dokument 5 
Bericht Bafiles vom 10. November 1968 

Ein Komplex verschiedener Episoden vermittelt den Eindruck, daß ein immer 
größerer Sektor der zwei (oder mit der bayerischen drei) Regierungsparteien 
eine ausgeprägt nationalistische Haltung einnimmt: und dies in Folge des sowjeti­
schen Expansionismus und der Tendenz in einem großen Teil der öffentlichen 
Meinung, diesem Expansionismus heftigsten Widerstand entgegenzusetzen. In 

29 Im Frühjahr 1968 war es zu gewaltsamen Demonstrationen der studentischen Protestbewe­
gung und der außerparlamentarischen Opposition (APO) gekommen, die sich auch gegen 
die am 30.5. vom Bundestag verabschiedeten Notstandsgesetze richteten. Vgl. Ingrid Gilcher-
Holtey (Hrsg.), 1968. Vom Ereignis zum Gegenstand der Geschichtswissenschaften, Göttingen 
1998; Wolfgang Kraushaar, 1968 als Mythos, Chiffre und Zäsur, Hamburg 2000. 
30 Vgl. Wilhelm Damberg, Abschied vom Milieu? Katholizismus im Bistum Münster und in den 
Niederlanden 1945-1980, Paderborn/München u.a. 1997; Jürgen Bellers, Geschichte des 
Katholizismus in der frühen Bundesrepublik 1945-1970. Ein Essay, Siegen 2000. 
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den politischen Erklärungen und Reden vermieden bisher die maßgebenden 
Regierungspolitiker eine Sprache, die an das „Vaterland" der Vergangenheit erin­
nern konnte, während sie diese jetzt mit wachsender Häufigkeit benützen. Von 
verschiedenen Seiten kam die Forderung, die Nationaldemokratische Partei als 
verfassungsfeindlich zu erklären. Obwohl der Innenminister zugibt, daß es 
Gründe gäbe, die Verfassungswidrigkeit beim obersten Gericht zu beantragen, 
hat er es nicht getan und wird es wahrscheinlich nicht verlangen, weil verschie­
dene Forderungen dieser Partei auch von Bürgern vertreten werden, die andere 
Parteien wählen. Die Verbände der Flüchtlinge aus den ostdeutschen Gebieten 
bemühen sich immer mehr, vereint zu bleiben und den patriotischen und revan­
chistischen Geist zu nähren. Es ist alles ein langsames und gedämpftes Wiederer­
stehen von Gefühlen und Forderungen, die mit der Zeit Überraschungen für 
jeden bringen könnten, der glaubt, daß das Deutschland des Wohlstands fest 
demokratisch und friedfertig sei. 

Dokument 6 
Bericht Bafiles vom 3. Dezember 1968 

Die bayerische Christlich-Soziale Union, die von dem sehr aktiven Minister Strauß 
geleitet wird, gewinnt innerhalb der parlamentarischen Mehrheit eine immer grö­
ßer werdende Handlungs- und Haltungsautonomie. Da die so sehr betonte Not­
wendigkeit eines Abkommens zwischen Bonn und Moskau bis jetzt keinerlei prakti­
sche Ergebnisse zeitigte und die Geschehnisse in der Tschechoslowakei gezeigt 
haben, daß die Sowjetunion ihre Ziele einer kommunistischen Weltherrschaft 
nicht verändert hat, bemühen sich die Christlich-Sozialen, ihre Propaganda in 
autonomer Richtung zu akzentuieren, sich also immer mehr von der Christlich-
Demokratischen Union zu unterscheiden und die Grenzen Bayerns, das bisher ihr 
exklusiver Machtbereich war, zu überwinden. So ist das Gentlemen's Agreement, 
das bisher zwischen den beiden Unionen bestand und dessentwegen sich die 
Christlich-Sozialen mit Bayern begnügten, im Begriff zu erlöschen. Drei Elemente 
haben diese Entwicklung beeinflußt: Erstens die Ereignisse in der Tschechoslowa­
kei, zweitens die Wahl Nixons31 und der daraus folgende Rechtsruck der amerikani­
schen öffentlichen Meinung, die einen immer konservativeren und antisozialisti­
schen Charakter annehmen wird, und drittens die Gefahr der sogenannten philo-
nazistischen Partei von Thaddens32. Diese hat sich schon in verschiedenen 
[Bundes-] Ländern gefestigt und ist sicher, mehrere Abgeordnete in den Reichstag 
[sic] zu bringen; sie wird aber nicht die einzige sein, die den breiten Sektor der 
patriotischen, nationalistischen und rein antisozialistischen Rechten mit ihrer 
Sehnsucht nach dem alten Reich beherrscht. Die Bayern hoffen, auch außerhalb 
Bayerns viele Stimmen gewinnen zu können, indem sie ihren „Rechts"-Charakter 
betonen. Natürlich gibt es nicht wenige Fragwürdigkeiten in dieser Haltung. 

31 Richard M. Nixon (1913-1994), 37. Präsident der Vereinigten Staaten von Amerika (1969-
1974), mußte aufgrund der Watergate-Affäre 1974 von seinem Amt zurücktreten. 
32 Adolf von Thadden (geb. 1921) war von 1967 bis 1971 Vorsitzender der NPD. 
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Dokument 7 
Bericht Bafiles vom 2. April 1969 

Die politische Lage befindet sich in einer rapiden Veränderung wegen des immer 
deutlicher werdenden Gegensatzes zwischen Sozialdemokraten und Christdemo­
kraten bezüglich ihrer Haltung zur Wiedervereinigung der beiden Deutschland. 
Der Kontrast hat sich verschärft und beschleunigt, weil die Liberalen sich der sozi­
aldemokratischen Sicht angenähert haben und jenes lange Warten auf die Wieder­
vereinigung durch Untätigkeit, das in den ersten Nachkriegsjahren von Adenauer 
beabsichtigt war, für utopisch halten. Schon bei der Wahl des Präsidenten der 
Republik sah man, daß Liberale und Sozialdemokraten im Grunde vereint wähl­
ten33. Jetzt würde eine breitere Übereinstimmung zwischen den beiden Parteien 
notwendig zu einer völligen Revision der parlamentarischen Beziehungen führen 
und die Christdemokraten vielleicht in die Opposition zwingen. Wenn dies auch 
jetzt nicht aktuell zu sein scheint, so glaube ich doch nicht, daß es unwahrschein­
lich und undurchführbar ist. Auch im Klerus gärt eine wachsende Antipathie 
gegenüber der christdemokratischen Union, der vorgeworfen wird, sich auf dem 
irrealen Feld eines zu großen Idealismus aufgehalten zu haben. Sogar die Indu­
striellen, die im vergangenen Jahrzehnt ihre größten Stützen waren, möchten jetzt 
mehr Freiheit haben, um Wirtschaftsbeziehungen, auch langfristige, mit Ost­
deutschland anzuknüpfen, aber sie ärgern sich immer über zu viele Verbote oder 
wenigstens harte Einschränkungen und Begrenzungen. Die nächsten Monate wer­
den prägend sein für das politische Verhältnis der vier Parteien. 

Dokument 8 
Bericht Bafiles vom 26. Mai 1969 

Die schon bestehende Spannung zwischen Christlich-Sozialen und Christdemo­
kraten einerseits und Sozialdemokraten andererseits hat sich in den letzten 
Wochen aus einem Komplex von Motiven zugespitzt. Erstens haben die einen 
alles Mögliche getan, um mit einer Verjährung alle Naziverbrechen zu verdecken, 
und dies in absolutem Gegensatz zu den Sozialdemokraten und - dies muß man 
anerkennen - auch zu vielen Mitgliedern der eigenen Partei. Dabei behielt 
schließlich eine scharfe Unterscheidung zwischen Verbrechen aus Gehorsam und 
vorsätzlichen Verbrechen die Oberhand34. Zweitens entzündet sich der Kontrast 
an der Hallstein-Doktrin, nach der Bonn diplomatische Beziehungen zu Staaten, 
welche Ostberlin anerkennen, abbrechen muß. Nach der Anerkennung durch 

33 Am 5. 3. 1969 wurde Gustav Heinemann (1899-1976), der 1952 aus Protest gegen Adenauers 
Wiederbewaffnungs-Politik aus der CDU ausgetreten und 1957 der SPD beigetreten war, mit 
den Stimmen von SPD und FDP zum Bundespräsidenten gewählt. Vgl. dazu Arnulf Baring, 
Machtwechsel. Die Ära Brandt - Scheel, Stuttgart 1982; Karl-Ludwig Sommer, Gustav Heine­
mann und die SPD in den sechziger Jahren. Die Entwicklung politischer Zielsetzungen in der 
SPD in den Jahren 1960-1969, dargestellt am Beispiel der unpolitischen Vorstellungen Gustav 
Heinemanns, München 1980. 
34 Vgl. Karl Jaspers, Die Schuldfrage. Für Völkermord gibt es keine Verjährung, München 1979. 

VfZ 2/2003 



Hansjakob Stehle: Geheimes aus Bonn für Moskau vom Vatikan 275 

den Irak und Kambodscha wollte die Regierung in Bonn - wenigstens in ihrer 
Mehrheit - mit diesen beiden Ländern brechen, doch dagegen hat sich lebhaft 
Außenminister Brandt ausgesprochen, der auch darin in reinem Gegensatz zu 
den Christdemokraten steht. Drittens gab es den Fall des Abgeordneten Rehs, 
der Präsident des mächtigen und mitgliederstarken Bundes der Vertriebenen ist, 
die aus Ostdeutschland, Polen und der Tschechoslowakei geflüchtet sind. Dieser 
Abgeordnete hat sich letztens in fast nationalistischem Sinne geäußert, um seinen 
Posten als Präsident [des Bundes der Vertriebenen] zu behalten, und verließ 
seine sozialdemokratische Partei, um zu den Christdemokraten zu gehen35. Dazu 
muß festgestellt werden, daß die Vertriebenen der ständigen Propaganda der 
Neonazis ausgesetzt sind und es deshalb gegenüber ihnen einer nationalistische­
ren Haltung bedarf als es die sozialdemokratische ist. 

So ist die Spannung zwischen den beiden Parteien an einem Extrempunkt 
angekommen. Die Lage ist um so gefährlicher, als Wahlen nahe sind, die Partei 
der äußersten Rechten ständig Fortschritte macht und gewalttätige 
Studentendemonstrationen das Ressentiment der konservativen öffentlichen 
Meinung provozieren. Diese versichert nun offen, daß die zwei großen Regie­
rungsparteien nicht imstande sind, die notwendige Ordnung für ein normales 
Gesellschaftsleben zu bewahren. Wenn dann die nächsten französischen Wahlen 
zeigen werden, daß der Gaullismus De Gaulle überleben kann und eine starke 
und einheitliche Partei übrig bleibt, dann ist es wahrscheinlich, daß man auch in 
Deutschland demnächst einen Ruck nach Rechts hat. 

Dokument 9 
Bericht Bafiles vom 1. September 1969 

Noch kann man nicht wissen, welche der zwei größten Parteien die relative Mehr­
heit bei den nächsten Wahlen haben wird, denn die ungewöhnliche Heftigkeit 
des Wahlkampfes kann auch noch im letzten Augenblick die Waage in die eine 
oder andere Richtung bewegen. Im Gespräch mit dem Erzbischof von Freiburg 
hat Kanzler Kiesinger unter anderem zugegeben, daß das Problem einer Neube­
wertung der Mark stark auf das Wahlergebnis einwirken kann, weil viele eine sol­
che nicht wollen, und daher besteht die CDU auf der Notwendigkeit, den Mark-
Wert unverändert zu lassen, den hingegen die Sozialdemokraten neubewerten 
wollen. Zu Gunsten der Christdemokraten wirkt auch die starke Unzufriedenheit 
derer, die durch die gewaltigen und oft gewalttätigen Demonstrationen der 
außerparlamentarischen Jugend (APO) beunruhigt sind, wie zum Beispiel die 
Händler, denen man die Schaufenster zerstört, Waren gestohlen und Drohbriefe 
geschrieben hat: Die Christdemokratie hat schon ausdrücklich erklärt, daß sie 
energisch das Gesetz gegen öffentliche Demonstrationen anwenden will, während 
die Sozialdemokraten viel toleranter gegenüber den Studenten sind und darauf 
bestehen, daß die Verurteilten freigelassen werden. 

35 Zu Reinhold Rehs vgl. Herbert Hupka, Unruhiges Gewissen: ein deutscher Lebenslauf. Erin­
nerungen, München 1994, S. 138, 147 f., 163. 
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Auch das Votum der Flüchtlinge, die nicht alle die neonazistische Partei begün­
stigen, kann mehr den Christdemokraten als den Sozialdemokraten nützen, weil 
im Grunde der Kanzler und seine Partei sich nie zu sehr gegenüber den östlichen 
Regierungen kompromittiert haben, während Minister Brandt zu sehr die Möglich­
keit eines endgültigen Übereinkommens mit Ostdeutschland und den anderen 
Staaten Osteuropas betont hat - was einen Verzicht der Flüchtlinge auf jede Hoff­
nung einer Rückkehr in ihre alten Gebiete mit sich brächte, eine Hoffnung, die 
viele Alten noch hegen - auch wenn sie natürlich unrealisierbar ist. In gebildeteren 
und informierten Kreisen wird ein gewisses Gewicht bei der Wahlentscheidung für 
eine Partei die außenpolitische Lage haben. Viele beobachten hier, was in Norwe­
gen geschieht, wo es einen heftigen Kampf zwischen Sozialisten und der gegenwär­
tigen Mitte-Rechts-Regierung gibt, und auch das, was in Großbritannien auf 
gewerkschaftlichem Gebiet geschieht im Blick auf die englische Haltung zum ver­
einten Europa: man will sehen, ob der Sozialismus in Europa - nach seiner Nieder­
lage in Frankreich - noch Schwung und Prestige hat wie in der Vergangenheit36. 

Dokument 10 
Bericht Bafiles vom 2. November 1969 

Kardinal Bengsch, Erzbischof von Berlin, ist sehr zufrieden mit der programmati­
schen Orientierung der neuen Regierung in Bonn37, denn er war immer schon 
ein Förderer einer Befriedung zwischen den beiden Deutschland; in diesem 
Sinne hatte er mehrmals mit christdemokratischen Politikern gesprochen, aber 
vergebens. Gewiß wird der neue Kurs noch vielen Schwierigkeiten bei der Oppo­
sition begegnen, aber der Kardinal hofft, daß Ostdeutschland klug genug ist, um 
zu verstehen, daß es ganz in seinem und im Interesse des Friedens ist, diese gute 
Gelegenheit zu ergreifen, um Weg und Form eines Ausgleichs zu finden, auch 
wenn dieser anfangs ein faktischer und kein völkerrechtlicher sein wird. Da er 
(Bengsch) in guter Verbindung auch mit führenden Bonner Sozialdemokraten 
ist, hat er sich in diesen Tagen bemüht, Bonn zu Zeichen guten Willens gegen­
über Ostberlin zu ermuntern und davon nicht abzulassen, auch wenn sich Ost­
berlin anfangs kalt und an einem Übereinkommen wenig interessiert zeigen 
sollte, vor allem aus Gründen der internationalen Politik der kommunistischen 
Welt. Gewiß werden die Schwierigkeiten Brandts bedeutend sein, weil er sich 
gegenüber dem Osten innerhalb gewisser Grenzen „öffnen" will, ohne sich 
gegenüber dem Westen zu „verschließen" - eine Art ambivalenter Freundschaft, 
wie sie der große Traum General De Gaulies gewesen ist. Da Brandt die Anwand-

36 Bei den Bundestagswahlen am 28. 9. 1969 erreichte die SPD 42,7 Prozent, die CDU/CSU 
46,1 Prozent und die FDP 5,8 Prozent der Stimmen. 
37 Seit dem 21. 10. 1969 regierte in Bonn eine sozial-liberale Koalition mit Bundeskanzler Willy 
Brandt. Kardinal Alfred Bengsch (1921-1979), seit 1961 Erzbischof des Bistums Berlin, resi­
dierte - anders als sein Vorgänger vor dem Mauerbau - in Ostberlin. Am 14. 9. 1969 sagte er 
in einer Predigt in Bernau: Die katholische Kirche habe in den 20 Jahren des Bestehens der 
DDR trotz „Spannungen und schweren Belastungen" auch Chancen gehabt, „mehr als sie oft 
ausgenutzt hat", zit. in: St. Hedwigsblatt, Berlin, vom 7. 3. 1971, Nr. 10. 
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lungen zu „Größe" und zu fanatischem Patriotismus fehlen, die für De Gaulle 
typisch waren, kann es sein, daß seine zum Osten ausgestreckte Hand angenom­
men wird, ohne daß es für ihn notwendig wird, die Beziehungen zum Westen 
abzukühlen. In Ostberlin wird sich Kardinal Bengsch in diesem Sinne einsetzen. 

Dokument 11 
Bericht Bafiles vom 6. Januar 1970 

Ich hatte ein langes Gespräch mit dem Abgeordneten Barzel38, der jetzt der 
eigentliche Chef der Christdemokraten ist und schon immer eines ihrer intelli­
gentesten und dynamischsten Elemente war. Zur Haltung der Regierung Brandt 
hat er mir im wesentlichen dies dargelegt: Auch wenn wir grundsätzlich gegen 
die Schritte sind, die Brandt gegenüber Ostberlin schon unternommen hat und 
gewiß noch machen wird, muß man anerkennen, daß Brandt ein Realist ist, denn 
es ist ganz utopisch zu denken, daß sich so viele Jahre nach dem großen Krieg 
die beiden Deutschland vereinen könnten. Natürlich sind das Dinge, die man 
öffentlich nicht sagen kann, aber sie scheinen für jeden, der ruhig und aus 
Kenntnis der Lage urteilt, evident zu sein. Wichtig ist, sich von Ostberlin nicht 
die Hände binden zu lassen und zu vermeiden, daß eine eventuelle und wahr­
scheinliche Verständigung zwischen Bonn und Ostberlin de facto, wenn nicht de 
jure den Weg für den Kommunismus in Deutschland öffnet. Da ist es vor allem 
nötig, zwischen Außen- und Innenpolitik genau zu unterscheiden und zu vermei­
den, daß die eine die andere beeinflußt. 

Er (Barzel) sprach mit mir über das bekannte Problem der ehemaligen deut­
schen Diözesen in polnischer Hand und lobte die alte Weisheit der Kirche, kirch­
liche Grenzen nicht zu modifizieren, bevor die politischen modifiziert sind. Er 
sprach über die Enttäuschung einflußreicher Christdemokraten über die 
Wochenzeitung „Publik", das offiziöse Organ des Episkopats, das mit großen 
Spenden der Katholiken entstanden ist, aber so wenig der katholischen Mentali­
tät entspricht. Denn allzu oft könnten seine Kommentare und seine Haltung zu 
den Tagesereignissen von einem Sozialisten, ja sogar von einem Kommunisten 
unterschrieben werden. - Schließlich sprach er mit mir über die italienische 
Situation, welche die Deutschen mit Sorge betrachten wegen der Rückwirkungen, 
die eine wirtschaftlich-soziale Schwäche Italiens auf die Lage in Deutschland 
haben könnte. Er hofft, daß sich bald eine Vier-Parteien-Regierung bildet, die 
fähig ist, sich den anarchischen Bewegungen wirkungsvoll entgegenzustellen, die 
sich in so viele Gebieten der Halbinsel ausbreiten39. 

38 Vgl. Rainer Barzel, Ein gewagtes Leben. Erinnerungen, Stuttgart/Leipzig 2001. 
39 Rainer Barzel (geb. 1924), Vorsitzender der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, bestätigte vier­
zehn Jahre später seine Gespräche mit Nuntius Bafile; er habe jedoch mit Bafile „niemals die 
inner-italienische Situation erörtert", und „was der Nuntius über Ostpolitik schreibt, ist Phanta­
sie". Es sei „tröstlich, zu sehen, daß auch in der Kurie Dichtung und Wahrheit so nahe beieinan­
derliegen". Brief Barzels vom 30. 5. 1984 nach der Lektüre einer Übersetzung des bei Prettner-
Cippico gefundenen Bafile-Berichtes. 
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Dokument 12 
Bericht Bafiles vom 4. April 1970 

Die innenpolitische Lage bleibt leider sehr verworren, da die Christdemokraten, 
vor allem die bayerischen Christlich-Sozialen, alle Schritte entschieden ablehnen, 
welche die gegenwärtige Regierung von Willy Brandt zu Gunsten eines Ausgleichs 
mit der Regierung Ostdeutschlands unternommen hat. Die Christdemokraten 
werfen der Regierung vor, zu weit gegangen zu sein, zu viel versprochen zu 
haben, ohne daß die Ostberliner Regierung Zugeständnisse gemacht hat. Diese 
hat sogar mit Erklärungen ihrer Spitzenpolitiker und mit Artikeln ihrer offiziösen 
Zeitungen klar demonstriert, daß sie eine Art von Kapitulation von Bonn verlangt 
- mit Trennung vom atlantischen Bündnis und totaler Öffnung nach Osten. Man 
muß erkennen, daß die Regierenden Ostberlins sich tatsächlich sehr wenig 
schlau gezeigt haben, denn sie hätten viel weniger intransigent sein müssen und 
den Christdemokraten und verschiedenen Gruppen der Rechten nicht die Gele­
genheit bieten dürfen, gegenüber Bonn von Verrat zu schreien. Jetzt macht die 
Partei von Strauß, besonders in Bayern, eine heftige Propaganda, mit der sie alle 
Katholiken einlädt zu verhindern, daß etwaige Zugeständnisse Brandts an 
Ulbricht40 eingehalten werden. Und um damit zu erreichen, daß die Christdemo­
kraten wieder an die Macht kommen, zuerst in München, dann anderswo. 

Laut Kardinal Bengsch sollten die westdeutschen Katholiken die Schritte 
Brandts nicht behindern, weil sie vor allem darauf zielen, den beiden Deutsch­
land einen langen Frieden zu sichern und dann zweifellos dazu dienen werden, 
das schreckliche Problem der Teilung Berlins zu lösen: ein Problem, das - laut 
Kardinal Bengsch und auch nach meiner bescheidenen Meinung - eine automa­
tische, ich möchte sagen: spontane Lösung finden wird nach und nicht vor 
einem modus vivendi zwischen den beiden Deutschland. 

Leider bildet die Anwesenheit einer riesigen Zahl ostdeutscher Flüchtlinge in 
Westdeutschland ein negatives Element bei jeder Form eines dauerhaften Aus­
gleichs, auch wenn diese Deutschen nunmehr seßhaft geworden sind und zum 
größten Teil ein neues günstiges familiäres wie soziales Ambiente gefunden 
haben. Ihre Gegenwart und die rein parteilichen Motive derer, welche die Sozial­
demokraten bekämpfen, werden immer ein Hindernis auf dem Weg der 
erwünschten Verständigung zwischen Bonn und Ostberlin sein. 

Dokument 13 
Bericht Bafiles vom 17. April 1970 

Ich hatte ein langes Gespräch mit dem Abgeordneten Barzel, einem der einfluß­
reichsten Christdemokraten, der immer über die Hintergründe der politischen 
Lage auf dem laufenden ist. Er sagte mir, daß die Lage von Kanzler Brandt unter 

40 Walter Ulbricht (1893-1973), ab 1960 als Vorsitzender des Staatsrats Staatsoberhaupt der 
Deutschen Demokratischen Republik. Vgl. Carola Stern, Ulbricht. Eine politische Biographie, 
Frankfurt a. M. 1966; Mario Frank, Walter Ulbricht. Eine deutsche Biographie, Berlin 2001. 
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allen Gesichtspunkten äußerst heikel ist. Dieser habe an erster Stelle eine präzise 
programmatische Verpflichtung gegenüber seiner Partei und seinen Wählern, 
mit Ostdeutschland und mit anderen kommunistischen Oststaaten so zu verhan­
deln, daß die langen und schweren Streitfragen, die immer noch auf dem Tapet 
sind, endgültig gelöst werden. Und Brandt widmet sich dieser Aufgabe in der Tat 
mit dem besten Willen. Diese Verhandlungen scheinen vom ersten Augenblick 
an besonders schwierig zu sein, weil die Regierung von Pankow den guten Willen 
Brandts maximal zum eigenen Vorteil auszunutzen versucht hat, ohne daran zu 
denken, daß Brandt so seine Politik und Karriere zu kompromittieren riskierte 
und daß die Gefahr bestehen könnte - vom kommunistischen Gesichtspunkt - , 
daß die sozialdemokratische Regierung stürzen und von einer rechtsgerichteten 
Regierung abgelöst werden könnte. Als ob diese Schwierigkeiten noch nicht 
genügen würden, muß die gegenwärtige Regierung auch noch dringende Mah­
nungen zur Vorsicht berücksichtigen, die sie aus Washington und Paris erhält 
und die sie daran erinnern, daß die französisch-deutschen Verträge noch immer 
so gültig sind, wie sie gültig und wirksam waren zu Zeiten Adenauers und De 
Gaulles und daß sie Frankreich eine Art Priorität unter den Freunden Deutsch­
lands geben. Dazu kommen die Hindernisse bei den Verhandlungen zwischen 
Warschau und Bonn, welche die sozialdemokratische Regierung mit der gehei­
men Hoffnung begonnen hatte, daß man ihre Schwierigkeiten verstehen und 
berücksichtigen werde, während es nun so aussieht, daß Warschau jede Art von 
Vereinbarung von der vollen und offiziellen Anerkennung der berühmten Oder-
Neiße-Grenze abhängig macht. Um die Serie von Problemen zu beenden, mit 
denen Brandt konfrontiert ist, gibt es die starke Agitation unter den Strömungen 
der Rechten, die äußerst lebhaft unter den Vertriebenen aus den Ostgebieten 
tätig sind. Diese haben sich zwar in Westdeutschland eingerichtet, sind jedoch 
immer noch bereit, auf eine Rückkehr in ihre Stammgebiete zu hoffen oder 
wenigstens auf eine entsprechende Entschädigung für das, was sie an Möbeln 
und Immobilien verloren haben. 

Dieser Komplex von Problemen und Schwierigkeiten, die Brandt - dies muß 
man anerkennen - mit viel Mut und Energie erträgt, könnte einen negativen Ein­
fluß auf die nächsten Wahlen auf Länderebene ausüben und könnte auch eine 
unerträgliche Atmosphäre selbst im Reichstag [sic] schaffen. Die nächsten 
Monate werden entscheidend sein. 

Dokument 14 
Bericht Repanajs vom 1. Mai 1970 

(Die folgenden zwei Berichte hat Prettner-Cippico von Monsignore Ferruccio 
Repanaj (geb. 1904) erhalten, der seit 1941 im Rang eines Päpstlichen Geheim­
kämmerers im vatikanischen Staatssekretariat tätig war und wußte, daß seine Mit­
teilungen an östliche Geheimdienste weitergeleitet wurden. Der im ersten 
Bericht erwähnte - spätere Kurien-Kardinal - Sergio Pignedoli (geb. 1910) war 
ein enger Vertrauter Pauls VI., dessen Weihbischof er in Mailand gewesen war; 
der Papst schickte ihn im Frühjahr 1970 auf eine Erkundungsreise nach Polen.) 
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Die Mission Mons. Pignedolis in Polen hatte den Zweck, zu sehen, wie man das 
Problem der diözesanen Zugehörigkeit der Oder-Neiße-Gebiete und der alten 
Bistumsgrenzen lösen kann und dadurch das Rechtsproblem der Nichtanerken­
nung des in diesen Gebieten befindlichen Kirchenbesitzes als Eigentum der Kir­
che Polens. 

Die Mission war vom Papst gewollt, der mit lebhafter Sympathie die Tätigkeit 
von Kanzler Brandt verfolgt und sie in gewissem Sinne erleichtern möchte, 
indem er das lange quälende kirchliche Problem der polnischen Westgebiete aus 
dem Weg räumt. Die polnischen Bischöfe haben darauf bestanden, daß der Hei­
lige Stuhl offiziell die Zugehörigkeit jener Gebiete zu Polen anerkennt. Ihr Argu­
ment ist einfach gewesen: der Heilige Stuhl sagt, daß er es nicht tun kann, weil 
er immer auf einen Friedensvertrag zwischen den beiden Ländern gewartet hat. 
Aber in diesen letzten Jahren - sagen die Bischöfe - hat der Vatikan so vieles ver­
ändert, nun soll er auch dies verändern: er soll nicht auf den Friedensvertrag war­
ten und auf religiösem Gebiet auf eigene Rechnung, ohne politische Rechnung, 
handeln41. 

Die Kardinäle Wyszynski und Wojtyla42 haben den Papst wiederum eindringlich 
eingeladen, Polen zu besuchen, und mit Mons. Pignedoli etwaige religiöse Gele­
genheiten erwogen (Jubiläen, Feste etc.), die einen günstigen Anlaß für eine 
Papstreise bieten könnten. 

Dokument 15 
Bericht Repanajs vom 13. Mai 1970 

Kardinal Bengsch, Erzbischof von Berlin, ist im Vatikan und entfaltet in verschie­
denen Abteilungen ein lebhaftes Drängen, damit der Heilige Stuhl um der Klar­
heit und der guten Seelsorge willen die Lage in den Diözesen Ostdeutschlands 
und Polens normalisiert. Es gibt eine große Menge von ungelösten Problemen 
als Folge dieser Unbeweglichkeit. Es gibt religiöse Orden, die bereit wären, Häu­
ser in Ostdeutschland zu eröffnen - und der Kardinal glaubt, etwaige Hinder­
nisse der Behörden überwinden zu können - , aber sie warten ab, weil für diese 
Art von Immobilienerwerb das erforderliche Rechtsverhältnis fehlt. Der Kardinal 
besteht auch darauf, daß der Heilige Stuhl die Bischofskonferenz Ostdeutsch­
lands, die de facto autonom tätig ist, aber de jure Teil der Bischofskonferenz 
Westdeutschlands ist, voll anerkennt. Kardinal Confalonieri43 und die Bischofs-

41 Nach dem deutsch-sowjetischen Vertrag vom 12. 8. 1970 und dem deutsch-polnischen Grenz­
abkommen vom 7. 12. 1970, das erst am 3. 6. 1972 ratifiziert wurde, ernannte Papst Paul VI. am 
28. 6. 1972 die sechs polnischen Oberhirten in den Oder-Neiße-Gebieten zu Residenzbischöfen. 
Vgl. Hansjakob Stehle, Geheimdiplomatie im Vatikan. Die Päpste und die Kommunisten, 
Zürich 1993, S. 326 f. 
42 Stefan Wyszynski (1901-1981), engagierte sich im Widerstand gegen die Nationalsozialisten 
und Kommunisten, ab 1948 Primas von Polen, ab 1952 Kardinalswürde; Karol Józef Wojtyla 
(geb. 1920), 1964 Erzbischof von Krakau, seit 1978 Papst Johannes Paul II. 
43 Carlo Confalonieri (geb. 1893) war seit 1958 Kardinal und Präfekt der Vatikanischen 
Bischofskongregation. 
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kongregation sind dafür, Kardinal Bengsch zu gewähren, was er wünscht, wäh­
rend das Staatssekretariat bis jetzt dagegen zu sein scheint44. 

Dokument 16 
Bericht Bafiles vom 18. Mai 1970 

In diesen Tagen haben die Jahresversammlungen der Vertriebenenverbände statt­
gefunden. Aus ihren Beschlüssen, die in diesem Jahr besonders scharf sind, 
ergibt sich klar, daß diese Gruppen von Elementen der Rechten beherrscht und 
entschlossen sind, die gegenwärtigen Schwierigkeiten der Regierung für ihre 
Zwecke zu nutzen. Man wiederholt die üblichen Sehnsüchte nach den verlorenen 
Gebieten, man erneuert die erregten Anklagen gegen die schwachen Obrigkei­
ten, die bereit seien, zu Gunsten eines falschen Konzepts von Frieden ohne 
Gerechtigkeit alles aufzugeben, man dringt auf eine sofortige Änderung der Poli­
tik im Sinne einer „ehrenhafteren" für die deutsche Nation. Diese Versammlun­
gen wären ohne Auswirkungen geblieben, wenn sie nicht in einer Periode äußer­
ster Schwierigkeiten der Regierung stattfänden und wenn es sich nicht um Millio­
nen von Personen handeln würde, die einen doppelten Vorteil haben: alle haben 
einen hohen gesicherten Lebensstandard und können gegen die Regierung 
schreien, weil sie wissen, daß sie nichts zu verlieren, sondern unter Umständen 
etwas zu gewinnen haben. Wie man mir aus dem Auswärtigen Amt berichtet, 
macht man sich keine großen Illusionen über die kommende Begegnung in Kas­
sel45 [zwischen Bundeskanzler Brandt und DDR-Ministerpräsident Stoph am 21. 
Mai], denn Äußerungen der Ostpresse ebenso wie vertrauliche Nachrichten spre­
chen von einer einzigen präzisen Forderung Ulbrichts: offizielle völkerrechtliche 
Anerkennung des anderen Deutschland mit allen Konsequenzen. Und was noch 
schlechter ist: die Annäherungsversuche der Bonner Regierung an Moskau konn­
ten, wie es scheint, Moskau nicht dazu veranlassen, Ostberlin gefügiger zu 
machen. Wenn die Regierung Brandt die einzige Bedingung Ulbrichts akzeptie­
ren und Ostberlin anerkennen würde, hätte man eine gewaltige Empörung der 
Christdemokratien, besonders der bayerischen Christ-Sozialen, unterstützt von 
Gruppen der Rechten und der Flüchtlinge. Und wenn die Regierung nicht 
akzeptiert, wird man sagen, daß sie sich unfähig gezeigt hat, weil sie hoffte und 
die öffentliche Meinung zu sehr hoffen ließ und sich, indem sie ihr Ziel nicht 
erreichte, auf der internationalen Szene disqualifiziert hat.46 

44 Erst nachdem der „Grundlagenvertrag" zwischen Bonn und Ostberlin am 21. 12. 1972 unter­
zeichnet und in Kraft getreten war, kam der Vatikan den Wünschen Bengschs entgegen, 
ernannte am 23. 7. 1973 Apostolische Administratoren in Erfurt, Magdeburg und Schwerin 
und löste damit diese Pastoralbezirke von ihren westdeutschen Diözesen. 
45 Vgl. Baring, Machtwechsel, S. 288-292. 
46 Prettner-Cippico leitete diesen Bericht des Bonner Nuntius am 1. 6. 1970 mit folgenden 
Bemerkungen vom 27. Mai an den Sowjetagenten Boyge weiter: „Ich glaube, daß die Bemerkun­
gen zur Gefahr der Flüchtlinge übertrieben sind, denn es handelt sich um Leute, denen es gut 
geht und die nur schreien und einige Versammlungen machen, ohne Gefahren für die Regie­
rung. Was das Treffen von Kassel betrifft (zu dem es ja kam), so sind die Unannehmlichkeiten 
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Dokument 17 
Bericht Bafiles vom 19. Juni 1970 

Die Wahlen in drei Bundesländern haben viel Presselärm im Inland und Ausland 
verursacht47. Doch, wie ich aus kompetenten Quellen des Außenministeriums 
und von anderen vertrauenswürdigen Informanten erfahre, wird es vorläufig kei­
nerlei Änderung weder der Außen- noch der Innenpolitik geben. Offenkundig 
hat die Regierung Brandt einen Schlag erlitten, aber das wird ihre Haltung aus 
zwei Gründen nicht ändern: Kanzler Brandt hat einen starken und hartnäckigen 
Charakter, und Stimmen-Veränderungen für seine Partei sind gewiß nicht die ent­
sprechende Mittel, um ihn zu einer Korrektur seiner Politik zu veranlassen, für 
die er seine ganze Energie eingesetzt hat - was übrigens auch seine Gegner aner­
kennen - , oder ihn dazu zu bringen, das bisherige Tempo zu verlangsamen. Zwei­
tens berühren die Wahlen in den Bundesländern nur am Rande die Außenpolitik 
der Regierung, und diese Außenpolitik wird mindestens über den Herbst hinaus 
fortgesetzt werden. Dann, wenn das Parlament wiedereröffnet und die Politik 
fortgesetzt wird, wird man sehen, welche Vorteile und etwaige Nachteile die Ost­
politik Brandts für die Bundesrepublik hatte. Viel wird davon abhängen, wie sich 
die Regierung in Ostberlin verhält, die bisher den guten Willen Brandts sehr 
wenig unterstützt hat und sich fast so verhalten hat, als wollte sie den rechten Flü­
gel der CDU oder deren bayerische Verbündete an die Macht zurückkehren las­
sen. Auch innerhalb der liberalen Partei wird es Konflikte geben, doch glaube 
ich nicht, daß die jetzigen Positionen des Ministers und Vorsitzenden Scheel48 

sich ändern werden; denn wenn es auch wahr ist, daß der Parteiflügel von Mende 
immer noch stark ist, so ist er es doch nicht so sehr, daß er das jugendliche Seg­
ment der liberalen Partei ausbalancieren könnte, das fast ganz zu Scheel steht, j a 
noch progressivere Positionen vertritt als Scheel selbst. Bis jetzt hat sich also 
nichts verändert, und es wird sich auch bis Herbst nichts ändern. Bis dahin wird 
man die Reaktionen Ostdeutschlands sehen, und man hofft, daß ein neues 
Gespräch zwischen den Partnern der beiden Deutschland zustande kommt49. 

für die Regierung, die der Nuntius voraussah, zwar richtig, aber nicht so groß, um die Regie­
rung zu stürzen. Im allgemeinen scheint mir der Bonner Nuntius immer zu pessimistisch zu 
sein." 
47 Bezieht sich auf die Landtagswahlen, die am 14. 6. 1970 in den Bundesländern Niedersach­
sen, Nordrhein-Westfalen und dem Saarland stattgefunden haben. 
48 Walter Scheel (geb. 1919), Mitglied der FDP, 1961-1966 Bundesminister für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit (Entwicklungshilfe) in den Kabinetten Adenauer und Erhard, 1969-1974 Bun­
desaußenminister und Vizekanzler in beiden Kabinetten Brandt, 1974-1979 Bundespräsident. 
49 Prettner-Cippico versah diesen Bericht am 4. 7. 1970 mit folgender Bemerkung, bevor er ihn 
an Bogye weiterleitete: „Ich denke, daß der Nuntius, sonst ein Pessimist, die Dinge mit Realis­
mus und Objektivität betrachtet. Gewiß, wenn Ostberlin zu hart ist, wird die Lage Brandts uner­
träglich und die Strauß-Richtung kann sich wieder stärken." 
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Dokument 18 
Bericht Bafiles vom 20. April 1971 

Soviel mir aus Gesprächen mit Politikern bekannt wurde, scheint die Lage weni­
ger klar zu sein als vor zwei Monaten. Die Aktionen, die Kanzler Brandt so lebhaft 
zu Gunsten einer Öffnung nach Osten unternommen hat50, haben in der öffentli­
chen Meinung nicht Wurzel gefaßt. Und von dieser Gleichgültigkeit profitiert die 
christdemokratische Opposition, deren rechter Flügel stets bereit ist, die alten 
nationalistischen Ressentiments der „Flüchtlinge" anzuheizen. Dieser letzte 
Begriff ist eigentlich ohne Bedeutung, denn wer vor 15 oder 20 Jahren Flüchtling 
war, ist es nicht mehr. Heute haben alle eine angemessene Beschäftigung in West­
deutschland gefunden und viele haben sich durch ihre Arbeit einen bemerkens­
werten Wohlstand erworben. Was den Regierenden offenkundig mißfällt, ist das 
geringe Entgegenkommen, das der gute Wille von Kanzler Brandt bei den soziali­
stischen Ostländern findet. Dieser hoffte, mit seinen Aufsehen erregenden und 
kämpferischen Entspannungsgesten auf Unterstützung und Hilfe in Ostberlin, 
Moskau und Warschau zu treffen. Die sozialdemokratischen Politiker sind sich 
darüber im klaren, daß die Aktion von Kanzler Brandt eher eine Geste des guten 
Willens als ein wirklich wichtiges Zugeständnis war, das die Russen verlangten -
wie etwa den Plan, das Berlin-Problem außerhalb alliierter Kontrolle zu lösen. 
Gleichwohl ist es - so sagt man - augenblicklich der Regierungspartei unmöglich, 
mehr zu tun, als getan wurde, nach zwanzig Jahren Unbeweglichkeit gegenüber 
Osteuropa und mit einer starken Oppositionspartei im Lande, die jede Art Geste 
oder jedes Wort von Sozialdemokraten ausnützt, um über Verrat am deutschen 
Vaterland zu schreien. Bei diesem Stand der Dinge werden die Verhandlungen 
ein bemerkenswertes Gewicht haben, die zwischen Bonn und Ostberlin noch 
immer in Gang sind - auch wenn sie mehr technische als politische Themen 
betreffen - , und das Ergebnis der nächsten Wahlen in Schleswig-Holstein, dem 
Land, das immer eine Hochburg konservativster Tendenzen gewesen ist. Jeden­
falls wird das, was wirklich zählt, der politische Ansatz der drei an Deutschland 
am meisten interessierten sozialistischen Hauptstädte sein. 

50 Berichte von Nuntius Bafile über den Moskauer Vertrag vom 12.8. und den Warschauer Ver­
trag vom 7.12. 1970 befanden sich nicht in den hinterlassenen Papieren Prettner-Cippicos; 
von Juni 1970 bis April 1971 lieferten seine Informanten aus dem Vatikan wenig oder nichts 
aus Bonn, weil sie - wie es in einer undatierten Notiz heißt - „zu sehr beschäftigt" waren. 
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Schlüsseldokumente zur Überlieferungsgeschichte 
der NS-„Euthanasie"-Akten gefunden 

Die fortdauernde Erschließung der „Stasiunterlagen" in der „Gauck-Behörde" 
bzw. „Birthler-Behörde"1 fördert immer wieder auch wichtige Erkenntnisse über 
das „Dritte Reich" und über den Umgang der DDR mit der NS-Vergangenheit 
zutage. Mittlerweile konnten dort zwei Schlüsseldokumente (aus den Jahren 1960 
und 1985) aufgefunden werden2, die die Übernahme der sogenannten NS-
„Euthanasie"-Akten durch das Ministerium für Staatssicherheit der DDR (MfS) in 
den 1960er Jahren und deren Verwendung bis in die 1980er Jahre klären. Damit 
beantwortet sich endgültig die Frage nach dem Überlieferungsweg der Akten 
nach 1945 - eine Frage, der die Forschung über die NS-Zeit seit Jahren nachge­
gangen ist3. 

Bereits Mitte 1999 konnte in dieser Zeitschrift der Weg nachgezeichnet wer­
den, den diese Krankenakten, die zu den etwa 70000 Opfern der NS-„Euthana-
sie"-Verbrechen der Jahre 1940 und 1941 (sogenannte „Aktion T4") gehörten, bis 
1944/1945 genommen hatten4. Von Gasmordanstalten wie Hadamar, Bernburg 
oder Pirna-Sonnenstein gelangten die Akten über Zwischenstationen zur Auswer­
tung ins oberösterreichische Schloß Hartheim, wo die Mehrzahl der Unterlagen 
von den Tätern Ende 1944 vernichtet wurde. Der andere Teil der Akten - wie wir 
heute wissen: die Unterlagen zu etwa 30000 Opfern der Krankenmorde - tauchte 
1990 in den Beständen des ehemaligen Ministeriums für Staatssicherheit der 
DDR wieder auf und wurde vom Bundesarchiv übernommen, wo die Archivalien 
heute am Archivstandort Berlin-Lichterfelde den vielbeachteten Bestand R 179 
(„Kanzlei des Führers, Hauptamt IIb") bilden. Offen hatte bislang die Frage blei­
ben müssen, wie die Akten in DDR-Besitz gekommen waren. Erst jetzt kann die 
1999 aufgestellte Hypothese, daß die Unterlagen beim letzten Umzug der Kran­
kenmordorganisation „T4" (benannt nach ihrer ursprünglichen Adresse „Tiergar­
tenstraße 4" in Berlin) von Hartheim (bei Linz an der Donau) in das Gebiet des 
heutigen Thüringen mitgenommen wurden5, verifiziert werden. 

1 Offiziell: „Die Bundesbeauftragte für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehe­
maligen Deutschen Demokratischen Republik" (BStU). 
2 Ein Mitarbeiter der „Gauck-Behörde" zitierte bei einer Fachtagung im Bundesarchiv aus die­

sen Dokumenten, allerdings ohne die zeithistorische Bedeutung der Unterlagen in Gänze dar­
zulegen. Vgl. Ralf Blum, Referat über Unterlagen beim BStU zum Themenbereich Euthanasie 
[Vortrag am 14. 5. 2000], in: Arbeitskreis zur Erforschung der nationalsozialistischen „Euthana­
sie" und Zwangssterilisation. Frühjahrstagung 12.-14. Mai 2000 in Berlin-Lichterfelde. Schwer­
punktthema: Archivbestände und „Euthanasie". Ausrichtung der Tagung: Bundesarchiv. Zusam­
menstellung des Tagungsbandes durch Matthias Meissner, Bundesarchiv [Tagungsdokumenta­
tion], Berlin 2001, S. 76-79. 
3 Vgl. z. B. Volker Roelcke/Gerrit Hohendorf, Akten der „Euthanasie"-Aktion T4 gefunden, in: 

VfZ 41 (1993), S. 479-481. 
4 Vgl. Peter Sandner, Die „Euthanasie"-Akten im Bundesarchiv. Zur Geschichte eines lange ver­

schollenen Bestandes, in: VfZ 47 (1999), S. 385-400. 
5 Vgl. ebenda, S. 399. 
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Die Spur der Akten, die sich Ende 1944/Anfang 1945 verlor, läßt sich nämlich 
im Jahr 1960 wieder aufnehmen. Zu dieser Zeit, als in der Bundesrepublik 
Deutschland (zuvorderst im „Spiegel"6) Vorwürfe gegen den Kieler Ordinarius 
für Kinderheilkunde Werner Catel wegen Beteiligung an der NS-„Kindereuthana-
sie" erhoben wurden, begann das MfS sich für die Angelegenheit zu interessie­
ren, wie aus einem Sachstandsbericht der MfS-Bezirksverwaltung Leipzig vom 23. 
September 1960 (dem ersten der jetzt aufgefundenen Dokumente) hervorgeht7. 
Hintergrund für diese Aufmerksamkeit war, daß der Kinderheilkundler Catel bis 
kurz nach Kriegsende als Direktor der Universitätskinderklinik in Leipzig fun­
giert hatte, wo nach wie vor dessen ehemaliger Mitarbeiter Dr. Hempel als Ober­
arzt tätig war. Die Staatssicherheit hatte bereits seit längerem „in der Kinderklinik 
der Karl-Marx-Universität [Leipzig] immer wieder Diskussionen festgestellt, daß 
während der Zeit des Faschismus an der Kinderklinik sogenannte 'rassisch min­
derwertige' Kinder umgebracht worden wären". - „Nach inoffiziellen Berichten" 
war der MfS-Bezirksverwaltung Leipzig bekannt, daß „Catel und Hempel epilepti­
sche Kinder durch fortgesetztes Spritzen mit Luminal langsam umgebracht 
haben"8 sollten. Durch weitere Befragungen erfuhr man, daß Hempel während 
der NS-Zeit Stationsarzt auf der Leipziger Station des „Reichsausschusses zur wis­
senschaftlichen Erfassung von erb- und anlagebedingten schweren Leiden" (so 
der Tarnname der NS-Kindermordorganisation) gewesen war. Besonders die Kli­
nikleitung schien nun, da die „Spiegel"-Artikel auch in der DDR rezipiert wurden 
und an der Klinik „die Diskussion im verstärkten Maße auftreten" ließen, an einer 
Klärung der Angelegenheit interessiert, da sie den Ruf der Einrichtung nicht 
beschädigt sehen wollte. Anlaß für das Interesse der Staatssicherheit war zudem 
das Habilitationsvorhaben Hempels und eine bevorstehende Ehrung des Arztes, 
der zu DDR-Zeiten bereits in den Besitz der Hufelandmedaille und der Medaille 
für ausgezeichnete Leistungen gekommen war und der kurz darauf eine weitere 
Auszeichnung erhalten sollte: nämlich die der Abteilung „Mutter und Kind" im 
DDR-Ministerium für Gesundheitswesen, welcher er zugeordnet war. Im Auftrag 
der MfS-Bezirksverwaltung Leipzig und der SED-Bezirksleitung führte die Univer­
sitätsleitung daraufhin ein Gespräch mit Hempel, der jedoch versuchte, alles 
strafrechtlich Relevante abzustreiten und auf seinen ehemaligen Chef Catel zu 
schieben9. 

Doch damit gab die Staatssicherheit sich zunächst nicht zufrieden. Auf der 
Suche nach möglichem Belastungsmaterial erinnerte man sich der „ca. 20000 
Akten [...] von Personen, die dem Euthanasieprogramm zum Opfer fielen" -
eines Aktenbestandes, der nach Kenntnis des MfS im Krankenhaus für Psychiatrie 
und Neurologie Pfafferode in Mühlhausen (Bezirk Erfurt) lagerte, also genau in 

6 Vgl. „Euthanasie. Eingeschläfert", in: Der Spiegel, Nr. 34 vom 17. 8. 1960, S. 31-33; „Euthana­
sie. Fürchtet euch nicht", in: Ebenda, Nr. 35 vom 24. 8. 1960, S. 21. 
7 BStU, MfS-HA XX Nr. 4982, S.BStU-5 bis BStU-15, [MfS-] Bezirksverwaltung Leipzig, Abt. 

V/6, „Sachstandsbericht zum operativen Material ,Euthanasie'" vom 23.9. 1960. 
8 Ebenda, hier S. BStU-8. 
9 Ebenda, S.BStU-9 f. 
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jener Institution, die Anfang 1945 zum letzten Ausweichquartier der „Zentralver­
rechnungsstelle Heil- und Pflegeanstalten" (einer Untergliederung der Kranken­
mordorganisation „T4") geworden war. Auf das Krankenhaus Pfafferode waren 
die Ermittlungsbehörden bereits 1946 im Kontext der NS-„Euthanasie"-Verbre-
chen einmal aufmerksam geworden, als die Staatsanwaltschaft Frankfurt a. M. die 
Kriminalpolizei Mühlhausen um die Sicherstellung eines Koffers des ehemaligen 
nassauischen Anstaltsdirektors und „T4"-Gutachters Dr. Friedrich Mennecke10 

bat, den dieser dort im letzten Kriegsjahr bei seinem Kollegen und Freund Dr. 
Theodor Steinmeyer, dem Direktor der Anstalt Pfafferode, in Sicherheit gebracht 
hatte. Wie sich herausstellte, enthielt der Koffer jedoch nicht etwa wie vermutet 
brisante Dokumente, sondern lediglich Kleidung und Silberbesteck11. 

14 Jahre später dann, im Sommer 1960, ließ das MfS zunächst durch das Mini­
sterium für Gesundheitswesen im Krankenhaus Pfafferode anrufen und die 
Abholung der Akten ankündigen, um diese dann am Donnerstag, dem 1. Sep­
tember 1960, per LKW in die MfS-Bezirksverwaltung Erfurt zu transportieren12. 
Die Akten waren damit zum „operativen Material 'Euthanasie'" geworden, so 
benannt vom zuständigen MfS-Leutnant in der Überschrift seines Berichts über 
den Vorgang13. Soweit die Akten einen örtlichen Bezug zu Leipzig und Umge­
bung aufwiesen - es handelte sich dabei um etwa 1300 Stück - , brachte man sie 
zur weiteren Auswertung in die Bezirksverwaltung Leipzig. Die folgende Suche 
nach Spuren von Catel oder Hempel in den Akten mußte vergeblich bleiben, da 
die untersuchten Akten der Gasmordaktion „T4" zuzuordnen waren, während 
Catels und Hempels „Reichsausschußstation" in Leipzig an der organisatorisch 
davon getrennten Kindermordaktion mitwirkte. Die Bezirksverwaltung Leipzig 
schlug nun vor, die „Euthanasie"-Akten von Erfurt bzw. Leipzig nach Berlin zu 
bringen und durch eine Expertenkommission auswerten zu lassen. Man beabsich­
tigte, belastete Ärzte, soweit sie inzwischen in der Bundesrepublik lebten, mit 
dem Material „in der Öffentlichkeit bloßzustellen und aus verantwortlichen Funk­
tionen des Bonner Staates zu vertreiben"14. Man stellte die Unterlagen also offen­
sichtlich in den Dienst der in diesen Jahren von der DDR verfolgten Strategie 
einer Desavouierung der Bundesrepublik Deutschland unter Hinweis auf deren 

10 Zu Mennecke als „T4"-Gutachter und Direktor der Landesheilanstalt Eichberg/Rheingau 
siehe die einschlägigen Veröffentlichungen von Ernst Klee - etwa Dokumente zur „Euthanasie", 
Frankfurt a. M. 1985; siehe außerdem Peter Sandner, Der Eichberg im Nationalsozialismus. Die 
Rolle einer Landesheilanstalt zwischen Psychiatrie, Gesundheitsverwaltung und Rassenpolitik, 
in: Christina Vanja/Steffen Haas/Gabriela Deutschle/Wolfgang Eirund/Peter Sandner 
(Hrsg.), Wissen und irren. Psychiatriegeschichte aus zwei Jahrhunderten - Eberbach und Eich­
berg, Kassel 1999, S. 164-220, hier S. 178-195. 
11 Hessisches Hauptstaatsarchiv Wiesbaden, Abt. 461 Nr. 32442, Bd. 3, Bl. 147, B1.372 f.; 
ebenda, Bd. 4, Bl. 290 f. 
12 BStU, MfS-HA XX Nr. 4982, S. BStU-5 bis BStU-15, Bezirksverwaltung Leipzig, Abt. V/6, 
„Sachstandsbericht zum operativen Material 'Euthanasie'" vom 23. 9. 1960, hier S. BStU-12 f. 
13 Ebenda, S. BStU-5. 
14 Ebenda, S. BStU-14. 
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Umgang mit der NS-Vergangenheit15. Mit dem in der DDR tätigen Hempel dage­
gen wollte man sich arrangieren. Um ihn „zu binden, bzw. ihn klare Linie bezie­
hen zu lassen", sollte er „in der Presse eine Erklärung zu den Euthanasieverbre­
chen Catel[s]" abgeben16. 

Wir dürfen annehmen, daß es sich bei dem in Pfafferode abgeholten Aktenbe­
stand nicht nur um die damals geschätzte Zahl von 20000, sondern bereits um 
die Gesamtheit der heute im Bundesarchiv vorhandenen rund 30000 Akten 
gehandelt hat. Nach wie vor stellt sich aber die Frage, nach welchen Kriterien 
1944 in Hartheim (Oberösterreich) ein Teil der „T4"-Akten vernichtet, ein ande­
rer erhalten und in den Gau Thüringen verbracht wurde. Die Tatsache, daß die 
Akten in Mühlhausen-Pfafferode ihren letzten Lagerungsort während der NS-Zeit 
erhielten, stützt zwar die Annahme, daß diese sich aus verwaltungsorganisatori­
schen (möglicherweise sogar abrechnungstechnischen) Gründen noch in Benut­
zung befanden17, denn dies war die Aufgabe der zuletzt in Mühlhausen angesie­
delten „Zentralverrechnungsstelle". Nicht ganz widerlegt ist aber nach wie vor die 
Hypothese, daß die Akten noch für Zwecke der medizinischen Forschung aufbe­
wahrt worden sein könnten18. 

Unklarheit hat bis vor kurzem auch über die Zusammenstellung von verschie­
denen NS-Unterlagen in dem Bestand geherrscht, der 1990 vom ehemaligen MfS 
an das Bundesarchiv überging. Beispielsweise war die Existenz von Krankenakten 
aus der thüringischen Anstalt Stadtroda, die sich nicht auf Mordopfer der 
„Aktion T4" bezogen, innerhalb des Bestandes nicht erklärbar. Bereits 1997 
konnte Renate Renner darauf aufmerksam machen, daß es sich bei den aufgefun­
denen 156 Stadtrodaer Krankengeschichten im Bundesarchiv-Bestand durchge­
hend um Akten von Kindern handelt, die zwischen 1935 und 1945 in der dorti­
gen Anstalt verstorben waren - in der Mehrzahl waren diese Kinder Mordopfer 
in der sogenannten „Kinderfachabteilung" Stadtroda geworden19. Renner berich-

15 Ausgangspunkt dieser Strategie war die sogenannte „Blutrichterkampagne", die sich auf ehe­
mals an nationalsozialistischen Sonder- oder Kriegsgerichten, nun in der bundesdeutschen 
Justiz tätige Juristen bezog. Vgl. Detlef Siegfried, Zwischen Aufarbeitung und Schlußstrich. 
Der Umgang mit der NS-Vergangenheit in den beiden deutschen Staaten 1958 bis 1969, in: 
Axel Schildt u. a. (Hrsg.), Dynamische Zeiten. Die 60er Jahre in den beiden deutschen Gesell­
schaften, Hamburg 2000, S. 77-113, hier S. 80-82, S. 88 f. Zur sog. „Blutrichterkampagne" siehe 
auch Matthias Meusch, Von der Diktatur zur Demokratie. Fritz Bauer und die Aufarbeitung der 
NS-Verbrechen in Hessen (1956-1968), Wiesbaden 2001, S. 246-290. 
16 BStU, MfS-Ha XX Nr. 4982, S. BStU-5 bis BStU-15, Bezirksverwaltung Leipzig, Abt. V/6, 
„Sachstandsbericht zum operativen Material 'Euthanasie'" vom 23. 9. 1960. 
17 Zur weiteren Nutzung und Bearbeitung der Akten auch noch nach der Ermordung der 
betroffenen Personen siehe Sandner, „Euthanasie"-Akten, S. 389-393. Zum Ausweichquartier 
Pfafferode vgl. ebenda, S. 397. 
18 Gegen die Annahme einer (geplanten) Nutzung für medizinische Forschungszwecke könnte 
allerdings sprechen, daß offenbar keinerlei Vorauswahl nach qualitativen Kriterien (Diagnose, 
Alter der Patienten usw.) aus den Akten getroffen worden ist. Vgl. Thomas Beddies, Vorläufige 
quantitative Aussagen zum Bestand R 179 im Bundesarchiv [Vortrag am 13. 5. 2000], in: Arbeits­
kreis (wie Anm. 2), S. 29-50, hier S. 32, S. 49. 
19 Vgl. Renate Renner, Das Landeskrankenhaus Stadtroda während der Zeit des Nationalsozia­
lismus [Vortrag vom 7.11. 1997], in: Herbsttagung 1997 des Arbeitskreises zur Erforschung 
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tet, daß diese Akten „in den 60'ger Jahren von der Staatssicherheit konfisziert 
wurden und mit den gesamten von der Staatssicherheit gesammelten 'Euthana­
sie [-] Akten' aufbewahrt und unter Verschluß gehalten wurden"20. 

Anhand der heute bekannten Unterlagen aus der „Gauck-Behörde" können 
diese Erkenntnisse Renners als bestätigt gelten. Die Aufbewahrung der Stadtrodaer 
Kinderakten beim MfS erschließt sich nämlich aus einem Schreiben der mit der 
Aufklärung von NS-Verbrechen befaßten Abteilung 11 der Hauptabteilung IX der 
Staatssicherheit aus dem Jahre 1985 (dem zweiten der jetzt aufgefundenen Doku­
mente). Danach befanden sich ,,[i]n der Dokumentenablage der Hauptabteilung 
IX/11 [...] die Personalakten von 15821 in der Heil- und Pflegeanstalt Stadtroda 
verstorbenen Kinder [sic!]". Diese Akten wurden 1985 aufgrund einer Anfrage der 
West-Berliner „Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes" (VVN) herangezogen, 
um die NS-Vergangenheit der Ärztin Dr. Margarete Hielscher zu ergründen, die, 
wie auch das MfS feststellte, „viele Jahre lang die sogenannte Kinderfachabteilung" 
der Anstalt Stadtroda geleitet hatte22. Das MfS untersuchte seinerzeit exemplarisch 
33 der Akten und empfand es als „bemerkenswert, daß die Mehrzahl der 33 Kinder 
bereits 3 Tage bis 4 Monate nach ihrer Einlieferung in die ,Kinderfachabteilung' 
verstorben ist". Zwar wurden deshalb intern weitere Ermittlungen eingeleitet; dage­
gen wurde ,,[d]ie Abteilung Internationale Verbindungen beim Generalstaatsan­
walt der DDR [...] informiert, der Westberliner VVN keine Auskunft zu der Hiel­
scher zu erteilen, um eine Diskriminierung der DDR zu vermeiden"23. 

Wie sich aus den beiden Dokumenten - und aus der Zusammensetzung des jetzt 
im Bundesarchiv befindlichen Bestandes - entnehmen läßt, stellte das Ministerium 
für Staatssicherheit verschiedenste auf dem Gebiet der DDR aufgefundene Unterla­
gen zu den nationalsozialistischen „Euthanasie"-Verbrechen zusammen, die 
ursprünglich unterschiedliche Provenienzen aufwiesen, und lagerte sie unter der 
nach wie vor nicht geklärten Bezeichnung „EVZ"24. Ebenso wie allzulange in der 
Bundesrepublik Deutschland war auch in der DDR der Umgang mit der NS-Vergan­
genheit politischen Erwägungen im Sinne eines „Wettlaufs der Systeme" unterge­
ordnet. Dies zeigen auch der geschilderte Umgang mit den (der historiographi-
schen Forschung vorenthaltenen) „Euthanasie"-Akten und die teilweise milde 
Behandlung von NS-Tätern, die nach 1945 in Ostdeutschland verblieben waren 

der Geschichte der „Euthanasie" und Zwangssterilisation vom 7.11. bis 9. 11. 1997 in Stadtroda 
[Tagungsdokumentation], Stadtroda 1998, S. 30-46, hier S. 41. 
20 Ebenda, S. 45. 
21 Die Zahl 158 weicht nur um 2 Akten von der durch Renner, Landeskrankenhaus, S. 41, fest­
gestellten Zahl von 156 Stadtrodaer Kinderakten im Bundesarchiv ab; von einer Identität der 
Akten ist auszugehen. 
22 BStU, MfS-HA XX Nr. 5137, S. BStU-229f., Schreiben der MfS-Hauptabteilung IX/11 an die 
Hauptabteilung XX/2 vom 21. 5. 1985, hier S. BStU-229. 
23 Ebenda, S. BStU-230. 
24 Zur Abkürzung „EVZ" vgl. Sandner, „Euthanasie"-Akten, S. 385. Neben dem eigentlichen 
Krankenaktenbestand im Bundesarchiv (R 179) ist in diesem Zusammenhang auch der zugehö­
rige Bestand R 178 zu erwähnen, in den überwiegend die offensichtlich vom MfS selbst erstell­
ten Materialien der Sammlung „EVZ" (Namenslisten von Ärzten, Kopien aus bundesdeutschen 
Strafverfahren usw.) aufgenommen wurden. 
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und sich zur DDR bekannten. Für die heutige historische Forschung hat die Inbe­
sitznahme der „T4"-Akten durch das MfS sich paradoxerweise als Glücksfall erwie­
sen, denn in seinen Archiven waren die Unterlagen gewiß besseren konservatori­
schen Bedingungen ausgesetzt als in den Lagerräumen des Krankenhauses Pfaffe­
rode. Jetzt gilt es, die Akten einer grundlegenden Aufarbeitung durch die 
historische und medizinhistorische Forschung zu unterziehen, wie es in einem 
DFG-Projekt an der Universität Heidelberg seit kurzem geschieht25. 

Peter Sandner 

25 Vgl. Gerrit Hohendorf/Maike Rotzoll u.a., Die Opfer der nationalsozialistischen „Euthana­
sie-Aktion T4". Erste Ergebnisse eines Projektes zur Erschließung von Krankenakten getöteter 
Patienten im Bundesarchiv Berlin, in: Der Nervenarzt, Nr. 11/2002, S. 1065-1074. 
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Die Rolle der Streitkräfte der UdSSR und der USA sowie ihrer jeweiligen 
deutschen Bündnispartner in der Kubakrise 

Eine Fachtagung des Instituts für Zeitgeschichte München-Berlin 
am 15. Oktober 2002 in Berlin 

Die Kubakrise gilt als einer der Höhe- und Wendepunkte des Kalten Krieges. 
Damals trafen die Bestrebungen der Sowjetunion um Verbesserung ihrer unterle­
genen strategischen Position und um die Stärkung ihres Einflusses im karibi-
schen Raum auf entschiedenen amerikanischen Widerstand. Das Aufeinander­
prallen der beiden Supermächte führte zu einer Krise, die die Welt an den 
Abgrund der nuklearen Vernichtung brachte. Die Entscheidung zwischen Krieg 
und Frieden lag damals nicht nur in den Händen von Chruschtschow und Ken­
nedy sowie ihrer Geheimdienste; auch die Militärs der beiden Supermächte spiel­
ten eine Schlüsselrolle bei der Beilegung der Krise. 

Während die Absichten und Handlungsspielräume der Politiker und Nachrich­
tendienste während der Kubakrise bisher breite Beachtung in der Geschichtswis­
senschaft fanden, wurde die Rolle der Militärs von der Forschung zumeist ver­
nachlässigt. Im Zentrum der vom IfZ organisierten Tagung standen deshalb die 
Streitkräfte der UdSSR und der USA sowie ihrer jeweiligen deutschen Bündnis­
partner. Das Kolloquium rekonstruierte, indem es sich vor allem den militäri­
schen Aspekten der Kubakrise widmete, nicht nur die Dramatik der 40 Jahre 
zurückliegenden Ereignisse, sondern präsentierte zugleich neue Forschungser­
gebnisse. 

Eröffnet wurde die Fachtagung vom stellvertretenden Direktor des IfZ Prof. 
Dr. Udo Wengst (München). Nach einer kurzen Begrüßung stellte er knapp den 
Forschungsstand dar und verwies auf den Wandel in der Wahrnehmung der 
Krise. Den Zeitgenossen galt Kennedy als eindeutiger Sieger im Machtpoker mit 
Chruschtschow. Die historische Forschung hat dieses Bild jedoch fast völlig verän­
dert. Mittlerweile wird der US-Präsident in der Krise als „schwach", „unentschlos­
sen" und sogar „ängstlich" beschrieben. Mit der Bestandsgarantie für die soziali­
stische Republik Kuba und dem Abzug der Jupiter-Raketen aus der Türkei habe 
er einen hohen politischen Preis für die Entfernung der sowjetischen Raketen 
von der Zuckerrohrinsel gezahlt. Der damals als konfus eingeschätzte sowjetische 
Partei- und Staatschef Chruschtschow habe nach neueren Forschungen nicht nur 
seine Position erfolgreich verteidigt. Er unterstützte während der Krise aus takti­
schen Gründen sogar den US-Präsidenten, da er dessen Sturz durch Hardliner 
des US-Militärs fürchtete. 

Bevor sich die Spezialisten aus der Bundesrepublik und der Russischen Födera­
tion diesen Fragen widmeten, steckte Dr. Gerhard Wettig (Kommen) den außen­
politischen Rahmen für die Entstehung der Kubakrise ab. Dabei verwies er auf 
den engen Zusammenhang zwischen Berlin- und Kubakrise. Nach seiner Mei­
nung diente die sowjetische Raketenstationierung auf Kuba weniger dem Schutz 
Castros und der kubanischen Revolution. Vielmehr sei die Aufstellung sowjeti-
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scher Nuklearwaffen in unmittelbarer Reichweite amerikanischer Großstädte der 
Versuch Chruschtschows gewesen, die amerikanische „Eskalationsdominanz" zu 
durchbrechen und neuen Verhandlungsdruck in der Berlin-Frage aufzubauen. 
Verifizieren, so Wettig, ließe sich diese These jedoch nur durch neue Dokumente 
aus den Archiven der ehemaligen Sowjetunion. 

Dort bleibt jedoch selbst für russische Militärhistoriker der Zugang zu bestimm­
ten Regierungsarchiven, wie dem Präsidentenarchiv und dem Zentralen Archiv 
des russischen Verteidigungsministeriums, schwierig. Dennoch konnten die bei­
den russischen Referenten detaillierte und umfassende Analysen der Aktivitäten 
des sowjetischen Militärs während der Kubakrise vorlegen. Kapitän zur See Prof. 
Dr. Dimitrij Filippovych (Militäruniversität Moskau) beschrieb dabei fakten- und 
kenntnisreich die Aufstellung der sowjetischen Atomwaffen auf Kuba. Im Rah­
men der Operation „Anadyr", so der Deckname der Raketenstationierung, seien 
allein durch die Strategischen Raketentruppen der UdSSR 24 Startrampen, 36 
Atomraketen des Typs R-12 (Reichweite 2000 Kilometer), 60 Atomsprengköpfe, 
8000 Mann Bedienungsmannschaften, 1695 Fahrzeuge und tausende Tonnen 
anderes Material auf die Insel verschifft worden. Zum Schutz dieser Atomstreit­
macht war die Stationierung von weiteren 34000 sowjetischen Soldaten samt 
Flugabwehrraketen, Küstenverteidigungsraketen und taktischen Nuklearwaffen 
erforderlich. Der Transport dieser Streitmacht über mehr als 10000 Kilometer 
war ein imponierender logistischer Kraftakt, der vor allem deshalb gelang, weil 
die fünf Teilstreitkräfte und zahlreiche sowjetische Ministerien und Behörden 
trotz strengster Geheimhaltung gut miteinander kooperierten. Die strengen 
Sicherheitsmaßstäbe von „Anadyr" verdeutlichte Filippovych auch durch ein weite­
res Faktum. Alle an der Operation beteiligten Mannschaften und Offiziere über­
prüfte das KGB auf ihren „politisch-moralischen Zustand". Allein von den 8000 
Mann der Raketentruppen mußten daraufhin wegen politischer Unzuverlässigkeit 
mehr als 1000 Soldaten und 500 Offiziere ausgetauscht werden. 

Abschließend wies Filippovych darauf hin, daß auf dem Höhepunkt der Krise 
die sowjetischen Streitkräfte auf Kuba in der Lage waren, „Schläge mit allen 24 
Startanlagen" zu führen. Die Flugdaten für die Einsatzziele der Raketen waren 
exakt vermessen und berechnet. Als so genannte „Gefechtspakete" befanden sie 
sich bei den Abschußstellungen der einzelnen Raketenregimenter. Sogar die 
Atomsprengköpfe wurden teilweise dorthin gebracht, um die erforderliche Mon­
tage- und Startzeit zu verkürzen. Die gerade noch rechtzeitige politische Beile­
gung der Krise habe einen Abschußbefehl aus Moskau jedoch nicht notwendig 
gemacht. 

Im Anschluß analysierte Oberst Dr. Michail Ljoschin (Institut für Militärge­
schichte Moskau) den Wandel der strategischen Einsatzprinzipien der Streitkräfte 
der UdSSR zwischen Berlin- und Kubakrise, wobei er sich auf zeitgenössische 
Werke hochrangiger sowjetischer Militärs zum Thema der „Kriegskunst" stützte. 
Dabei machte er klar, daß in der UdSSR die Entwicklung der Militärtheorie mit 
der politischen Wirklichkeit nicht Schritt hielt. Gleichzeitig wies Ljoschin darauf 
hin, daß unter der Generalität Uneinigkeit über die strategische Ausrichtung der 
sowjetischen Streitkräfte herrschte. Am Beispiel der Strategischen Raketentrup-
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pen zeigte der Referent, daß es letztlich die Entscheidung von Staats- und Partei­
chef Chruschtschow war, dieser Teilstreitkraft die Hauptrolle in einem künftigen 
Krieg zuzuweisen. Dieser Schritt der politischen Führung der UdSSR veränderte 
die bisherige sowjetische Militärdoktrin grundlegend. 

Das frühere Prinzip, daß sich der Kriegserfolg aus Teilsiegen an verschiedenen 
Fronten zusammensetzte, wurde, so Ljoschin, durch folgendes ersetzt: „Der Sieg 
ist das Ergebnis der einaktigen Anwendung des ganzen Potentials eines Staates, 
das vor dem Krieg geschaffen wurde." Auf dieser Grundlage entwickelte die Füh­
rung der sowjetischen Streitkräfte Ende der fünfziger Jahre die Theorie des 
unbegrenzten Kernwaffenkrieges. Ihr zufolge existierte während eines Atomkrie­
ges nur die Alternative: entweder Angriff oder Niederlage. Da letztere Option 
ausschied, galt in der Sowjetunion die strategische Kernwaffenoffensive als einzig 
mögliches militärisches Mittel zur Zerschlagung des Gegners. Abschließend zeigte 
der Referent, daß es gerade die Erfahrungen der Kubakrise waren, welche die 
Militärs zwangen, die Frage der bis dahin für möglich gehaltenen Führbarkeit 
von Atomkriegen neu zu überdenken. Die Krise hatte gezeigt, daß sowohl die 
USA als auch die UdSSR über genügend Nuklearwaffen verfügten, um die 
andere Seite vernichtend zu schlagen. Gleichzeitig konnten die Militärs jedoch 
nicht den Schutz des eigenen Landes vor Vergeltungsschlägen garantieren. Des­
halb wurde der Konflikt um Kuba durch einen Kompromiß gelöst. Die wichtigste 
Lehre der Kubakrise sah der Referent darin, daß sie die Nuklearmächte zwang, 
Wege der Kriegsverhinderung sowie der Nichtweiterverbreitung und Reduzierung 
von Kernwaffen zu suchen. 

Nachdem bis dahin die Militärpolitik der UdSSR im Zentrum des Interesses 
gestanden hatte, wandte sich Dr. Harald Biermann (Bonn) der amerikanischen 
Seite zu. Dabei versuchte er vor allem, das Verhältnis von Politikern und Militärs 
in den USA während der Krise zu analysieren. Hierfür griff der Referent vor 
allem auf US-Quellen zurück. Diese belegen eindeutig, daß Kennedy bis zum 
Herbst 1962 geradezu „obsessiv" dem Gedanken anhing, das sozialistische Regime 
Castros auf Kuba zu beseitigen. Als die Krise jedoch am 16. Oktober 1962 offen 
ausbrach, rückte der US-Präsident von seiner Konfrontationsstrategie ab. Dem 
von seinen Militärs immer wieder geforderten Angriff auf die auf Kuba befindli­
chen sowjetischen Raketen verweigerte er seine Zustimmung. Biermann sieht 
hierfür vor allem zwei Gründe: zum einen die „nukleare Angst" Kennedys, der 
keinen Atomkrieg wollte, und zum anderen fürchtete der US-Präsident mögli­
chen sowjetischen Druck auf West-Berlin, das er als Achillesferse des westlichen 
Militärbündnisses betrachtete. Damit blieb für ihn, trotz der eindeutigen nuklea­
ren Überlegenheit der USA, nur der Weg zu einer Verhandlungslösung. Begüns­
tigt wurde diese durch den sowjetischen Partei- und Staatschef. Chruschtschow 
befürchtete auf dem Höhepunkt der Krise offenbar einen Putsch von US-Militärs 
gegen Kennedy. Obwohl bis jetzt eindeutige sowjetische Quellen für eine Bestäti­
gung dieser Befürchtungen fehlen, habe der sowjetische Partei- und Staatschef 
mit seinem Angebot des gleichzeitigen Abzugs der Raketen aus Kuba und der 
Türkei beim US-Präsidenten offene Türen eingerannt und damit in erheblicher 
Weise zur friedlichen Beilegung des Konflikts beigetragen. Für den ängstlichen 
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und anscheinend überforderten Kennedy habe sich damit die Möglichkeit erge­
ben, der von seinen Militärs geforderten bewaffneten Auseinandersetzung mit 
der Sowjetunion zu entgehen. 

Daß diese Auseinandersetzung vor allem auf deutschem Boden stattgefunden 
hätte, zeigten die nachfolgenden Beiträge von Dr. Matthias Uhl (Berlin) und Dr. 
Bruno Thoß (Potsdam). Dabei verwies Uhl darauf, daß die DDR für den Fall der 
Konfrontation beträchtliche Vorbereitungen getroffen hatte. Seit dem 11. Septem­
ber 1962 befanden sich die 350000 Mann der sowjetischen Streitkräfte in Deutsch­
land in erhöhter Gefechtsbereitschaft. Am 23. Oktober 1962 wurde schließlich 
auch für die NVA Alarm befohlen. Gleichzeitig verhängte der Nationale Verteidi­
gungsrat der DDR auf Weisung aus Moskau für die Streitkräfte eine Urlaubssperre 
und ordnete die Aufschiebung der bevorstehenden Entlassungen sowie die volle 
Mobilmachungsbereitschaft an. Wenige Stunden nach Ausgabe des Befehls befan­
den sich sowohl die Angriffs- wie auch Defensivverbände der Nationalen Volksar­
mee in erhöhter Gefechtsbereitschaft. Damit waren die ostdeutschen Streitkräfte, 
so der damalige Verteidigungsminister Heinz Hoffmann, bereit, jederzeit die von 
der Partei und Regierung gestellten Aufgaben zu erfüllen"1. 

Abschließend versuchte der Referent, mögliche Szenarien eines bewaffneten 
Konfliktes in Zentraleuropa aufzuzeigen. Hierfür griff er auf Übungsunterlagen 
von NVA und GSSD (Gruppe der sowjetischen Streitkräfte in Deutschland) aus 
dieser Zeit zurück. Diese belegten nochmals, daß die sowjetische Militärführung 
einen Kernwaffenkrieg in Europa nicht nur als führbar, sondern auch als gewinn­
bar betrachtete. Ein Nuklearwaffeneinsatz der Amerikaner gegen die Truppen 
des Warschauer Paktes sollte durch einen zumindest zeitgleich erfolgenden mas­
siven Atomraketenschlag beantwortet werden. Damit wollten die Militärführer 
des Warschauer Paktes zugleich günstige Voraussetzungen für eine weitreichende 
strategische Offensive schaffen, die nach ihren Vorstellungen mit der vollständi­
gen Vernichtung des Gegners auf seinem Territorium geendet hätte. Die katastro­
phalen Auswirkungen des Einsatzes von mehr als 2200 Kernwaffen auf dem „west­
deutschen Kriegsschauplatz" ließen die Planer in den Stäben jedoch unberück­
sichtigt. Auch die horrenden Verluste unter der Zivilbevölkerung und der 
Zusammenbruch der Infrastruktur fanden in die Kriegsspiele keinen Eingang. In 
den Augen vieler Militärs galten bis zur Kubakrise Kernwaffen lediglich als eine 
Art stark verbesserte Artillerie. 

Daß diese Meinung sich nicht auf die NVA beschränkte, sondern durchaus 
auch von der politischen und militärischen Führung der Bundeswehr geteilt 
wurde, zeigte Thoß mit seinem Referat. Auch hier galten Atomwaffen in einem 
militärischen Konflikt mit dem Warschauer Pakt als Allheilmittel, das ohne beson­
dere Nebenwirkungen eingesetzt werden konnte. Gleichzeitig machte er jedoch 
deutlich, daß die Bundeswehr während der Kubakrise maximale Zurückhaltung 
üben mußte. Es wurde kein Alarm ausgelöst, und es wurden keine zusätzlichen 
Reservisten einberufen. Ob diese die Schlagkraft der Bundeswehr gesteigert hät-

1 Bundesarchiv-Militärarchiv, DVW-1/8754, Bl. 25, Rede von Verteidigungsminister Hoffmann 
vor dem Nationalen Verteidigungsrat der DDR, 23. 11. 1962. 
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ten, bezweifelte Thoß. Fehlendes Personal, Lücken in der Infrastruktur und Logis­
tik, mangelhafter Kernwaffenschutz sowie die ungenügende Koordination von 
militärischer und ziviler Verteidigung machten die Bundeswehr, wie der Spiegel 
im Oktober 1962 bereits treffend bemerkte, nur „bedingt abwehrbereit". 

Diesen beiden Vorträgen schloß sich eine zum Teil heftig geführte Debatte an. 
Im Zentrum der Diskussion stand die Frage, ob die Militärs damals tatsächlich 
die Auswirkungen von Kernwaffen derart unterschätzten. Hierbei bestätigten die 
beiden Referenten abermals, daß bis zur Kubakrise NATO und Warschauer Pakt 
den globalen Atomkrieg als legitime Maßnahme zur Fortsetzung der Politik mit 
anderen Mitteln betrachteten. Erst mit der Strategie der flexible response, so 
Thoß, wurde dieses Paradigma durchbrochen. Zugleich machte er darauf auf­
merksam, daß nicht nur in Rußland wichtige Dokumentenbestände nicht zugäng­
lich seien. Auch in Deutschland erschweren restriktive Freigabevorschriften, man­
gelnder politischer Wille und fehlendes Personal beispielsweise die Aufarbeitung 
von umfangreichem Material über die Bundeswehr während der Berlin- und 
Kubakrise. 

In seinem Schlußvortrag zeigte Prof. Dr. Hermann-Josef Rupieper (Halle) die 
Auswirkungen der Kubakrise auf die weitere Blockkonfrontation. Er betrachtete 
die Eskalation im Herbst 1962 als heilsamen Schock für die Supermächte, die 
danach zu „Katalysatoren der Entspannungspolitik" geworden seien. Gleichzeitig 
trat er dafür ein, dem Problem der chinesisch-sowjetischen Rivalität mehr 
Gewicht beizumessen. Dieses habe ab Anfang der sechziger Jahre vor allem die 
Außen- und Sicherheitspolitik der UdSSR bestimmt. Die für den Kalten Krieg 
unerläßliche globale Perspektive zeige jedoch auch, daß nach der Kubakrise zwi­
schen den USA und der Sowjetunion an der Peripherie zahlreiche „Ersatzkon­
flikte" tobten. Das diese nicht erneut zur globalen Krise führten, sei im wesentli­
chen den Lehren zu verdanken, die die Supermächte aus der Auseinanderset­
zung um die Zuckerrohrinsel gezogen hätten. 

In seinem Schlußwort hob Udo Wengst hervor, daß es für alle Beteiligten ein 
großer Glücksfall gewesen sei, daß sich die Konfrontationsstrategie der Militärs 
nicht durchgesetzt habe und die Politik letztlich in der Lage gewesen sei, die 
Kubakrise mit friedlichen Mitteln beizulegen. Insgesamt wurde die Fachtagung 
von den Teilnehmern als erfolgreich und wissenschaftlich gewinnbringend einge­
schätzt. Die Herausgabe eines Tagungsbandes ist geplant. 

Matthias Uhl 
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Das Markenzeichen des Sozialismus. Sozialpolitik der DDR als politisches 
und gesellschaftliches Spannungsfeld 

Eine Fachtagung des Instituts für Zeitgeschichte München-Berlin 
am 3. Dezember 2002 in Berlin-Lichterfelde 

Die Sozialpolitik der DDR ist ein noch relativ junges, in den letzten Jahren 
jedoch verstärkt beackertes Forschungsfeld innerhalb der seit nunmehr gut zehn 
Jahren boomenden wissenschaftlichen Beschäftigung mit der Geschichte des ost­
deutschen Teilstaats. Das gestiegene - auch außerwissenschaftliche - Interesse an 
diesem Thema rührt nicht nur aus der besonderen Rolle von Sozialpolitik als Mit­
tel zur Herrschaftssicherung der SED, sondern auch daher, daß nicht wenige 
gerade im Licht der jüngsten Entwicklung die spezifische Form „sozialer Sicher­
heit" der DDR - von den niedrigen Mieten bis zur Arbeitsplatzsicherheit - der 
SED-Herrschaft als positive Leistung zurechnen. Zusätzliche Bedeutung gewinnt 
das Thema vor dem Hintergrund der aktuellen Diskussion um die Zukunft der 
sozialen Sicherungssysteme in Deutschland, in der die Grenzen der Finanzierbar­
keit des Sozialstaates immer deutlicher werden. Gründe also genug für das Insti­
tut für Zeitgeschichte, mit einer Fachtagung die Sozialpolitik der DDR als politi­
sches, gesellschaftliches und ökonomisches Spannungsfeld zu thematisieren. Dies 
um so mehr, als sich die Organisatoren der Konferenz Dr. Dierk Hoffmann, PD 
Dr. Michael Schwanz und Dr. Peter Skyba ebenso wie nahezu alle Referenten im 
Rahmen des vom Bundesministerium für Arbeit und dem Bundesarchiv initiier­
ten umfangreichen Projekts „Geschichte der Sozialpolitik in Deutschland seit 
1945"1 mit dem Thema befaßt haben. Im Vordergrund der Tagung standen weni­
ger spezielle sozialpolitische Handlungsfelder und einzelne Zeitabschnitte als 
vielmehr der innovative Versuch, zentrale Strukturelemente der DDR-Sozialpoli­
tik unter Berücksichtigung ihrer Prozeßhaftigkeit zu diskutieren. Kernidee war, 
den Ort der Sozialpolitik in den Zielkonflikten divergierender politischer Vorga­
ben und im System konkurrierender und kooperierender Politikfelder zu bestim­
men und ihre intendierten und nichtintendierten Folgen zu beleuchten. 

Nach der Begrüßung und Einführung durch Professor Dr. Udo Wengst (Mün­
chen) begann die Konferenz mit einem Vortrag von PD Dr. Andre Steiner (Pots­
dam), in dem er die Entwicklung des komplexen Verhältnisses von Sozialpolitik 
und wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit in der DDR erläuterte. Er wies zu Beginn 
darauf hin, daß bei der Berechnung der ökonomischen Kosten der Sozialpolitik 
nicht nur die Sozialausgaben im engeren Sinn zu berücksichtigen sind, sondern 
auch indirekte Leistungen wie etwa die Subventionierung von Konsumgütern 

1 Folgende Bände des auf insgesamt 21 Bände angelegten Handbuchs sind bereits erschienen: 
Geschichte der Sozialpolitik in Deutschland seit 1945, hrsg. vom Bundesministerium für Arbeit 
und Sozialordnung und vom Bundesarchiv, Bd. 1: Grundlagen der Sozialpolitik, Baden-Baden 
2001; Bd. 2/1 und 2/2 (Dokumente): Die Zeit der Besatzungszonen 1945-1949. Sozialpolitik 
zwischen Kriegsende und der Gründung zweier deutscher Staaten, Bandverantwortlicher: Udo 
Wengst, Baden-Baden 2001. 
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und Mieten. Gerade letztere seien in den siebziger und achtziger Jahren stark ge­
stiegen. Deutlich wurde die tiefgreifende Zäsur, die der Machtantritt Honeckers 
in diesem Zusammenhang darstellte: Sowohl der Anteil der Sozialleistungen 
am Bruttoeinkommen der DDR-Bürger, als auch der Anteil der Sozialausgaben 
an der gesamten Wertschöpfung der DDR-Wirtschaft stiegen seit Anfang der sieb­
ziger Jahre steil an. Insgesamt kam Steiner zu einer kritischen Beurteilung der 
ökonomischen Folgen der DDR-Sozialpolitik. Sie habe Leistungsanreize unter­
bunden, weil die Sozialleistungen stärker anstiegen als das leistungsbezogene Ein­
kommen, und darüber hinaus zu einer sich stetig vergrößernden Diskrepanz zwi­
schen Einkommen und Ausgabemöglichkeiten geführt, was sich ebenfalls negativ 
auf die Arbeitsmotivation auswirkte. Da die Sozialausgaben zudem die gesamte 
Volkswirtschaft in immer stärkerem Maße belasteten, hätten die sozialpolitischen 
Maßnahmen der DDR-Regierung wesentlich zur wirtschaftlichen Auszehrung des 
Landes beigetragen. 

Im Anschluß hob Dr. Peter Skyba (Berlin) in seinem Referat „Gesellschaftsinter­
pretation und interventionistische Sozialpolitik" den Bedeutungswandel der Sozial­
politik im Verlauf der Geschichte der DDR hervor. Während des Auf- und Umbaus 
der Sozialversicherungssysteme in den vierziger und fünfziger Jahren habe die 
kompensatorische Funktion der Sozialleistungen sowie seit 1952 die Risikoabsiche­
rung im Vordergrund gestanden. Insgesamt habe die Sozialpolitik in dieser Zeit 
kein besonders wichtiges Politikfeld dargestellt. Ihre Bedeutung wuchs erst im 
Laufe der sechziger Jahre, als problematische soziale Auswirkungen des Neuen 
Ökonomischen Systems antizipiert wurden. Sozialpolitische Maßnahmen sollten 
nunmehr unter der Devise „Sorge für den Menschen" zur Erschließung neuer Wirt­
schaftsreserven und damit zur Steigerung der Produktivität beitragen. Neben die­
ser neuen ökonomischen Komponente blieb aber die soziale Komponente der 
Sozialpolitik erhalten, weshalb Skyba für das Ende der Ära Ulbricht von einem 
„sozialpolitischen Januskopf' sprach. Auch er hob den Zäsurcharakter des Jahres 
1971 hervor: Indem die Steigerung des Wohlstands der Bevölkerung zur „Haupt­
aufgabe" erklärt wurde, verschob sich der Schwerpunkt von der ökonomischen auf 
die soziale Funktion der Sozialpolitik, deren Ausmaß und deren wenig zielgrup-
penspezifischer, eher flächendeckender Charakter wesentlich von der damit ver­
bundenen herrschaftsstabilisierenden Absicht bestimmt wurden. Der Versuch, die 
Aufgaben der Sozialpolitik im Ensemble der verschiedenen Politikfelder abzugren­
zen, blieb in Widersprüchlichkeiten stecken. Einerseits sollte sie dezidiert interven­
tionistisch dazu beitragen, die zum ideologischen Leitbild erklärte nivellierte 
Gesellschaft zu schaffen, andererseits und besonders seit der Zuspitzung der Wirt­
schaftskrise ab Mitte der siebziger Jahre sollte sie helfen, Leistungspotentiale frei­
zusetzen, wozu Redifferenzierungen erforderlich schienen. Allerdings gelang es bis 
zum Ende der DDR weder, das Verhältnis von „Homogenisierung" und „Differen­
zierung" konzeptuell zu fassen, noch in der Praxis, die Fehlallokation von Mitteln 
zugunsten gezielten Ausgleichs sozialer Ungleichheit abzubauen. 

Im Zentrum der anschließenden Diskussion stand die zeitgenössische Interpreta­
tion des Gleichheitsprinzips. Zum einen ging es dabei um das Verhältnis von sozia­
ler Gleichheit und Chancengleichheit, die, so Skyba und Steiner einhellig, in der 
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DDR immer in einem Widerspruch zueinander gestanden hätten, der nie ausdisku­
tiert, geschweige denn aufgelöst worden sei. Vor dem Hintergrund der aktuellen 
politischen Debatte wurde auch nach dem Prinzip der Generationengerechtigkeit 
gefragt. Dabei wurde deutlich, daß das Sozialsystem der DDR stark an der Erwerbs­
tätigkeit orientiert war, wodurch Nicht-Erwerbsfähige, insbesondere Rentner, 
benachteiligt wurden; für sie bestand ein vergleichsweise hohes Armutsrisiko. 

Mit der Frauen- bzw. Gleichstellungspolitik, einem Bereich der Sozialpolitik, in 
dem die DDR im Vergleich zur Bundesrepublik stets als besonders fortschrittlich 
galt, befaßte sich PD Dr. Michael Schwartz (Berlin). Er vermied es jedoch, ihr 
eine einseitig progressive oder modernisierende Rolle zuzuschreiben, und 
machte statt dessen auf die Ambivalenzen und Widersprüche dieses Politikfeldes 
aufmerksam. Frauenpolitik war demzufolge in der DDR bis in die sechziger Jahre 
hinein in erster Linie Frauenarbeitspolitik, mit dem Ziel, möglichst viele Frauen 
in den Arbeitsprozeß einzugliedern. Dies sei weniger emanzipatorischen Gesichts­
punkten geschuldet, als vielmehr eine arbeitsmarktpolitische Notwendigkeit 
gewesen. In quantitativer Hinsicht war diese Politik sehr erfolgreich: Bereits Mitte 
der fünfziger Jahre lag die Frauenerwerbsquote bei 50 Prozent und damit weitaus 
höher als in der Bundesrepublik. Die andere Seite der Medaille sei jedoch, so 
betonte Schwartz, die Tatsache, daß Frauen zumeist gering qualifizierte Tätigkei­
ten ausübten und weniger verdienten als Männer. Zwar begann nach dem Mauer­
bau eine nachhaltige Qualifizierungskampagne für Frauen, in deren Folge der 
Anteil weiblicher Studierender bis Mitte der siebziger Jahre auf 60 Prozent stieg, 
doch rückten Frauen nur selten in Führungspositionen auf, und es blieb eine 
geschlechtsspezifische Lohndifferenz erhalten - die allerdings geringer war als in 
Westdeutschland. Eine Ursache hierfür sah Schwartz in den - in der DDR ebenso 
wie in der Bundesrepublik - virulenten Vorurteilen von Männern gegenüber 
Frauen, die auch den Aufstieg von Frauen in politische Spitzenämter verhinder­
ten. Auch in bezug auf Haushalt und Kindererziehung blieb in der DDR die tra­
ditionelle Rollenverteilung dominant: In über 70 Prozent der Fälle wurde diese 
Arbeit noch in den achtziger Jahren ausschließlich von Frauen geleistet; die 
damit einhergehende Doppelbelastung der Frauen wurde nur teilweise durch die 
Ausweitung der Teilzeitarbeit reduziert. 

Auf die Ambivalenzen frauenspezifischer Politik machte auch der Vortrag von 
Dr. Dierk Hoffmann (Berlin) über „Widersprüche der Arbeitsgesellschaft" auf­
merksam. Das Ziel der DDR-Führung, möglichst viele Frauen in das Erwerbsleben 
einzugliedern, wurde durch die Weigerung zahlreicher Betriebe, Frauen einzu­
stellen, konterkariert. Frauen waren daher in der SBZ und der frühen DDR von 
Arbeitslosigkeit weit häufiger betroffen als Männer. Insgesamt sei die Entwicklung 
der Beschäftigungspolitik in der DDR von einer allmählichen Ablösung „harter" 
durch „weiche" Maßnahmen geprägt gewesen. In den vierziger und fünfziger Jah­
ren dominierten im Arbeitsrecht Bestimmungen mit Zwangscharakter, wie bei­
spielsweise die Arbeitseinweisung, das Verbot der Scheinselbständigkeit und die 
Einschränkung der Freizügigkeit. Diese Schritte zeitigten jedoch die nicht inten­
dierte Nebenfolge, daß zahlreiche Arbeitskräfte in den Westen abwanderten. Im 
Laufe der Zeit wurde das „Zwangssystem" durch "Anreizsysteme" (z. B. Leistungs-
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lohn) ergänzt und schließlich abgelöst. Im Arbeitsrecht wurden zunehmend die 
individuellen Rechte der Arbeiter betont, der Arbeitsschutz und das Recht auf 
Arbeit verankert. Damit wurden Betriebsschließungen und Kündigungen prak­
tisch unmöglich. Die Sozialversicherung nahm nach Ansicht von Hoffmann 
immer mehr den Charakter einer „Staatsbürgerversorgung" an, deren Finanzier­
barkeit immer stärker in Frage gestellt wurde. Daran änderte auch die Einfüh­
rung einer zusätzlichen freiwilligen Rentenversicherung in den siebziger Jahren 
nichts, da das Problem damit lediglich in die Zukunft verlagert wurde. Angesichts 
des inhärenten und nie gelösten Zielkonflikts der DDR-Sozialpolitik - sie sollte 
die Bürger sozial absichern und gleichzeitig die wirtschaftliche Effektivität erhö­
hen - kann die DDR-Gesellschaft Hoffmann zufolge als eine „Gesellschaft mit 
begrenzter Zukunft" bezeichnet werden. 

In der Diskussion wurde auf die ideologische Seite der Frauenerwerbstätigkeit 
hingewiesen; der Aspekt der Selbstverwirklichung durch gesellschaftlich nützliche 
Arbeit habe in dieser Hinsicht eine wichtige Rolle gespielt. Dem wurde zuge­
stimmt, zugleich aber betont, daß diese ideologische Komponente erst zum Tra­
gen gekommen sei, als die Frauenarbeit wirtschaftlich notwendig wurde. Einig 
waren sich die Diskutanten hinsichtlich der Notwendigkeit, bei der Analyse der 
beruflichen Aufstiegsmöglichkeiten auch die eigene Entscheidung der Frau mit 
einzubeziehen. Dabei müsse jedoch nicht nur die Frage gestellt werden, ob 
Frauen in Führungspositionen aufsteigen wollten, sondern gegebenenfalls auch, 
warum sie es nicht wollten. Zudem wurde dafür plädiert, auch ideologiefreie Illu­
sionen in die Betrachtung der Gleichstellungspolitik einzubeziehen. So sei man 
in Ost- wie in Westdeutschland bis in die siebziger Jahre hinein der Illusion erle­
gen, daß die zunehmende Technisierung des Haushalts zu einer deutlichen Ent­
lastung der Frauen führen und die Vereinbarkeit von Familie und Beruf damit 
erleichtern würde. Tatsächlich aber habe der technische Fortschritt nicht weniger 
Arbeit, sondern höhere Hygienestandards zur Folge gehabt. 

Das Spannungsfeld von „Zentralismus und Partizipation" im vormundschaftli­
chen Staat behandelte Dr. Peter Hübner (Potsdam). Vor dem Hintergrund des 
politischen Kernpostulats der SED, nach dem die Interessen von Staatsführung 
und Bevölkerung grundsätzlich identisch seien, stand im Mittelpunkt die Frage, 
welche Möglichkeiten es in der DDR gab, soziale Interessen zu formulieren und 
zur Geltung zu bringen, und wie diese genutzt wurden. Die Chancen der Bevölke­
rung, ihre sozialen Interessen zu artikulieren, waren unterschiedlich groß. Wäh­
rend bei Teilen der Arbeiterschaft, der Bauern und der Intelligenz relativ gute 
Möglichkeiten bestanden, soziale Belange zu vertreten, waren sie bei Rentnern 
vergleichsweise gering. Eine wichtige Rolle bei der Austarierung sozialer Kon­
flikte habe der Betrieb gespielt. Damit unterstrich Hübner noch einmal die 
bereits in den vorangegangenen Referaten konstatierte Bezogenheit der Sozialpo­
litik auf die erwerbstätige Bevölkerung. Allerdings kamen die artikulierten Inter­
essen stets gefiltert bei der politischen Leitungsebene an. Hübner zufolge nahm 
die Sensibilität für die sozialen Belange der Bevölkerung nach dem Machtantritt 
Erich Honeckers zunächst stark zu, im Laufe der Zeit habe aber wieder Ignoranz 
und Verdrängung regiert. Er sprach in diesem Zusammenhang von einem 
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„Fluchtreflex vor sozialen Konflikten". Ein grundsätzliches Problem hinsichtlich 
der Interessenartikulation bestand seiner Auffassung nach darin, daß es in der 
DDR keine „offene Interessenkonkurrenz" gegeben habe. 

Dem Problem von offiziell anerkannten „Bedürfnissen" und zugewiesenem 
„Bedarf widmete sich Dr. Judd Stitziel (Washington D.C.) in seinem Vortrag 
über „Konsumpolitik als Sozialpolitik". Zunächst seien darunter die elementaren 
Bedürfnisse des Menschen - Nahrung, Bekleidung und Unterkunft - verstanden 
worden, deren Befriedigung als Maßstab für den Erfolg des Sozialismus galt. Die­
ser statische Begriff wich zunehmend einem komplexeren, dynamischen Ver­
ständnis von Bedürfnis, nach dem der Produktionsfortschritt zu höheren Bedürf­
nissen führe, deren Erfüllung allmählich als selbstverständlich angesehen werde. 
Die SED-Konsumpolitik blieb nicht allein auf die Befriedigung der Grundbedürf­
nisse beschränkt, sondern war auch auf so genannte „höhere Bedürfnisse" ausge­
richtet, womit sie implizit soziale Distinktionen anerkannte. Am Beispiel der 
Bekleidung erläuterte Stitziel konkret die Doppelgleisigkeit der SED-Konsumpoli­
tik, die zwei Ziele verfolgte: Stabile Preise für Standardprodukte zu sichern und 
die Produktion von höherwertigen, entsprechend teureren Gütern zu ermögli­
chen und dadurch zugleich Kaufkraft abzuschöpfen. Zu diesem Zweck wurden ab 
Ende der fünfziger Jahre in den eigens dafür gegründeten „Exquisit"-Läden 
Waren mit dem Prädikat „hochmodisch" und 15- bis 30-prozentigen Preisauf­
schlägen angeboten. Diesem Konzept war aus verschiedenen Gründen jedoch 
kaum Erfolg beschieden. Zum einen wurden die Preisaufschläge von der Kund­
schaft häufig als ungerechtfertigt empfunden, es entstand der Eindruck, in den 
„Exquisit"-Läden würde Massenware zu überhöhten Preisen angeboten, weshalb 
diese im Volksmund bald „Uwubus" ("Ulbrichts Wucher-Buden") genannt wur­
den. Zum anderen wurde die Qualität der „hochmodischen" Ware zunehmend 
als normal und die des übrigen Angebots als minderwertig wahrgenommen. Bei­
des, so resümierte Stitziel, habe sich „verheerend" auf die Glaubwürdigkeit der 
Sozial- und Konsumpolitik der DDR ausgewirkt. 

Der Einfluß der westlichen Lebensverhältnisse auf die Konsumbedürfnisse der 
DDR-Bevölkerung insgesamt und die Frage, wann die Orientierung am Vorkriegs­
stand von der am Weststandard abgelöst wurde, bestimmten die Diskussion. Wäh­
rend in diesem Zusammenhang einerseits das Aufkommen des (West-) Fernsehens, 
das einen Vergleich erst ermöglicht habe, als wichtiger Einflußfaktor betont wurde, 
hoben andere den Einschnitt des Mauerbaus hervor, der die Entwicklung von 
Mythen über das westdeutsche Konsumniveau befördert habe. Demgegenüber 
wurde zu bedenken gegeben, daß sich die DDR-Bürger auch nach dem Mauerbau 
durch Besuchsreisen, Westpakete und nicht zuletzt durch die Intershops ein realis­
tisches Bild vom Konsumniveau der Bundesrepublik hätten machen können. 

PD Dr. Christoph Boyer (Frankfurt am Main) griff in seinem Vortrag über den 
engeren Rahmen DDR hinaus und stellte ein heuristisches Modell für eine künf­
tige Erforschung der „Sozialpolitischen Beziehungen innerhalb des RGW (Rat 
für Gegenseitige Wirtschaftshilfe)" vor. Hierzu entwarf er ein komplexes Begriffs­
und Kategorienraster. Eingangs betonte er, daß das Verständnis von Sozialpolitik 
in den sozialistischen Staaten weit über das westliche Verständnis hinausging und 
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Wirtschafts- und Konsumpolitik mit einschloß. Sozialpolitik habe es im RGW -
wie überall - immer gegeben, sie habe sich jedoch erst in den sechziger Jahren 
zu einem Politikfeld sui generis entwickelt. Für einen Vergleich der Akteure der 
Sozialpolitik - die Nationalstaaten und ihre jeweiligen Staatsparteien - griff Boyer 
die DDR, Polen, die CSSR und Ungarn heraus, die ihm zufolge ein relativ breites 
Fundament an Gemeinsamkeiten besitzen. Die „Pfade" der Sozialpolitiken dieser 
Staaten hätten bis in die sechziger Jahre noch eng beieinander gelegen, sich in 
den siebziger Jahren verzweigt und seien in den achtziger Jahren schließlich stark 
voneinander abgewichen. Dabei lassen sich, so Boyer, zwei unterschiedliche Pfad­
varianten ausmachen: In der DDR und der CSSR sei auf die Aufbauphase eine 
Reformphase gefolgt, die sich zu einer „Normalisierung", dem so genannten 
Realsozialismus verstetigt habe. In Ungarn und Polen hätten die Regierungen in 
der Sozialpolitik nach einer ähnlichen Aufbauphase wie in der DDR und der 
CSSR in den achtziger Jahren einen Kurs der schrittweisen Rücknahme staatli­
cher Interventionen ("partielle Deregulierung") verfolgt, der schließlich in ein 
„finales Stadium der Erosion" geführt habe. Die sozialpolitische Kooperation 
innerhalb des RGW kam, so Boyer, über den Status von Konsultationen kaum 
hinaus und reduzierte sich in den achtziger Jahren weiter. Den Hauptgrund hier­
für sah er in der generellen Schwäche dieser Organisation, die im Gegensatz zu 
ihrem westeuropäischen Pendant nie supranationalen Charakter besaß. 

In der Diskussion kamen die ökonomischen Grundlagen der untersuchten Staa­
ten als wichtige Bedingungsfaktoren für die Ausprägung der jeweils eingeschlage­
nen sozialpolitischen „Pfade" zur Sprache. Gegenüber den Industrienationen DDR 
und CSSR seien Polen und Ungarn im Untersuchungszeitraum stärker agrarisch 
geprägt gewesen und eher als „sich industrialisierende Nationen" zu bezeichnen. 
Kontrovers diskutiert wurde die Frage, inwieweit sich das vorgestellte komplexe 
theoretische Modell durch empirische Forschungen inhaltlich füllen lasse. 

Zum Abschluß der Tagung formulierte Professor Dr. Drs. h.c. Gerhard A. Ritter 
(Berlin) „Thesen zur Sozialpolitik der DDR" und schlug dabei eine Brücke zur 
aktuellen Diskussion um die Zukunft des Sozialstaats. Insgesamt, so Ritters Kern­
aussage, habe die Sozialpolitik kurz- und mittelfristig zur Stabilisierung der DDR, 
langfristig aber zu ihrem Zusammenbruch beigetragen. Vor allem betonte Ritter 
die Überforderung der Wirtschaft durch die Sozialpolitik, etwa durch die nach 
dem „Gießkannenprinzip" verteilten Subventionen. Das Recht auf Arbeit als 
„Prunkstück der Sozialpolitik" sei zwar von der Bevölkerung sehr positiv beurteilt 
worden, habe aber zu Fehlallokationen von Humankapital geführt und die 
Betriebe überfordert. Doch nicht nur in den wirtschaftlichen, sondern auch in 
ihren sozialen Auswirkungen sei die DDR-Sozialpolitik problematisch gewesen. Die 
starke Ausrichtung der Sozialpolitik an der Erwerbstätigkeit habe Witwen, Behin­
derte, Kriegsgeschädigte und Sozialfürsorgeempfänger benachteiligt. Die Absiche­
rung bei Alter, Invalidität und Tod bezeichnete Ritter daher als „Achillesferse" der 
Sozialpolitik der DDR. Auch den veränderten Wünschen und Bedürfnissen der 
Bevölkerung hätten die SED-Sozialpolitiker nicht Rechnung getragen, als die DDR-
spezifischen „sozialen Errungenschaften" angesichts des westdeutschen „Konsum­
paradieses" an Bedeutung verloren. Positiv hob Ritter das DDR-Arbeitsrecht hervor, 
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das zwar stärker politisiert, aber einfacher und übersichtlicher als das der Bundes­
republik gewesen sei. Er erinnerte jedoch zugleich daran, daß die gesetzlich fixier­
ten Rechte in der DDR nicht einklagbar waren. Zum Schluß ging Ritter noch kurz 
auf die Folgen der DDR-Sozialpolitik für die Wiedervereinigung ein. Die extensive 
Sozialpolitik der DDR habe in Verbindung mit der Übertragung des westdeutschen 
Sozialniveaus auf die ostdeutsche Bevölkerung zu einer regelrechten Kostenexplo­
sion geführt. In den Köpfen der Bevölkerung - in Ost wie West - habe sich zudem 
mehr und mehr die Vorstellung festgesetzt, daß in erster Linie der Staat die Verant­
wortung für die Sozialleistungen trage. 

Die Beiträge der Tagung haben gezeigt, daß die Erforschung der Sozialpolitik 
der DDR in den letzten Jahren große Fortschritte gemacht hat. Deutlich wurde 
insbesondere, daß dieses Politikfeld im zeitlichen Verlauf einem starken Wandel 
unterworfen war. Zahlreiche der in den Vorträgen und Diskussionen angespro­
chenen Aspekte sind auch heute noch aktuell: Fragen wie die nach dem Verhält­
nis von sozialer Gerechtigkeit und Leistungsprinzip, der Vereinbarkeit von Fami­
lie und Berufstätigkeit, der Regulierung des Arbeitsmarktes sowie generell nach 
der Finanzierbarkeit von Sozialleistungen spielen in der momentanen Debatte 
über den Sozialstaat in Deutschland eine wichtige Rolle. Ein Vergleich der Sozial­
politiken nicht nur, wie angeregt, innerhalb der sozialistischen Staatengemein­
schaft, sondern auch zwischen Ost- und Westdeutschland wäre daher reizvoll. Der 
angekündigte Tagungsband läßt eine solide Grundlage für einen solchen Ver­
gleich erwarten. 

Henrik Bispinck 
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Andreas Kossert, "Borderland Policy" and Ostforschung on the periphery 
of the Reich. East Prussian Mazuria 1919-1945. 

For centuries the Eastern periphery of the Prussian Empire was home to a popu­
lation composed of several different ethnic groups. One of them, the Mazurians, 
succeeded in harmoniously integrating German and Polish culture. It was only 
with the rise of nationalism that both the Prusso-Germans and the Poles began to 
instrumentalise the Mazurians for their respective political goals. The resulting 
conflict reached its climax after the First World War, when Poland claimed that 
Mazuria was "old Polish soil". At the same time, the German home organisation 
started a vigorous campaign of "Germanization", which was officially termed a 
preventive measure against the "Polish threat". This campaign was ideologically 
supported by German scholars, who had devised the scheme within the frame­
work of the so-called "Ostforschung". Along with a strong anti-Polish revisionist 
policy, Weimar historians established a vocabulary which undoubtedly helped to 
pave the way for future National Socialist ideas. Contemporary studies on the sub­
ject of Mazuria clearly mirror significant changes in the academic community 
before 1933 as compared to the time after. They also show that some scholars 
were personally committed to contribute to the final "Germanization" of the 
Mazurians. 

Georg Christoph Berger Waldenegg, Hitler, Coring, Mussolini and the annex­
ation of Austria to the German Reich. 

Analysing the specific example of the annexation of Austria to the German Reich 
in March 1938, this essay examines a question which has been controversially dis­
cussed for a long time: Was Hitler a strong dictator or not? The events of March 
1938 are regarded as the prime example of a situation in which Hitler acted inde­
cisively and as if he was controlled by external powers. Allegedly, it was not he 
who pulled the strings, but Goring, who drove Hitler, possibly against the latter's 
own will, into an offensive and violent course of action. This thesis, as it were an 
historiographical truism, is fundamentally questioned. Practically all available 
records are analysed; besides, both the National Socialist process of reaching 
decisions as well as the situation in home and in foreign affairs are closely exami­
ned. It is shown that Göring's part has been overestimated grossly and that Hitler 
remained master of his own decisions indeed. 

Paul Maddrell, The occupation of Germany and the penetration of the 
USSR by British intelligence. 

The conquest of Eastern Germany by the Soviet Union in 1945 presented Britain 
with a threat to its security but also with excellent opportunities for gathering 
intelligence. Soviet exploitation of weapons factories and scientific and technical 
personnel in the Eastern Zone meant that Germans had knowledge of the 
USSR's armaments build-up; they could be recruited as spies. Soviet army officers 
and scientists could be exploited for intelligence if they defected to the West, 
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which was much easier after 1945 than before. German prisoners-of-war used as 
forced labourers in the USSR's post-war reconstruction could be interrogated to 
find out what they knew about it. German scientists, engineers and technicians 
deported to the USSR in the years 1945-48 could, on their return to Germany, be 
interrogated for their knowledge of Soviet weapons development. So the main 
intelligence assets of Britain and the USA in the period 1945-61 were the division 
and exploitation of Germany; the two countries further increased the benefit 
they derived from these by sharing much of the intelligence which they gathered 
in Germany. Exploitation of these sources allowed the first intelligence penetra­
tion of the USSR to be made and also contributed to the later intelligence succes­
ses achieved by the U-2 spyplane and Corona satellite reconnaissance program­
mes. 

Alexander Nützenadel, Representation of economic interests in a parlia­
mentary democracy. The debate on the Bundeswirtschaftsrat ("Federal 
Economic Council") in the 1950s. 

In the years after the foundation of the West German State, heated debates arose 
upon the question whether a new constitutional body should be established in 
order to integrate trade unions and economic interest groups in the policy pro­
cess. The project of a Bundeswirtschaftsrat was modelled on experiences in the 
Weimar Republic, where a similar institution had been intended by the constitu­
tion of 1919. The idea was supported by a broad coalition of different groups 
with strongly diverging motives: While Christian democrats such as Konrad 
Adenauer and Anton Storch were influenced by Catholic corporatism, conserva­
tive constitutional jurists such as Ernst Rudolf Huber and Erich Forsthoff were 
driven by a deep mistrust in parliamentary pluralism. The trade unions, on the 
other hand, expected to realize far-reaching economic and social transformations 
("economic democracy"), whereas the employers' associations hoped to gain 
influence on the political process and to control wage development in the boom­
ing West German economy. Diverging expectations and a strong opposition by 
the Ministries of Economy and Finance prevented the institution of the Bundes­
wirtschaftsrat. In the course of the consolidation of the "economic miracle", cor-
poratist policy models developed in the interwar period lost importance, whereas 
institutions of parliamentary democracy gained confidence in West Germany. 
Moreover, the influence of American concepts of scientific policy counselling 
became more important and supplanted the interest-based paradigm of econo­
mic policy. 

Hansjakob Stehle, Secret information from Bonn for Moscow via the Vati­
can. A versatile agent and his bequest. 

Confidential reports by the pontifical nuncio in Bonn dating from the exciting 
period between 1966 and 1971, which are kept in the pontifical archives in the 
Vatican and which will not be available to the public for years to come, are to be 
found as carbon-copies in the bequest of the prelate Monsignore Eduardo Prett-
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ner-Cipico, who died in 1983. Prettner-Cipico, who was an archivist in the Vatican 
until 1948, worked as an informant of the "Office of Strategic Services" (OSS) 
during World War II. After a financial scandal, he was expelled from the clergy. 
Between 1963 and 1971, Prettner-Cipico obtained copies of hundreds of secret 
documents from former colleagues and sold them to a member of the Soviet 
secret service. He then worked for an American "information service" until 1980. 
The value of the copies which reached the Soviet Union was, however, limited, as 
the information which they contained on backgrounds, motives and intentions of 
West German politics was only partly correct. 
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ßen, Deutsche oder Polen? Die Masuren im Spannungsfeld 
des ethnischen Nationalismus 1870-1956" (Wiesbaden 2001); 
„Masuren. Ostpreußens vergessener Süden" (Berlin 32001); 
arbeitet zur Zeit an einer Studie über „Die Textilzentren Lodz 
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Dr. Georg Christoph Berger Waldenegg , Privatdozent für 
Neuere Geschichte am Historischen Seminar der Universität 
Heidelberg (Grabengasse 3-5, 69117 Heidelberg); veröffent­
lichte u.a.: „Die Neuordnung des Italienischen Heeres zwi­
schen 1866 und 1876: Preußen als Modell" (Heidelberg 1992); 
„Mit vereinten Kräften! Zum Verhältnis von Herrschaftspraxis 
und Systemkonsolidierung im Neoabsolutismus am Beispiel 
der Nationalanleihe von 1859" (Wien 2002); arbeitet zur Zeit 
an einem Projekt über methodisch-theoretische Probleme im 
Zusammenhang mit dem Phänomen nationaler Mentalitäten. 

Dr. Alexander Nützenadel, wissenschaftlicher Assistent am 
Historischen Seminar der Universität zu Köln (Albertus-
Magnus-Platz, 50923 Köln); veröffentlichte u.a.: „Landwirt­
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Paul Maddrell, Ph.D. Dozent am Department of Internatio­
nal Politics, University of Wales (Old College, King Street, 
Aberystwyth, Ceredigion, SY23 2AX); veröffentlichte u.a.: „Bri-
tish-American Scientific Intelligence Collaboration during the 
Occupation of Germany", in: Intelligence and National Secu-
rity, 15/2 (2000), S. 74-94; „Western Intelligence Gathering 
and the Division of German Science", in: Cold War Internatio­
nal History Project Bulletin, 12/13 (2001), S. 352-259. 

Dr. Hansjakob Stehle, Historiker und Publizist (Kahlenber-
gerstraße 38, 1190 Wien); veröffentlichte u.a.: „Nachbarn im 
Osten. Herausforderung zu einer neuen Politik" (Frankfurt 
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